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			Wie aus dem Warenhauskonzern Hermann Tietz Hertie wurde

			In den 1920er Jahren stand der Warenhauskonzern Hermann Tietz wie kaum ein anderer für eine moderne Kaufhauskultur. Nach der nationalsozialistischen Machtübernahme wurde das Unternehmen den jüdischen Inhabern genommen. Aus der Hermann Tietz OHG wurde die Hertie GmbH unter der Leitung des ehemaligen Angestellten Georg Karg, der den Konzern später übernahm. Die Autoren rekonstruieren die Umstände dieser frühen „Arisierung“. Die Studie beleuchtet auch das Schicksal der Familie Tietz nach dem Verlust ihres Unternehmens und den Werdegang des Hertie-Konzerns bis zu den Auseinandersetzungen um Restitution und Entschädigung in den unmittelbaren Nachkriegsjahren. Gestützt auf vielfältige Quellen, darunter bislang nicht zugängliche Dokumente, entsteht so erstmals ein detailliertes Bild des „Arisierungsprozesses“ und seiner Folgen.
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			Einleitung 

			Als die Familie Tietz/Zwillenberg zum Jahresende 1934 ihren Warenhauskonzern aus der Hand geben musste, war das die bislang größte der immer zahlreicher werdenden »Arisierungen«. Der von den Nationalsozialisten verfemte Name »Hermann Tietz«, einer der glanzvollsten des deutschen Einzelhandels, verschwand aus den Städten, Handelsregistern und später auch aus dem historischen Gedächtnis. Die abgegebenen Warenhäuser blieben, sie gehörten nun der Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH, deren Name die Herkunft ihres Vermögens erkennen ließ. Doch danach wurde nicht mehr gefragt, auch nicht, als dies nach der Befreiung des Landes wieder möglich gewesen wäre. Mit der Übernahme durch den 1933 eingesetzten Geschäftsführer Georg Karg war Hertie zum Konzern einer anderen Familie geworden, und im westdeutschen »Wirtschaftswunder« der 1950er- und 1960er-Jahre stand dieser Name dann ebenso selbstverständlich für eine neue Konsumwelt wie Hermann Tietz in früheren Zeiten. Nachdem Hertie 1949 mit der Familie Tietz/Zwillenberg einen Vergleich abgeschlossen hatte, schienen Fragen nach früherem Unrecht vollends als nicht mehr statthaft.

			Bei Hertie bekannte man sich zu der Tradition, die mit dem früheren Namen verbunden war. Von einer »Arisierung« war dabei aber nicht die Rede, und da deren Bedingungen unbekannt blieben, konnte sie von Hertie unwidersprochen in ein beschönigendes Narrativ gehüllt werden: Der Hermann Tietz-Konzern sei in der Weltwirtschaftskrise der frühen 1930er-Jahre zugrunde gegangen und deshalb in einer gänzlich unpolitisch motivierten Sanierung übernommen worden. Die Familie Tietz/Zwillenberg habe mit einer großzügigen Abfindung das Land verlassen und sei auch in dem Vergleich mit dem Hertie-Konzern außerordentlich günstig bedacht worden. Zwar ließen quellengestützte Studien spätestens seit den 1990er-Jahren keinen Zweifel daran, dass die Familie Tietz/Zwillenberg ihren Warenhauskonzern durch eine von Hertie betriebene »Arisierung« verloren hatte. Eine umfassende Aufarbeitung stand gleichwohl weiterhin aus, die Folgegeschichte der »Wiedergutmachung« blieb gar gänzlich im Dunkeln. Inzwischen sind seit dem »Arisierungsvertrag« fast 90 Jahre und seit dem Vergleich mehr als 70 Jahre vergangen.

			Warum erfolgt die Aufarbeitung erst jetzt? Die Zeitspanne ist zu groß, um sie durch die kollektive Verdrängung brauner Vergangenheit in der Nachkriegsgesellschaft erklären zu können. Auch später, als die Rolle der Unternehmen in der NS-Zeit kritisch wahrgenommen und vielfach untersucht wurde, erfuhren die Kaufhausunternehmen wenig Beachtung. Inzwischen war bekannt, dass diese Branche wie kaum eine andere von »Arisierungen« betroffen gewesen war und die Karrieren fast aller Waren- und Versandhauskönige der Nachkriegszeit darauf gründeten. Umso erstaunlicher ist es, dass eine wissenschaftliche Aufarbeitung der Schicksale der jüdischen Warenhäuser im Nationalsozialismus bis auf wenige Ausnahmen, wie die bereits in den 1990er-Jahren erschienenen Darstellungen über die Warenhauskonzerne Schocken und Wertheim, kaum erfolgt ist.[1]

			Bei Hertie wird dazu beigetragen haben, dass der Konzern nicht mehr existierte, als das beharrliche Schweigen der Unternehmen zu ihrer Rolle im Nationalsozialismus etwa Mitte der 1990er-Jahre erstmals auf breiter gesellschaftlicher Basis kritisiert wurde. Nach der Übernahme durch Karstadt 1994 fehlte es an Struktur und Sensibilität für ein gemeinsames historisches Erinnern. Firmenjubiläen gaben keinen Anlass mehr zur Selbstreflexion, und auch kritische Nachfragen internationaler Geschäftspartner entfielen, die in vielen noch lebendigen Firmen für notwendige Denkanstöße sorgten. Gleichwohl standen mit der Gemeinnützigen Hertie-Stiftung, der Karg’schen Familienstiftung und der Karg-Stiftung gleich mehrere Institutionen durchaus noch in der Tradition des Unternehmens Hertie. In der Alltagsarbeit dieser erst in der Bundesrepublik gegründeten Stiftungen rückte die Geschichte des Warenhauses aber nicht in das Blickfeld, auch weil die persönliche Bindung zum Unternehmen fehlte. Zwischenzeitlich gab es offenbar Überlegungen, über die Geschichte von Hertie forschen zu lassen und eine Biografie des Stiftungsgründers anzufertigen. Die Projekte blieben aber in der Konzeptphase stecken. Gerade zu Georg Karg fehlen persönliche Dokumente, Schriften oder Korrespondenzen, die ihn ausreichend historisch sichtbar machen könnten. Zur »Arisierung« der Firma Hermann Tietz boten bislang lediglich einige Unterkapitel in der 1997 veröffentlichten Studie von Simone Ladwig-Winters über Wertheim quellengestützte Ausführungen.[2]

			Der Umstand, dass nun eine umfassende Studie zur NS-Geschichte von Hertie und der aufgelösten Hermann Tietz OHG erscheint, ist einem Umdenken geschuldet, das allerdings aktiv angestoßen werden musste. Der Impuls geht auf eine Gruppe von Studierenden und Alumni der Berliner Hertie School zurück, die sich 2018 in der Initiative Her.Tietz zusammenfanden. Sie forderten die Hertie-Stiftung als Trägerin der Bildungseinrichtung auf, nicht nur Demokratie zu lehren, sondern selbst zivilgesellschaftliche Verantwortung für die nationalsozialistische Vergangenheit zu übernehmen. Ihre kritischen Nachfragen nach der Herkunft des Namens und Vermögens von Hertie sowie nach dem Schicksal der jüdischen Inhaberfamilien erhielten in der deutschen Presselandschaft Rückenwind und veranlassten den Stiftungsvorstand schließlich, sich des Themas anzunehmen. Seither ist eine ernsthafte Öffnung der Hertie-Stiftung gegenüber den Lasten ihrer Vergangenheit erkennbar. Der Vorstand beauftragte 2020 die Frankfurter Gesellschaft für Unternehmensgeschichte mit der Suche nach unabhängigen Historikern für eine quellengestützte Analyse und Bewertung der Geschichte von Tietz und Hertie in der NS-Zeit. In der Folge gewährte die Stiftung den Autoren uneingeschränkten Zugang zu allen relevanten Unterlagen und völlig freie Hand bei der Auswertung und Formulierung ihrer Befunde. So liegt nun tatsächlich eine erste unabhängige Untersuchung der Unternehmensgeschichte des Warenhauskonzerns und seiner jüdischen und nicht jüdischen Inhaber für die Zeit des Nationalsozialismus vor.

			Der Untersuchungszeitraum der Studie begrenzt sich gleichwohl nicht auf die Jahre 1933 bis 1945 und somit auf den Verlust des gewerblichen und privaten Vermögens der Familie Tietz im Rahmen von »Arisierung« und staatlicher Konfiskation. Die Perspektive weitet sich über die Epochenschwelle des Kriegsendes hinaus auf die Auseinandersetzungen um eine potenzielle »Wiedergutmachung« des geschehenen Unrechts in der Bundesrepublik. Es wird ein analytischer Bogen gespannt, um die Begegnungsgeschichte zwischen den Hertie-Verantwortlichen und der Familie Tietz im Spannungsfeld von Aneignung und Aufarbeitung, Diktatur und junger Demokratie nachzuverfolgen.

			Die Studie selbst gliedert sich in sechs Teilkapitel, die sich entlang der Leitthemen gruppieren. Das erste Kapitel schildert die Anfänge der Hermann Tietz OHG und den nahezu ungebremsten Aufstieg des Unternehmens bis zur Weltwirtschaftskrise 1929. Es gilt zu klären, ob und inwieweit der Warenhauskonzern tatsächlich bereits vor der NS-Machterlangung in eine Liquiditätskrise geriet. War die Hermann Tietz OHG aufgrund eines zu raschen Expansionsdrangs tatsächlich zu einem Sanierungsfall geworden, wie 1933 und auch noch in der Nachkriegszeit kolportiert wurde? 

			Der zweite Abschnitt schließt direkt an diese Frage an, indem er die Folgen der antijüdischen Boykotte abschätzt und sodann im Detail die einzelnen Schritte der »Arisierung« des Konzerns in den Jahren 1933 und 1934 nachzeichnet. In den Mittelpunkt rückt, nicht nur den Kreis der Beteiligten zu rekonstruieren, sondern zu fragen, inwieweit die neue Hertie-Geschäftsführung mit Banken, Staats- und Parteibehörden zusammenarbeitete, um die Familie Tietz aus dem Unternehmen zu drängen. Welche Rolle spielte Georg Karg, der vom Einkaufsleiter zum Geschäftsführer avancierte? Ebenso unklar sind die finanziellen Details der Besitzübertragung, in der es galt, den Wert der zahlreichen Betriebs- und Immobiliengesellschaften des Konzerns zu beurteilen und sich über Forderungen und Verpflichtungen zwischen der OHG, der Familie und Hertie GmbH auseinanderzusetzen. 

			Nachfolgend wird in einem dritten Kapitel beleuchtet, wie es Georg Karg im Verlauf der 1930er-Jahre gelang, vollständig in den Besitz der Hertie GmbH zu gelangen. Was bewog ihn zu diesem Schritt? Woher stammte sein Kapital, um die Anteile der Banken auszulösen, und warum gaben die Banken den Warenhauskonzern letztlich in seine Hände ab? 

			Liegt der Fokus der Untersuchung bis hierher vor allem auf einer Analyse des Käuferverhaltens, wechselt die Perspektive in Kapitel vier auf das Schicksal der Familie Tietz nach der Abgabe ihres Unternehmens. Es wird gezeigt, wie die einzelnen Familienzweige versuchten, sich selbst und ihr Vermögen vor dem Zugriff des NS-Regimes zu schützen. Ihr Lebens- und Arbeitsfeld engte sich im Takt der sich radikalisierenden NS-Judenpolitik schließlich so weit ein, dass spätestens 1938 kaum eine reelle Alternative als die Emigration blieb. Die Studie thematisiert in diesem Kontext die rücksichtslose Konfiskation und Verwertung sämtlicher in Deutschland verbliebener Eigentumswerte, privater Immobilien und des persönlichen Hab und Guts der Familie Tietz durch den NS-Staat und seine zahlreichen Helfershelfer. 

			An die vier Großkapitel über den Konzern zur Zeit des Nationalsozialismus schließen sich zwei Abschnitte an, die den Wiederaufbau und die Reorganisation von Hertie in der unmittelbaren Nachkriegszeit in den Blick nehmen und die Reichweiten und Praktiken der privaten Rückerstattung und staatlichen Entschädigung problematisieren. Die Studie dokumentiert, dass es bereits 1949 recht rasch zu einem privaten Vergleich zwischen Georg Karg und der Familie Tietz kam, in dem sich die Parteien in nun veränderten Rollen als Restitutionspflichtige und Rückerstattungsberechtigte gegenüberstanden. Auch hier geht es der Untersuchung darum, die finanziellen Ausgleichsregelungen detailliert zu rekonstruieren. Wie schon bei der Analyse der »Arisierungsprozesse« liegt das besondere Augenmerk auf einer kritischen Beleuchtung der Motive, Interessen und Handlungsmuster der Beteiligten. So vermag die Studie aufzuzeigen, wie es den Parteien trotz ihrer hochgradig vergangenheitsbelasteten Beziehungen gelang, eine gemeinsame Basis für Verhandlungen über Wiedergutmachungsleistungen zu finden.

			Es sind somit gleichermaßen ökonomische, politische und soziale Kategorien von Struktur und Handeln, die unseren methodischen Zugang zu dieser Fallstudie kennzeichnen und den klassischen Determinismus zwischen Strukturalismus und Intentionalismus in der NS-Forschung zu überwinden versuchen.[3] Sehr deutlich hat die mittlerweile breite wirtschaftshistorische Forschung herausgearbeitet, dass das NS-System zahlreiche Anreize und Ermöglichungsstrukturen für deutsche Unternehmer schuf, sich aktiv in den Prozess der »Arisierung« einzubringen oder mangels Geschäftsalternativen willig verwickeln zu lassen.[4] Der Fall Hertie gehört zweifelsohne zu den sehr frühen »Arisierungsfällen« des Nationalsozialismus. Er fällt in eine Zeit, in der die staatlichen Repressionsmaßnahmen gerade in der Warenhausbranche hochgradig präsent, die Vorgaben für den Besitztransfer aber nicht systematisch determiniert waren.[5] Noch gab es Spielraum für die private Aushandlung der Übernahmebedingungen. Umso bedeutender für die Ausgestaltung der »Arisierung« war, welches Verhalten der Erwerber gegenüber den jüdischen »Geschäftspartnern« an den Tag legte. Der Historiker Frank Bajohr hat in seinen wegweisenden Studien schon vor mehr als 20 Jahren eingefordert, Unterschiede in den gezeigten Verhaltensmustern der Erwerber in den Blick zu nehmen. Hiernach gilt es abzugleichen, inwieweit der in Politik und Gesellschaft schon früh sichtbare Verlust moralischer und zivilisatorischer Verhaltensstandards auch im Feld der Wirtschaft in einer Erosion tradierter kaufmännischer Umgangsformen mündete.[6]

			Unsere Studie folgt diesem mikrohistorischen Ansatz, indem sie nicht nur die betriebswirtschaftlichen Techniken des »Arisierungstransfers« rekonstruiert, sondern zugleich die Motive und Handlungsformen der involvierten Personen herausarbeitet. Wo lässt sich also das Verhalten von Georg Karg in dem breiten Spektrum möglicher Beweggründe einreihen, das von ideologischen Antrieben über skrupellose finanzielle Bereicherung bis hin zu passiver Nutznießerschaft an der Zwangslage des Gegenübers reicht? Nutzte Karg lediglich den Steigbügel der Angriffe gegen die Familie Tietz, oder war er aktiver Antreiber des Prozesses? Ähnliche Fragen der Anreize und Intentionen lassen sich für die an der »Arisierung« beteiligten Banken formulieren. Allein anhand der Festlegung des Kaufpreises für ein durch die Wirtschaftskrise und den antijüdischen Boykott mutmaßlich tief getroffenes Unternehmen lässt sich das Spannungsfeld zwischen kaufmännischer Moralität und betriebswirtschaftlichem Kalkül festmachen. Die aus heutiger Sicht mehr als nachvollziehbare Frage nach der Fairness des Kaufpreises und den Profiten des »Ariseurs« bleibt historisch jedoch äußerst schwer zu beantworten. Der Korb an stichfesten Beweisen ist nur schwach mit Indizien gefüllt.[7] Die möglichst detailgetreue Rekonstruktion der Aushandlungsprozesse und der ihnen innewohnenden Kontroversen vermag aber zumindest den Handlungsrahmen und die Bewertungsgrundsätze zu verdeutlichen. Es gilt den Prozess der »Arisierung« somit genau unter die Lupe zu nehmen, um die Besonderheiten des Falles Hertie herauszuarbeiten, die Praktiken der Aneignung aufzudecken und die Intensität des Zusammenspiels mit antijüdischen Repressionsmaßnahmen zu beurteilen. Dies ist der höchste Grad historischer Transparenz, der erreicht werden kann, um nicht nur Entscheidungsprozesse zu analysieren, sondern die hinter ihnen stehenden Wahrnehmungen, Werte und Einstellungen des Handels unter einem diktatorischen Regime sichtbar zu machen.

			Da kein geschlossener Archivbestand zu Hertie vorhanden ist, war es Aufgabe dieses Projekts, mit einer breit angelegten Recherche alle verfügbaren Quellen heranzuziehen. Dieses Programm konnte aufgrund der pandemiebedingten Archivzugangs- und Reisebeschränkungen nur mit einiger Verspätung durchgeführt werden. Neben den einschlägigen Beständen in öffentlichen Archiven, besonders dem Bundesarchiv Berlin, dem Landesarchiv Berlin und dem Staatsarchiv München, erwiesen sich Akten aus den Archiven der Commerzbank AG und der Stiftung Warburg als ergiebig. Eingesehen werden konnten auch der Bestand historischer Dokumente bei der Karg’schen Familienstiftung, Akten der Berliner Entschädigungsbehörde und die zur Emigration der Familie Tietz überlieferten Akten des Liechtensteinischen Landesarchivs Vaduz. Als besonders wertvoll erwiesen sich die bei der Tochter von Georg Tietz, Rösli (Roe) Jasen, und seinen Enkelkindern June und Henry Jasen überlieferten Dokumente, die mit dankenswerter Unterstützung der Familie im Leo Baeck Institute (LBI), New York, ausgewertet werden konnten. Charlotte Knobloch verdanken die Autoren ein erhellendes Zeitzeugeninterview zum Wiedergutmachungsverfahren, in dem die Kanzlei ihres Vaters Fritz Neuland die Familie Tietz/Zwillenberg gegen Hertie anwaltlich vertreten hat. 

			Dagegen konnte der bei der Zwillenberg-Stiftung (Bern) im Nachlass von Helga Zwillenberg überlieferte Nachlass Hugo Zwillenbergs nicht genutzt werden, da er bis zu der geplanten Übergabe an die Dependance des LBI im Jüdischen Museum Berlin gesperrt ist.

			Die Geschichte eines Familienunternehmens ist immer auch die Geschichte einer Familie. Die »Arisierung« der Firma Hermann Tietz durch Hertie, der zwischen beiden Seiten vereinbarte Vergleich und die jeweiligen Folgen sind indessen die Geschichte zweier Unternehmerfamilien – auf der einen Seite die Familie Tietz/Zwillenberg/Jasen, auf der anderen die Familie Karg. Bei der Ersteren zieht sich die Geschichte durch drei Generationen: von Betty Tietz, die bereits die Gründung der Firma Hermann Tietz im Jahr 1882 durch ihren späteren Mann Oscar und ihren Ziehvater Hermann begleitet hatte, über die Generation der Inhaber Georg und Martin Tietz sowie Dr. Hugo Zwillenberg, die zwangsweise aus ihrem Unternehmen verdrängt wurden, emigrierten und sich 1949 mit Hertie verglichen, bis zur nächsten Generation um Rösli (Roe) Jasen, Hans Hermann (Herman) Tietz, Lutz Oscar und Helga Zwillenberg, die die Emigration in ihrer Jugend erfahren und sich später mit dem Hertie-Konzern über die restituierten Vermögenswerte auseinanderzusetzen hatten. Dagegen war aufseiten der Familie Karg nur Georg Karg in der beschriebenen Geschichte handelnd, zunächst als Geschäftsführer von Hertie, ab 1937 als Chef des Konzerns, den er faktisch bis zu seinem Tod im Jahr 1972 leitete.

			Die zwangsweise Verdrängung der Familie Tietz aus ihrem Unternehmen steht wie kaum ein anderes Beispiel für die frühen »Arisierungen« der NS-Zeit, deren Bedeutung lange Zeit unterschätzt wurde. Sie kann gleichwohl nicht als Modell gelten.[8] In diesem Buch wird vielmehr deutlich, dass sich der Prozess der »arisierungsbedingten« Vermögensverluste der Familie Tietz über einen Zeitraum von über neun Jahren erstreckte und in wechselnder Form vom Verlust des Firmenvermögens über die fiskalische Ausraubung bis zur Konfiskation privater Sammlungen reichte. Damit erweitert diese Untersuchung den in neuerer Zeit verbesserten Kenntnisstand zur Vernichtung des so verdienstvollen jüdischen Warenhausunternehmertums.[9] 

			Es bleibt zu hoffen, dass dieses Buch dazu anregt, weiter über die Geschichte der Warenhäuser in Deutschland zu forschen und dem Vermächtnis ihrer in der NS-Zeit verfolgten Inhaber und deren Familien endlich einen festen Platz in der deutschen Wirtschaftsgeschichte und Erinnerungskultur einzuräumen.

		

	
		
			1. 

»Der größte Warenhauskonzern Europas im Eigenbesitz«: 
Die Hermann Tietz OHG 1882 bis 1932

			Der Aufstieg vom Weißwarengeschäft zum Warenhausimperium 

			Am 30. November 1926 konnten Georg Tietz, Martin Tietz und Hugo Zwillenberg, die geschäftsführenden Inhaber der Hermann Tietz OHG, ihren größten Erfolg verzeichnen. An diesem Tag gelang es ihnen, die Warenhauskette A. Jandorf & Co. zu übernehmen, zu der sechs große Berliner Kaufhäuser, darunter das mondäne Kaufhaus des Westens (KaDeWe), gehörten. Wenige Wochen zuvor war der M. Conitzer und Söhne-Konzern der Einkaufsgemeinschaft von Hermann Tietz beigetreten. Die Unternehmensgruppe, zu der auch zahlreiche Grundstücks-, Handels- und Fabrikationsgesellschaften gehörten, wurde in der Presse schon als »Der größte Warenhauskonzern Europas« (Vossische Zeitung) beschrieben.[1] Das war zwar etwas übertrieben, aber in der pulsierenden Warenhausmetropole Berlin lag die Hermann Tietz OHG nun an erster Stelle und in ganz Deutschland auf dem zweiten Rang. 

			Es war die Krönung einer Erfolgsgeschichte, die am 1. März 1882 begonnen hatte. Damals eröffnete Oscar Tietz (1858–1923) in Gera ein Garn-, Knopf-, Posamentier-, Weißwaren- und Wollwarengeschäft. Tietz, der zuvor im Handelsgeschäft seines älteren Bruders Leonhard in Stralsund gearbeitet und Möbelverkäufer in Berlin gewesen war, konnte die Gründung nicht aus eigenen Mitteln finanzieren. Sein Onkel Hermann Tietz (1837–1907) stellte ihm ein Startkapital von 1.000 Mark zur Verfügung, und Oscar bedankte sich, indem er das Geschäft nach ihm benannte.[2] 
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			Abb. 1: Oscar Tietz, undatiert

			Die Familie Tietz stammte aus Birnbaum (seit 1919 Międzychód), einer kleinen Stadt in der damaligen preußischen Provinz Posen, wo sich ihre Vorfahren in der Zeit Friedrichs des Großen angesiedelt hatten. Als Mitglieder einer liberal ausgerichteten jüdischen Gemeinde arbeiteten dort mehrere Generationen der Familie im Handel und im Fuhrgewerbe. Das Städtchen Birnbaum ist als »Wiege der Kaufhäuser« in die Wirtschaftsgeschichte eingegangen, da es vier Kaufhausgründerfamilien hervorbrachte und zwei weitere aus der Umgebung stammten.[3] Allein von einem Stamm der Familie Tietz wurden mehrere Warenhausketten gegründet. Zu diesen Pionieren zählten neben Oscar Tietz sein älterer Bruder Leonhard, dessen Unternehmen über 140 Jahre lang – zuletzt unter dem Namen Galeria Kaufhof GmbH – bestand, sein Onkel Julius sowie dessen Brüder Markus und Karl, die Gründer des Kaufhauses H & C Tietz.[4] Hermann Tietz und drei seiner Brüder verließen als erste Generation der Familie Birnbaum und lebten längere Zeit in den USA, Hermann unter anderem als Farmer in Tennessee. Nach ihrer Rückkehr während des Deutsch-Französischen Krieges von 1870/71 gründeten die Brüder in Prenzlau ein Handelsgeschäft, in der nächsten Generation entschlossen sich Hermanns Neffen Leonhard und Oscar zu eigenen Gründungen.

			Der beispiellose Aufstieg der Brüder im deutschen Einzelhandel gründete auf neuen Geschäftsmodellen. Oscar setzte auf »große Auswahl und billige Preisnotierung«,[5] was damals noch als eine untaugliche Strategie angesehen wurde. Billige Angebote galten als Ramschware, mit der kein Gewinn zu erzielen war. Tietz hatte dagegen erkannt, dass der Gewinn im Einkauf erwirtschaftet wurde, er bezog die Waren unter Umgehung des Großhandels direkt von den Herstellern und sicherte seinem Geschäft Liquidität, indem er nur gegen Barzahlung verkaufte. Für die Kunden hatte dies den Vorteil, günstiger einkaufen zu können und nicht, wie in den Fachgeschäften üblich, durch »Anschreibenlassen« an ein bestimmtes Geschäft gebunden zu sein. 

			Zwölf Jahre nach der Gründung der Firma Hermann Tietz war Oscar Tietz in der Lage, in München ein Warenhaus zu eröffnen. In dem umgebauten Bürohaus Imperial (später »PINI-Haus«) am Stachus bot Tietz hinter großen Schaufenstern auf fünf Stockwerken Weißwaren, Süßwaren, Lebensmittel, Haushaltsartikel, Porzellangeschirr, Möbelstoffe, Oberbekleidung und Spielwaren an. Er soll sich als Behelfslösung zur Errichtung dieses großflächigen Mehrspartengeschäfts entschlossen haben, weil es nach dem Erwerb der Immobilie durch ihn zu antisemitischer Hetze gekommen war und die Mieter aus dem als »Jud-Tietz-Palast« verschrienen Gebäude ausgezogen waren.[6] Was die neue Betriebsform Warenhaus von Kaufhäusern unterschied, wurde wenige Jahre später, bei Einführung einer Warenhaussteuer in Bayern (1899) und Preußen (1900), erstmals verbindlich festgelegt. Als Warenhaus galt nun ein Betrieb, der mit mehr als einer Warengruppe handelte und einen Jahresumsatz von mehr als 400.000 Mark erzielte.[7] Umfassender werden die Merkmale eines Warenhauses heute in der konsumhistorischen Forschung beschrieben:

			»Während Kaufhäuser als Großbetriebe sich durch ein Schwerpunktsortiment auszeichneten, verfügten Warenhäuser über ein breiteres Warenangebot, welches von Lebensmitteln und Textilien bis hin zu Möbeln, Haushaltswaren und Luxusartikeln reichte. Zugleich verfügten sie über umfangreichere Möglichkeiten des Großeinkaufs, der Werbung, des Massenabsatzes, und konnten ihre Waren zu niedrigeren Preisen in z. T. repräsentativer und prachtvoller Architektur anbieten.«[8]

			Die Warenhausgründer dieser Zeit orientierten sich an dem Vorbild des 1852 in Paris von Aristide Boucicaut eröffneten Le Bon Marché. Schon wenig später waren in Paris weitere grands magazins dieses Typs entstanden, in New York das Macy’s. In den 1880er-Jahren schmückten sich bereits die meisten europäischen Metropolen mit beeindruckenden Konsumpalästen, aber in Deutschland gab es noch kein Warenhaus. Dies änderte sich erst 1894 durch Oscar Tietz in München und Georg Wertheim in Berlin.
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			Abb. 2: Warenhaus Hermann Tietz Leipziger Straße, Berlin, um 1900

			Um sich nicht untereinander Konkurrenz zu machen, hatte Oscar Tietz den Markt mit seinem nicht weniger erfolgreichen Bruder Leonhard aufgeteilt. Die Firma Leonhard Tietz errichtete Filialbetriebe im Rheinland und in Belgien. Zu ihrem Firmensitz wurde Köln, wo Leonhard 1895 sein erstes Warenhaus eröffnet hatte.[9] Oscar erweiterte die Firma Hermann Tietz um ein Warenhaus in Hamburg und etablierte sich im Herbst 1900 mit einem viel bestaunten »Glasfrontenpalast« in Berlin. Die sprunghaft wachsende Hauptstadt wurde nun zur Warenhausmetropole des Kaiserreichs und innerhalb eines Jahrzehnts auch zum Schaufenster des deutschen Einzelhandels. Berliner Traditionskaufhäuser wie M. Israel, Rudolph Hertzog und Herrmann Gerson wurden von den expandierenden Warenhausunternehmen Wertheim und Hermann Tietz überflügelt, die mit spektakulären Konsumtempeln untereinander konkurrierten. Wertheim hatte 1897 in der Leipziger Straße, der damaligen Einkaufsmagistrale des Berliner Stadtzentrums, mit der Errichtung eines Großwarenhauses im Weltstadtformat begonnen.[10] Oscar Tietz platzierte sein Berliner Flaggschiff-Warenhaus nicht weit davon in der Leipziger Straße, beide Unternehmen erweiterten ihre Prachtbauten in den folgenden Jahren, und beide vermittelten mit dem Globus als Firmensymbol das Versprechen, im Warenhaus die ganze Welt erleben zu können. 

			Die Warenhäuser machten sich die technischen Innovationen dieser Zeit zunutze, mit großflächigen Lichtreklamen und Vorhangfassaden wie der Fensterfront des Tietz-Warenhauses in der Leipziger Straße. Für den großen Erfolg dieser Betriebsform in der Belle Époque war aber ausschlaggebend, dass sich mit ihr neue Formen des Konsums entwickelten, in die der 1884 erschienene Roman Émile Zolas mit dem viel zitierten Titel Paradies der Damen erstmals einige Einblick vermittelte.[11] Zu Tietz und Wertheim musste man nicht gehen, um – wie im »Tante-Emma-Laden« – notwendige Besorgungen zu erledigen. Der Besuch der Warenhäuser konnte als Freizeiterlebnis genossen werden, zum Bestaunen neuer Produkte, kunstvoller Dekorationen und einer imposanten Architektur. Zu den besonderen Anreizen gehörten bald auch die »Weißen Wochen«, die Oscar Tietz nach französischem Vorbild einführte, um das Geschäft in der umsatzschwachen Woche Anfang Februar mit Sonderangeboten zu beleben. 
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			Abb. 3: Werbung mit Eigenmarke »Hertie«, 1913

			Unter den sich in Deutschland rasch ausbreitenden Warenhäusern standen die luxuriösen Konsumtempel zwar im Blickpunkt, doch sie waren nicht repräsentativ. Es gab diesen Typ praktisch nur in Berlin, Hamburg – wo Oscar Tietz 1912 am Jungfernstieg ein weiteres Flaggschiff eröffnete –, München und Köln. Die Großzahl der Warenhäuser war bescheidener angelegt und auf den Bedarf breiter Schichten bis in die Arbeiterschaft hinein ausgerichtet.[12] Die Firma Hermann Tietz eröffnete in Berlin Warenhäuser in dicht bevölkerten Stadtteilen, am Alexanderplatz und an der Frankfurter Allee und warb im Berliner Volksblatt des SPD-Organs Vorwärts. In der Provinz blieben die meisten Filialbetriebe Kaufhäuser und entwickelten sich nicht zu Warenhäusern. Der Warenhausgründer Adolf Jandorf spezialisierte sich hingegen auf »Volkswarenhäuser« in Berliner Arbeitervierteln, erkannte aber auch als Erster in der Branche das Marktpotenzial der rasch wachsenden Vorstädte im Westen der Stadt. 1907 eröffnete er am Wittenbergplatz, der damals noch zu Charlottenburg als selbstständiger Großstadt gehörte, das Premium-Warenhaus Kaufhaus des Westens (KaDeWe).[13] 

			Von Anfang an fehlte es in Deutschland nicht an heftigen Protesten gegen die Warenhäuser. Verbände der Kleinhändler und Mittelstandspolitiker aus allen bürgerlichen Parteien bekämpften sie als existenzielle Bedrohung nicht nur der bestehenden Marktordnung, sondern auch der Gesellschaft und des Staats, obwohl auf diese neue Betriebsform nur ein geringer Anteil des Einzelhandels entfiel. Da die Warenhäuser keine Lobby besaßen, konnten ihre Gegner einigen Einfluss auf die Gesetzgebung ausüben. In Bayern und in Preußen wurde um die Jahrhundertwende wie gesagt eine Warenhaussteuer erlassen.[14] Ein Ausschuss aus Warenhausunternehmern, dem Hermann und Leonhard Tietz angehörten, ergriff daraufhin die Initiative zur Einrichtung einer Interessenvertretung, des im April 1903 gegründeten, von Oscar Tietz geleiteten Verbands Deutscher Waren- und Kaufhäuser.[15] Die Warenhausunternehmen breiteten sich auch nach Einführung der Sondersteuer rasch aus, denn ihre Position wurde durch die Steuergesetze eher gestärkt, weil die Betriebsform nun offiziell anerkannt war. Auch in Deutschland waren Warenhäuser unverzichtbar geworden, zum einen für die Lieferanten und die Verbraucher, aber auch als Arbeitgeber und wegen ihrer Bedeutung für die Stadtentwicklung.

			Die Unternehmerfamilie nach dem Tod von Oscar Tietz

			Oscar Tietz heiratete 1886 seine Cousine Rebecca (Betty) geb. Graupe, die ihm schon seit der Gründung des Handlungsgeschäfts in Gera zur Seite gestanden hatte. Nachdem das Ehepaar zwei Söhne, Georg und Martin, und eine Tochter, Elise, bekommen hatte, stand für Oscar fest, dass seine Firma einmal als Familienunternehmen in der Hand seiner Nachfahren weitergeführt werden sollte. Auch als das Unternehmen zu einem Konzern heranwuchs, lehnte er die Umwandlung in eine Aktiengesellschaft strikt ab. Als die Deutsche Bank massiv darauf drängte und mit der Kündigung eines Kredits drohte, wechselte die Firma Hermann Tietz zu einer anderen Berliner Großbank, der Disconto-Gesellschaft.[16] Dass die Firma auch in den 1920er-Jahren an der Rechtsform einer Personenhandelsgesellschaft festhielt, war für ein Unternehmen dieser Größe ungewöhnlich und unter den führenden Warenhauskonzernen des Landes eine Besonderheit. Das von Leonhard Tietz gegründete Unternehmen wurde 1905 in eine Aktiengesellschaft umgewandelt, Wertheim vier Jahre später.

			Oscars Söhne Georg und Martin traten nach einem Studium an der Berliner Handelshochschule in das väterliche Unternehmen ein. Georg wurde 1917 im Alter von 28 Jahren Teilhaber, nachdem er sich schon zuvor in Leitungsaufgaben hatte bewähren können. Oscar wollte die Nachfolge aber nicht nach dem Kronprinzenprinzip regeln. So nahm er nach der Heirat seiner Tochter Elise mit dem Juristen Dr. Hugo Zwillenberg in einem Gesellschaftsvertrag vom 22. Dezember 1919 seinen jüngeren Sohn Martin und seinen Schwiegersohn zu gleichen Bedingungen wie Georg als persönlich haftende Gesellschafter in die offene Handelsgesellschaft auf.[17] Elise kam dafür als Frau nach den damaligen Gepflogenheiten nicht in Betracht. Dass Zwillenberg dann auch in die Geschäftsführung aufgenommen wurde, war bei einem Schwiegersohn nicht unbedingt üblich, wenn schon zwei Söhne des Firmengründers für die Leitung des Unternehmens bereitstanden. Doch lag Oscar Tietz offenbar viel daran, den aus dem Justizdienst kommenden Schwiegersohn angemessen in die Führung der Firma einzubinden. 

			Nachdem Oscar Tietz am 17. Januar 1923 im Alter von 64 Jahren gestorben war, leiteten Georg Tietz, Martin Tietz und Hugo Zwillenberg gemeinsam den Konzern, während Betty Tietz und Elise Zwillenberg stille Gesellschafterinnen des Unternehmens waren. Georg schrieb in seiner postum veröffentlichten Geschichte der Familie Tietz und ihrer Warenhäuser, er habe sich mit seinem Bruder Martin gut ergänzt, man habe »liebevoll miteinander gearbeitet«. Martin habe sich besonders für die Buchhaltung und die Finanzabteilung interessiert, was Georg offenbar nicht lag.[18] Der Schwager Hugo Zwillenberg wird in Georgs Erinnerungen dagegen nicht einmal namentlich, nur als »junger Jurist« erwähnt.[19] 

			Dabei waren die beiden Brüder recht ungleich gestellt. Georg heiratete 1919 standesgemäß Edith Grünfeld, die aus einer angesehenen jüdischen Unternehmerfamilie stammte. Ihr Vater leitete in Berlin als Mitinhaber der Leinenhandlung und Leinenweberei F. V. Grünfeld ein großes Geschäft in der Leipziger Straße. Das Paar konnte die Familie Tietz mit einem Sohn namens Hans Hermann (1920–2007) und der nach Bettys Mutter benannten Tochter Rösli (geb. 1924, seit 1945 Roe Jasen) beglücken. In den folgenden Jahren ließ Georg im Prominentenviertel Grunewald in bester Lage, in der Koenigsallee 71, eine hochherrschaftliche Villa errichten. Seine Ausführungen in der von ihm verfassten Familienhistorie lassen keinen Zweifel daran, dass er sich als der vorrangige Nachfolger seines Vaters verstand, und so wurde er wohl auch in der Berliner Geschäftswelt gesehen. 

			Martin konnte unter seinem Vater nicht so lange in der Konzernleitung tätig sein wie sein Bruder. Er war während des Ersten Weltkrieges – anders als Georg – nicht im Unternehmen und sammelte anschließend erst einmal Auslandserfahrungen in New York. Nach dem Tod des Vaters wohnte er als Junggeselle in der elterlichen Villa in Wilmersdorf, Kaiserallee 184/185 (heute Bundesallee). Lange blieb er unverheiratet und auch nach der Hochzeit mit der Berlinerin Anni Böning kinderlos. 

			Dagegen konnten Elise und Hugo Zwillenberg nach der Eheschließung eine Familie gründen. Auf ihr erstes Kind, den Sohn Lutz Oscar (1925–2011), folgte fünf Jahre später die Tochter Helga Henriette Linde (1930–2013). Neben dem Wohnhaus der Familie in Berlin-Dahlem, Hohenzollerndamm 100/101, erwarb Zwillenberg das Landgut Dominium Linde (heute Märkisch Luch) im Westhavelland.

			Die im Zuge der »Arisierung« angestellten Ermittlungen über die Verteilung des Vermögens der Familie Tietz/Zwillenberg ergaben, dass Oscars Witwe Betty über einen größeren und wertvolleren Beteiligungsbesitz verfügte als ihre Söhne und ihre Tochter. Der Reichtum der Familie gründete sich auf den Immobiliengesellschaften des Konzerns. Betty hielt bei der bedeutendsten dieser Grundstücksgesellschaften, der Deutsche Boden AG, 97,63 Prozent, bei der ebenfalls bedeutenden Brandenburgische Grundwert AG 50 Prozent der Anteile.[20] Insgesamt hielt sie 79 Prozent aller in Familienbesitz befindlichen Anteile an Grundstücks-, Handels- und Fabrikationsgesellschaften.[21] Ob ihr diese Vermögenswerte von Oscar zu seinen Lebzeiten übertragen worden waren oder ob es sich um ein Erbteil handelte, lässt sich nicht mehr feststellen. Ein Grund für diese Verteilung des Familienbesitzes könnte gewesen sein, dass Betty als stille Gesellschafterin nicht mit ihrem Privatvermögen für das Unternehmen haftete. Nach dem Tod ihres Mannes setzte sie nicht einen ihrer Söhne, sondern ihren Schwiegersohn Hugo Zwillenberg zu ihrem Bevollmächtigten ein.[22] Zwillenberg war nun nicht nur persönlich haftender Gesellschafter der Firma Hermann Tietz, sondern auch Bevollmächtigter für das größte Vermögen in der Familie. 

			Rebecca (Betty) Tietz geb. Graupe (1864–1947) war die Tochter einer in die USA ausgewanderten Schwester Hermann Tietz’. Sie kam in Washington, D. C. auf die Welt, aber schon nach wenigen Jahren zog ihr Onkel Hermann mit ihr nach Deutschland. Sie wuchs bei ihm als Pflegekind auf und war dadurch von Kindheit an mit ihrem Vetter Oscar Tietz verbunden. In Deutschland erhielt sie irrtümlicherweise den Mädchennamen Meyer, wogegen sie sich später aber nicht wehrte.[23] Nach Gründung der Textilhandlung in Gera führte sie gemeinsam mit Oscar und Hermann die Geschäfte. Durch den Einsatz ihrer Ersparnisse ermöglichte sie es, einen frühen Liquiditätsengpass zu überbrücken. 1886 heirateten Betty und Oscar. Dabei legte Betty offenbar die amerikanische Staatsbürgerschaft ab, die sie 1938 wieder annahm. Insgesamt war ihre Bedeutung für die Familie und das Unternehmen in vieler Hinsicht größer, als dies von außen wahrgenommen wurde. 
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			Abb. 4: Georg Tietz, 
undatiert

			Georg Tietz (1889–1953) kam als ältester Sohn Oscars und Bettys in Gera zur Welt und wuchs – mit der Familie der Entwicklung des Unternehmens folgend – zunächst in München, später in Berlin auf. In der Firma Tietz musste er sich zunächst als Verkäufer von Damenhüten bewähren. Nach dem Studium an der Berliner Handelshochschule wurde er mit der Errichtung eines Ex- und Importgeschäfts in Paris betraut. 1911 folgte eine »Lehrzeit« in den USA, in der er sich auch als Wertpapierhändler und Baumwollmakler betätigte.[24] Nach der Rückkehr erhielt er von seinem Vater zunehmend leitende Aufgaben übertragen und war daher während des Ersten Weltkrieges vom Militär freigestellt. 1917 wurde er Teilhaber der Hermann Tietz OHG, zwei Jahre später vermählte er sich mit Edith Grünfeld (1894–1984).
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			Abb. 5: Martin Tietz,
undatiert

			Martin Tietz (1895–1965) wurde in München geboren, ging dann nach dem Umzug der Familie in Berlin zur Schule, besuchte anschließend die École de commerce im schweizerischen Neuchâtel und absolvierte ein Studium als Kaufmann an der Handelshochschule Berlin. Nach einer ersten Anstellung bei der Firma Hermann Tietz in der Filiale Gera meldete er sich 1914 als Kriegsfreiwilliger. Wegen einer Erkrankung wurde er 1916 in das Waffen- und Munitionsbeschaffungsamt versetzt und dort Vorstand des Reichskleiderlagers. Nach dem Krieg arbeitete er als Leiter einer Handelsgesellschaft in New York, an der die Firma Tietz beteiligt war. 1919 wurde er als Teilhaber in das Unternehmen seines Vaters aufgenommen, kehrte aber erst zwei Jahre später aus den USA zurück. 1933 heiratete er Rosa Anna (Anni) geb. Böning gesch. Klösel (1906–1957), eine Christin, die bei der Heirat zum Judentum konvertierte.[25] 
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			Abb. 6: Hugo Zwillenberg, 
undatiert

			Elise Zwillenberg geb. Tietz (1896–1986) und Hugo Zwillenberg (1885–1966) gingen am 18. November 1919 die Ehe ein. Die in München geborene und in Berlin aufgewachsene Elise hatte vor dem Ersten Weltkrieg noch ein Pensionat in Paris besuchen können. Während des Krieges war sie dann als Helferin im Berliner Jüdischen Krankenhaus eingesetzt.[26] Hugo stammte aus Lyck in Ostpreußen, studierte Rechtswissenschaft in Erlangen, wurde dort 1912 promoviert, bestand im März 1914 das zweite Staatsexamen und wurde anschließend als Gerichtsassessor in den preußischen Justizdienst eingestellt. Da er während des gesamten Ersten Weltkrieges zum Militär einberufen war, blieb ihm eine Beförderung bei der Justiz versagt. Zwillenberg dürfte auch gewusst haben, dass er als Jude im Justizdienst kaum Karriere machen konnte. Als er nach dem Krieg Elise kennenlernte, ließ er sich beurlauben, um in der Firma Hermann Tietz arbeiten zu können. Ein halbes Jahr nach der Heirat wurde seinem Gesuch auf Entlassung aus dem Justizdienst stattgegeben.[27] 

			»Eine Welt für sich«: Der Hermann Tietz-Konzern

			Die Hermann Tietz OHG hat nie genaue Angaben zur Entwicklung ihres Umsatzes und der Beschäftigtenzahl veröffentlicht. Als Personenhandelsgesellschaft musste sie auch ihre Bilanzen nicht offenlegen. Nur diejenigen Grundstücks-, Handels- und Fabrikationsgesellschaften des Konzerns, die als Aktiengesellschaften geführt wurden, waren dazu verpflichtet. Doch war nicht leicht herauszufinden, welche Gesellschaften zur Hermann Tietz-Gruppe gehörten. Das galt auch für die Banken, da die Firma Tietz keinen Aufsichtsrat hatte. Selbst die Dresdner Bank, einer der großen Gläubiger der Hermann Tietz OHG, konnte solche Informationen nur aus der Presse beziehen.[28] Völlig intransparent waren die Beteiligungsverhältnisse, da es die Familie nicht für angebracht hielt, bei den Konzerngesellschaften zwischen ihren privat gehaltenen Anteilen und denen der Firma strikt zu trennen. Da sich die Hermann Tietz OHG vollständig im Eigentum der Familie befand, hatte man auch keine Bedenken, privaten Besitz wie die Villa von Georg und Edith Tietz in der Grunewalder Koenigsallee 71 als Konzerngesellschaft in der Bilanz des Unternehmens zu aktivieren. Ähnlich wurde bei Beteiligungen von Betty Tietz verfahren, die als stille Gesellschafterin nicht für das Unternehmen haftete.[29] 

			Der zum 50-jährigen Firmenjubiläum 1932 veröffentlichten Chronik der Hermann Tietz OHG lässt sich entnehmen, dass der Umsatz im Vorjahr, also 1931, bei 300 Mio. Reichsmark (RM) lag, was einem Anteil von einem Sechstel am Umsatz aller deutscher Warenhäuser entspräche.[30] Eine rückwirkende Berechnung aus dem Jahr 1935 ergab ein anderes Bild. Der Umsatz hätte demnach 1929 bei 268 Mio. RM und 1931 noch bei 246 Mio. RM gelegen.[31] Die Belegschaft der Hermann Tietz OHG wird in der erwähnten Jubiläumsschrift von 1932 »eine Schar von annähernd 20.000 Angestellten« genannt, was als deutlich überhöht anzusehen ist.[32] In einem 1934 verfassten Kommissionsbericht wird die Beschäftigtenzahl der Firma Hermann Tietz im Jahr 1930 mit 16.458 angegeben.[33] Dies dürfte in etwa dem mit der Übernahme des Jandorf-Konzerns erreichten Stand entsprochen haben. Die Frankfurter Zeitung wusste im Dezember 1926 zu berichten, dass die Zahl der Angestellten der Firma Hermann Tietz auf 16–18.000 steigen würde, von denen 13–14.000 auf die Betriebe in Berlin entfielen. Der Flächenraum der Hermann Tietz-Warenhäuser wird in dieser Quelle mit 83.000 Quadratmetern beziffert, davon 53.000 in Berlin.[34] 

			Obwohl die Angaben recht vage sind, zeigen die überlieferten Vergleiche zwischen den führenden deutschen Warenhausunternehmen, dass die Hermann Tietz OHG größer war als die Leonhard Tietz AG, aber dem Umsatz und den Beschäftigtenzahlen nach hinter der Rudolph Karstadt AG lag.[35] 1917 hatte Hermann Tietz noch an erster Stelle gelegen, war dann aber durch die starke Expansion der Karstadt AG zurückgefallen.[36] Das Unternehmen warb nun mit dem Motto »Größter Warenhauskonzern Europas im Eigenbesitz«.[37] Dieser Rang war Hermann Tietz unstrittig, denn Karstadt befand sich nicht mehr in »Eigenbesitz«.[38] 

			Verglichen mit den beiden anderen großen Warenhauskonzernen, hielt man bei Hermann Tietz stärker am traditionellen Profil fest. In dem am stärksten wachsenden Segment des Einzelhandels, den Niedrigpreisläden mit einheitlichen Preisen (Einheitspreisgeschäfte), war die Hermann Tietz-Gruppe nicht mit einer eigenen Kette, sondern nur mit Einheitspreisabteilungen in den Warenhäusern vertreten. Die Inhaber hatten sich dafür angeblich aus Rücksicht auf die Beziehungen zur Leonhard Tietz AG und deren Einheitspreis-Handelsgesellschaft (Ehapa) entschieden.[39] Die Eigenfertigung war bei Hermann Tietz weniger ausgeprägt als bei Karstadt, man begnügte sich hier mit der klassischen Expansionsform der Warenhauskonzerne, der vertikalen Konzentration durch die Übernahme von Wettbewerbern.
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			Abb. 7: Organigramm des Hermann Tietz-Konzerns, 1932[40]

			Die »Central-Verwaltung« des Hermann Tietz-Konzerns befand sich seit dem Umzug nach Berlin im Herbst 1900 in der Krausenstraße 46–49, in unmittelbarer Nähe zu dem Warenhausareal in der Leipziger Straße, von diesem nur durch den Dönhoffplatz (heute Marion-Gräfin-Dönhoff-Platz) getrennt. Dort hatten auch die meisten Grundstücks- und Handelsgesellschaften des Konzerns ihren Sitz, darunter manche, die nach anderen Regionen oder Standorten benannt worden waren.

			Dem Berliner Handels-Register nach hatte die Hermann Tietz OHG 1928 drei Gesamtprokuristen, die unter den drei geschäftsführenden Inhabern jeweils eigene Bereiche leiteten: Nathan Müller, David Löwenberger und Michaelis Birnbaum. 1929 kamen Adolf Adler und Georg Karg hinzu.[41] Im Einkauf war Müller als Leiter des gesamten Zentraleinkaufs der Senior. Karg, der spätere »Herr von Hertie«, war Leiter des zentralen Textileinkaufs und erst bei der Jandorf-Übernahme zu Hermann Tietz gekommen.[42] Löwenberger, der Chef der Buchhaltung, nahm offensichtlich eine Sonderstellung ein. Anlässlich seines 40. Dienstjubiläums im Oktober 1929 wurde er in der Presse als »Freund und Vertrauter« der Firmeninhaber beschrieben. Er habe auch schon das volle Vertrauen von Oscar und Hermann Tietz besessen.[43] Löwenberger hatte im Alter von 24 Jahren als Kontorist bei der Firma Tietz in München angefangen. Zuvor war er Buchhalter und Statistiker in einer Konservenfabrik in San Francisco gewesen. Dort hatte er neue Verfahren der Vorberechnung kennengelernt, die er bei der Firma Hermann Tietz einführte.[44] Die Prokuristen verdienten glänzend, da sie für den Konzern unverzichtbar waren; so erhielten Müller und Löwenberger Gehälter von 40–50.000 RM/Monat.[45] Karg wiederum soll 1931 ein Angebot ausgeschlagen haben, bei Karstadt eine Vorstandsposition mit einem Jahresgehalt von 500.000 RM zu übernehmen.[46] Wahrscheinlich wird schon sein bisheriges Gehalt in dieser Größenordnung gelegen haben. 

			Die Zahl der Warenhäuser war bei der Hermann Tietz OHG durch die Übernahme von A. Jandorf und die vorangegangene Erwerbung eines Kaufhauses in der Berliner Chausseestraße von 11 auf 18 gestiegen, darunter in Berlin von drei auf zehn. In den folgenden Jahren wurden noch Kaufhäuser in Dresden und Magdeburg erworben, doch war der Konzern nun viel stärker als zuvor auf Berlin konzentriert.[47] 

			Tabelle 1: Waren- und Kaufhäuser der Hermann Tietz OHG, Stand 1932

			
				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Stadt

						
							
							Standort

						
							
							Gründung/
Neubau

						
							
							Über-
nahme

						
							
							Früherer 
Eigentümer

						
					

				
				
					
							
							Berlin

						
							
							Leipziger Straße 
46–50a (Dönhoff-
platz)

						
							
							1900

						
							
							
					

					
							
							Berlin

						
							
							Alexanderplatz 3

						
							
							1905

						
							
							
					

					
							
							Berlin

						
							
							Frankfurter 
Allee 5–7

						
							
							1908

						
							
							
					

					
							
							Berlin

						
							
							Chaussee-
straße 70/71

						
							
							
							1926

						
							
							Warenhaus Stein

						
					

					
							
							Berlin

						
							
							Kaufhaus des 
Westens, 
Tauentzien-
straße 21

						
							
							
							1926

						
							
							A. Jandorf & Co.

						
					

					
							
							Berlin

						
							
							Andreasstraße 46 
(Große Frankfurter 
Straße 113)

						
							
							
							1926

						
							
							A. Jandorf & Co.

						
					

					
							
							Berlin

						
							
							Belle-Alliance-
Straße 1–3

						
							
							
							1926

						
							
							A. Jandorf & Co.

						
					

					
							
							Berlin

						
							
							Brunnenstraße 19–21

						
							
							
							1926

						
							
							A. Jandorf & Co.

						
					

					
							
							Berlin

						
							
							Kottbusser Damm 1/2

						
							
							
							1926

						
							
							A. Jandorf & Co.

						
					

					
							
							Berlin

						
							
							Wilmersdorfer 
Straße 118/119

						
							
							
							1926

						
							
							A. Jandorf & Co.

						
					

					
							
							Gera

						
							
							Sorge 23

						
							
							1882/1912

						
							
							
					

					
							
							Weimar

						
							
							Marktstraße 2

						
							
							1887/1905

						
							
							
					

					
							
							Karlsruhe

						
							
							Kaiserstraße 92

						
							
							1888

						
							
							
					

					
							
							München

						
							
							Bahnhofplatz 7

						
							
							1889/1905

						
							
							
					

					
							
							Hamburg

						
							
							Jungfernstieg 16–20

						
							
							1896/1912

						
							
							
					

					
							
							Plauen

						
							
							Postplatz 5/6

						
							
							1905

						
							
							
							Julius Tietz

						
					

					
							
							Stuttgart

						
							
							Königstraße 27

						
							
							1905

						
							
							
					

					
							
							Dresden

						
							
							Webergasse 39/
Wallstraße 32

						
							
							1928

						
							
							
							Hermann 
Mühlberg

						
					

					
							
							
							Marktstraße 2

						
							
							1887/1905

						
							
							
					

					
							
							Magdeburg

						
							
							Breiter Weg 41

						
							
							1931

						
							
							
							Siegfried 
Cohn/ 
Raphael 
Wittkowski*

						
					

				
			

			* nach der Übernahme zusammengelegt

			Die wirtschaftliche Bedeutung des Konzerns gründete auch darauf, dass mit einer größeren Zahl sogenannter Anschlusshäuser im ganzen Reich eine Einkaufsgemeinschaft bestand. Zu diesen zählten die 22 Kaufhäuser der Gruppe M. Conitzer & Söhne, das bekannte Kaufhaus Römischer Kaiser in Erfurt und die Warenhäuser von H. & C. Tietz in Chemnitz und Bamberg.[48] 

			Anlässlich des 50-jährigen Firmenjubiläums 1932 wurde der Hermann Tietz-Konzern in der Presse als »eine Welt für sich« beschrieben.[49] Zu den großen Warenhäusern von Hermann Tietz zählten nicht nur Lebensmittelabteilungen, auf die Anfang der 1930er-Jahre zwischen sieben und zwölf Prozent des Umsatzes entfielen, sondern auch Friseur- und Schönheitssalons, Restaurants, Leihbibliotheken und eine ganze Lastwagenflotte.[50] Der Konzern war ein wichtiger Kunde für die Landwirtschaft, 1931 bezogen die Tietz’schen Warenhäuser 15.000 Rinder, 32.000 Kälber, 101.000 Schweine, 13.000 Hammel, 9 Mio. Stück Eier, 3,8 Mio. kg Käse, 16,3 Mio. kg Gemüse und 11,6 Mio. kg Obst.[51] 
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			Abb. 8: Lebensmittelabteilung des KaDeWe, 1932

			Neben den Warenhäusern gehörte zur besagten »Welt« des Hermann Tietz-Konzerns ein ganzes Netz von Grundstücks-, Handels- und Fabrikationsgesellschaften, das von außen kaum zu überblicken war. Das Kapital des Konzerns lag zum größten Teil in den Immobilien der Grundstücksgesellschaften. Auf sie entfielen nach einem im Frühjahr 1933 erstellten Status des Buchprüfers der Firma Hermann Tietz, Wilhelm Graetz, rund zwei Drittel der Aktiva des Konzerns.[52] Oscar Tietz hatte für die Immobilien vieler Warenhäuser eigene Grundstücksgesellschaften gegründet. So gehörten die Gebäude des Warenhauses Leipziger Straße, aber auch des benachbarten Komplexes der Konzernverwaltung in der Krausenstraße zur Brandenburgische Grundwert AG. Weitere Grundstücksgesellschaften waren für Geschäfts- und Wohnhäuser entstanden, die für den geplanten Bau von Warenhäusern erworben worden waren, der nicht oder noch nicht zustande kam. Dies galt für die bedeutendste »warenhausfremde« Immobiliengesellschaft der Firma Hermann Tietz, die Deutsche Boden AG, und die AG Ost für Textilhandel, die in Wirklichkeit eine Grundstücksgesellschaft war. Ursprünglich hatte der Hermann Tietz-Konzern den Bau großer Warenhäuser im Westen Berlins geplant, um dieses Terrain nicht länger dem Wettbewerber Jandorf zu überlassen, und dafür systematisch Immobilien in Toplagen an der Ecke Kurfürstendamm/Joachimsthaler Straße und am Kaiserdamm aufgekauft. Mit der Übernahme des Jandorf-Konzerns hatten sich diese Pläne erübrigt, da die Firma Hermann Tietz nun mit zwei Warenhäusern (KaDeWe, Wilmersdorfer Straße) im Berliner Westen gut aufgestellt war. Die Deutsche Boden AG hielt noch eine weitere wertvolle Immobilie: das große Hamburger Warenhaus am Jungfernstieg 16–20, dessen Gebäude nicht in eine eigene Grundstücksgesellschaft eingebracht worden war. 

			Tabelle 2: Grundstücks-, Handels- und Fabrikationsgesellschaften des Hermann Tietz-Konzerns* (Stand Ende 1933)[53]

			
				
					
				
				
					
							
							Grundstücksgesellschaften

						
					

					
							
							AG Ost für Textilhandel, Berlin

						
					

					
							
							AG West für Textilhandel, Berlin

						
					

					
							
							Badische Grundwert AG, Karlsruhe (F)

						
					

					
							
							Brandenburgische Grundwert AG, Berlin (F)

						
					

					
							
							Centrum Berlinische Bodenbesitz GmbH, Berlin (F)

						
					

					
							
							Charlottenburger Grundstücks-Verkehrs-GmbH, Berlin

						
					

					
							
							Deutsche Boden AG, Berlin (F)

						
					

					
							
							Grundbesitz GmbH, München (F)

						
					

					
							
							Grundstücks AG Beußelturm, Berlin

						
					

					
							
							Grundstücksgesellschaft Koenigsallee 71, Berlin (F)

						
					

					
							
							Grundstücksgesellschaft Nordost mbH, Berlin

						
					

					
							
							Grundstücksgesellschaft Wittenbergplatz AG, Berlin

						
					

					
							
							Grundwert AG Kaiserdamm, Berlin

						
					

					
							
							Handels- und Grundbesitz GmbH, Berlin (F)

						
					

					
							
							Handelsstätte Gera AG, Berlin (F)

						
					

					
							
							Immobilien-Verkehrs-Gesellschaft mbH, Stuttgart (F)

						
					

					
							
							Magdeburgische Grundwert AG (vor Nov. 1933: Bayern Textil AG)

						
					

					
							
							Merkur Treuhand- und Grundstücksverwaltungs AG, Wuppertal-Elberfeld

						
					

					
							
							Sächsische Grundwert AG, Berlin 

						
					

					
							
							Handelsgesellschaften

						
					

					
							
							AG für rituellen Bedarf, Berlin (F)

						
					

					
							
							Bekleidungs-Handels AG, Berlin

						
					

					
							
							Bergische Textil GmbH, Berlin

						
					

					
							
							Einfuhr- und Großhandels AG, Berlin

						
					

					
							
							Kaufkredit GmbH, Berlin

						
					

					
							
							Offenbacher Handels- und Industrie GmbH, Berlin

						
					

					
							
							Sächsische Textil GmbH, Berlin (F)

						
					

					
							
							Vogtländische Textil GmbH, Berlin

						
					

					
							
							Fabrikationsgesellschaften

						
					

					
							
							Berlin Essen Gubener Hutmanufaktur GmbH

						
					

					
							
							Conrad Steinecke GmbH, Berlin (F)

						
					

					
							
							Mechanische Feinweberei Adlershof GmbH, Berlin

						
					

					
							
							Paschka & Ornstein GmbH (F)

						
					

					
							
							Textilfabrikation GmbH (F)

						
					

				
			

			* (F) mit maßgeblicher privater Beteiligung der Familie Tietz/Zwillenberg

			Verglichen mit den Grundstücksgesellschaften, waren die Handels- und Fabrikationsgesellschaften des Hermann Tietz-Konzerns von nachgeordneter Bedeutung. Die Handelsgesellschaften waren durchweg auf den Textilhandel beschränkte Einkaufshäuser und selbst in diesem Bereich nicht die einzige Bezugsquelle der Warenhäuser. Eine Ausnahme bildete die 1926 gegründete Kaufkredit GmbH mit der die Firma Hermann Tietz dem damaligen Trend zur Teilzahlung folgte und über eine Züricher Gesellschaft solche Leistungen anbot. Schon nach wenigen Jahren musste dieses Geschäft wegen der Weltwirtschaftskrise eingestellt werden.[54] Eine Spezialität war die von der Familie Tietz gehaltene Aktiengesellschaft für rituellen Bedarf, ein Fachgeschäft für koscher zubereitete Lebensmittel in mehreren Berliner Warenhäusern, das unter Aufsicht der Kaschrut-Kommission des Rabbinats betrieben wurde.[55] 

			Korrespondierend zu den Handelsgesellschaften, waren die Fabrikationsgesellschaften durchweg in der Textilherstellung tätig. Die Paschka & Ornstein GmbH konnte als spezialisierter Fabrikant von Hüten einen Ruf erlangen, von dem die Warenhäuser profitierten. Die 1923 aus einer Fusion hervorgegangene Mechanische Feinweberei Adlershof hatte sich auf Textilveredelung spezialisiert. Für die Mitarbeitenden war neben dem Werksgelände eine von Georg Jacobowitz projektierte und ausgeführte Wohnanlage errichtet worden.

			Die Grundstücks-, Handels- und Fabrikationsgesellschaften wurden nach dem von Oscar Tietz begründeten Modell von Inhabern und Prokuristen der Hermann Tietz OHG in Personaleinheit nebenbei geleitet, was in dieser Häufung kaum mit der nötigen Sorgfalt geleistet werden konnte. So waren Löwenberger und Adler auch Vorstandsmitglieder der Brandenburgische Grundwert AG, der Deutsche Boden AG und der KaDeWe GmbH, einer Organgesellschaft der Firma Tietz; zudem waren Löwenberger und Karg Geschäftsführer der Handelsstätte Gera AG und der Sächsische Textil GmbH sowie Vorstandsmitglieder der Bayern Textil AG.[56] 

			Von den von Oscar Tietz geschaffenen Einrichtungen, die auch für die eigene Welt des Hermann Tietz-Konzerns standen, seien hier nur die als mustergültig geltende Fachschule für Lehrmädchen und Verkäuferinnen, die Betriebskrankenkasse und die Oscar-und-Betty-Tietz-Stiftung zur Unterstützung von Mitarbeitenden erwähnt.

			Der Anfang vom Ende? Die »Zahlungsschlappe« in der Weltwirtschaftskrise

			Mit der kostspieligen Übernahme des Jandorf-Konzerns im Dezember 1926 hatte die Firma Hermann Tietz eine hohe Hypothek auf die Zukunft aufgenommen. Der Kaufpreis wurde nie mitgeteilt, in der Presse wurde er auf 30 bis 40 Mio. RM, mitunter auch auf über 50 Mio. RM geschätzt.[57] Bekannt wurde nur, dass die Zahlung des Kaufpreises über einen längeren Zeitraum vereinbart worden war und der Berliner Großbank Disconto-Gesellschaft eine wichtige Rolle bei der Finanzierung dieser Transaktion zukam, was die Bank in ihrem Geschäftsbericht bestätigte, ohne Zahlen zu nennen.[58] Auch das Amsterdamer Bankhaus Proehl & Gutmann – eine Kommandite der Dresdner Bank – und das Londoner Bankhaus J. Henry Schröder & Co. wurden als Kreditgeber genannt.[59] Nach den Kreditakten der Dresdner Bank hatte ein Konsortium unter Führung von Proehl & Gutmann der Firma Hermann Tietz im Januar 1927 einen Vorschuss von 2,38 Mio. US-Dollar (umgerechnet rund 10 Mio. RM) bewilligt, der durch eine Grundschuld auf die Brandenburgische Grundwert AG (Warenhaus Leipziger Straße) besichert war.[60] Belegt sind ferner Hypothekenkredite von Adolf Jandorf und Max Emden, des bis zum Verkauf am KaDeWe beteiligten Hamburger »Kaufhauskönigs«, über 4,05 bzw. 1,39 Mio. RM.[61] Insgesamt dürfte die Jandorf-Übernahme zu einem erheblichen Teil durch Hypotheken auf den bis dahin noch wenig belasteten Immobilienbesitz des Hermann Tietz-Konzerns finanziert worden sein. 

			Entsprechend stieg die Verschuldung. Nach Angaben der Dresdner Bank war der Hermann Tietz-Konzern in der Bilanz vom 31.12.1929 mit Bankschulden in Höhe von 42,1 Mio. RM und Hypotheken in Höhe von 44,6 Mio. RM belastet.[62] Durch diesen Schuldenstand am Vorabend der Weltwirtschaftskrise, die im Gefolge des Börsencrashs an der Wall Street vom Oktober 1929 entstand und Deutschland im Winter 1929/30 erreichte, war der Konzern für eine derartige Depression denkbar schlecht gerüstet. 

			Rückblickend erscheint es hochriskant und leichtfertig, eine so hohe Verschuldung einzugehen. Aus der damaligen Sicht gab es dafür freilich gute Gründe. Die großen Warenhauskonzerne lieferten sich zu dieser Zeit einen Verdrängungswettbewerb, in dem die Firma Hermann Tietz ohne Übernahmen auf der Strecke zu bleiben drohte. In den Jahren 1924 bis 1929 erwarb die Hermann Tietz OHG ohnehin nur sieben Waren- und Kaufhäuser, darunter die sechs der Jandorf-Gruppe. Die Karstadt AG übernahm in diesem Zeitraum 41 Häuser, darunter die im November 1926 erworbenen 19 Filialbetriebe der Kette Max Emdens mit dem renommierten Münchner Kaufhaus Oberpollinger.[63] Karstadt ging zudem daran, massiv nach Berlin zu expandieren, mit der Verlagerung der Hauptverwaltung aus Hamburg nach Berlin-Mitte und dem Bau eines gigantischen Warenhauses in Berlin-Neukölln. Darüber hinaus gründete die amerikanische Kaufhauskette F. W. Woolworth im November 1926 eine deutsche Tochtergesellschaft und errichtete ein Jahr später einen ersten Verkaufsladen in Berlin.[64] Auch schienen sich zunächst die großen Erwartungen zu bestätigen, die die Einzelhandelskonzerne in die Entwicklung des deutschen Marktes setzten. 1927 erwies sich als das konjunkturell günstigste Jahr der Weimarer Zeit. 

			Im Juni 1929 konnte Karstadt am Hermannplatz in Neukölln das größte und modernste Warenhaus Europas eröffnen, einen Gebäudekomplex von New Yorker Format mit Rolltreppen und U-Bahn-Anschluss. Im selben Jahr fusionierte der Konzern mit der Lindemann & Co. AG, die 14 Filialen einbrachte, darunter vier in Berlin und ein bekanntes Kaufhaus in Potsdam.[65] In Berlin-Mitte hatte Karstadt bereits 1928 in der Neuen Königstraße ein Areal mit 30 Wohnhäusern für den geplanten Bau der neuen Hauptverwaltung erworben.[66] Auch die Firma Hermann Tietz ging daran, ihre Position in Berlin weiter auszubauen. Das neue Flaggschiff KaDeWe wurde von fünf auf sieben Etagen aufgestockt, mit einer »Imbisshalle« im obersten Verkaufsstockwerk, und an der Hauptstraße in Berlin-Friedenau sollte – angeblich aus eigenen Mitteln finanziert – ein weiteres, achtstöckiges Großwarenhaus errichtet werden.[67]

			Nach Beginn der Weltwirtschaftskrise ging die große Zeit der Warenhäuser zu Ende. Die Hermann Tietz OHG erlitt 1930 nach Angaben der Dresdner Bank einen Verlust in Höhe von 21 Mio. RM.[68] Nach einer rückwirkend erstellten Statistik konnte der Konzern in jenem Jahr den Umsatz allerdings noch etwas steigern, auf den bisherigen Höchststand von 272 Mio. RM, während bei Karstadt ein Rückgang von rund fünf Prozent zu verzeichnen war.[69] Dem entsprach, dass die Bank- und Hypothekenschulden der Firma Hermann Tietz im Laufe des Jahres zwar von 87,7 auf 101,6 Mio. RM anstiegen, bei Karstadt aber Ende 1930 fast doppelt so hoch lagen (191 Mio. RM).[70] Am besten schnitt unter den großen Warenhausketten die Leonhard Tietz AG ab, mit einem Gewinn von drei Mio. RM im Jahr 1930 und einer Belastung durch Bank- und Hypothekenschulden in Höhe von 82 Mio. RM (Januar 1931).[71] 

			Bei Hermann Tietz wurden nun aufwendige Projekte wie die Errichtung weiterer Warenhäuser in Berlin-Friedenau und Königsberg zurückgestellt. Lediglich ein neuer Filialbetrieb in Magdeburg kam hinzu.[72] Insgesamt ging der Umsatz der Warenhäuser 1931 um 14,7 Prozent zurück, das war weniger als der Rückgang der Industrieproduktion (25 Prozent), doch führte dieser Einbruch vielfach zu Liquiditätsproblemen.[73] Die Warenhäuser versuchten, dem durch gehäufte Sonderverkaufsaktionen zu begegnen, doch konnten sie auch dadurch die Lieferantenkredite für ihre Einkäufe nicht mehr mit Einnahmen aus dem Verkauf ablösen. Nach Angaben der Dresdner Bank deckten die Waren und die Kasse der Firma Hermann Tietz nur noch rund 50 Prozent der kurzfristigen Verpflichtungen.[74] Dabei litt die Liquidität der Firmen Hermann Tietz und Karstadt auch darunter, dass ein großer Teil der Überschüsse für zum Teil spekulative Immobilienkäufe in Berlin verwendet worden war. In der Weltwirtschaftskrise brach nun der Markt für Geschäfts- und Wohnhäuser zusammen, die Mieteneinnahmen gingen stark zurück.[75] 
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			Abb. 9: Verkaufsveranstaltungen der Filiale Gera, 1931

		

	
		
			Ab dem Frühjahr 1931 stand die Branche im Schatten der Karstadt-Krise, in die das größte deutsche Warenhausunternehmen durch die Verschuldung für die Expansion der vorangegangenen Jahre und eine fatale Kursgarantie für die bei der Fusion mit Lindemann abgegebenen Aktien geraten war. Karstadt musste mit außerordentlichen Abschreibungen in Höhe von 25 Mio. RM die Reserven aufbrauchen, einen Teil seiner Immobilien und Kapitalbeteiligungen verkaufen.[76] Anders als Karstadt war die Hermann Tietz OHG kein Sanierungsfall, doch geriet sie in eine immer kritischere Lage. Da der Konzern anders als die Aktiengesellschaften Karstadt und Leonhard Tietz keine Bilanz veröffentlichte, konnte die Presse nicht einmal mutmaßen, wie hoch die Verluste ausfielen. 

			Als im Winter 1931/32 die Zahl der registrierten Arbeitslosen in Deutschland auf über sechs Mio. anstieg, geriet die Firma Hermann Tietz in Finanznot. Da sie als OHG nicht zur Publikation der Bilanzen verpflichtet war und Bilanzunterlagen aus dieser Zeit nicht überliefert sind, stellt sich die Entwicklung im Krisenjahr 1932 nur in späteren Berichten und Aussagen dar. Diese Dokumente müssen als eine problematische Quelle gelten, weil sie entweder im Zusammenhang mit der »Arisierung« oder im Rahmen der Restitutionsverfahren nach dem Krieg verfasst wurden. Beauftragte und Anwälte der Familie Tietz/Zwillenberg waren damals bemüht, die kritische Lage des Konzerns vor 1933 nicht ausführlich zu beleuchten. Den Banken und dem Hertie-Management war wiederum daran gelegen, die angebliche Zahlungsunfähigkeit der Firma Hermann Tietz vor 1933 herauszustellen, um vor diesem Hintergrund die »Arisierung« als eine ausschließlich wirtschaftlich begründete Sanierung auszugeben.

			Offensichtlich unterschätzte die Geschäftsleitung der Hermann Tietz OHG die Dramatik des Abschwungs im Jahr 1932, dem Tiefpunkt der Weltwirtschaftskrise in Deutschland. Schon bei der »Weißen Woche« Anfang Februar blieben die Einnahmen hinter den Erwartungen – und damit auch den Ausgaben für die bestellten Waren – zurück.[77] Beim 25-jährigen Jubiläum des KaDeWe am 21. März 1932 wurde nach einer offiziellen Mitteilung des Unternehmens »mit Rücksicht auf die schweren wirtschaftlichen Verhältnisse« von Feiern abgesehen.[78] Man begnügte sich mit einer von dem renommierten Kunstkritiker und Publizisten Max Osborn verfassten Firmenschrift.[79] Das im Mai folgende 50-jährige Jubiläum der Firma Hermann Tietz nahm die Geschäftsführung zum Anlass, die kaum noch abreißenden Sonderverkaufsaktionen mit einem groß angelegten Jubiläumsverkauf zu übertrumpfen. Mit hohen Erwartungen wurden dafür Einkäufe getätigt, für die es angesichts der großen Not im Land aber keine entsprechende Nachfrage gab. Ein Teil des Jubiläumsverkaufs konnte nur noch mit hohen Verlusten abgesetzt werden. Die Hermann Tietz OHG geriet daraufhin in Zahlungsschwierigkeiten. Die Deutsche Bank, die durch ihre Fusion mit der Disconto-Gesellschaft im Jahr 1929 zur Hausbank und zum größten Gläubiger der Firma geworden war, gewährte dennoch einen zusätzlichen Dispositionskredit. Als die Firma auch diesen überzog, soll die Bank nach späteren Angaben eines damaligen Direktors ihrer Berliner Stadtzentrale, Hermann Wieland, misstrauisch geworden sein. Auch unter den Lieferanten sei der Tietz-Konzern nun wegen seiner schlechten Zahlungsmoral »besprochen« worden.[80] Dies deckt sich mit Ausführungen in einer Sitzung bei Hertie vom Herbst 1933, in denen von einer »Zahlungsschlappe in 1932« die Rede war, die das Vertrauen der Lieferanten erschüttert habe.[81]
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			Abb. 10: »Weiße Woche« im KaDeWe, 1932 

			Das gesamte Einzelhandelsgeschäft hatte in Deutschland im Frühjahr 1932 einen neuen Tiefststand erreicht. Die Umsätze der Warenhäuser lagen im Mai knapp 27 Prozent unter dem Vorjahresmonat, in Berlin wurde das traditionsreiche Kaufhaus Herrmann Gerson insolvent, bei vielen Warenhäusern, auch bei Wertheim, wurden Verkaufsabteilungen stillgelegt.[82] Im Sommer erreichte das Karstadt-Drama ein neues Stadium: Die eingeleiteten Sanierungsmaßnahmen erwiesen sich als unzureichend, das Unternehmen benötigte einen Millionenkredit, da die Verluste nicht mehr aus Reserven abgedeckt werden konnten. Im Oktober 1931 hatte Karstadt bereits seine Tochtergesellschaft Epa an ein Bankenkonsortium verkauft, um einen Kredit von 15 Mio. RM zu erhalten. Nun konnte nur noch die Akzeptbank einspringen, ein Institut, das vom Reich und den Großbanken in der Bankenkrise von 1931 gegründet worden war, um zahlungsunfähige Banken mit Liquidität zu versorgen, und sich inzwischen auch bei der Stützung anderer Unternehmen betätigen durfte.[83] Dass die Akzeptbank Karstadt mit einem 25-Mio.-Kredit stützte, wurde als »Reichshilfe« für einen in Schieflage geratenen Warenhauskonzern verstanden und brachte die von der Krise hart betroffenen Kleinhändler weiter auf. Die Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels protestierte scharf gegen »diesen besonders bedenklichen Fall der Staatssubvention«.[84] 

			Nachdem die Deutsche Bank (damals Deutsche Bank und Disconto-Gesellschaft) im Herbst 1932 wegen der offensichtlichen Liquiditätsprobleme beim Hermann Tietz-Konzern vorsichtig geworden war, bat ihr Vorstandsmitglied Theodor Frank die Inhaber der Firma, über die Geschäftslage Auskunft zu erteilen, was nach den damaligen Gepflogenheiten als letzte Mahnung zu verstehen war.[85] Die Bank hatte mittlerweile festgestellt, dass das Warenhausunternehmen seine Finanznot in fragwürdiger Form zu verschleiern versuchte. Die Konten wurden notorisch überzogen, ständig wurden Zahlungen verschleppt und ungedeckte Schecks eingereicht.[86] Zum Teil war dies dem Chaos in dem von Löwenberger verantworteten Rechnungswesen zuzuschreiben, das ein Zeitgenosse mit »einem labyrinthischen Zaubergarten« verglich.[87] Später stellte sich heraus, dass die Buchhaltung der Central-Verwaltung in der Krausenstraße mitunter eine besondere Form der »doppelten Buchführung« betrieb. Fällige Rechnungen wurden in den Büchern als bezahlt ausgebucht, aber nicht mit Zahlungsanweisungen an die Kasse weitergereicht.[88] Solche Praktiken waren damals nicht selten. Erst nach spektakulären Wirtschaftsskandalen war im September 1931 die Pflichtprüfung für Aktiengesellschaften eingeführt worden. Offene Handelsgesellschaften wie die Firma Hermann Tietz mussten ihre Bücher weiterhin nicht offenlegen, und hier gab es auch keinen Aufsichtsrat, über den die Banken eine Kontrollfunktion hätten ausüben können. Die Gläubigerbanken waren darauf angewiesen, von der Firma Auskünfte einzuholen, und die fielen offenbar nicht sehr erhellend aus. Es kamen Zweifel an der Solidität der Geschäftsführung auf, nur Zwillenberg, der für die Banken der bevorzugte Ansprechpartner war, blieb davon ausgenommen.[89]

			Die Intransparenz bei der Hermann Tietz OHG und die Lehren aus dem Karstadt-Desaster veranlassten die Deutsche Bank, von einem Worst-Case-Szenario auszugehen. Sie soll noch im Herbst 1932 einen Kreditstopp für den Hermann Tietz-Konzern verhängt haben. In einer nach dem Krieg verfassten Erklärung Wielands liest sich dies so: »Die Befriedigung neuer Kreditwünsche machten wir von der Bilanz per Ende 1932 abhängig und gaben Tietz anheim, der Firma angeblich von anderer Seite offerierte Kreditangebote anzunehmen.«[90] Nachdem das Weihnachtsgeschäft 1932 nicht die erhoffte Wende gebracht hatte, obwohl sich in der deutschen Wirtschaft ein Ende der Depression abzuzeichnen begann, wollten auch die Dresdner Bank und andere Gläubiger nicht länger abwarten.[91] Die Banken stimmten sich untereinander ab. Einer späteren Erklärung des Hertie-Geschäftsführers Trabart von der Tann zufolge wurde er im Februar 1933 auf Vorschlag des Aufsichtsratsvorsitzenden der Dresdner Bank, Fritz Andreae, »als Vertreter des Gläubigerkonsortiums beauftragt«.[92] Von einer »Arisierung« war zu diesem Zeitpunkt, an dem Hitler erst wenige Tage an der Macht war, wohl kaum die Rede. Die Banken werden von einem Szenario ausgegangen sein, wie es bei der Karstadt AG praktiziert worden war. Dort war der Vorstandsvorsitzende Hermann Schöndorff im Mai 1931 »entsprechend einer Anregung des Finanzausschusses« des Aufsichtsrats zurückgetreten und ein früheres Vorstandsmitglied der Commerzbank (damals Commerz- und Privat-Bank)zum Finanzvorstand berufen worden.[93]

			Nach dem Krieg erklärte Karg, dass der Hermann Tietz-Konzern ausschließlich aus wirtschaftlichen Gründen in andere Hände übergegangen sei. In einer Stellungnahme aus dem März 1946 legte er dar, »dass es sich bei der Übernahme der früher der Familie Tietz gehörenden Kaufhäuser nicht um eine Arisierung handelte, sondern dass das Ausscheiden der Familie Tietz seinen Grund in den vor 1933 entstandenen wirtschaftlichen Schwierigkeiten hatte«.[94] So konnte man es später auch einem viel zitierten Artikel des Wirtschaftsjournalisten Hans Otto Eglau über Karg entnehmen:

			»Für Hermann Tietz, in dessen Häusern im Gegensatz zu Wertheim vor allem Kunden aus den unteren Einkommenskreisen kauften, wirkte sich die einsetzende Massenarbeitslosigkeit besonders schlimm aus. Allein von 1930 bis 1933 gingen die Umsätze bei Tietz um 46 Prozent zurück. Die drei Tietz-Erben sahen sich immer besorgteren Blicken der Großbankiers ausgesetzt, an deren Institute sie sich stark verschuldet hatten. Nach der Machtübernahme Hitlers willigten sie in einen Sanierungsplan ein, der die Übernahme der Firma durch ein Bankenkonsortium unter Führung der Dresdner Bank bestimmte.«[95]

			Karg belegte seine oben zitierte Aussage mit Daten zur Verschuldung der Firma Hermann Tietz. Anfang 1933 hätten sich die Warenschulden auf rund 40 Mio. RM, die Bankkredite auf 45 Mio. RM belaufen; dieser Schuldenlast habe nur ein Warenlager im Wert von 27 Mio. RM gegenübergestanden.[96] Die Zahlen sind nicht übertrieben, wenn man bedenkt, dass die Dresdner Bank schon Ende 1929 von Bankschulden des Hermann Tietz-Konzerns in Höhe von 42,1 Mio. RM ausging und der bereits erwähnte Konzernstatus des Tietz-Buchprüfers Wilhelm Graetz zum 31. Mai 1933 Bankschulden in Höhe von rund 48,4 Mio. RM auswies. Anders als in der zitierten Erklärung Kargs werden in der von Graetz erstellten Bilanz aber auch ein Immobilienvermögen von knapp 117 Mio. RM und ein Kapital (Eigenvermögen) von rund 38 Mio. RM aufgeführt.[97] Dabei ist zu berücksichtigen, dass die im Konzernstatus enthaltenen Immobilien der Grundstücksgesellschaften zu einem großen Teil mit Hypotheken belastet waren und nach Einschätzung der Banken mit überhöhten Werten in der Bilanz eingestellt worden waren.[98] Doch anders als Karstadt kam die Firma Hermann Tietz ohne einen zweistelligen Millionenkredit durch die Weltwirtschaftskrise und konnte aus eigener Kraft die »Zahlungsschlappe« überwinden. Auch sahen nicht alle Banken die damalige Lage der Firma Hermann Tietz so kritisch, wie sie in den späteren Erklärungen Kargs und Wielands erscheint. Bei dem renommierten Hamburger Bankhaus M. M. Warburg & Co. glaubte man Zwillenberg, als er Anfang Dezember 1932 gemeinsam mit Löwenberger deren Berliner Filiale besuchte und erklärte, die »vorübergehende Beengung in der Liquidität und die schlechte Zahlungsweise« seien hauptsächlich durch den Jubiläumsverkauf entstanden. Zwillenberg schwor damals, »nie wieder Jubiläums-Veranstaltungen machen zu wollen«.[99] Warburg prolongierte im Januar 1933 einen Konsortialkredit über 150.000 brit. Pfund (umgerechnet drei Mio. RM) gegen eine von der Firma Hermann Tietz geleistete Rückzahlung von 25.000 brit. Pfund um ein weiteres Jahr.[100] 

			Tabelle 3: Umsätze der führenden deutschen Warenhausunternehmen 1929 bis 1933 in Mio. RM*[101]
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			* nach einer rückwirkenden Berechnung aus dem Jahr 1935
** ab 1929 mit den übernommenen Betrieben der Emden-Gruppe und der Lindemann & Co. AG

			Die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise auf die Geschäfte der Hermann Tietz-Warenhäuser lassen sich auch einer Umsatzstatistik entnehmen, die 1935 rückwirkend für die drei führenden Warenhausunternehmen erstellt wurde. Demnach erreichte der Umsatz der Hermann Tietz-Warenhäuser 1931 trotz eines Rückgangs fast das Niveau des in die Schieflage geratenen Marktführers Karstadt. Insgesamt ging der Umsatz bei Hermann Tietz in den Jahren 1929 bis 1933 um 46 Prozent zurück, was genau der von Eglau genannten Zahl entspricht. Er erwähnte dabei aber nicht, dass von den 46 nur 25 Prozent auf die Jahre 1929 bis 1932 entfielen. Ende 1932, als Deutschland die Talsohle der Weltwirtschaftskrise bereits durchschritten hatte, lag der Umsatz der Hermann Tietz OHG bei 75 Prozent des Stands von 1929. Dann kam im folgenden Jahr ein Einbruch um 21 Prozent hinzu, der nicht mehr durch die Weltwirtschaftskrise und Probleme in der Buchhaltung, sondern nur durch die von den Nationalsozialisten herbeigeführte Warenhauskrise zu erklären ist. Der Umsatz bei der solider aufgestellten Leonhard Tietz AG brach daher 1933 ähnlich ein wie bei der Hermann Tietz OHG, während die »nicht jüdische« Karstadt AG nun besser abschnitt.

			Trotz des Umsatzrückgangs und der Liquiditätsklemme von 1932 wurde in der Weltwirtschaftskrise keines der Hermann Tietz-Warenhäuser geschlossen. Die wenigen überlieferten Beschäftigtenzahlen zeigen jedoch, dass die Krise Massenentlassungen in einer bis dahin nicht gekannten Dimension zur Folge hatte. Zwischen 1930 und 1933 ging der Beschäftigtenstand bei Hermann Tietz von 16.458 auf 13.989 zurück.[102] Dieser Rückgang entfiel größtenteils auf den Zeitraum 1930 bis 1932, zu einem kleineren Teil aber auch auf die Ende Juli 1933 einsetzenden Entlassungen jüdischer Angestellter.[103] 

		

	
		
			2. 

Von Hermann Tietz zu Hertie: 
Die »Arisierung« 1933/34

			»Warenhausfrage« und antisemitische Hetze

			Im Laufe der 1920er-Jahre wurde die im Kaiserreich aufgekommene »Warenhausdebatte« radikaler und politischer. Unter der Parole vom »Schutz des Einzelhandels« vertrat eine wachsende Zahl mittelständischer Verbände Forderungen, die von der Wiedereinführung der 1919 abgeschafften Warenhaussteuer bis zur Enteignung und Zerschlagung der großen Warenhausunternehmen reichten. Auch die NSDAP war bemüht, sich in diesem Milieu zu profilieren. Ihr erstes, von Hitler am 24. Februar 1920 im Münchner Hofbräuhaus verkündetes Parteiprogramm enthielt dazu einen eigenen Punkt, den 16. von insgesamt 25:

			»Wir fordern die Schaffung eines gesunden Mittelstandes und seine Erhaltung. Sofortige Kommunalisierung der Groß-Warenhäuser und ihre Vermietung zu billigen Preisen an kleine Gewerbetreibende, schärfste Berücksichtigung aller kleinen Gewerbetreibenden bei Lieferungen an den Staat, die Länder oder Gemeinden.«[1] 

			Diese dem nationalsozialistischen Wirtschaftsideologen Gottfried Feder zugeschriebene Passage des Parteiprogramms unterschied sich nicht allzu sehr von den Forderungen anderer Warenhausgegner und kann geradezu dem »Traditionsbestand der politischen Rechten« zugeordnet werden.[2] 

			Wirkungsvoller waren zunächst die Kampagnen der Wirtschaftspartei des deutschen Mittelstandes (ab 1925: Reichspartei des deutschen Mittelstandes), der unter dem Eindruck des Schocks der Hyperinflation von 1923 einige Wahlerfolge gelangen. Mit Initiativen im Reichstag und Kundgebungen des von ihr gegründeten Reichskartells des nationalen Mittelstands konnte sie ein Protestpotenzial mobilisieren, das sich von den großen Parteien übergangen fühlte. 

			Die Angriffe der Warenhausgegner konzentrierten sich dann auch auf die seit 1926 aufkommenden Einheitspreisgeschäfte, die nach dem Vorbild des amerikanischen Kaufhausgiganten Woolworth ein beschränktes Sortiment geringwertiger Massenware zu einheitlichen Niedrigpreisen anboten. Als Antwort auf die Expansion von Woolworth nach Deutschland erweiterten zwei Warenhausunternehmen ihre Konzerne um Tochtergesellschaften für Einheitspreisläden: Die Karstadt AG gründete die Einheitspreis AG (Epa), die Leonhard Tietz AG die Einheitspreis-Handelsgesellschaft (Ehapa). Bei den Kleinhändlern waren sie wegen eines angeblich »unlauteren« Preiswettbewerbs verhasst. Nicht weniger heftig als die Warenhäuser und die Einheitspreisgeschäfte wurden die Konsumvereine (Konsumgenossenschaften) bekämpft, die ebenfalls zu günstigeren Preisen anbieten konnten als die kleinen Einzelhändler, Waren über einen gemeinsamen Großeinkauf bezogen, über eigene Produktionen verfügten und dem Grundsatz der Barzahlung verpflichtet waren.[3]

			Als in der Weltwirtschaftskrise Tausende von Einzelhandelsbetrieben in Insolvenz gingen, wurde der Ruf nach Sondergesetzen zum Schutz des Kleinhandels gegenüber Warenhäusern und Einheitspreisgeschäften lauter. Reichskanzler Heinrich Brüning reagierte darauf im April 1930 mit der Einführung einer neuen Warenhaussteuer.[4] Im März 1932 verbot dann die Notverordnung des Reichspräsidenten zum Schutz der Wirtschaft die Errichtung von Einheitspreisgeschäften für die Dauer von zwei Jahren.[5] Darüber hinaus gab es starke Bestrebungen, eine Konzessionspflicht für Warenhäuser und Einheitspreisgeschäfte einzuführen. Sie scheiterten an einem von der Reichsregierung eingeholten Gutachten des Vorläufigen Reichswirtschaftsrats, in dem dargelegt werden konnte, dass die Warenhäuser dem Kleinhandel nicht schadeten und eine Einschränkung dieser Geschäftsform nur die Verbraucher treffen würde. Inzwischen lagen Untersuchungen vor, die belegten, dass Warenhäuser und Einheitspreisgeschäfte keineswegs einen so großen Einfluss auf den Einzelhandel hatten, wie die Kritiker behaupteten. Der Anteil der Warenhäuser am gesamten Einzelhandel lag demnach 1931 zwischen 3,8 Prozent (Institut für Konjunkturforschung) und 4,5 Prozent (Forschungsstelle für den Handel), der Anteil der Einheitspreisgeschäfte bei einem Prozent. Deutlich höhere Anteile ergaben sich allerdings für Berlin und Stuttgart, den Städten mit dem höchsten Warenhausumsatz pro Kopf der Bevölkerung. Im internationalen Vergleich lag der Anteil der Warenhäuser in Deutschland etwas niedriger als in Frankreich und in Großbritannien und sehr viel niedriger als in den Vereinigten Staaten.[6]

			Ab Ende der 1920er-Jahre waren die Warenhäuser zunehmend von antisemitischen Kampagnen der Nationalsozialisten betroffen. Die Hetze richtete sich gegen alle »jüdischen« Geschäfte, auf die großen Warenhausunternehmen ließen sich antisemitische Stereotype aber besonders gut projizieren, weil die meisten jüdische Gründer und Inhaber hatten und deren Namen allgemein bekannt waren: Tietz, Wertheim, Jandorf, Schocken, Alsberg, Wronker, Gerson. Die antisemitischen Aktionen wurden nicht von der Parteiführung organisiert, die sich lange Zeit wenig mit der »Warenhausfrage« beschäftigte, sie boten vor allem Aktivisten in der Provinz ein Betätigungsfeld. Schon 1927 begann die NSDAP hier, in der Vorweihnachtszeit Boykotte gegen »jüdische« Warenhäuser in Form von »Aufklärungsfeldzügen« zu organisieren.[7] Ein besonders eindrückliches Beispiel sind die vom ostpreußischen Gauleiter inszenierten Weihnachtsboykotte gegen »jüdische« Warenhäuser und Konsumvereine (»Zerschmettert den Weltfeind Warenhaus!«), bei denen sich die antisemitische Hetze mit mittelständischen Kampfparolen verband.[8]

			Die Boykottaktionen gegen Geschäfte jüdischer Inhaber breiteten sich nach dem Wahlsieg der NSDAP vom September 1930 mit wachsender Aggressivität aus. Mit der »Kampfgemeinschaft gegen Warenhaus und Konsumverein« und dem »Nationalsozialistischen Kampfbund für den gewerblichen Mittelstand« entstanden NS-Organisationen, die derartige Aktionen systematisch betrieben. Mit Parolen wie »Kauft nicht bei Juden« wurden Parteimitglieder zum Boykott angehalten. In München drohte ihnen beim Besuch eines »jüdischen« Warenhauses der Parteiausschluss, in Dresden überwachte die Ortsgruppe das Einkaufsverhalten ihrer Mitglieder mit Kontrollmarken.[9] Die Parteiführung vermied Boykottaufrufe, zumal sich unter den Warenhausangestellten eine wachsende Zahl von NSDAP-Anhängern befand. So wurde in den Parteizeitungen laufend für den Boykott »jüdischer« Geschäfte geworben, während der Presseverlag der NSDAP nicht bereit war, auf Inserate von Tietz und Woolworth im Parteiorgan Völkischer Beobachter zu verzichten.[10] 
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			Abb. 11: Aufruf der Kampfgemeinschaft gegen Warenhaus und Konsumverein

			Vor Weihnachten 1932 hatten wieder viele jüdische Geschäftsleute unter nationalsozialistischen Kampagnen zu leiden.[11] Gewaltsame Ausschreitungen gegen die Berliner Tietz-Warenhäuser kamen vorerst noch nicht vor. Das mag auch daran gelegen haben, dass die Inhaber bereits mit solchen Aktionen rechneten und sich durch die Zahlung von Schutzgeld an die NSDAP absicherten. Es muss sich um einen höheren Betrag gehandelt haben. Der Chef der Reichskanzlei, Staatssekretär Hermann Pünder, hielt am 16. April 1932 in einem Vermerk über die Finanzierung der NSDAP fest, dass ein erheblicher Teil der Zuwendungen aus der Wirtschaft als »sogenannte Terror-Abwehrprämien« geleistet würde. Als Beispiel nannte Pünder an erster Stelle den Warenhauskonzern Hermann Tietz.[12]

			Die »Judenboykotte« nach der nationalsozialistischen Machtübernahme 

			Wenige Wochen nach der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler setzte eine nicht abreißende Folge von Boykotten und Übergriffen gegen Geschäfte jüdischer Kaufleute ein. Es handelte sich dabei nicht um gelenkte, von dem neuen Regime gezielt initiierte Aktionen. Vielmehr brach sich nun eine latent vorhandene, schon in den Boykotten der vergangenen Jahre zutage getretene Gewaltbereitschaft ungehemmt Bahn. Die Ausschreitungen begannen unmittelbar nach der Reichstagswahl vom 5. März 1933, vor dem Hintergrund der Beseitigung der Grundrechte, der beginnenden Verfolgungen und der Etablierung der NS-Diktatur in den Ländern. Die Täter konnten sich nun der Komplizenschaft einer »gleichgeschalteten« Polizei sicher sein, die um »Hilfspolizisten« aus den Reihen der SA erweitert worden war. Ausgehend von den ersten Aktionen im Ruhrgebiet, breitete sich die Welle der Boykotte und Tätlichkeiten rasch aus. Am 8. März wurde in Berlin vor den Hermann Tietz-Warenhäusern in der Leipziger Straße und am Alexanderplatz zum Boykott aufgerufen, am 9. März wurden in Magdeburg Angestellte einer Epa-Filiale misshandelt und in Neumünster Schaufenster eingeschlagen, am 11. März erlebte Braunschweig einen »Warenhaussturm«, bei dem eine Menschenmenge »mit klingendem Spiel« in Pogromstimmung die Schaufensterscheiben der örtlichen Kaufhäuser einschlug.[13] In Hamburg musste am selben Tag das Hermann Tietz-Warenhaus am Jungfernstieg wegen der Ausschreitungen geschlossen werden, in Breslau wurden »jüdische« Warenhäuser von SA-Trupps besetzt.[14] Die Polizei schritt nicht ein, ihr neuer oberster Dienstherr in Preußen, der kommissarische Innenminister Hermann Göring, forderte vielmehr zu weiteren Ausschreitungen auf, indem er den Warenhäusern in einer Rede in Essen am 10. März 1933 jeden Schutz verweigerte: »Kauft nicht bei Juden, sondern beim deutschen Volk. Ich werde die Polizei rücksichtslos einsetzen, wo man das deutsche Volk zu schädigen weiß. Aber ich lehne es ab, dass die Polizei eine Schutztruppe jüdischer Warenhäuser ist.«[15] 

			Hitler hatte zwar einen Tag zuvor in einem Appell an die Parteimitglieder, SA- und SS-Angehörigen dazu aufgerufen, Disziplin zu wahren, und Reichsinnenminister Wilhelm Frick (NSDAP) forderte am 14. März in einem Rundbrief die Landesregierungen auf, die »Willkürhandlungen« gegen Kaufhäuser zu unterbinden, doch gingen die Ausschreitungen ungehemmt weiter.[16] Der Reichsregierung war vor allem daran gelegen, nicht mit den im Ausland und in der Wirtschaft besorgt registrierten Übergriffen in Verbindung gebracht zu werden. Solange Hitler dafür nicht verantwortlich gemacht werden konnte, wollte er nicht gegen die Aktivisten vorgehen. So dürfte sein Appell auch an der Parteibasis verstanden worden sein. Am 13. März kam es in Frankfurt am Main zu Krawallen vor Kaufhäusern, und in Karlsruhe mussten Kaufhäuser geschlossen werden, am 19./20. März wurden in Pirmasens Schaufensterscheiben eingeschlagen und Warenbestände eines Einheitspreisgeschäfts angezündet.[17] Helmut Genschel führt in seiner Studie über die Verdrängung der Juden für den Zeitraum vom 6. bis 27. März 1933 14 Beispiele von Kaufhausboykotten und vier von gewaltsamen Ausschreitungen an.[18]

			Zugleich sahen sich die »jüdischen« Warenhausunternehmen Hetzkampagnen der NSDAP-Presse ausgesetzt. Am 9. März ging dies so weit, dass die Firma Hermann Tietz in der Berliner Beilage des Parteiorgans Völkischer Beobachter beschuldigt wurde, die KPD mit Spenden unterstützt zu haben. Das NS-Blatt präsentierte ein gefälschtes Schreiben einer »Kasse« der Firma Hermann Tietz in der Leipziger Straße – die es dort gar nicht gab – an das Zentralkomitee der KPD, in dem auf eine größere Spende des Unternehmens an den Wahlkampffonds der Partei verwiesen wurde (»Jüdische Kapitalisten als Geldgeber der K.P.D.«). [19] Die Fälschung war so plump, dass sie noch am selben Tag öffentlichkeitswirksam aufflog.[20] Auch ist dem Artikel des Völkischen Beobachters zu entnehmen, dass sich die Veröffentlichung vor der bevorstehenden Kommunalwahl in erster Linie gegen die KPD richtete. Der Vorwurf war aber für die Hermann Tietz-Inhaber brandgefährlich, da inzwischen jeder mit einer Verhaftung rechnen musste, der mit der KPD in Verbindung gebracht wurde. 
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			Abb. 12: Tumult vor dem Warenhaus Alexanderplatz, März 1933

			Vor dem Hintergrund der zahlreichen »Judenboykotte« im März 1933 beschlossen Hitler und Goebbels, für den 1. bis 3. April einen Boykott »jüdischer« Geschäfte im ganzen Reich anzusetzen. Nach außen hin hielt sich die Reichsregierung wieder heraus, Hitler überließ es der Reichsleitung der NSDAP, zu dem Boykott aufzurufen, der von der Propaganda des Regimes als »Abwehraktion gegen die internationale jüdische Hetzpropaganda« ausgegeben wurde. Die jüdischen Unternehmer konnten sich gegen den zu erwartenden Terror nicht wehren. Der Verband Deutscher Waren- und Kaufhäuser empfahl allen betroffenen Mitgliedern, ihre Häuser vom 1. April, einem Samstag, bis 3. April zu schließen.[21] Mit Solidarität konnten Unternehmen wie die Tietz-Konzerne und Wertheim selbst innerhalb dieses Verbands nicht rechnen. Die Rudolph Karstadt AG, die keinen jüdischen Großaktionär hatte, aber viele Angestellte jüdischer Herkunft, zog es vor, sich auf Kosten dieser Mitarbeitenden vom Boykott »freizukaufen«. Der Vorstand sicherte der NSDAP-Führung die Entlassung der jüdischen Angestellten zu und konnte dafür den Verkauf am 1. April ungestört fortsetzen.[22] 

			Die Hermann Tietz-Warenhäuser blieben in Berlin am 1. April geschlossen. Vor ihren Eingängen zogen SA-Posten mit vorgefertigten Plakaten auf: »Deutsche! Wehrt Euch! Kauft nicht bei Juden!«, und Aktivisten des nationalsozialistischen Kampfbunds für den gewerblichen Mittelstand versahen die Fassaden mit judenfeindlichen Schmierereien. In den Straßen um das KaDeWe am Wittenbergplatz wurden als Folge der Falschmeldung im Völkischen Beobachter Plakate mit der Parole »Tietz unterstützt Rotmord« an Straßenbahnmasten gehängt.[23] Einen anschaulichen Eindruck von den Vorgängen in Berlin vermittelt ein Bericht der Frankfurter Zeitung:

			»Am Alexanderplatz, in der Königstraße, am Rathaus und weiter hinauf zum Norden ist der Verkehr stellenweise kaum zu bewältigen. Soviel Volks ist hier unterwegs. In diesen Gegenden hat private Arbeit den offiziellen Boykotttext ergänzt. ›Juda verrecke‹ und Hakenkreuze sind an die großen Scheiben der (geschlossenen) Hermann Tietz-Filialen mit brauner Farbe auf die Scheiben aufgemalt. ›Achtung, Lebensgefahr, Judas raus, Achtung Itzig, auf nach Palästina, Juden raus oder nach Jerusalem‹. Gelegentlich auch ›Tode den Judenhetzern‹ ist zu lesen.«[24]

			Auf der großen Bühne im Berliner Zentrum, unter den Augen der Auslandspresse und vieler Fotografen, verlief der Boykotttag weitgehend nach den Vorgaben der Parteiführung ohne Übergriffe. Propagandaminister Goebbels stimmte auf einer Kundgebung im Berliner Lustgarten die Nationalsozialistischen Betriebszellen ein, darunter auch die aus den Tietz-Warenhäusern. Andernorts wurden Schaufenster eingeworfen, in München wurden angeblich 600 Geschäfte besetzt, in Regensburg 107 jüdische Geschäftsleute in »Schutzhaft« genommen.[25] In Hamburg hielt man das große Tietz-Warenhaus am Jungfernstieg geöffnet, doch Kunden blieben aus, obwohl nur ein einziger SA-Mann mit einem Schild vor dem Eingang stand.[26]
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			Abb. 13: »Judenboykott« 1. April 1933 vor dem KaDeWe …
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			Abb. 14: … und vor dem Warenhaus Leipziger Straße

			Obwohl der Boykott nicht überall befolgt und bereits nach einem Tag abgebrochen wurde, war die Aktion der NS-Führung in mehrerlei Hinsicht nützlich. Sie wirkte innerhalb der Partei integrierend, die Aktivisten der SA, der Nationalsozialistischen Betriebszellenorganisation (NSBO) und des Kampfbunds für den gewerblichen Mittelstand fühlten sich von der Parteispitze verstanden. Ein noch wichtigeres Ergebnis war die Gewissheit, dass die Öffentlichkeit die Stigmatisierung der Juden widerspruchslos zur Kenntnis nahm und das Publikum der Großstädte darin ein Spektakel sah, das man sich nicht entgehen lassen wollte. Nicht zuletzt war es gelungen, Einschüchterung und Ungewissheit zu verbreiten, was den klassischen Praktiken einer Diktatur entsprach.

			Auch die schon länger bestehenden Nationalsozialistischen Betriebszellen der Hermann Tietz-Warenhäuser erhielten durch die Boykotte Auftrieb. Im März gingen hier Aktivisten der NSBO dazu über, Betriebsräte handstreichartig durch willkürlich bestellte Kommissare zu ersetzen[27] – mehrere Wochen vor der im Gesetz über Betriebsvertretungen und wirtschaftliche Vereinigungen vom 4. April 1933 amtlich geregelten Beseitigung der frei gewählten Betriebsräte. Parallel zu den »Judenboykotten« organisierten die Zellen in den Warenhäusern Arbeitseinstellungen, die als Solidaritätsaktionen ausgegeben wurden. Die Verkäuferinnen und Verkäufer erschienen am Arbeitsplatz, bedienten die Kundschaft aber nicht. Viele beugten sich dabei offenbar dem Druck der NSBO, obwohl ihnen klar sein musste, dass mit der Kundschaft auch ihre Arbeitsplätze verloren gingen. Am 11. Mai 1933 berichtete Zwillenberg dem Leiter der Berliner Niederlassung des Bankhauses Warburg, die Zustände im Betrieb seien »sehr beunruhigend«. Die Inhaber hätten sich wegen der Umtriebe der Zellen bereits hilfesuchend an die Parteileitung der NSDAP gewandt. Von dort hätten sie einen Parteigenossen als Kommissar zur Seite gestellt bekommen, der nun versuche, die Angestellten wieder zur Arbeit zu bringen.[28] Anders wurden derartige Bemühungen später von zwei Anwälten der Familie Tietz in einem Wiedergutmachungsverfahren vor dem Landgericht Berlin beschrieben. Demnach hätten die Inhaber der Firma Hermann Tietz einen Offizier, Oberstleutnant Sichler, beauftragt, die Eingriffe der nationalsozialistischen Zellen in den Filialbetrieben zu unterbinden.[29] Warum Sichler dafür geeignet erschien, muss offenbleiben, da in den Archiven keine Angaben über ihn zu finden sind.

			Eine schwere Belastung war für die Hermann Tietz-Inhaber wie für alle Warenhausunternehmer auch, dass die Zukunft dieser Betriebsform höchst unsicher erschien. Die Verbände und Kampfbünde der Warenhausgegner konnten das am 12. März 1933 erlassene Gesetz zum Schutz des Mittelstands als Erfolg verbuchen. Das Gesetz verbot den Betrieb von Einheitspreisgeschäften vollständig und schrieb eine Errichtungssperre für Einzelhandelsgeschäfte vor, die zunächst bis zum 6. November 1933 befristet war, später verlängert wurde und schließlich in eine allgemeine Konzessionspflicht überging. Auch war den Warenhäusern nun der Betrieb von Handwerksstätten verboten, ihre beliebte Gastronomie (»Schank- und Speisewirtschaften«) durfte nur in Ausnahmefällen bestehen bleiben, und die bislang häufig stattfindenden Sonderverkäufe waren nur an wenigen festzusetzenden Terminen erlaubt.[30] Die Presse erging sich nun in der Frage »Was wird aus den Warenhäusern?«, die Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels forderte die Umwandlung der Warenhäuser in »Großspezialgeschäfte«, das Reichsfinanzministerium arbeitete an der Einführung einer weiteren Warenhaussteuer, und die »wilden« Boykottaktionen würden kaum beendet sein.[31] 

			Dem Zusammenbruch entgegen: Der Hermann Tietz-Konzern in der Warenhauskrise vom Frühjahr 1933

			Für die Warenhausunternehmen war diese Unsicherheit eine Katastrophe. Die Boykotte der vergangenen Jahre hatten sich nicht auf die Umsätze ausgewirkt, da die Beteiligung zu gering gewesen war. Auch die Schließung der Warenhäuser während des »Judenboykotts« vom 1. April hätte für sich genommen die Geschäftsentwicklung nicht entscheidend beeinflusst. Doch nun brach das Geschäft drastisch ein. Bei der Firma Hermann Tietz ging der Umsatz im April 1933 um 43 Prozent zurück, am stärksten in den Filialbetrieben in Dresden, Gera und Weimar.[32] Im Mai folgte ein Rückgang in einer ähnlichen Größenordnung, insgesamt lagen die Umsätze der deutschen Warenhäuser nun um 19,7 Prozent, in den Lebensmittelabteilungen um 26 Prozent unter dem bereits niedrigen Vorjahresstand. Wie sehr dieser Rückgang durch die Kampagnen der Nationalsozialisten bedingt war, zeigen die veröffentlichten Vergleiche mit den Fachgeschäften des Einzelhandels. Bei Bekleidung und Textilien hatten die Warenhäuser einen Umsatzrückgang von 18,3 Prozent, die Textilfachgeschäfte dagegen lediglich ein Minus von 4,2 Prozent zu verzeichnen. Auch die Presse konnte diese Zahlen nur damit erklären, dass die Warenhausumsätze »unter dem Druck besonderer Verhältnisse stehen«.[33] Im Juni hielt der Abschwung an, obwohl die deutsche Wirtschaft aus der Weltwirtschaftskrise herauskam und die Arbeitslosigkeit allmählich zurückging. Der Umsatz der Warenhäuser lag nun insgesamt um 22,2 Prozent unter dem Vorjahresstand, bei Textilien um 19,8 Prozent.[34] 

			Offensichtlich hatte ein nicht geringer Teil der Warenhauskundschaft ihr Kaufverhalten unter dem Eindruck der Boykotte geändert. Dies wird besonders für NSDAP-Mitglieder gegolten haben, deren Zahl im Frühjahr 1933 sprunghaft auf 2,5 Millionen anstieg. Ihnen wurde von den Ortsgruppen das Betreten von Warenhäusern untersagt. Viele andere dürften aus reinem Opportunismus nicht mehr in Warenhäusern eingekauft haben, andere wiederum, weil sie befürchteten, Nachteile zu erleiden, wenn sie als Kunden von Warenhäusern registriert oder denunziert würden. Es nutzte Karstadt wenig, dass sich der Konzern nach den Massenentlassungen jüdischer Angestellter zum 1. April als »Deutsches Unternehmen« ausgeben konnte. Der Umsatz ging auch hier zurück, weil offenbar alle Warenhäuser durch die Boykotte ihre frühere Beliebtheit verloren hatten. 

			Die Hermann Tietz OHG konnte im März 1933 noch die fälligen Hypothekenzinsen in vollem Umfang begleichen.[35] Doch durch den Umsatzrückgang der folgenden Monate geriet das ohnehin schon angeschlagene Unternehmen in massive Zahlungsschwierigkeiten. Die wirtschaftspolitische Zeitschrift Der deutsche Volkswirt erläuterte diese fatale Entwicklung in einem Rückblick auf das zweite Quartal 1933 des Hermann Tietz-Konzerns: 

			»Die schwerste Einbuße ihrer finanziellen Beweglichkeit hat die Firma Hermann Tietz in den letzten Monaten erlitten. Ein Warenhaus kauft aufgrund eines Vorbudgets ein: Es werden also etwa im Januar die Umsätze des April geschätzt und aufgrund dieser erwarteten Umsätze die Bestellungen vergeben. Bei einem erheblichen, unerwarteten Umsatzrückgang, wie ihn die Boykottbewegung verursacht hat, steigen plötzlich die Warenschulden, für deren Bezahlung aus den Verkäufen keine Mittel zur Verfügung stehen.«[36] 

			Die Hermann Tietz OHG konnte nun die Rechnungen der Lieferanten nicht mehr oder nur mit großem Rückstand bezahlen, viele Lieferanten stellten die Lieferungen ein oder bestanden auf Vorkasse, was bei Hermann Tietz zu weiteren Liquiditätsnöten und einem »katastrophalen Warenmangel« führte.[37] Wegen des Rückgangs der Einnahmen drohte wiederum das Geld für die Gehälter und Löhne auszugehen. Um das Unternehmen vor dem Zusammenbruch zu bewahren, verpfändete Betty Tietz am 30. Mai 1933 gegenüber der Deutschen Bank einen großen Teil ihres privaten Beteiligungsbesitzes: Aktien der Badische Grundwert AG, der Bekleidungs-Handels AG, der Brandenburgische Grundwert AG, der Handelsstätte AG und der Deutsche Boden AG. Dazu war sie nicht gezwungen, weil sie als stille Gesellschafterin nicht für die Schulden des Unternehmens haftete.[38] Nach Ansicht der Deutschen Bank kam Betty Tietz um diesen Schritt allerdings nicht herum, weil Geschäftsanteile in der OHG-Bilanz standen, die als Eigentum einer stillen Gesellschafterin kein haftendes Kapital waren.[39] Mit der Verpfändung warf die Witwe das Tafelsilber der Familie in die Waagschale. Dazu zählten die Aktien der Brandenburgische Grundwert AG, der die Gebäude des Warenhauses Leipziger Straße und der Konzernzentrale gehörten, und die Aktien der Deutsche Boden AG, die Eigentümerin eines Immobilienareals am Kurfürstendamm war. Am 8. Juni 1933 verpfändete Betty Tietz noch ihre Einlage als stille Gesellschafterin, ihre Tochter Elise Zwillenberg schloss sich an und gab eine gleichlautende Erklärung zu ihrer stillen Einlage ab.[40] 
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			Abb. 15: Betriebszelle Hermann Tietz der NSBO, undatiert

			Durch die Verpfändungen konnten die Lieferanten erst einmal stillgehalten werden. Doch hielten die Banken die Lage des Hermann Tietz-Konzerns nun für »außerordentlich prekär«.[41] Es lag auf der Hand, dass das Unternehmen nicht mehr lange durchhalten konnte. Die Firma Hermann Tietz stand im Juni 1933 am Rand der Illiquidität und war nur durch einen Kredit in zweistelliger Millionenhöhe zur Bezahlung der Lieferanten zu retten. Die Inhaber hatten sich deshalb bereits vergeblich an die Deutsche Bank gewandt.[42] Dass die Bank ablehnte, war angesichts der offenbar schon länger bestehenden Kreditsperre nicht verwunderlich, und die Tietz-Inhaber konnten sich ausrechnen, dass sie auch von keiner anderen deutschen Großbank den benötigten Kredit erhalten würden. Doch die Kreditsperre bestand jetzt nicht aus den im Bankgeschäft üblichen Gründen, sondern weil die Banken nicht mehr hinter jüdischen Warenhausunternehmern standen. Jüdischen Verlegern erging es nicht anders. Die Rudolf Mosse Stiftung der Verlegerfamilie Lachmann-Mosse musste im Juni 1933 erfahren, dass sie von der Dresdner Bank nur mit Einverständnis der Reichsregierung einen Überbrückungskredit erhalten konnte.[43]

			Die Banken kamen bereitwillig den Erwartungen der Staats- und Parteiführung nach, waren aber zugleich in den neuen politischen Rahmenbedingungen gefangen. Solange die Zukunft der Warenhäuser im NS-Staat völlig unsicher war und täglich mit weiteren Boykotten gegen »Geschäfte jüdischer Inhaber« gerechnet werden musste, stellte ein Millionenkredit an einen »jüdischen« Warenhauskonzern für die beteiligten Banken ein unkalkulierbares Risiko dar. Nur durch politische Rückendeckung ließ sich das Risiko begrenzen. Darüber hätten sich die Banken schon wegen der veränderten Rechtsprechung des Reichsgerichts nicht hinwegsetzen können. Nach dem in einer Entscheidung des Reichsgerichts eingeführten Grundsatz der Gläubigerhaftung galten Kredite an »Unternehmungen, welche bereits gefährdet sind«, als Konkursverschleppung und machten die Bank anderen Gläubigern gegenüber regresspflichtig. Sie waren selbst bei ausreichenden Sicherheiten nicht »bankkreditmäßig« zulässig.[44] Ein so »gefährdetes« Großunternehmen wie die Hermann Tietz OHG konnte den benötigten Millionenkredit nicht ohne politische Zustimmung erhalten. 

			Auch ihre guten Verbindungen zu ausländischen Banken halfen den Tietz-Inhabern in dieser Situation nicht weiter. Bankhäuser in Amsterdam und Zürich, die Transandine Handel Mij. und Blankart & Cie., waren zwar bereit, mit einem Überbrückungskredit in Höhe von 7,5 Mio. RM einzuspringen, erhielten aber nicht die erforderliche Genehmigung der deutschen Behörden.[45] Die Hermann Tietz-Inhaber wandten sich nun an die Akzeptbank, die ein Jahr zuvor die Karstadt AG mit dem erwähnten 25-Mio.-Kredit vor dem Konkurs bewahrt hatte. Dieses Finanzinstitut war während der Bankenkrise von 1931 als Auffangbank (»Bad Bank«) vom Reich gemeinsam mit zwölf Banken, darunter allen Berliner Großbanken, gegründet worden. An dem Aktienkapital von 200 Mio. RM war das Reich mit 80 Millionen beteiligt, die Reichsbank-Tochter Deutsche Golddiskontbank und die Deutsche Bank mit jeweils 20 Mio. RM. Die Akzeptbank vergab mit einer Rediskontzusage der Reichsbank Kredite, die dieser nicht erlaubt waren.[46] Der große Einfluss der Reichsbank und der Reichsregierung war beim Karstadt-Kredit der Akzeptbank kein Hindernis gewesen. Die Regierung Brüning hatte sich damals herausgehalten, aber nun ging es um einen Großkredit für ein »jüdisches« Warenhausunternehmen im NS-Staat. Der Fall war so heikel, dass die hinter der Akzeptbank stehende Reichsbank die Entscheidung nicht dem Reichswirtschaftsministerium überlassen wollte, vielmehr wurde dessen Ministerialdirektor Wolfgang Reichardt gebeten, das Einverständnis des Reichskabinetts einzuholen. Damit wurde der Kredit zu einem hochrangigen Politikum, die Entscheidung würde bei Hitler liegen. 

			Aus der Wirtschaft und dem Reichswirtschaftsministerium gab es starke Unterstützung für den Kreditantrag der Tietz-Inhaber bei der Akzeptbank. Man war hier fest davon überzeugt, dass sich der Warenhauskonzern nur in vorübergehenden Zahlungsschwierigkeiten befand und gerettet werden konnte. Ihn fallen zu lassen, würde dagegen für die gesamte deutsche Wirtschaft unübersehbare Folgen haben. Die »Systemrelevanz« (too big to fail) der Hermann Tietz-Warenhäuser, von denen rund 20.000 vorwiegend mittelständische Lieferanten abhingen, war aber nicht das einzige Argument. Für informierte Beobachter stand außer Zweifel, dass dieser Konzern nicht durch die hohe Verschuldung, sondern durch die politischen Kampagnen gegen »jüdische« Warenhäuser an den Rand der Zahlungsunfähigkeit geraten war, dass es sich daher – anders als zuvor bei Karstadt – um eine vorübergehende Krise handelte, die mit dem beantragten Kredit überwunden werden konnte. Die Frankfurter Zeitung schrieb am 15. Juli 1933: »Die angespannte Situation, in welche der Konzern Hermann Tietz geraten war, ist nach der Ueberzeugung gut unterrichteter Stellen im wesentlichen als Folge der Sonderkrise zu betrachten, welche die Warenhäuser allgemein und manche Großkonzerne ganz besonders seit mehreren Monaten traf.«[47] 

			Dieser Überzeugung war man auch im Reichswirtschaftsministerium. Als das Reichskabinett am 23. Juni außerhalb der Tagesordnung über eine »Intervention zugunsten des Warenhauskonzerns Hermann Tietz« beriet, trug Ministerialdirektor Reichardt entsprechend zum Status des Unternehmens vor: »Der Geschäftsumsatz sei stark zurückgegangen. Die Lieferantenschulden könnten nicht bezahlt werden, Bestellungen an die Industrie würden nicht erteilt. Das Unternehmen sei bilanzmäßig gesund, die Aktiven überstiegen die Passiven. Das Unternehmen befinde sich nur in vorübergehenden Schwierigkeiten.«[48] Mit großem Nachdruck setzte sich Reichardt dafür ein, den Hermann Tietz-Konzern mit einem Kredit in Höhe von elf Mio. RM zur Begleichung der Lieferantenschulden zu retten. Die Akzeptbank sei mithilfe der Reichsbank dazu bereit, ausreichende Sicherheiten seien gegeben, die Reichsbank wolle aber wissen, »ob die Reichsregierung hiermit einverstanden sei«.[49] 

			Reichswirtschaftsminister Alfred Hugenberg (Deutschnationale Volkspartei) stellte sich hinter Reichardt und erklärte, dass eine Ausbreitung der Warenhäuser verhindert werden müsse, die Zerschlagung bestehender Unternehmen aber die deutsche Wirtschaft schädigen würde. Hitler ließ sich davon nicht beeindrucken. Er hielt es für zwecklos, Warenhauskonzerne zu stützen, sie seien »nicht lebensfähig«. Maßnahmen wie der vorgeschlagene Kredit »würden nur den Zweck haben, die Katastrophe hinauszuschieben«.[50] Das Kabinett fasste daraufhin keinen Beschluss. Noch am selben Tag stellte Reichsbankpräsident Hjalmar Schacht in einem Schreiben an den Staatssekretär der Reichskanzlei klar, dass die Reichsbank beim Hermann Tietz-Konzern erst eingreifen könne, wenn »gesicherte wirtschaftliche Grundlagen für die Gewährung von Krediten geschaffen worden sind«. Darunter verstand er, dass die »mittelstandspolitische Seite des Warenhausproblems mit den Komplikationen, die sich unter völkischen Gesichtspunkten ergeben haben«, »positiv« geklärt wurde.[51] Der Reichsbankpräsident ließ damit keinen Zweifel daran, dass die Akzeptbank den Hermann Tietz-Konzern nur stützen würde, wenn die Zukunft der Warenhäuser politisch gesichert war. 

			Doch so viel Zeit blieb nicht mehr. Die Lieferantenschulden waren inzwischen auf rund 32 Mio. RM gestiegen, die Bankschulden auf 50 Mio. RM, die Hypothekenschulden auf 52 Mio. RM, und die Familie Tietz konnte nicht unbegrenzt Wertpapiere aus privatem Besitz verpfänden, um die Gläubiger hinzuhalten. Die Banken rechneten damit, dass die Firma Hermann Tietz die Zahlungen am 30. Juni einstellen musste, wenn sie keinen Kredit erhielt.[52] Um Schlimmstes zu verhindern, sprang die Akzeptbank mit einem Überbrückungskredit von 1,5 Mio. RM gegen hypothekarische Sicherheiten ein.[53] 

			Der Weg zu Hertie: Die Umwandlungspläne der Banken und der politische Rahmen

			Der reichsweite »Judenboykott« vom 1. April erwies sich als Ouvertüre zur »Arisierung« von Warenhäusern, die nun unter der Parole der »Gleichschaltung« begann. Im Folgenden wird unter »Arisierung« die Übertragung von Werten aus dem Eigentum von Juden an Nichtjuden in der Zeit des Nationalsozialismus einschließlich darauf abzielender Vorgänge verstanden.[54] Da es sich um einen Begriff aus der nationalsozialistischen Terminologie handelt, ist die Verwendung problematisch. Gleichwohl wird dieser Begriff weltweit in der Fachliteratur verwendet, da es keine ähnlich treffende Bezeichnung gibt.[55] Die Distanz wird durch die Schreibweise in Anführungszeichen ausgedrückt. Auch die Verwendung des zeitgenössischen Begriffs »Gleichschaltung« bedarf einer Erläuterung. Im Fall des Hermann Tietz-Konzerns erscheint es zweckmäßig, zwischen der ersten, zur Verdrängung der Familie Tietz aus ihrem Unternehmen hinführenden Stufe der »Arisierung« vom Frühjahr und Sommer 1933 und dem ein Jahr später erzwungenen Verzicht der Familie auf ihr Firmenvermögen zu differenzieren. Für die erste Phase wird daher auch der zeitgenössische Begriff der »Gleichschaltung« genutzt, der im Sinne einer einheitlichen Ausrichtung auf den NS-Staat eingeführt und darüber im Frühjahr 1933 rasch zum Synonym für die Verdrängung von Juden und politisch missliebigen Personen aus Behörden, Unternehmen, Verbänden und Vereinen wurde. 

			Die Warenhäuser gehörten neben den Verlagen zu den Bereichen der privaten Wirtschaft, die frühzeitig in die »Gleichschaltung« einbezogen wurden. Anders als im öffentlichen Sektor erfolgte die Entlassung von Juden in privatwirtschaftlichen Unternehmen und Verbänden in den ersten Jahren ohne gesetzliche Grundlage. Auch die »Arisierung« von Eigentumswerten beruhte hier bis 1938 auf privatrechtlichen Verträgen und Verfügungen einzelner Behörden. Durch Boykotte, den Entzug von Aufträgen, gezielte Hetze und offenen Terror konnte die wirtschaftliche Existenz jüdischer Geschäftsinhaber aber ebenso vernichtet werden wie durch Gesetze. Im Großeinzelhandel war die Verdrängung jüdischer Inhaber und die Entlassung der jüdischen Angestellten schon im Frühjahr 1933 Gegenstand einer politischen Kampagne, an der sich die Banken ausrichteten.

			Nachdem Karstadt zum 1. April 1933 die jüdischen Mitarbeitenden entlassen hatte, mussten am Boykotttag die jüdischen Vorstandsmitglieder eines der größten deutschen Warenhausunternehmen zurücktreten. Alfred Leonhard Tietz sah sich an diesem Tag gezwungen, die Leitung der Leonhard Tietz AG abzugeben, bei der seine Familie noch 53 Prozent des Kapitals hielt. Der älteste Sohn des Firmengründers, ein Vetter von Georg und Martin Tietz, fürchtete um die Existenz des Unternehmens. Im Vorfeld des 1. April hatte er aus Sorge um deren Sicherheit seine Frau und seine Kinder in die Niederlande gebracht. Anschließend hatte er gemeinsam mit dem Vorstandsmitglied Franz Levy in Berlin mit Vertretern der Finanzwelt, der Regierung und der NSDAP verhandelt. Dabei bekam er den Erhalt des Konzerns unter der Bedingung zugesagt, dass alle jüdischen Aufsichtsrats- und Vorstandsmitglieder ihre Ämter niederlegten. Nachdem Alfred Leonhard Tietz und die anderen jüdischen Vorstandsmitglieder am 1. April zurückgetreten waren, erklärten die jüdischen Aufsichtsratsmitglieder zwei Tage später bei einer Sitzung in den Räumen der Deutschen Bank in Berlin ihren Rücktritt. Schließlich durften zwei jüdische Vorstandsmitglieder noch vorübergehend bleiben und Alfred Leonhard Tietz in den Aufsichtsrat wechseln. Zur Bestätigung des neuen Vorstands musste das Unternehmen eine Genehmigung der NSDAP-Führung einholen. Sie wurde unter der Bedingung erteilt, dass die Nachfahren Leonhard Tietz’ ihre Mehrheitsbeteiligung an Nichtjuden (»Arier«) verkauften. Die Aktien wurden zum Schleuderpreis von zehn bis elf Prozent des Nominalwerts von einem Bankenkonsortium unter Führung der Commerzbank erworben.[56]

			Nicht deutlicher hätte demonstriert werden können, wie sehr die Banken inzwischen den Vorgaben des NS-Regimes folgten. Bei der »Arisierung« der Leonhard Tietz AG konnten sie keine wirtschaftlichen Gründe geltend machen. Der Konzern war solide aufgestellt und nicht auf einen Millionenkredit angewiesen, sondern ausschließlich durch Angriffe von Nationalsozialisten und politischen Druck in Gefahr geraten. Die Banken hatten auch keinen wirtschaftlichen Anreiz für ein derartiges Engagement in der Warenhausbranche. Alle Warenhäuser hatten unter der Weltwirtschaftskrise gelitten, und ihre Zukunft war nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten offen; angesichts der Propaganda der mittelständischen Kampfbünde und der ständigen »Judenboykotte« konnte sich niemand mehr für den Fortbestand dieser Betriebsform verbürgen. Für die Banken war es so gesehen ein hohes Risiko, sich an einem Warenhauskonzern zu beteiligen. Im Allgemeinen gingen die Geldinstitute solche Investments aus kaufmännischer Verpflichtung ein, weil sich kein anderer Käufer fand. Nun handelten sie dabei aber vorrangig aus politischer Opportunität. Indem sie sich in den Dienst der »Gleichschaltung« stellten, übernahmen sie eine von den Machthabern erwartete Rolle, die nicht den tradierten Grundsätzen der Branche entsprach. Es gehörte nicht zu den Geschäften eines Bankiers, bei den Firmenkunden Vorstandsgremien nach politischen Vorgaben umzubauen und in die Eigentumsverhältnisse einzugreifen, selbst Staatsbanken hatten dies bislang nicht als ihre Aufgabe angesehen. Schon gar nicht geziemte es sich für einen ehrbaren Kaufmann, sein Verhalten nach der Religion des jeweiligen Geschäftspartners auszurichten und die unverschuldete Notlage eines langjährigen Firmenkunden auszunutzen.[57] 

			Das Verhalten der Gläubigerbanken gegenüber der Firma Hermann Tietz änderte sich entsprechend. Bei den ersten, bereits erwähnten Überlegungen vom Februar 1933, mit einem Vertrauensmann des Konsortiums in die Geschäftsführung des Unternehmens einzugreifen, dachte man wohl noch kaum an eine »Arisierung«. Vermutlich hatte man Veränderungen in der Konzernführung wie bei der Karstadt AG im Blick, wo der Vorstandsvorsitzende Hermann Schöndorff wie schon erwähnt im Mai 1931 »entsprechend einer Anregung des Finanzausschusses« des Aufsichtsrats zurückgetreten und ein Vertrauensmann der Banken, Paul Spethmann, zum Finanzvorstand berufen worden war.[58] Aber Schöndorff hatte ausschließlich wegen der hohen Verluste den Rücktritt einreichen müssen, nicht wegen seiner jüdischen Herkunft, und der angesehene, 76-jährige (nicht jüdische) Unternehmensgründer Rudolph Karstadt war 1932 aus Altersgründen vom Vorstand in den Aufsichtsrat gewechselt.[59] 

			Nach der Verdrängung der Familie Tietz aus der Leonhard Tietz AG konnte kein Zweifel daran bestehen, dass die Politik und die Banken auch bei der Hermann Tietz OHG auf eine »Arisierung« drängen würden und es hier nicht mehr nur um eine wirtschaftlich begründete Sanierung gehen konnte. Obwohl der Konzern in immer größere Zahlungsschwierigkeiten geriet, hatten die Banken bis Anfang Juni 1933 keinen diesbezüglichen Plan. Erst als der Kreditantrag bei der Akzeptbank gestellt wurde, begannen sie, konkrete Vorstellungen zu entwickeln. Eingehend dokumentiert ist dies in den Protokollen der Besprechungen bei der Berliner Niederlassung des Bankhauses M. M. Warburg & Co., deren Leiter Spiegelberg sich regelmäßig mit Zwillenberg austauschte. Dem Protokoll der Besprechung vom 7. Juni zufolge wurde zwischen den Banken ab diesem Zeitpunkt erörtert, ob die Firma Hermann Tietz »in ein deutsches Unternehmen verwandelt werden kann«.[60] Die Banken standen dabei vor dem Problem, »dass es sich um eine Privatfirma mit 100 % jüdischem Kapital handelte«.[61] Die Inhaber Georg Tietz, Martin Tietz und Hugo Zwillenberg waren persönlich haftende Gesellschafter und konnten daher nicht wie die jüdischen Vorstandsmitglieder der Aktiengesellschaft Leonhard Tietz durch einen Rücktritt ausscheiden. Wenn ein persönlich haftender Gesellschafter ausschied, musste er nach den gesetzlichen Bestimmungen aus der Haftung entlassen werden. Die Inhaber der Hermann Tietz OHG hafteten aber für die gesamte Schuldenlast des Unternehmens mit ihren Privatvermögen. Davon wollte man sie nicht ohne Vermögensauseinandersetzung entbinden, und wer wäre schon bereit gewesen, an ihrer Stelle in die Haftung einzutreten?

			Es gab Überlegungen, den Hermann Tietz-Konzern vollständig von der Rudolph Karstadt AG oder der Leonhard Tietz AG, die nun ebenfalls als »Deutsches Unternehmen« gelten konnte, pachten zu lassen. Die Bildung eines so gigantischen Warenhauskonzerns hielt man aber für abwegig.[62] Als Mitte Juni dann intensive Verhandlungen um einen großen Kredit der Akzeptbank für die Firma Hermann Tietz geführt wurden, überließen die Gläubigerbanken der Akzeptbank bereitwillig den Vortritt.[63] Das änderte sich erst, als sich abzeichnete, dass der Akzeptbank-Kredit nicht zustande kommen könnte und die Hermann Tietz OHG zum 30. Juni zusammenbrechen würde. Nun kam bei der Regierung und der Parteileitung der NSDAP durch den Fall Hermann Tietz schlagartig wieder die gesamte »Warenhausfrage« auf die Tagesordnung. Der Leiter des Wirtschaftspolitischen Hauptamtes der NSDAP, Otto Wagener, beauftragte seinen Parteigenossen Björnsen Schaar, sich um das Warenhausproblem zu kümmern.[64] Für die Banken konnte dies keine gute Nachricht sein. Schaar war schon im Mai 1933 als Kommissar für die Privatbanken im Gespräch gewesen. In den Besprechungsprotokollen der Berliner Leitung von M. M. Warburg & Co. wurde er damals als »ein hier sehr oft genannter Nationalsozialist« eingeführt, der früher zeitweise Vertreter der US-Firma Field, Glore & Co. gewesen sei.[65] 

			Für den 26. Juni wurde bei der Akzeptbank eine Besprechung mit den Spitzen der Gläubigerbanken des Hermann Tietz-Konzerns anberaumt. Der Aufsichtsratsvorsitzende der Akzeptbank, Bernhard Dernburg, ein in der Finanzwelt und der Ministerialbürokratie zu allen Zeiten hochangesehener Mann, teilte bei dieser Sitzung mit, dass seine Bank der Firma Hermann Tietz einen Kredit von 1,5 Mio. RM zur Verfügung gestellt hatte, damit das Unternehmen am Monatsende nicht die Zahlungen einstellen musste.[66] Dernburg war es offenbar gelungen, Reichsbankpräsident Schacht die Zustimmung zu dem Überbrückungskredit in dieser Höhe abzuringen. Den Vertretern der Gläubigerbanken gegenüber stellte er nun unmissverständlich klar, dass die Akzeptbank den weiteren Kreditbedarf der Firma Hermann Tietz, den er mit 15 Mio. RM veranschlagte, »nur unter Garantie der Banken mit Zustimmung der Regierung befriedigen will«. Der Überlieferung bei M. M. Warburg & Co. zufolge hätten die anwesenden Vertreter der Banken daraufhin erklärt, »die erste Voraussetzung sei, dass der Boykott gegen die Warenhäuser aufhöre«.[67] 

			Am Ende der Sitzung wurde ein Komitee aus den drei größten Gläubigern – der Deutschen Bank, der Dresdner Bank-Gruppe und dem Bankhaus Mendelssohn & Co. – gebildet, hochkarätig besetzt mit den Vorstandsmitgliedern Theodor Frank und Fritz Wintermantel (beide Deutsche Bank), Siegmund Bodenheimer (Dresdner Bank) sowie den Privatbankiers Charly Hartung (Hardy & Co.) und Rudolf Löb (Mendelssohn & Co.).[68] Es sei angemerkt, dass vier dieser fünf Bankiers jüdischer Herkunft waren, Frank und Bodenheimer deshalb wenige Monate später aus ihren Banken ausscheiden und Hartung sowie Löb einige Jahre später ebenfalls gehen mussten und emigrierten. 

			In der Besprechung bei der Akzeptbank am 26. Juni wurde auch mitgeteilt, die Inhaber der Firma Hermann Tietz seien »grundsätzlich bereit, sich einem Gleichschaltungsprozess zu unterwerfen«.[69] Dabei handelte es sich aber nicht um eine freiwillige Bereitschaft, denn die Familie war von sich aus nicht bereit gewesen, über ihr Ausscheiden aus dem Unternehmen zu verhandeln. Anders als Alfred Leonhard Tietz fühlten sich Georg Tietz, Martin Tietz und Hugo Zwillenberg nicht persönlich bedroht, und als persönlich haftende Gesellschafter sahen sie sich in einer vergleichsweise sicheren Position. Ohne ihre Unterschrift war der Jahresabschluss des Unternehmens nicht rechtskräftig.[70] 

			Wie der Widerstand der Familie Tietz gebrochen wurde, ist nicht zweifelsfrei zu belegen und bietet viel Raum für Spekulationen. Die Tietz-Anwälte Hans Aldenhoff und Walter Schmidt gaben in einem Rückerstattungsverfahren vor dem Landgericht Berlin an, dass die Hermann Tietz-Inhaber damals durch Freiheitsberaubung und Beschlagnahmung ihrer Reisepässe unter Druck gesetzt worden seien. Sie beriefen sich auf eidesstattliche Erklärungen von Georg und Martin Tietz, die nicht mehr überliefert sind.[71] Da die Erpressung weder zeitgenössisch noch in anderen Dokumenten der zahlreichen Rückerstattungsverfahren erwähnt wird, ist die Schilderung der Anwälte Aldenhoff und Schmidt aus dem Jahr 1950 eine problematische Quelle. Doch ist es durchaus möglich, dass die Familie Tietz mit derartigen Methoden gezwungen wurde, der »Gleichschaltung« ihres Unternehmens zuzustimmen. Die Ausführungen der Anwälte werden daher im Folgenden unter Vorbehalt wiedergegeben.

			Georg Tietz, Martin Tietz und Hugo Zwillenberg begaben sich am 22. Juni 1933 zu einer Besprechung über Maßnahmen gegen die Nationalsozialistischen Betriebszellen ins Nobelhotel Adlon. Nachdem die Firmeninhaber in ein Zimmer geleitet worden waren, stellte sich heraus, dass es sich um eine Falle handelte. Unvermutet kam Hermann Görings Vetter Herbert hinzu und erklärte, »dass schwere Beschuldigungen gegen sie vorgebracht würden«. Göring forderte die Firmeninhaber auf, »sich als seine Gäste auf ihre Kosten zu betrachten und sich nicht aus dem Zimmer zu entfernen, bis sie nicht im Prinzip der Aufnahme einer von den Banken zu bildenden GmbH als Gleichschaltungspartner in der Firma zugestimmt und den Leiter des Zentraleinkaufs, Nathan Müller, entlassen hätten«.[72] Zugleich wurden Georg Tietz, Martin Tietz und Hugo Zwillenberg die Pässe abgenommen.[73] Doch ließen sie sich davon nicht einschüchtern. Trotz der aussichtslosen Lage stimmten sie erst nach zehn Stunden zu.[74] 

			Für einen wahren Kern dieser Schilderung sprechen die erwähnten Details und Namen. Herbert Göring wurde später Generalreferent im Reichswirtschaftsministerium und gehörte zahlreichen Aufsichtsräten an.[75] Es ist unwahrscheinlich, dass er sich von einer Bank schicken ließ, eher dürfte es sich um eine vom Reichswirtschaftsministerium ausgehende Aktion oder um eine Sondermission im Auftrag Hermann Görings gehandelt haben. Auch kamen derart aufgezogene Nötigungen damals nicht selten vor. Es war geradezu gängige Praxis, dass ein »Mann fürs Grobe« übernahm, wenn sich jüdische Unternehmer nicht in eine »Gleichschaltung« fügen wollten. So erschien beispielsweise bei der Rudolf Mosse Stiftung ein Mann, der sich als Staatskommissar zur besonderen Verwendung und Abteilungsleiter eines Amts der Staatspolizei ausgab und erklärte, vom preußischen Ministerpräsidenten Göring »mit der alleinigen Bereinigung der Angelegenheit« beauftragt zu sein.[76]

			Fand die Erpressung im Adlon, wie von Aldenhoff und Schmidt angegeben, am 22. Juni 1933 statt – woran man auch zweifeln kann, weil ihre Erklärung offensichtliche Datierungsfehler enthält –, dann ist es naheliegend, einen Zusammenhang mit der Anberaumung der Bankenbesprechung vom 26. Juni und dem in diesen Tagen vergebenen Überbrückungskredit der Akzeptbank zu vermuten.[77] So gesehen hätte der Konzern ohne das erzwungene Einverständnis der Inhaber zur »Gleichschaltung« am 30. Juni die Zahlungen einstellen müssen. Vielleicht genügte aber auch schon das Wissen darum und die Kreditsperre der Banken, um die Familie Tietz zur Zustimmung zu bewegen.

			Sicher ist dagegen, dass es schon vor der Bankenbesprechung bei der Akzeptbank am 26. Juni Überlegungen gegeben hatte, die »Gleichschaltung« der Firma Hermann Tietz mittels einer zu gründenden Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) zu betreiben. Der zugrunde liegende Gedanke ist gut nachvollziehbar. Durch Einschaltung einer GmbH als persönlich haftende Gesellschafterin der offenen Handelsgesellschaft Hermann Tietz ließ sich die Kontrolle über die Geschäftsführung gewinnen, ohne mit einem größeren Betrag für die Schulden zu haften. 

			Beim Bankhaus Warburg galt dieser Plan damals als der »Dr. Spiegelberg’sche Vorschlag«, dann wäre er auf einen jüdischen Privatbankier zurückzuführen.[78] Der Vorschlag Spiegelbergs findet sich allerdings erst im Protokoll einer Sitzung vom 30. Juni, in der er über die Bankenbesprechung vom 26. Juni informierte. Wäre der Plan damals völlig neu gewesen, dann hätte Herbert Göring bei der Erpressung der Firmeninhaber im Hotel Adlon noch nicht davon wissen können. Tatsächlich fasste Spiegelberg in seinem »Vorschlag« nur den Stand der Gespräche zusammen, an denen inzwischen viele Seiten beteiligt waren: die Gläubigerbanken, die Akzeptbank, das Reichswirtschaftsministerium, Wageners Sonderbeauftragter Schaar und nicht zuletzt die Familie Tietz. Spiegelberg redete gemeinsam mit dem Warenhausunternehmer Salman Schocken auf Schaar ein, die Boykotte gegen Warenhäuser einzustellen. Die Sorge, dass die Warenhäuser die Kampagnen ihrer Gegner nicht überleben würden, brachte Spiegelberg dazu, in der »Gleichschaltung« das kleinere Übel zu sehen. Nicht willfährig, sondern notgedrungen ging es ihm darum, »bei dem Fall Tietz die Minimalformel für eine Gleichschaltung zu finden, da ganz ohne Gleichschaltung die Regierung nicht den Weg finden kann, die Boykottbewegung zu töten«.[79] 

			Mit der Einschränkung »falls eine Gleichstellung notwendig sei« empfahl Spiegelberg damals »als einfachste Formel«: 

			»Es wird eine G.m.b.H. oder AG. Diese G.m.b.H. oder AG., deren Kapital von den beiden hauptbeteiligten Grossbanken übernommen wird unter entsprechender Umwandlung von Krediten in Aktien, tritt als persönlich haftender Gesellschafter in die offene Handelsgesellschaft Hermann Tietz ein. Alsdann wandelt die offene Handelsgesellschaft Hermann Tietz ihren Namen in die Firma um, die die G.m.b.H. oder AG. trägt, also zum Beispiel ›Deutsches Kaufhaus AG‹. […] Augenblicklich steht gegenüber allen sonstigen Umwandlungsplänen dieser Vorschlag im Vordergrund der Diskussion. Er wird von Björnsen Schaar als wahrscheinlich für die Partei annehmbar bezeichnet und ist auch von den Inhabern Tietz als der angenehmste empfunden.«[80] 

			Die Vorschläge zur »Gleichschaltung« der Firma Hermann Tietz durch Einschaltung einer GmbH oder AG wurden nach der Bankenbesprechung vom 26. Juni weiterverfolgt, doch machten sie nur Sinn, wenn das Unternehmen von der Akzeptbank den benötigten Großkredit erhielt und zahlungsfähig blieb. Von den beiden Bedingungen, die der Akzeptbank-Aufsichtsratsvorsitzende Dernburg dafür gestellt hatte, »unter Garantie der Banken« und »Zustimmung der Regierung«, konnte die erste nach der Bankenbesprechung bei der Akzeptbank und der damaligen Konstituierung des Bankenkomitees als erfüllt angesehen werden. Das Einverständnis der Regierung – und das war mit der Zustimmung Hitlers gleichzusetzen – stand noch aus. 

			Die Beratungen im Reichskabinett über die Haltung zu dem beantragten Akzeptbank-Kredit für den Warenhauskonzern Hermann Tietz hätten sich vermutlich noch länger hingezogen, wenn nicht Reichswirtschaftsminister Hugenberg am 27. Juni 1933 wegen seiner skandalösen Rede auf der Londoner Weltwirtschaftskonferenz zurückgetreten wäre. Zum Nachfolger wurde Kurt Schmitt, der bisherige Generaldirektor der Allianz Versicherung (damals Allianz und Stuttgarter Verein Versicherungs AG), ernannt. Er gehörte erst seit wenigen Monaten der NSDAP an, war aber der Wunschkandidat Görings, der sich damit bei Hitler durchsetzte. Nach dem in der Industrie verhassten Hugenberg wollte Göring einen Vertrauensmann der Wirtschaft in diesem Amt sehen.[81] 

			Am 4. Juli 1933 beriet das Kabinett in der veränderten Zusammensetzung wieder über einen großen Kredit der Akzeptbank für die Firma Hermann Tietz, dieses Mal in Verbindung mit einem ebenfalls zur Entscheidung anstehenden Kredit für den »jüdischen« Mosse-Konzern. Der neue Reichswirtschaftsminister wies darauf hin, dass Illiquidität drohe und davon 30–40.000 Existenzen betroffen wären. Er schlug vor, »dass man den Banken die wirtschaftlich vertretbare Sanierung dieser Betriebe gestatten solle, wenn nicht besondere politische Gründe dagegen sprächen«. Ausgerechnet der neue Staatssekretär des Reichswirtschaftsministeriums, der NS-Wirtschaftsideologe Gottfried Feder, der das Parteiprogramm von 1920 maßgeblich mitverfasst hatte, sprang dem Minister zur Seite. Er wies darauf hin, dass vom Hermann Tietz-Konzern eine große Zahl mittelständischer Lieferanten abhingen. Hitler hatte nun keine Einwände. Zusammenfassend stellte er am Ende der Sitzung fest, gegen eine erfolgreiche Sanierung würden keine Bedenken erhoben. Es bleibe den Banken überlassen zu prüfen, ob sie glaubten, eine Sanierung durchführen zu können.[82] 

			Der damalige Referent für Einzelhandel im Reichswirtschaftsministerium, Elmar Michel, teilte mehr als 20 Jahre später dem Publizisten Heinrich Uhlig für dessen Buch Warenhäuser im Dritten Reich mit, seinerzeit von Minister Schmitt und Staatssekretär Posse Näheres erfahren zu haben. Gestützt auf die Erinnerung Michels, schrieb Uhlig: »Hitler lehnte natürlich entrüstet die Sanierung eines nichtarischen Warenhauses durch Reichskredite ab. Schmitt legte ihm daraufhin Stellungnahmen aus Industriekreisen und Lebensmittelverarbeitungsbetrieben vor sowie die Unterlagen über die Geschäftsverbindungen des Hermann Tietz-Konzerns. Nach zwei Stunden voll erregter Auseinandersetzungen kapitulierte Hitler.«[83] Man darf davon ausgehen, dass Michel, der inzwischen als Ministerialrat im Bundeswirtschaftsministerium arbeitete und wegen seiner NS-Vergangenheit umstritten war, seinen früheren Minister gebührend gewürdigt sehen wollte.[84] Auch war es nicht Hitlers Art, vor einem Minister zu kapitulieren. Doch ergibt sich schon aus dem Ablauf des Entscheidungsprozesses, dass Schmitt eine wesentliche Rolle gespielt haben muss. Hitler änderte seine Einstellung zum Tietz-Kredit der Akzeptbank zwischen dem 23. Juni und dem 4. Juli 1933, und Schmitt kam am 30. Juni ins Amt. Den Ausschlag dürften aber nicht nur Schmitts Argumente gegeben haben, sondern auch ein Kurswechsel in der Wirtschaftspolitik des Regimes, der sich mit der Berufung Schmitts verband. 

			Göring hatte Schmitt das Amt des Reichswirtschaftsministers angeboten und dem politisch unerfahrenen Allianz-Generaldirektor seine und Hitlers Unterstützung zugesagt.[85] Zuvor war damit gerechnet worden, dass Otto Wagener, Hitlers langjähriger Vertrauter in Wirtschaftsfragen, zum Reichswirtschaftsminister ernannt werden würde. Wagener hatte im Parteiapparat einen starken Rückhalt, war »alter Kämpfer« der NSDAP und stand dem Kampfbund für den gewerblichen Mittelstand nahe. In den Konzernen hatte er sich mit der rabiaten »Gleichschaltung« der Wirtschaftsverbände, darunter auch des Verbandes Deutscher Waren- und Kaufhäuser, wenig Freunde gemacht.[86] Als nun eine Reihe von NSDAP-Funktionären für die Ernennung Wageners zum Reichswirtschaftsminister eintrat und in der Partei eine Kampagne gegen den »Kapitalisten« Schmitt aufkam, witterte Hitler dahinter eine Fronde gegen die Parteiführung und griff hart durch. Wagener wurden alle Ämter entzogen.[87] Vor diesem Hintergrund konnte sich Hitler Schmitts Drängen auf einen Tietz-Kredit schlecht widersetzen. 

			Einiges Gewicht hatte aber wohl auch das Votum Feders in der Kabinettssitzung vom 4. Juli, in der bislang eher eine Kuriosität gesehen wurde.[88] Offenbar hatte der Kampfbund für den gewerblichen Mittelstand in den Verhandlungen bei der Akzeptbank Zurückhaltung zugesagt, um nicht den Zusammenbruch der Warenhauskonzerne zu riskieren. Verantwortung für die Konsequenzen der eigenen Aktionen wollte man hier nicht übernehmen.[89] Auch hatte Feder wohl wie Schmitt stapelweise Post von höchst besorgten Tietz-Lieferanten aus dem Mittelstand erhalten. 

			Bei Hitlers Kehrtwende im Fall des Tietz-Kredits ging es aber nicht nur um den Erhalt des zweitgrößten deutschen Warenhauskonzerns. Die Zustimmung zu diesem Kredit war auch ein Lackmustest für den mit Schmitts Ernennung eingeleiteten Richtungswechsel in der Wirtschaftspolitik. Am 6. Juli erklärte Hitler vor Reichsstatthaltern die nationalsozialistische »Revolution« für abgeschlossen,[90] und am 7. Juli gab sein Stellvertreter in der NSDAP, Rudolf Heß, einen Erlass heraus, der den Parteimitgliedern Aktionen gegen Warenhäuser untersagte: 

			»Die Einstellung der NSDAP zur ›Warenhausfrage‹ ist im grundsätzlichen nach wie vor unverändert. Ihre Lösung wird zu geeigneter Zeit im Sinne des NS-Programms erfolgen. Im Hinblick auf die allgemeine Wirtschaftslage hält die Parteileitung vorerst ein aktives Vorgehen mit dem Ziele, Warenhäuser und warenhausähnliche Betriebe zum Erliegen zu bringen, für nicht geboten. In einer Zeit, in der die NS-Regierung ihre Hauptaufgabe darin sieht, möglichst zahlreichen arbeitslosen Volksgenossen zu Arbeit und Brot zu verhelfen, darf die NS-Bewegung nicht dem entgegenwirken, indem sie Hunderttausenden von Arbeitern und Angestellten in den Warenhäusern und den von ihnen abhängigen Betrieben die Arbeitsplätze nimmt. Den Gliederungen der NSDAP wird daher untersagt, bis auf weiteres Aktionen gegen Warenhäuser und warenhausähnliche Betriebe zu unternehmen. Andererseits ist es NSDAP-Mitgliedern verboten, für Warenhäuser zu werben.«[91]

			Für den Kampfbund war der Heß-Erlass ein Schock, doch war den Formulierungen auch zu entnehmen, dass die »Lösung der Warenhausfrage« nur vertagt, nicht zu den Akten gelegt worden war. Der Erlass war nicht nur aus Rücksicht auf die Warenhausgegner in der Partei bewusst so gehalten. Zu einer Bestandsgarantie für die Warenhäuser war Hitler nicht bereit, er hielt sie auch weiterhin für schädlich. Der Schwenk in der Wirtschaftspolitik hatte für ihn nur eine taktische Bedeutung, er war situativ bedingt und jederzeit reversibel. In der Öffentlichkeit wurde der Erlass auch so verstanden, damit blieb letztlich die Unsicherheit bestehen, die dem Geschäft der Warenhäuser schadete. 

			Gründung von Hertie und beginnende »Arisierung« der Firma Hermann Tietz

			Mit der Zustimmung Hitlers zum Akzeptbank-Kredit und dem Verbot von Warenhausboykotten waren die politischen Voraussetzungen für eine Stützung der Firma Hermann Tietz gegeben. Auch die Bedingungen der Reichsbank für den von der Firma beantragten Millionenkredit der Akzeptbank waren erfüllt. Reichswirtschaftsminister Schmitt gab in einem Schreiben an Hjalmar Schacht vom 10. Juli 1933 die Zusicherung der Reichsregierung, dass die Warenhäuser nicht mehr politisch gefährdet waren, und ersuchte den Reichsbankpräsidenten, den Kredit freizugeben.[92] 

			Die Presse hatte bislang nicht über die kritische Lage des Hermann Tietz-Konzerns, die Verhandlungen um einen Kredit und die Pläne der Banken berichtet. Am 15. Juli ging nun Hardy & Co. mit einer Pressemitteilung an die Öffentlichkeit: »In den letzten Tagen haben Beratungen der an der Firma Hermann Tietz hauptsächlich interessierten Institute und Banken stattgefunden. Als Resultat dieser Beratungen kann mitgeteilt werden, daß nach vorgenommener Umorganisation der Firma die Fortführung des Geschäfts auf wirtschaftlicher Basis gesichert ist.«[93] Vier Tage zuvor hatte die Generalversammlung der Leonhard Tietz AG eine Umbenennung des Unternehmens in Westdeutsche Kaufhof AG, vormals Leonhard Tietz AG, beschlossen. Der neue Vorstandsvorsitzende Otto Baier hatte dabei erklärt, man hoffe, durch die »Umstellung« des Konzerns und das von Heß erlassenen Boykottverbot Kunden zurückzugewinnen.[94] 

			Im Ausschuss der Gläubigerbanken des Hermann Tietz-Konzerns wurde inzwischen um die Personalien bei der geplanten GmbH gerungen. Die Dresdner Bank hatte schon im Februar Trabart von der Tann, der mit vollem Nachnamen Reichsfreiherr von und zu der Tann-Rathsamhausen hieß, zum Beauftragten für den Fall Hermann Tietz bestimmt. Vermutlich hatte ihn der Dresdner Bank-Aufsichtsratsvorsitzende und frühere Hardy-Geschäftsführer Andreae für diese Aufgabe ausgesucht.[95] Da die Dresdner Bank und die ihr nahestehende Privatbank Hardy & Co. zusammengenommen die größten Kreditgeber der Firma Hermann Tietz waren, stand dieser Gruppe der Vorsitz in der geplanten GmbH zu. Am 10. Juli schien festzustehen, dass der Hermann Tietz-Prokurist Georg Karg einer der beiden Geschäftsführer wurde, von der Tann den Vorsitz des als Aufsichtsrat fungierenden Beirats erhielt und außer ihm Charly Hartung, ein Teilhaber des Bankhauses Hardy & Co., sowie Björnsen Schaar dem Beirat angehören sollten.[96] Schaar soll Anfang Juli von der NSDAP-Parteileitung mit der »Gleichschaltung« des Hermann Tietz-Konzerns beauftragt worden sein.[97] 

			Doch gab es dann starken Widerstand gegen die Berufung von der Tanns. Schaar erklärte, dass ein Adeliger für die NSDAP untragbar sei, und brachte Paul Spethmann − den die Banken 1931 als Finanzvorstand von Karstadt eingesetzt hatten – ins Spiel.[98] Nun konnte man sich eine Geschäftsführung aus Karg und Spethmann vorstellen, doch Letzterer war nicht bereit, sich von der Tann unterzuordnen, und zog es vor, im Aufsichtsrat von Wertheim zu bleiben. Bald darauf wurde er Finanzdirektor der Aschinger AG, wo er eine unrühmliche Karriere als »Ariseur« machte.[99] Schaar verschwand in der Versenkung, nachdem Hitler seinen Mentor Wagener verstoßen hatte, während von der Tann weiterhin bei der Dresdner Bank Rückhalt genoss. Die Berliner Leitung von M. M. Warburg monierte, »dass die Dresdner Bank von der Tann unter allen Umständen bei der Sache unterbringen will, obwohl seine Eignung für den Posten äußerst zweifelhaft ist und auch seine Ansprüche ungeheuer hoch sind (RM 90.000.– p. a.)«.[100] Als Kandidat für den Vorsitz des Beirats konnte von der Tann nicht gehalten werden. Der Ausschuss der Gläubigerbanken einigte sich darauf, Hartung von Hardy & Co. den Vorsitz zu übertragen und von der Tann mit Karg in der Geschäftsführung zusammenzuspannen. In diesem Karussell von Personalia war Karg die einzige Konstante, als Fachmann hielten ihn alle in der Geschäftsführung für unverzichtbar. 

			Am 24. Juli 1933 erhielt die »GmbH« der Gläubigerbanken des Hermann Tietz-Konzerns einen Namen: »Hertie Kaufhaus-Beteiligungs GmbH«, wobei wohl sehr bewusst auf den Begriff »Warenhaus« verzichtet wurde. Der Name »Hertie« ging sehr wahrscheinlich auf einen Vorschlag Kargs zurück, der sich später für das Festhalten an diesem Kofferwort des Firmennamens Hermann Tietz einsetzte. Kunstnamen wie »Deutsche Kaufhaus AG« und »Westdeutsche Kaufhof AG«, die man sich bei den Banken vorstellen konnte, waren dem »Warenhausmann« Karg wohl ein Graus. »Hertie« war dagegen ein Stück Tradition der Hermann Tietz-Warenhäuser. Schon vor dem Ersten Weltkrieg war der Name hier als Bezeichnung der Eigenmarke eingeführt worden, den Kunden war er in Verbindung mit Produkten als Geschirr »Hertie« oder Strümpfe »Hertie« seit Langem vertraut. 

			Bei der Gründung der Hertie Kaufhaus-Beteiligungs GmbH (im Folgenden Hertie) am 24. Juli 1933 in den Räumen von Hardy & Co. in der Markgrafenstraße 36 wurden Karg und der Kaufmann Helmut Friedel als Gesellschafter eingetragen, das Stammkapital von 100.000 RM zahlten sie zu gleichen Teilen ein, als Gegenstand des Unternehmens wurde »die Beteiligung als Teilhaber an der offenen Handelsgesellschaft in Firma Hermann Tietz in Berlin« festgelegt. Ferner sah der Vertrag einen von der Gesellschafterversammlung zu wählenden Beirat aus mindestens drei Personen vor und die recht ungewöhnliche Bestimmung, dass ein Mitglied des Beirats in die Geschäftsführung delegiert werden konnte. Die beiden Gesellschafter gaben abschließend noch zu Protokoll, dass Karg zum Geschäftsführer bestellt werde.[101]

			Als Gesellschafter und Geschäftsführer von Hertie rückte Karg in eine neue Rolle, mit der er die Loyalität wechselte. Der Prokurist der Hermann Tietz OHG leitete nun die Geschäfte einer Gesellschaft, die die »Gleichschaltung« und »Arisierung« des Konzerns zu betreiben hatte. Die Geschäftsführung teilte er sich mit von der Tann, der als Delegierter des Beirats eine herausgehobene Position einnahm. Da er aus der Finanzbranche kam, sollte er sich mit dem Warenhausexperten Karg ergänzen. Dessen Mitgesellschafter Friedel, der im Unterschied zu ihm nicht Geschäftsführer wurde, war dagegen ein Angestellter aus der Konzernverwaltung, der stets im Schatten Kargs blieb und sich wohl als dessen Gefolgsmann verstand. Gesellschafter von Hertie dürfte er nur geworden sein, weil man noch einen zweiten brauchte. Friedel wurde dann auch bei mehreren Konzerngesellschaften als Gesellschafter eingetragen und im Januar 1935 zum Prokuristen befördert, um schon bald darauf als Leiter des dortigen Filialbetriebs nach Weimar zu wechseln.[102] Weitere Angaben waren zu ihm nicht zu ermitteln.[103] Sicher ist nur, dass er nicht – wie schon behauptet wurde – Mitarbeiter des Bankhauses Hardy & Co. war.[104] 

			Durch seine neue Position hatte Karg an Einfluss gewonnen, doch sollte seine Stellung in dieser Zeit nicht überschätzt werden. Hertie war damals nicht viel anderes als ein »Gläubigerausschuss«, wie Karg später einmal treffend bemerkte.[105] Das Sagen hatte der von den Banken gestellte Beirat, und Karg hatte vor der Gründung von Hertie keine engeren Verbindungen in die Finanzwelt, er wurde als Warenhausfachmann zum Geschäftsführer bestellt, nicht als Protegé der Banken wie von der Tann.[106] Die Gesellschafter Karg und Friedel waren auch gar nicht die Inhaber von Hertie. Sie hatten die Stammeinlagen als Treuhänder der Gläubigerbanken eingezahlt, die ihnen dieses Kapital zur Verfügung stellten. Hardy & Co. hatte den Betrag vorgestreckt und anschließend bei den anderen Banken proportional eingesammelt.[107] In notariell beurkundeten Dokumenten wurde später die zur Dresdner Bank-Gruppe gehörende Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Treuhand-Vereinigung AG als Eigentümerin der Stammeinlagen eingetragen.[108] Das Büro der Hertie-Geschäftsführung befand sich im Warenhaus Leipziger Straße, die Beiratssitzungen fanden bei Hardy & Co. statt.

			Schon in der ersten Sitzung des Beirats am 29. Juli 1933 wurde Karg zu wöchentlichen Berichten über die Geschäftslage verpflichtet, was nicht als ein Vertrauensbeweis verstanden werden konnte.[109] Auch war der Beirat nach der Satzung von Hertie befugt, die Geschäftsführung zur Einholung der Zustimmung zu verpflichten, eine für einen selbstbewussten Geschäftsführer demütigende Bestimmung.[110] Kargs Stellung war zudem durch die Entsendung des Beiratsmitglieds von der Tann in die Geschäftsführung eingeschränkt. Einer Aktennotiz der Dresdner Bank ist zu entnehmen, dass dieser als »Vertrauensmann für uns und für die Deutsche Bank und Diskonto-Gesellschaft« in die Geschäftsführung kam.[111] Die Formulierung lässt sich so verstehen, dass er Karg nicht nur als Kollege, sondern auch als Aufseher zur Seite gestellt wurde. 

			Von der Tann wird in den Akten des Hertie-Beirats im Unterschied zu anderen Mitgliedern nie einem Unternehmen zugeordnet und war zu diesem Zeitpunkt offenbar nicht bei einer Bank oder Treuhandgesellschaft beschäftigt. Auch die frühere Tätigkeit des promovierten Juristen aus einem alten fränkischen Adelsgeschlecht liegt im Dunkeln.[112] Bei der Hertie GmbH wurde er vom Dresdner Bank-Vorstand Hans Pilder protegiert, der Aufsichtsratsvorsitzender der Treuhand-Vereinigung war.[113] In einer neueren Veröffentlichung wird von der Tann im Zusammenhang mit seiner Rolle bei der »Arisierung« des Porzellanherstellers Ph. Rosenthal AG als Direktor der Nürnberger Filiale der Dresdner Bank genannt.[114] Die Doppelrolle, die er bei Hertie als Beirat und Geschäftsführer einnahm, hätte ein Filialdirektor aus einer anderen Region aber schwerlich nebenbei ausüben können. Eher wird er für diese Mission von der Dresdner Bank freigestellt worden sein. Im Herbst 1934 wirkte von der Tann im oberfränkischen Selb an der Verdrängung der Familie Rosenthal aus ihrem Unternehmen mit, drei Jahre später verhandelte er in München um die Übernahme des Kaufhauses Heinrich Uhlfelder, dessen jüdischer Inhaber Max Uhlfelder zum Verkauf gezwungen war.[115]

			Tabelle 4: Mitglieder des Verwaltungsbeirats der Hertie Kaufhaus-Beteiligungs GmbH/Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH 1933–1935[116]

			
				
					
					
				
				
					
							
							Juli 1933

						
							
							September 1935

						
					

				
				
					
							
							Charly Hartung, Hardy & Co,
Vorsitzender

						
							
							Erich H. von Berger, Vorsitzender 

						
					

					
							
							Kurt Hamann, Victoria Versicherung

						
							
							Kurt Hamann, Victoria Versicherung

						
					

					
							
							Alfred Hölling, Dresdner Bank

						
							
							Charly Hartung, Hardy & Co.

						
					

					
							
							Rudolf Löb (ab August 1933 Alfred 
Dresel), Mendelssohn & Co.

						
							
							Alfred Hölling, Dresdner Bank

						
					

					
							
							Reinhold Quaatz, Dresdner Bank

						
							
							Ernst Karding, Deutsche Central-
bodenkredit AG

						
					

					
							
							Trabart von der Tann

						
							
							Hans Paschke, Deutsche Bank

						
					

					
							
							Fritz Wintermantel, Deutsche Bank

						
							
							Hans Pilder, Dresdner Bank

						
					

					
							
							
							Fritz Wintermantel, Deutsche Bank

						
					

				
			

			Von den sieben Mitgliedern des ersten Hertie-Beirats hatten nur drei schon dem am 26. Juni gebildeten Komitee angehört, aus dem Hertie hervorgegangen war. Die Dresdner Bank-Gruppe, zu der das Bankhaus Hardy & Co. gehörte, war als größter Gläubiger mit vier von sieben Mitgliedern (Hartung, Hölling, Quaatz, von der Tann) nun deutlich stärker repräsentiert als in dem früheren Komitee. Die Hypothekengläubiger waren durch Kurt Hamann vertreten, der damals Vorstandsmitglied der Victoria zu Berlin Allgemeine Versicherungs-AG war und im Herbst 1935 Generaldirektor der drei Berliner Victoria-Gesellschaften wurde. Der Anteil jüdischer Bankiers lag nicht mehr ganz so hoch wie in dem Komitee, gleichwohl ist es bemerkenswert, dass mehrere Mitglieder des ersten Verwaltungsbeirats von Hertie später selbst vom Rassenwahn der Nationalsozialisten betroffen waren. Der Mendelssohn & Co.-Teilhaber Rudolf Löb musste wegen seiner jüdischen Herkunft 1939 nach Argentinien emigrieren, Mendelssohn-Syndikus Alfred Dresel, der Löb im Hertie-Beirat schon nach der ersten Sitzung abgelöst hatte, emigrierte 1938 nach Großbritannien.[117] Reinhold Quaatz wurde von der Dresdner Bank bereits Ende November 1933 als »Halbjude« entlassen.[118] Der erste Beiratsvorsitzende Charly Hartung galt nach den nationalsozialistischen Rassenkategorien ebenfalls als »Halbjude«, wurde 1935 bei Hardy & Co. als Teilhaber verdrängt und musste ein Jahr später ausscheiden.[119] 

			Der Verwaltungsbeirat von Hertie war offensichtlich nicht unter politischem Einfluss besetzt worden. Das hätte anders ausgesehen, wenn – wie zeitweise geplant – Wageners Adlatus Björnsen Schaar in den Beirat berufen worden wäre. So zählte zu den Männern, die sich hier zur »Arisierung« des Hermann Tietz-Konzerns zusammenfanden, kein einziges NSDAP-Mitglied, auch der Geschäftsführer Karg gehörte nicht der Partei an.[120] Bei den meisten handelte es sich um Bankiers, die den Tietz-Inhabern unter anderen Bedingungen gute Geschäftspartner gewesen wären. Ob es in diesem Kreis Skrupel gab, die Familie um ihr Unternehmen zu bringen, muss offenbleiben, derartige Äußerungen wären nicht in die Protokolle des Beirats eingegangen. Lediglich Dresel, der Vertreter der »jüdischen« Privatbank Mendelssohn & Co., hatte erkennbar Vorbehalte. Im Herbst 1933 gab er in einer Beiratssitzung zu bedenken, »dass das Geld der Banken nicht für Gleichschaltung und auch nicht für das Gegenteil gegeben sei«.[121] Dabei war die Hertie GmbH ausschließlich zur »Gleichschaltung« der Firma Hermann Tietz gegründet worden. 

			Die Mandate im Beirat verteilten sich nach den Quoten im Gläubigerkonsortium. Von der Tann war wegen seiner Rolle als Beauftragter des Beirats in der Geschäftsführung ein Sonderfall, aber auch für die Entscheidung, den Beiratsvorsitz nicht einem Direktor der Dresdner Bank, sondern dem Hardy & Co.-Geschäftsführer Hartung zu übertragen, muss es spezielle Gründe gegeben haben. Das Bankhaus Hardy & Co. stellte nicht nur den ersten Vorsitzenden des Beirats, sondern nahm in den folgenden Jahren auch als Treuhänder des Gläubigerkonsortiums eine Schlüsselrolle ein. 

			Eine Erklärung mag sein, dass die Dresdner Bank die ihr nahestehende Hardy & Co., an der sie damals eine 26-prozentige Beteiligung hielt, gezielt bei »Arisierungen« ins Geschäft brachte, um dieses Bankhaus nach den Verlusten in der Weltwirtschafts- und Bankenkrise zu stabilisieren. Besonders an der »Arisierung« des bedeutenden Berliner Geschäfts der Privatbank Gebr. Arnhold und S. Bleichröder war Hardy & Co. führend beteiligt.[122] Dass Hardy & Co. die Führung im Hertie-Konsortium erhielt, könnte aber auch andere Gründe gehabt haben. Das Bankhaus stand der Familie Tietz schon seit Jahrzehnten nahe. In der Wirtschaftskrise von 1900/01 hatte Hardy & Co. die Firma Hermann Tietz mit einem Kredit von einer Mio. Mark gerettet, wofür Oscar Tietz immer dankbar geblieben war. Als der Kreditbedarf des Warenhausunternehmens in eine andere Größenordnung wuchs, konnte eine Privatbank wie Hardy & Co. nicht mehr mithalten. Wie Georg Tietz später berichtete, blieb die Familie aber nicht nur geschäftlich, sondern auch durch persönliche Freundschaften weiterhin mit Teilhabern von Hardy & Co. verbunden, »solange die damaligen Inhaber Hardy, Pohl und Andreä in diesem Bankhaus etwas zu sagen hatten«.[123] In den 1920er-Jahren hatten Richard Pohl und Fritz Andreae Hardy & Co. geleitet. Nach der Bankenkrise musste Andreae aus der Geschäftsführung ausscheiden, behielt aber den Aufsichtsratsvorsitz der Dresdner Bank, den er seit 1926 innehatte. In diesem Amt blieb er bis 1936, obwohl er wie Hartung »Halbjude« war und dazu noch als Schwager des 1922 von Rechtsradikalen ermordeten früheren »Präsidenten der AEG« und damaligen Außenministers Walter Rathenau bei den Nationalsozialisten in Verruf stand. Es ist möglich, dass Hardy & Co. wegen seiner langjährigen Verbindungen zur Familie Tietz die Führung des Gläubigerkonsortiums übertragen bekam. Für die Familie mag es bitter gewesen sein, dass ihr Unternehmen gerade unter Führung dieses Bankhauses und der von Andreae beaufsichtigten Dresdner Bank »arisiert« wurde.

			Schon fünf Tage nach Gründung der Hertie GmbH mussten die Inhaber der Hermann Tietz OHG eine Änderung des Gesellschaftsvertrags unterschreiben, durch die sie die Kontrolle über den Konzern verloren. Der mit Wirkung zum 15. Juli 1933 rückwirkend in Kraft tretende Vertrag vom 29. Juli 1933 schrieb vor, dass Hugo Zwillenberg als persönlich haftender Gesellschafter durch die Hertie Kaufhaus-Beteiligungs GmbH ersetzt wurde und in den Status eines stillen Gesellschafters wechseln musste. Da Georg und Martin Tietz blieben, behielt die Familie zwar bei den persönlich haftenden Gesellschaftern eine Mehrheit, doch wurde sie in der Geschäftsführung von Bevollmächtigten des neuen dritten persönlich haftenden Gesellschafters, der Hertie GmbH, entmachtet. Da Gesellschafter nur mit Zustimmung der anderen über das Gesellschaftsvermögen verfügen konnten (§ 719 BGB), waren Georg und Martin Tietz jetzt auch in dieser Hinsicht von Hertie abhängig.[124] In der Präambel des Vertrags vom 29. Juli wurde die »Machtübernahme« von Hertie beim Hermann Tietz-Konzern unverblümt begründet: »Zum Zwecke der Gleichschaltung der Gesellschaft, d. h. zum Zwecke der Herstellung eines arischen Übergewichts in der Geschäftsführung und zum Zwecke der Beschaffung eines größeren langfristigen Kredites«.[125]

			Die erzwungenen Veränderungen waren mit einer Anpassung des Firmennamens verbunden, der zu »Hermann Tietz & Co.« erweitert wurde. Der Zusatz stand für den neuen, familienfremden Gesellschafter. Die Gläubigerbanken hatten sich für diese Lösung als Übergangsform bis zu einer völligen Verdrängung der Familie Tietz/Zwillenberg entschieden, weil dadurch deren Mitglieder erst einmal in der Haftung blieben. Vor diesem Hintergrund dürfte sich auch erklären, warum Hugo Zwillenberg als erster der drei persönlich haftenden Gesellschafter aus der Familie verdrängt wurde. Mit dem Wechsel in den Status eines stillen Gesellschafters haftete er zwar nach wie vor für die bislang aufgehäuften, aber nicht mehr für weitere Schulden des Unternehmens. Das haftende Kapital nahm dadurch nicht wesentlich ab, da Zwillenbergs Anteil am Firmenvermögen viel geringer war als das seiner Schwäger. Die Kapitalbeteiligungen an Konzerngesellschaften, die Elise Zwillenberg von ihrem Vater Oscar Tietz geerbt hatte, waren nicht dem haftenden Vermögen ihres Mannes zugeordnet worden, sondern bei ihr geblieben, und sie war stets stille Gesellschafterin.[126] 

			[image: ]

			Abb. 16: Zeitungsinserat zur »Umfirmierung«, 27.8.1933

			Dass Hertie als Gesellschaft mit beschränkter Haftung persönlich haftender Gesellschafter wurde, war ein offensichtlicher Widerspruch. Auch erfolgte ihr Eintritt in die Hermann Tietz OHG in einer Form, die unter anderen Verhältnissen kaum zulässig gewesen wäre. Hertie leistete laut Gesellschaftsvertrag keine Vermögenseinlage, und ihre Gesellschafter hafteten praktisch nicht für die Schulden der OHG, da ihre Haftung auf die bei der GmbH eingezahlte Stammeinlage beschränkt war. Die von Karg und Friedel bei der Gründung von Hertie geleisteten Stammeinlagen waren mit jeweils 50.000 RM wohl ganz bewusst niedrig angesetzt worden.[127]

			Obwohl die Hertie GmbH nicht am Kapital beteiligt war, wurde ihr im Vertrag vom 29. Juli die Majorität in der Geschäftsführung übertragen. Karg und von der Tann traten anstelle von Zwillenberg in die Geschäftsführung ein, die nun aus vier Männern bestand, den Inhabern Georg und Martin Tietz und den beiden Geschäftsführern von Hertie. Formal hatte jeder eine Stimme, aber bei Stimmengleichheit entschied nach § 6 des Vertrags von der Tann, der Vertrauensmann der Banken.[128] Georg und Martin Tietz waren durch solche Bestimmungen die Hände gebunden. Sie erhielten fortan ein Gehalt, das der Verwaltungsbeirat von Hertie festsetzte, was einer weiteren Demütigung der Inhaber gleichkam.

			Der Vertrag vom 29. Juli legte auch fest, dass sich die Gewinne und Verluste nicht nach der Zahl der persönlich haftenden Gesellschafter oder der Beteiligung am Stammkapital, sondern nach einem politisch opportunen Schlüssel verteilten. Auf die Hertie GmbH sollten 60 Prozent der Gewinne entfallen, auf Georg und Martin Tietz 40 Prozent.[129] Dass Hertie durch diese Regelung entsprechend für 60 Prozent der Verluste aufkommen musste, wurde in Kauf genommen. Mehr zählte, dass die Hermann Tietz & Co. durch diesen Schlüssel als ein Unternehmen mit »arischer« Mehrheit ausgegeben werden konnte, obwohl zwei der drei persönlich haftenden Gesellschafter Juden waren. Schon bevor der Vertrag unterschrieben war, schaltete die Firma in der Presse große Anzeigen, in denen ihr neuer Name und das Ausscheiden Zwillenbergs als persönlich haftender Gesellschafter mitgeteilt wurden. Die Hertie Kaufhaus-Beteiligungs GmbH sei »mit einer Beteiligung von 60 % eingetreten«, hieß es da, die »einvernehmlich mit dem Reichswirtschaftsministerium von unseren Großgläubigern gegründet« worden sei. Vertragliche Vereinbarungen würden ihr »einen überwiegenden arischen Einfluss in unserer Firma« sichern, wofür der neue Name Hermann Tietz & Co. stehen solle.[130] 

			Der Vertrag vom 29. Juli verpflichtete Hertie und damit auch die Gläubigerbanken, der Firma Hermann Tietz einen Kredit über 14,5 Mio. RM zu beschaffen.[131] Er wurde praktisch noch am selben Tag bewilligt und zur Auszahlung gebracht, rückwirkend zum 15. Juli. Genau genommen handelte es sich um zwei Kredite über einen Betrag von insgesamt 14.466.780 RM. Den ersten Kredit (Kredit I) in Höhe von 5.758.000 RM vergab die Akzeptbank mit einer Rediskontzusage der Reichsbank, wobei der Ende Juni ausgereichte Überbrückungskredit von 1,4 Mio. RM auf den Betrag angerechnet wurde, den zweiten (Kredit II) in Höhe von 8.741.780 RM stellte ein Konsortium der Gläubigerbanken bereit. Als Sicherheit dienten das Warenlager der Firma Hermann Tietz im Gesamtwert von rund 22 Mio. RM, das Inventar der Warenhäuser, nicht näher bezifferte Grundsicherheiten und eine Ausfallbürgschaft der Hypothekenbanken über zwei Mio. RM.[132] Die bei der Dresdner Bank erstellte Aktennotiz zu diesem Kreditgeschäft ließ keinen Zweifel daran, dass die Kredite an den »Gleichschaltungsvertrag« vom 29. Juli gebunden waren: »Voraussetzung für die Gewährung der Kredite war die Gleichschaltung des Betriebes.«[133]

			Zuvor hatten sich Hypothekenbanken und Kreditbanken um die Beteiligung an dem Kreditvolumen gestritten. Es war ursprünglich vorgesehen, den gesamten Kredit zu jeweils einem Drittel auf die Akzeptbank, die Kreditbanken und die Hypothekenbanken umzulegen.[134] Da die Hypothekenbanken eine direkte Beteiligung kategorisch ablehnten, weil sie nur Darlehen auf »warenhausfremde« Immobilien vergeben hatten, mussten die Kreditbanken einen Anteil von rund 60 Prozent übernehmen. Vergeblich hatte der Aufsichtsratsvorsitzende der Akzeptbank, Dernburg, darauf hingewiesen, wie sehr die Hypothekenbanken an einer Stützung des Warenhauskonzerns interessiert sein müssten. Wenn die an die Hermann Tietz-Gesellschaften vergebenen Hypotheken – allein bei der Deutschen Centralbodenkredit AG beliefen sie sich auf rund zehn Mio. RM – »ins Rutschen« kämen, würde dies zu einer Erschütterung des gesamten Pfandbriefmarkts führen.[135] Die Hypothekenbanken sagten schließlich zu, sich mit einer Rückbürgschaft in Höhe von zwei Mio. RM zu beteiligen, obwohl dies nach Ansicht des Wirtschaftsministeriums nicht mit dem Hypothekenbankengesetz vereinbar war.[136] In Abstimmung zwischen Dernburg, dem Reichswirtschaftsministerium und dem Reichskommissar für das Bankgewerbe, Friedrich Ernst (ab 1935: Reichskommissar für das Kreditwesen) wurde die Beteiligung der Hypothekenbanken als Ausnahmefall unter Aufsicht des Reichskommissars zugelassen.[137]

			Anfang August 1933 schlossen die am Kredit beteiligten Geschäftsbanken mit den Hypothekengläubigern – dabei handelte es sich um 17 Hypothekenbanken, Versicherungsgesellschaften, Handelsfirmen und Privatpersonen, darunter die Jandorf-Erben und Max Emden − eine Stillhaltevereinbarung mit einer Laufzeit bis 31. März 1935, um in diesem Zeitraum die Hermann Tietz & Co. vor Rückforderungen zu bewahren und das Unternehmen durch die Stundung von Zinsen und Tilgungen zu entlasten.[138] Nach Aufstellungen der Dresdner Bank fielen unter das Stillhalteabkommen Hypothekenschulden von 44 Mio. RM und inländische Bankschulden von rund 33 Mio. RM.[139] 

			An dem Konsortium für den Kredit II waren elf Banken beteiligt, vorrangig die Dresdner Bank-Gruppe mit dem Konsortialführer Hardy & Co. und die Deutsche Bank, also die Banken, die im Hertie-Beirat maßgebend vertreten waren. Die Quote der Banken innerhalb des Konsortiums richtete sich nach ihrem jeweiligen Anteil an den inländischen Bankschulden der Hermann Tietz & Co. Von den anderen Geldinstituten war nur Mendelssohn & Co. mit einer größeren Quote und dementsprechend auch einem Mandat im Hertie-Beirat vertreten. Dem Konsortium gehörten insgesamt vier Privatbanken jüdischer Inhaber (Mendelssohn & Co., M. M. Warburg & Co., Simon Hirschland, Jacquier & Securius) mit einer Quote von zusammen rund 16 Prozent an, weil sie zu den Bankverbindungen der Familie Tietz zählten. 

			Tabelle 5: Beteiligung der Banken am Konsortialkredit (Kredit II) für die Hermann Tietz & Co. in RM, Juli 1933[140]
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(Kredit II)
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(bisherige Kredite)

						
					

				
				
					
							
							Deutsche Bank und 
Disconto-Gesellschaft

						
							
							3.307.973

						
							
							12.474.592

						
					

					
							
							Dresdner Bank einschl. 
Proehl & Gutmann

						
							
							2.659.316

						
							
							10.029.452

						
					

					
							
							Hardy & Co.

						
							
							986.972

						
							
							3.720.945

						
					

					
							
							Mendelssohn & Co.

						
							
							959.872

						
							
							3.620.347

						
					

					
							
							Simon Hirschland

						
							
							236.908

						
							
							893.025

						
					

					
							
							Bayerische Vereinsbank

						
							
							168.720

						
							
							637.725

						
					

					
							
							Adca Chemnitz

						
							
							166.972

						
							
							631.360

						
					

					
							
							M. M. Warburg & Co.

						
							
							152.111

						
							
							573.645

						
					

					
							
							Commerz- und Privatbank Plauen

						
							
							69.946

						
							
							261.788

						
					

					
							
							Jacquier & Securius

						
							
							33.200

						
							
							123.970

						
					

					
							
							insgesamt

						
							
							8.741.780

						
							
							32.966.849

						
					

				
			

			Nach dem »Gleichschaltungsvertrag« vom 29. Juli 1933 begannen die neuen Geschäftsführer, ein baldiges Ausscheiden der Familie aus dem Unternehmen anzugehen. Die Einschaltung von Hertie war darauf angelegt, dass als nächster Schritt die Trennung zwischen der Hermann Tietz & Co. und der Familie in Form eines Auseinandersetzungsvertrags erfolgen würde. Von der Tann machte dies Georg und Martin Tietz im Dezember unnachsichtig klar.[141] Schon wegen des politischen Erwartungsdrucks wurde nie erwogen, die Familie noch im Unternehmen zu belassen. Von der Tann betrieb deren Ausscheiden aber mit einer Rigorosität, für die nicht alle Beiratsmitglieder Verständnis hatten. In einem in den Akten der Deutschen Bank überlieferten Vermerk beanstandete der Verfasser – vermutlich Hans Paschke – die »ständigen Reden« von der Tanns »über die angebliche Ansicht des Reichswirtschaftsministers über die Notwendigkeit des Herausbringens der beiden Tietz aus der Firma«.[142] Es kam die Vermutung auf, dass der Geschäftsführer damit eigene Ziele verfolgte, da er plante, Hertie in eine Aktiengesellschaft umzuwandeln und darin vom Dresdner Bank-Vorstand Pilder unterstützt wurde. Realistisch waren solche Überlegungen nicht, weil das Unternehmen mangels Liquidität nicht die Genehmigung für eine »Sachgründung« erhalten hätte.[143]

			Im Konzern gingen Karg und von der Tann unmittelbar nach der Entmachtung der Tietz-Inhaber dazu über, die jüdischen Angestellten in Massen zu entlassen. Schon nach acht Tagen konnte der Hertie-Beirat dem ersten Bericht der Geschäftsführung entnehmen, dass 278 Angestellte die Kündigung erhalten hatten. Entlassungen seien »aus wirtschaftlichen Gründen« notwendig, bei dieser »Gelegenheit« werde, den Wünschen der NSBO entsprechend, »ein wesentlicher Prozentsatz jüdischer Angestellter« gekündigt.[144] Auch jetzt wurde also die schwierige wirtschaftliche Lage des Unternehmens genutzt, die »Gleichschaltung« weiter voranzutreiben. Karg und von der Tann waren dazu nicht gezwungen, da das am 7. April erlassene Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums die Entlassung der jüdischen Mitarbeitenden für den öffentlichen Dienst und Staatsbetriebe, aber nicht für privatwirtschaftliche Firmen vorschrieb. Bei der Hermann Tietz & Co. wirkte sich das geschäftliche Interesse nun nicht viel anders aus als das Säuberungsgesetz in öffentlichen Unternehmen. Die Geschäftsführer sahen in den Massenentlassungen jüdischer Angestellten ein probates Mittel, zwei Ziele miteinander zu verbinden: die Senkung der Kosten (»wirtschaftliche Gründe«) und den Wandel zu einem »arischen« Unternehmen. Zwar wurden sie dazu von den Nationalsozialistischen Betriebszellen gedrängt, aber deren Forderungen hätten sie sich widersetzen können, wenn sie es gewollt hätten. 

			Im August 1933 wurde dem Geschäftsführer in Magdeburg und dem Filialleiter in München gekündigt, auch der Leiter des Warenhauses Leipziger Straße musste ausscheiden.[145] Einige Namen entlassener jüdischer Angestellter sind aus Erklärungen in Rückerstattungsverfahren überliefert. Genannt werden hier u. a. die Filialgeschäftsführer Larlam, Hesslein und Rosenthal, der Geraer Filialleiter Hermann Sklow, die Mitarbeitenden Sally Weinstein, Oliven, Praser und Petzall.[146] 

			Bereits am 30. August 1933 konnte Karg dem Beirat mitteilen: »Es sind im ganzen etwa 500 nichtarische Angestellte gekündigt worden.« Zuvor hatte eine Falschmeldung aus Moskau, wonach der Hermann Tietz-Konzern 5.000 Juden entlassen habe, für einiges Aufsehen gesorgt.[147] Karg konnte dementieren: Am 1. August 1933 seien nur ungefähr 1.000 Angestellte jüdischer Herkunft beschäftigt gewesen, was einem Beschäftigtenanteil von 7,2 Prozent entsprochen habe, fast zehnmal höher als der Anteil der Glaubensjuden im Reich.[148] Möglicherweise war die von Karg genannte Zahl noch zu niedrig angesetzt. Bei Warburg ging man Anfang Juli 1933 davon aus, dass der Anteil der jüdischen Angestellten an der Belegschaft der Firma Hermann Tietz zwischen zehn und zwölf Prozent lag.[149] Karg legte in seinem Bericht vom 30. August Wert auf die Feststellung, dass die Kündigungen mit den Obleuten der Nationalsozialistischen Betriebszellen abgestimmt worden seien. Dadurch sei es gelungen, »nichtarische Angestellte, die wir aus betriebstechnischen Gründen nicht entbehren können«, zu halten. Um der Berliner SA entgegenzukommen, habe sich die Geschäftsführung bereit erklärt, »Mitglieder derselben in einzelnen unserer Häuser in geeigneten Positionen aufzunehmen«.[150]

			Freilich konnte die SA keinen gleichwertigen Ersatz für eine derart große Menge entlassener Angestellter bieten. Selbst für eine geringere Zahl von Neueinstellungen waren auf dem Arbeitsmarkt nicht genügend im Einzelhandel ausgebildete Nichtjuden zu finden. Karg musste beklagen, dass Karstadt, wo die Massenentlassungen jüdischer Angestellter bereits Ende März 1933 begonnen hatten, »schneller gleichgeschaltet« und daher »noch passendes Personal bekommen« habe.[151] Die Entlassungen führten in den Hermann Tietz-Warenhäusern zu einem Verlust an Qualität und Störungen im Betriebsablauf. Weitere Umsatzrückgänge drohten, da sich die Kundschaft beim Einkauf kaum von angelernten SA-Angehörigen beraten lassen wollte. 

			Vor diesem Hintergrund erklärte Karg die »Umstellung« nach vier Wochen für beendet. Nachdem er der NSBO mit der Entlassungswelle vom August entgegengekommen war, glaubte er, »die ursprüngliche Forderung, zunächst alle nichtarischen Angestellte zu entlassen, ablehnen zu können«.[152] Nun wurden verstärkt nicht jüdische Angestellte entlassen, das Warenhaus in Dresden wurde geschlossen.[153] In der Sitzung des Hertie-Beirats vom 21. November 1933 teilte Karg mit, »die Leitung der Betriebe vom Einkäufer ab sei noch zu 80 % jüdisch«, und zeigte sich entschlossen, daran festzuhalten. Die Gleichschaltung sei so teuer gekommen, dass sie nicht weitergeführt werden könne, im nächsten Halbjahr sei sonst mit zusätzlichen Kosten in Höhe von 500.000 RM zu rechnen.[154] Karg handelte dabei nicht aus Rücksicht auf jüdische Mitarbeitende, sondern als nüchtern kalkulierender Kaufmann; weitere Kosten wollte er dem Unternehmen aus politischen Gründen nicht aufbürden, zumal sich der Beirat in dieser Frage nicht einig war. Fritz Wintermantel, ein Vorstandsmitglied der Deutschen Bank, beanstandete, dass sich noch 150 »Nichtarier« in leitenden Positionen befänden. Man müsse ihnen die Leitungsaufgaben entziehen und sie notfalls inoffiziell beschäftigen. Mendelssohn-Syndikus Dresel wandte dagegen ein, dass sich der »Kampf« der Nationalsozialisten »nicht eigentlich gegen jüdische Angestellte, sondern gegen das Warenhaus richten würde«.[155] Ersteres traf gewiss nicht zu, Letzteres aber schon. Allein durch die Verdrängung der Juden kamen die Warenhäuser nicht aus der Schusslinie der NS-Aktivisten, und verloren gegangene Kunden ließen sich dadurch nicht zurückgewinnen. 

			Angesichts der Nachwuchssorgen wurde an den Ausbildungsverträgen mit jüdischen Lehrlingen bis 1935 festgehalten. Im November 1934 erhielt das Warenhaus am Berliner Alexanderplatz gar einen »nichtarischen« Direktor.[156] In einer 1947 verfassten Erklärung des Hertie-Geschäftsführers von der Tann heißt es, »dass der Abbau des sehr hohen Prozentsatzes jüdischer Angestellter in der Firma sich sehr lange hingezogen hat und meines Wissens erst im Jahr 1938 abgeschlossen wurde«.[157]

			Kargs Kurswechsel bei den Entlassungen der jüdischen Angestellten zeigt anschaulich, dass er sich in dieser Frage stets nach geschäftlichen Interessen richtete. Wenn politischer Druck zu einem geschäftlichen Hindernis zu werden drohte, hatte er keine Skrupel, rigide Entlassungen zu verfügen, und wenn das Geschäft unter den Entlassungen zu leiden drohte, setzte er sich ebenso resolut über die Forderungen der Nationalsozialistischen Betriebszellen und Vertrauensmänner hinweg. Die Schicksale der Betroffenen berührten ihn in beiden Fällen nicht, es gibt auch keinen Hinweis darauf, dass er einem verfolgten jüdischen Mitarbeiter oder Geschäftspartner geholfen hätte, wozu es in seiner Branche viel Gelegenheit gegeben hätte. Verdienten jüdischen Kollegen gegenüber hielt er sich aber an vertraglich vereinbarte Zusagen, auch wenn er anders hätte handeln können. 

			Deutlich belegt dies der Umgang mit den Pensionsansprüchen der langjährigen Prokuristen Löwenberger, Müller und Adler. Sie mussten bei der »Gleichschaltung« wegen ihrer jüdischen Herkunft ausscheiden, wurden aber nicht fristlos entlassen und verloren nicht, wie in vergleichbaren Fällen in manch anderen Unternehmen, die Pensionsansprüche. David Löwenberger emigrierte Anfang August 1933, noch ungekündigt, in die Niederlande. Das Gehalt wurde ihm zunächst »in den Büchern der Firma gutgeschrieben«. Von Holland aus bat er darum, seinen Pensionsanspruch in Höhe von 20.000 RM/Jahr durch eine einmalige Zahlung von 100.000 RM abzugelten. Karg und von der Tann wollten sich dafür einsetzen, aber ob die Zahlung auch wirklich geleistet wurde, ist nicht überliefert.[158] Nathan Müller, der schon länger besonders unter Angriffen von Nationalsozialisten zu leiden hatte, wurde auf Drängen der NSBO freigestellt und unter Einhaltung der Frist zum 31. Dezember 1934 gekündigt. Er schlug vor, seine Pensionsansprüche von 20.000 RM/Jahr mit einer einmaligen Zahlung von 150.000 RM auszugleichen und ihm die Lebensversicherung auszuhändigen, die ihm die Firma einst als Anerkennung geschenkt hatte. Ob die Zahlung erfolgte, ist auch in diesem Fall nicht mehr zu ermitteln. Nachweislich hat Müller aber im Oktober 1933 ein Darlehen von 75.000 RM für die Gründung einer neuen beruflichen Existenz im Ausland erhalten. Karg dürfte dabei berücksichtigt haben, dass die Firma Hermann Tietz zwei Jahre zuvor in einer schwierigen Lage, während der Bankenkrise vom Juli 1931, ein Darlehen von über 100.000 RM aus den privaten Sparguthaben Müllers und seiner Tochter erhalten hatte.[159] Adolf Adler musste zum 1. Oktober 1933 ausscheiden, unter Gehaltsfortzahlung bis zum 31. März 1934. Er schlug vor, seine Pensionsansprüche durch eine Zahlung von 75.000 RM abzugelten, und bat um Aushändigung seiner Lebensversicherung. Der Verwaltungsbeirat gab eine Zusage, aber auch in diesem Fall ist nicht belegt, ob sie eingehalten wurde.[160] 

			Diese Angaben zu den Pensionsansprüchen der drei ausgeschiedenen Prokuristen sind durch eine Auskunft überliefert, die Hitlers Wirtschaftsberater Wilhelm Keppler von den Geschäftsführern verlangte. Bei Keppler war eine Denunziation mit recht detaillierten Angaben zu den Abfindungen für Löwenberger, Müller, Adler und den schon länger pensionierten früheren Tietz-Notar Dzjaloszynski eingegangen, die nur aus der Central-Verwaltung in der Krausenstraße stammen konnte, auch schon in den Filialbetrieben kursierte und dort für einige Unruhe sorgte. Der Denunziant zeigte an, dass bei der Hermann Tietz & Co. Gelder für Juden verschwendet würden: »Da werden für 4 Juden nahezu 580.000.-- mit einem Schlag auf den Tisch gelegt, während man auf der anderen Seite mit der Dresdner Bank um weitere Zuschüsse von einigen Millionen verhandelt.«[161] Die Angaben stellten sich als überzogen heraus, und Keppler gab sich offenbar zufrieden, nachdem die Geschäftsführer beteuert hatten, nur vertraglich vereinbarte Ansprüche berücksichtigt zu haben. Von der Tann, der in der Geschäftsführung für die Pensionsregelungen zuständig war, teilte dem Wirtschaftsbeauftragten des »Führers« bei dieser Gelegenheit auch mit, »dass Pensionen mit wenigen Ausnahmen nur im Bereich des Münchener Hauses gezahlt würden und zwar an eine große Anzahl kleinerer Angestellter in geringer Höhe im Einzelfall«.[162] In München war dies wohl der Fall, weil hier auch langjährige Mitarbeitende jüdischer Herkunft schon mit der ersten Entlassungswelle gekündigt wurden.[163]

			Bei Hertie hoffte man, durch die »Umstellung in unserem Konzern« über die öffentliche Brandmarkung des Namens Tietz hinwegzukommen und die verlorene Kundschaft zurückzugewinnen. Schon bald musste man jedoch feststellen, dass eine so geringfügige Änderung des Firmennamens und die Entlassung von 500 jüdischen Angestellten dafür nicht genügten. In der breiten Öffentlichkeit wurden die Pressemeldungen über die »Neuordnung« bei Tietz kaum wahrgenommen. Für das Publikum blieb Hermann Tietz & Co. eben Tietz. Vielerorts agitierten NS-Aktivisten weiterhin gegen die »Warenhausjuden«, und die im Frühjahr verloren gegangenen Kunden mieden Tietz-Warenhäuser auch ohne »Judenboykotte«. Die Geschäftsführer von Hertie gewannen davon einen Eindruck, als sie im August 1933 eine Rundreise zu den Filialbetrieben außerhalb Berlins unternahmen. Von der Tann berichtete anschließend in einer Sitzung des Beirats: »Der Kampf der Partei in der Provinz, besonders in Thüringen, sei erheblich stärker als in Berlin mit entsprechend nachteiliger Wirkung.«[164] Nach der Reise war von der Tann deshalb im Reichswirtschaftsministerium vorstellig geworden. Dort hatte man ihm versprochen, Hitler-Stellvertreter Heß zu verständigen und die Presse zu instruieren.[165] Anfang September erhielt die Hertie-Geschäftsführung vom Reichswirtschaftsministerium eine Bescheinigung, die zur Erlangung der Bezeichnung »Deutsches Geschäft« eingereicht werden konnte.[166] 

			Mit solchen Plakaten wollte man sich bei Hertie inzwischen aber nicht mehr begnügen. Zu schlecht waren die Geschäftszahlen der Hermann Tietz & Co., obwohl die Lieferanten sich jetzt nicht mehr zurückhielten. Nach Auszahlung des 14,5-Mio.-Kredits waren die Schulden bei den Lieferanten rasch abgebaut worden und innerhalb von vier Wochen von 12,5 Mio. RM auf 4 Mio. RM zurückgegangen. Trotzdem rechnete Karg für August 1933 mit einem Verlust von 580.000 RM, für September gar von 920.000 RM und für das gesamte Geschäftsjahr (01.02.1933–31.01.1934) von 2,7 Mio. RM.[167] Offen wurde im Beirat über eine weitere »Firmen-Änderung« nachgedacht. Ein Vorschlag von der Tanns, in der Provinz unter anderen Namen Konzerngesellschaften zu errichten, fand Zustimmung.[168] Erwogen, aber nicht beschlossen, wurde ein Vorschlag Kargs, die besonders angegriffenen Lebensmittelabteilungen auf eine Genossenschaft zu übertragen, die sie als Mieterin in den Warenhäusern weiterführen sollte.[169]

			Als Erstes wurde ein Filialbetrieb im kritischen Thüringen »umgeschaltet«: Das Kaufhaus in Weimar firmierte fortan unter dem Namen »Hans Kröger am Markt GmbH, Weimar«. Aus den Pressemeldungen über die »Umgründung« konnte man schließen, dass der Eigentümer gewechselt hatte. Doch das war nicht der Fall. Die Hans Kröger am Markt GmbH war nichts anderes als eine Zweigniederlassung, die als Organgesellschaft vollkommen in die Hermann Tietz & Co. eingegliedert war. Namensgeber war ein Angestellter der Berliner Konzernzentrale, der zusammen mit Helmut Friedel auch zu den neu bestellten Geschäftsführern der Tochtergesellschaft Conrad Steinecke GmbH gehörte und 1935 zum Prokuristen befördert wurde.[170] Kröger hielt möglicherweise eine Beteiligung, war aber nicht einmal Geschäftsführer des nach ihm benannten Warenhauses.[171] Hans Kröger am Markt – das klang, als wäre das Geschäft von einem alteingesessenen Einzelhändler mit einem Namen, den selbst der fanatische Weimarer Gauleiter Fritz Sauckel nicht beanstanden konnte, übernommen worden.[172] Diese handelsrechtlich eigentlich gar nicht zulässige Camouflage zahlte sich rasch aus. Im November 1933 konnte Karg dem Hertie-Beirat berichten, dass die Einnahmen (»Losung«) bei Hans Kröger am Markt nur um 16 bis 17 Prozent, bei der Hermann Tietz & Co. insgesamt dagegen um 26 bis 27 Prozent unter dem Vorjahresstand lagen.[173]

			Das Kaufhaus in Magdeburg, das erst 1931 übernommen worden war und noch unter dem alten Namen »Siegfried Cohn« firmierte, wurde als »Tezet Textilhaus Zentrum Webereiwaren GmbH« weitergeführt.[174] Für den Stuttgarter Filialbetrieb wurde als Zweigstellenniederlassung die »August Lewecke GmbH« gegründet, die wie in Weimar den Namen eines Berliner Mitarbeiters erhielt. Lewecke wurde immerhin einer der Gesellschafter und einer von drei Geschäftsführern.[175] Da die Behörden hier, anders als in Weimar, nicht bereit waren, den Betrieb unter diesem Namen als Zweigniederlassung des Stammhauses einzutragen, firmierte das Stuttgarter Warenhaus zunächst weiterhin unter dem Namen »Hermann Tietz & Co«.[176] 

			Frühzeitig nutzte die Geschäftsführung die »Umschaltung« von Warenhäusern unter einem anderen Namen auch zur Umsetzung eines neuen Konzepts. Die Berliner Warenhäuser Brunnenstraße, Frankfurter Allee und Kottbusser Damm wurden im Februar 1934 auf eine neue Organgesellschaft mit dem Namen »Union Vereinigte Kaufstätten GmbH« überführt, die nach dem Vorbild der zwei Jahre zuvor bei Karstadt entstandenen Karzentra ein flaches Sortiment günstiger Massenprodukte anbot.[177] Die Union-Warenhäuser trugen damit zur Kostensenkung bei und machten den Einheitspreisgeschäften Konkurrenz. Wie bereits erwähnt, durften neue Einheitspreisgeschäfte seit 1932 nicht mehr errichtet werden. Es war aber nicht verboten, ein bestehendes Warenhaus nach einem ähnlichen Konzept umzuwandeln. Schon am 13. März 1934 konnte Karg dem Beirat berichten, »dass die Kundschaft mit der Umstellung auf die Union sehr zufrieden sei, weil sie sie nicht mehr für Tietz halte. Der vorige Minderumsatz von 25 % habe sich seit Umstellung in ein Plus von 20 % verwandelt.«[178] Tatsächlich dürfte dieser Erfolg, den Karg der Umbenennung zuschrieb, in erster Linie durch das preisgünstige Sortiment zu erklären sein. Alle drei Union-Warenhäuser lagen in Berliner Arbeitervierteln, wo sie einst von Jandorf als »Volkswarenhäuser« errichtet worden waren. Bei der Ausgründung in die Union Vereinigte Kaufstätten GmbH handelte es sich dementsprechend weniger um eine Tarnung als um eine Diversifizierung der Betriebsform. 

			Die Maßnahmen der neuen Geschäftsführer änderten nichts daran, dass die Hermann Tietz & Co. in einer schwierigen Lage blieb. Der Ende Juli 1933 erhaltene 14,5-Mio.-Kredit wurde innerhalb eines Jahres größtenteils durch fällige Rückzahlungen aufgebraucht. Im Spätherbst 1934 musste die Geschäftsführung einen weiteren Kredit über fünf Mio. RM beantragen, der erst im Januar 1935 und nur zur Hälfte bewilligt wurde.[179] Die Geschäfte litten unter der Schuldenlast und zu niedrigen Umsätzen, aber auch unter dem rund ein Jahr anhaltenden Prozess betrieblicher Umstellungen. Die Reorganisation der Buchhaltung zog sich bis Ende 1934 hin. Erst jetzt konnte die Rentabilität der zentralen Abteilungen und der Filialbetriebe realistisch bewertet werden. Eine weitere Belastung bildete die Unsicherheit über die Konditionen des Ausscheidens der Familie.[180] 

			Auch anderen Warenhausunternehmen gelang es trotz der anlaufenden Konjunktur und sinkender Arbeitslosenzahlen nicht, die erlittenen Rückschläge zu überwinden. Insgesamt nahmen die Umsätze der Kaufhäuser für Textilien und Bekleidung zwar im Vergleich mit dem katastrophalen Einbruch im ersten Halbjahr 1933 zu, erreichten aber nicht einmal das Niveau des auch schon kritischen Jahres 1932. Nach Angaben des Instituts für Konjunkturforschung lagen im Juni 1934 die Umsätze der Kaufhäuser für Textilien und Bekleidung um sieben Prozent unter dem Stand vom Juni 1932, die Umsätze der Textilfachgeschäfte dagegen um 17 Prozent über diesem Stand.[181] 

			Die Hermann Tietz & Co. blieb selbst im Vergleich mit den anderen führenden Warenhauskonzernen zurück, was auch durch die Unsicherheiten des sich hinziehenden »Arisierungsprozesses« bedingt gewesen sein dürfte. Während 1934 der Umsatz bei der Karstadt AG um zwölf Prozent und bei der Westdeutsche Kaufhof AG (ehemals Leonhard Tietz AG) um vier Prozent zunahm, musste die Hermann Tietz & Co. einen, wenn auch geringfügigen, Umsatzrückgang von 0,5 Prozent verzeichnen. Mit einem Umsatz von 144 Mio. RM war das Unternehmen nun weit hinter Karstadt (210 Mio. RM) zurückgefallen.[182] 

			Die Verhandlungen zwischen den Geschäftsführern und der Familie Tietz um einen Auseinandersetzungsvertrag waren im Frühjahr 1934 nicht entscheidend vorangekommen. Im März hatte der Hertie-Beirat Forderungen der Familie als unerfüllbar zurückgewiesen. Darauf folgten weitere, zähe Verhandlungsrunden. Als sich im Juli immer noch kein Vertragsabschluss abzeichnete, wollte das Reichswirtschaftsministerium nicht länger abwarten. »Mit aller Entschiedenheit« drängte Staatssekretär Hans Posse in einem Schreiben an die Anwälte der Familie vom 25. Juli 1934 darauf, »dass nunmehr ein für beide Teile verbindlicher Abschluss herbeigeführt wird«, und fügte hinzu: »Sollte wider Erwarten ein Abschluss des bisher vorbereiteten Vertragswerkes auf diesem Wege nicht zustande kommen, so müsste ich dieses Ergebnis und die sich daraus notwendig ergebenden weiteren Massnahmen umso mehr bedauern, als nach meinem Eindruck der Vorsitzende des Beirats bisher durchaus bestrebt war, eine freiwillige Vereinbarung auf privatwirtschaftlicher Grundlage herbeizuführen.«[183] Trotz der bürokratischen Semantik war die Drohung deutlich: Wenn die Verhandlungen nicht rasch zum Abschluss kämen, würden sich »Massnahmen« ergeben. Die Familie Tietz müsste dann ohne »freiwillige Vereinbarung« ausscheiden. Man kann auch nicht ausschließen, dass das Schreiben von den Banken im Reichswirtschaftsministerium bestellt wurde, da es auch eine klare Äußerung zu den Bestimmungen des Vertrags enthält, dass nämlich »die den Familienmitgliedern Tietz aus dem Auseinandersetzungsvertrag zufliessende Abfindung für den Konzern wirtschaftlich tragbar« sein sollte.[184] Bei den Verhandlungen gab es nun keinen Spielraum mehr, zweieinhalb Wochen später, am 13. August 1934, wurde der Vertrag unterschrieben.

			Die »Arisierung« des Konzernvermögens im Auseinandersetzungsvertrag von 1934

			Als die »Arisierung« der Hermann Tietz & Co. gut zwei Monate zurücklag, sah sich die Geschäftsführung von Hertie veranlasst, die Übertragung des Konzernvermögens in einem »Motiv-Bericht« zusammenfassend zu erläutern und zu begründen. Dieses vom 30. Oktober 1934 datierte, höchstwahrscheinlich von Karg verfasste Schlüsseldokument gab auch die Auffassung des Beirats wieder, wurde dem Reichswirtschaftsministerium übermittelt und diente der Absicherung nach allen Seiten.[185] Es galt festzuhalten, dass die Familie Tietz/Zwillenberg mit einer »freiwillig vereinbarten Auseinandersetzung« ausschied, was die Familie kaum so gesehen haben dürfte, aber aus der Sicht der Geschäftsführung einer Rechtfertigung bedurfte – nicht wegen der Verdrängung der Familie aus ihrem Konzern, sondern wegen des Verzichts auf eine noch kostengünstigere Lösung zulasten der Familie. 

			Im Motiv-Bericht wird dargelegt, wie die Alternative zu einer »freiwillig vereinbarten« »Arisierung« des Warenhauskonzerns ausgesehen hätte: »Der Weg, der zunächst der einleuchtendste zu sein scheint, wäre der gewesen, dass Forderungen gegen die einzelnen Familienmitglieder fällig gemacht wurden und alsdann die von diesen verhafteten Werte im Wege der Exekution übernommen worden wären.«[186] Dem Bericht der Geschäftsführung zufolge sei diese Option wegen der handelsrechtlichen Hindernisse und der wirtschaftlichen Konsequenzen verworfen worden. Da die persönlich haftenden Gesellschafter als »Zweitschuldner« neben der Hermann Tietz OHG hafteten, hätte die Zwangsvollstreckung auch gegenüber der Firma erfolgen müssen, was unweigerlich den Konkurs des Unternehmens nach sich gezogen hätte. Auch wären dann die Warenkredite in einer Höhe von ca. 15 Mio. RM mit einem Schlag fällig geworden.[187] 

			Nach dieser Darstellung wären die Gläubiger also nur durch solche Überlegungen, aber nicht durch Skrupel von einer Zwangsvollstreckung abgehalten worden. Tatsächlich hatte sich die Frage aber nie gestellt, weil die Gläubigerbanken eine Zwangsvollstreckung gar nicht erst in Erwägung zogen, sie war wegen der offensichtlichen Folgen zu abwegig. In einer nach dem Krieg verfassten Stellungnahme erläuterte Karg, die Reichsregierung hätte jederzeit einen Konkurs »im normalen Rechtswege« erzwingen können, um ihrer Forderung nach einem Ausscheiden der Familie aus dem Unternehmen Nachdruck zu verleihen, indem die dem Reich verbundene Akzeptbank »ihre Forderungen fällig stellte«.[188] Die Reichsregierung hätte so verfahren können, wollte dies aber nicht. Schließlich war das Reichswirtschaftsministerium stets mit großem Nachdruck dafür eingetreten, einen Zusammenbruch des Hermann Tietz-Konzerns zu verhindern. Auch die im Schreiben des Reichswirtschaftsministeriums vom 25. Juli 1934 angedrohten »Massnahmen« können deshalb nicht als Drohung mit einer Zwangsvollstreckung gedeutet werden. Den Geschäftsführern von Hertie war offensichtlich daran gelegen, in ihrem Motiv-Bericht die Zwangsvollstreckung retrospektiv als eine Alternative erscheinen zu lassen, um vor diesem Hintergrund die angeblich »freiwillige« Form des Ausscheidens der Familie Tietz zu unterstreichen und die damit verbundenen Ausgaben für deren »Abfindung« zu rechtfertigen. 

			Das mit der Gründung von Hertie eingefädelte Verfahren zur »Arisierung« der Firma Hermann Tietz konnte nicht zu einem Kaufvertrag führen, da beide Seiten Teilhaber des Unternehmens waren. Formal gesehen ging es nicht um einen Verkauf, sondern um das Ausscheiden zweier persönlich haftender und dreier stiller Gesellschafter aus dem Gesellschaftsvertrag. In einem derartigen Fall mussten die haftenden Inhaber aus der Haftung entlassen werden und den Teil des Gesellschaftsvermögens ausgezahlt bekommen, den sie bei einer Auflösung der Gesellschaft erhalten hätten. Nach den gesetzlichen Bestimmungen wäre es nicht zulässig gewesen, die Gesellschafter mit leeren Händen ausscheiden zu lassen (§ 738 BGB).[189] Vor diesem Hintergrund ist gut nachvollziehbar, warum die Geschäftsführer in ihrem Motiv-Bericht die Zwangsvollstreckung als Referenz-Szenario beschrieben. Die Familie sollte im Auseinandersetzungsvertrag nicht viel mehr erhalten als ein Ausscheidender aus einer überschuldeten Gesellschaft, die in Zwangsvollstreckung gegangen war. An diese Richtlinie hielt man sich dann auch bei der Bewertung einiger Posten in der Bilanz, worauf noch einzugehen sein wird.

			Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaften Treuhand-Vereinigung AG (Dresdner Bank-Gruppe) und Treuverkehr Deutsche Treuhand AG für Warenverkehr (der Deutschen Bank nahestehend) hatten nach Unterzeichnung des »Gleichschaltungsvertrags« vom 29. Juli 1933 den Auftrag erhalten, das Gesellschaftsvermögen zum 15. Juli 1933 festzustellen, damit auf dieser Grundlage die Kapitaleinlagen der Familie ermittelt werden konnten.[190] Zugleich ließ der Beirat prüfen, ob die Gesellschafter aus der Familie größere Transaktionen ins Ausland getätigt hatten.[191] Für die Prüfer war es ein hartes Stück Arbeit, aus den verfügbaren Unterlagen Bilanzen zu erstellen. Sie sahen sich vor ein Geflecht von Forderungen zwischen mehr als 20 Konzerngesellschaften mit intransparenten Eigentumsverhältnissen gestellt. Einen Eindruck davon vermittelt eine Aktennotiz der Berliner Stadtzentrale der Deutschen Bank, wo man schon lange die undurchsichtigen Verhältnisse im Hermann Tietz-Konzern kritisiert hatte:

			»Hinsichtlich seiner Konstruktion ist der Tietz-Konzern völlig willkürlich und ohne System aufgebaut. Die Verteilung der Kapitalien der zahlreichen Gesellschaften auf die offene Handelsgesellschaft, die persönlich haftenden und die stillen Gesellschafter ist bei fast allen Gesellschaften verschieden. Durch gegenseitige Verschuldung und durch Bürgschaften ist die Verflechtung so weit getrieben, dass es auch für die leitenden Leute des Konzerns völlig unmöglich sein muss, einen genauen Überblick zu bekommen. Es kommt hinzu, dass in der Mehrzahl der Fälle als Geschäftsführer oder Vorstandsmitglieder bei den wichtigeren Gesellschaften immer wieder dieselben Personen (z. B. früher Löwenberger, jetzt Karg) bestellt sind, die schon zeitlich garnicht in der Lage sind, diesen Tätigkeitsbereich auszufüllen.«[192] 

			Eine besondere Herausforderung war auch die Bewertung des umfangreichen Immobilienbesitzes, von der – wie in jeder Hermann Tietz-Bilanz – die Bewertung des gesamten Konzerns abhing. Für zweckgebundene Gebäude wie Kaufhäuser gab es praktisch keinen Markt, erst recht nicht, wenn sie so stark mit Hypotheken belastet waren wie die Warenhäuser des Hermann Tietz-Konzerns. Auch mussten die Prüfer der Treuhandgesellschaften feststellen, dass Grundstücke in den Büchern der Firma ohne nachvollziehbares Kriterium uneinheitlich bewertet worden waren, mal mit dem halben Einheitswert, der von den Finanzbehörden in regelmäßigen Abständen als Bemessungsgrundlage für die Grundsteuern ermittelt wurde, mal mit dem mehrfachen Einheitswert. Die Treuhandgesellschaften behalfen sich daraufhin, indem sie aus dem Umsatz und der Umsatzmiete Betriebswerte für die Warenhäuser errechneten. Wie bei der Krise des Warenhausgeschäfts nicht anders zu erwarten, lagen diese so deutlich unter den Buchwerten, dass in der Bilanz zusätzliche Rückstellungen gebildet werden mussten. In der Bilanz der Hermann Tietz OHG zum 15. Juli 1933 erhöhte sich dadurch die von den Treuhandgesellschaften ermittelte Überschuldung von vier Mio. RM je nach Bewertung um 10 bis 20 Mio. RM.[193] Als die Treuhandgesellschaften am 11. November 1933 ihren Prüfbericht mit den erstellten Bilanzen vorlegten, endete ihr Auftrag in einem Desaster. Die Familie Tietz/Zwillenberg lehnte es ab, auf der Grundlage derartiger Bewertungen über einen Auseinandersetzungsvertrag zu verhandeln. Hertie erkannte die Bilanzen daraufhin ebenfalls nicht an und gab die Erstellung einer Bilanz zum 31. Januar 1934 in Auftrag.[194]

			Auf dieser Grundlage wurde im Frühjahr 1934 über die Modalitäten des Auseinandersetzungsvertrags verhandelt. Hertie wurde vom Geschäftsführer von der Tann und den Anwälten Richard Carl Wolff und Hans-Heinz Steffani vertreten, die Familie von den Anwälten Wilhelm Beutner und Walter Berend, dem Buchprüfer Wilhelm Graetz und dem Wirtschaftssachverständigen Rossi.[195] Die Verhandlungen verliefen zäher als erwartet, im Beirat wurde auch später noch über »außerordentlich langwierige Auseinandersetzungsverhandlungen« geklagt.[196] Dass es dabei nicht um einen Kaufpreis ging, sondern um die Bewertung von Ansprüchen, machte die Verhandlungen nicht leichter. Von der Tann und die Anwälte von Hertie standen vor der Aufgabe, einerseits Zugeständnisse an die Familie so zu halten, dass ihnen nicht eine Schädigung des Firmenvermögens vorgeworfen werden konnte, und andererseits so weit einzulenken, dass die Familie den Auseinandersetzungsvertrag unterzeichnete. 

			Dieser war inzwischen klar, dass sie ihr Ausscheiden nicht mehr verhindern konnte und den Konzern verlieren würde. Ihr ging es nun vorrangig um Regelungen, die ihre Emigration erleichtern würden: eine vollständige Entlassung aus der Haftung unter Mitnahme eines Teils ihres Firmenvermögens, eine Befreiung von der Reichsfluchtsteuer und Kapital für den Aufbau von Geschäften im Ausland.[197] Ein Angebot der Hertie-Verhandlungsführer, sie durch eine Abfindung mit Genussscheinen an das Unternehmen zu binden, lehnte die Familie ab, sie zog eine »einmalige definitive Auseinandersetzung« vor. Der Hertie-Beirat war daraufhin nur noch bereit, als Abfindung einige »Grundstücke verwaltungsfremder Natur« anzubieten.[198] 

			Unter dem Druck der bereits erwähnten Intervention des Reichswirtschaftsministeriums vom 25. Juli 1934 hatten die Anwälte der Familie dann keinen Spielraum mehr, was sich für ihre Mandanten nachteilig auswirken musste. Nun konnte es nur noch um eine rasche Ausfertigung des Auseinandersetzungsvertrags gehen, der am 13. August 1934 im Berliner Nobelhotel Esplanade von der Familie Tietz/Zwillenberg und Hertie-Geschäftsführer Karg unterschrieben wurde.[199] Das Verfahren war so aufgezogen, dass Georg Tietz und Hugo Zwillenberg, die beiden anwesenden, mit Vollmachten ausgestatteten Mitglieder der Familie, Hertie den Vertrag als Angebot unterbreiteten. Niemand sollte später sagen können, es habe sich nicht um eine freiwillige Vereinbarung gehandelt. 

			Im Auseinandersetzungsvertrag wurde der Besitz der »Teilungsmasse« bestimmt, zu der das gesamte Vermögen der Firma und das private Vermögen der Familie außer rein privat genutzten Gegenständen zählten. Was formal die Form einer Aufteilung hatte, war dem materiellen Gehalt nach eine nahezu vollständige Übertragung des Konzerns auf Hertie. In der Präambel wurde festgehalten, dass das Ausscheiden der Familie »als im öffentlichen Interesse notwendig bezeichnet worden ist« – ein bemerkenswerter Kontrast zu der späteren Beteuerung Kargs, dass es sich »nicht um eine Arisierung handelte, sondern dass das Ausscheiden der Familie Tietz seinen Grund in den vor 1933 entstandenen wirtschaftlichen Schwierigkeiten hatte«.[200] 

			Im Folgenden kann nur auf die wichtigsten Bestimmungen dieses komplexen Vertragswerks, das selbst ohne Anlagen einen Umfang von 44 Seiten hat, zusammenfassend eingegangen werden. Die Übereignung des Tietz’schen Vermögens wurde in den beiden ersten Paragrafen geregelt:

			
					Die Mitglieder der Familie mussten sich bereit erklären, unter den vereinbarten Konditionen aus der offenen Handelsgesellschaft Hermann Tietz auszuscheiden (§ 1).

					Sämtliche Anteile der Familie an Grundstücks-, Handels- und Fabrikationsgesellschaften das Konzerns wurden auf die Hertie GmbH übertragen. Zusätzlich gingen zwei Immobilien aus dem privaten Eigentum von Betty Tietz – ein Gebäude in Berlin, Krausenstraße 52, und ein Lagerhaus in Altona – an Hertie über (§ 2).

			

			Ferner traten Georg Tietz, Martin Tietz und Hugo Zwillenberg ihre in Depots beim Schweizerischen Bankverein verwahrten Wertpapiere (»Privateffekten«) an Hertie ab (§ 7). Für die Tilgung von Krediten und Grundschulden der Familie Tietz/Zwillenberg durch Hertie, darunter bei der Akzeptbank aufgenommene Grundschulden auf die Villen der Familie in Höhe von insgesamt 610.000 RM, stellte die Familie Wertpapiere aus ihren Depots bei drei Berliner Banken zur Verfügung (§ 5, § 9). 

			Der Auseinandersetzungsvertrag enthielt auch vorteilhafte Bestimmungen für die Familie. Daran kamen die Verhandlungsführer von Hertie schon aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen für die Auseinandersetzung von Gesellschaftern nicht vorbei, und die Familie Tietz musste natürlich auch bereit sein, den Vertrag zu unterschreiben. Diese Zusagen blieben indessen, entgegen mancher späteren Darstellung, auf die gesetzlich vorgeschriebene Enthaftung von ausscheidenden persönlich haftenden Gesellschaftern, die Überlassung der Privatvillen und einiger Immobilien aus dem Firmenvermögen sowie Sonderregelungen für den Verbleib einer Konzerngesellschaft bei der Familie und die Erwirtschaftung von Devisen für die Emigration beschränkt: 

			
					Das vordringlichste Anliegen der Familie, die Enthaftungserklärung, war im § 10 des Vertrags enthalten: »Die Hertie verzichtet auf alle Forderungen gegenüber den Mitgliedern der Familie Tietz und steht dafür ein, dass die OHG und folgende Konzerngesellschaften auf alle Forderungen gegen die Familie Tietz verzichtet.« Formal mussten anschließend noch offizielle Enthaftungserklärungen beschafft werden.

					Bei der Familie verblieben die Konzerngesellschaften Königsberger Grundwert AG, Grundstücksgesellschaft Koenigsallee 71 GmbH (Privatvilla Edith und Georg Tietz) und Süddeutsche Kinematographen GmbH, München (mit einer Wohnung von Betty Tietz), sowie die Berliner Grundstücke Markgrafenstraße 28, Kaiserallee 184/185 (Privatvilla Betty Tietz) und Hohenzollerndamm 100/101 (Privatvilla Elise und Hugo Zwillenberg) (§ 10/11).

					Betty Tietz erhielt von der Deutsche Boden AG vier Häuser in Berlin (Graudenzer Str. 14 u. 15, Gubener Str. 60 u. 61) und von der Badische Grundwert AG zwei Häuser in Karlsruhe (Herrenstraße 11 u. 13) zum Kauf angeboten, Georg und Martin Tietz wurden von der Grundwert Aktiengesellschaft Kaiserdamm die Grundstücke Kaiserdamm 77–79 und Brettschneiderstraße 17/18 in Berlin-Charlottenburg zum Kauf angeboten (§ 4). Hertie verpflichtete sich, bei diesen Käufen die »bar zu zahlenden Kaufpreisteile« zu zahlen, ein Verfahren, das vermutlich steuerliche Gründe hatte. 

					Die Familie und von ihr nach dem Ausscheiden gegründete Einkaufsgesellschaften konnten für die Dauer von fünf Jahren, längstens bis 1. September 1938, mit sogenannten Anschlussabkommen der Einkaufsgemeinschaft des Konzerns angehören. Hertie erklärte sich zudem bereit, der Familie für die Geschäfte solcher Anschlussunternehmen Büroräume zur Verfügung zu stellen (§ 14). 

					In § 6 wurde eine spezielle Regelung zur Konzerngesellschaft »Mefa« Bleicherei, Färberei und Apparatur Textilhandels AG in Berlin-Adlershof AG (ehemals Mechanische Feinweberei Adlershof) vereinbart, auf die an anderer Stelle näher einzugehen sein wird.[201] Hertie sicherte zu, dass diese Firma ihre Grundstücke, Gebäude, Fabrikeinrichtungen und Warenlager einschließlich ihrer Forderungen aus Warenlieferungen auf Georg und Martin Tietz übertragen werde. Im Gegenzug hatten die Brüder die Warenschulden zu übernehmen. Für diese Regelungen stellte Hertie der Familie einen Betrag von 1,5 Mio. RM zur Verfügung. 

			

			Tabelle 6: Von der Familie Tietz/Zwillenberg an Hertie abgegebene Konzerngesellschaften[202]

			
				
					
				
				
					
							
							Badische Grundwert AG

						
					

					
							
							Bekleidungs-Handels AG

						
					

					
							
							Brandenburgische Grundwert AG

						
					

					
							
							Deutsche Boden AG

						
					

					
							
							Handelsstätte Gera AG

						
					

					
							
							Magdeburgische Grundwert AG

						
					

					
							
							Sächsische Grundwert AG

						
					

					
							
							Grundwert AG Kaiserdamm

						
					

					
							
							Aktiengesellschaft für rituellen Bedarf i. L.

						
					

					
							
							Centrum Berlinische Bodenbesitz GmbH

						
					

					
							
							Grundbesitz GmbH

						
					

					
							
							Handels- und Grundbesitz GmbH

						
					

					
							
							Lebensmittel-Import GmbH

						
					

					
							
							Immobilien-Verkehrs GmbH

						
					

					
							
							Sächsische Teil GmbH

						
					

					
							
							Textil-Fabrikation GmbH

						
					

					
							
							Conrad Steinecke GmbH

						
					

					
							
							Paschke & Ornstein GmbH

						
					

					
							
							Siegfried Cohn*

						
					

					
							
							Raphael Wittkowski*

						
					

					
							
							Hermann Mühlberg*

						
					

					
							
							A. Jandorf i. L.*

						
					

				
			

			* Sonderregelung für einzelne Geschäftsanteile (§ 16)

			Schließlich verpflichtete sich Hertie noch, nach einer Frist von sechs Monaten den Namen »Hermann Tietz« oder »Tietz« aus der Bezeichnung der OHG zu entfernen (§ 16). Der Vertrag sollte erst in Kraft treten, nachdem die für die Umsetzung erforderlichen Genehmigungen des Landesfinanzamts, des Reichsfinanzministeriums und der Reichsstelle für Devisenbewirtschaftung erteilt worden waren. Für die Familie war dabei besonders wichtig, dass sie von der Kapitalfluchtsteuer befreit wurde und den Transfer von Devisen durch zusätzliche Exportgeschäfte genehmigt erhielt (§ 19).

			Der Vertrag zog nicht nur Verhandlungen mit den Finanzbehörden, sondern auch mit dem Schweizerischen Bankverein nach sich, der die Vereinbarungen zu den Wertpapieren der Familie in Depots der Bank beanstandete. Vollständig abgeschlossen war die Vermögensauseinandersetzung erst im Dezember 1934.[203] Zum 31. Dezember trat der Auseinandersetzungsvertrag in Kraft. Die Familie schied an diesem Tag aus dem Unternehmen aus, Hertie wurde alleinige Eigentümerin der Hermann Tietz & Co.[204] In der Presse erschienen eher knapp gehaltene Artikel zum »Besitzwechsel bei Hermann Tietz«.[205] Große Anzeigen wie im Juli 1933 zur Verkündung eines »überwiegend arischen Einflusses« schaltete das Unternehmen nicht. Das war auch nicht nötig, denn jetzt konnte niemand mehr daran zweifeln, dass der Hermann Tietz-Konzern ein »Deutsches Geschäft« geworden war. 

			Die »Arisierung« des Hermann Tietz-Konzerns lässt sich nur annäherungsweise in Vermögenswerten erfassen, da es keinen Kaufpreis gab, sondern Ansprüche bewertet wurden. Auch wurde von dem bei einer Auseinandersetzung von Gesellschaftern üblichen Verfahren abgesehen, eine von beiden Parteien unterschriebene Auseinandersetzungsbilanz zugrunde zu legen. Im § 1 des Vertrags wurde dazu vereinbart: 

			»Die Aufstellung einer Auseinandersetzungsbilanz der oHG aus Anlass des Ausscheidens der Familie Tietz aus der oHG unterbleibt. Die Bilanz per 31. Januar 1934 wird solange nicht aufgestellt, als nicht feststeht, ob dieser Vertrag in Kraft tritt. Die Parteien sind sich darüber einig, dass der in diesem Vertrag vereinbarten Auseinandersetzung keine ziffernmässige Werte des Status der oHG und ihres Konzerns zugrunde gelegt werden sollen. Mit den in diesem Vertrage vereinbarten Leistungen und Gegenleistungen sollen sämtliche Ansprüche der Familie Tietz einerseits und der Hertie und der oHG andererseits ausgeglichen sein.«[206] 

			Doch kam man bei der Bewertung der Ansprüche nicht ohne Kalkulationsgrundlage aus, und so stützten sich die Verhandlungsführer von Hertie eben doch auf die erwähnte Bilanz der OHG zum 31. Januar 1934, die von Hartung erst eine Woche nach Unterzeichnung des Auseinandersetzungsvertrags an die anderen Mitglieder des Beirats verschickt wurde (im Folgenden: Auseinandersetzungsbilanz). In dem bereits mehrfach erwähnten Motiv-Bericht vom 30. Oktober 1934 erläuterte die Geschäftsführung die auf der Grundlage dieser Bilanz angestellten Berechnungen. Die Bilanz wurde dem Motiv-Bericht als Anlage I beigefügt, dazu noch Bemerkungen zur Bilanz als Anlage IV.[207] Da die Ausführungen im Motiv-Bericht aus dem Rückblick zur Rechtfertigung und Absicherung der Geschäftsführung verfasst wurden, handelt es sich um eine problematische Quelle. Doch geben sie in Verbindung mit den Anlagen wie kein anderes überliefertes Dokument einen Einblick in die dem Auseinandersetzungsvertrag zugrunde liegenden Bewertungen. 

			Die präsentierte Bilanz zum 31. Januar 1934 war unübersehbar mit Blick auf die Auseinandersetzung erstellt worden. Sie wies einen Kapitalfehlbetrag von rund 28,9 Mio. RM aus – ein Posten, der in der zum 15. Juli 1933 erstellten und von der Familie Tietz unterschriebenen Bilanz der Treuhandgesellschaften nicht vorkam. Ein Vergleich zwischen diesen Bilanzen zeigt signifikante Abweichungen. So fehlte in der Auseinandersetzungsbilanz der in der früheren Bilanz mit rund fünf Mio. RM ausgewiesene Firmenwert, obwohl dieser in einer Auseinandersetzungsbilanz gesetzlich vorgeschrieben war. Die Konzernbeteiligungen wurden um rund 6,5 Mio. RM niedriger bewertet, die Bankschulden mit einem um rund elf Mio. RM höheren Betrag ausgewiesen, bedingt durch die Ende Juli 1933 von der Akzeptbank und dem Bankenkonsortium erhaltenen Kredite. Zudem wurden in die Bilanz vom 31. Januar 1934 noch Rückstellungen in Höhe von 14,5 Mio. RM für Schulden der Tochtergesellschaften eingesetzt.[208] Wie einer Anlage zum Motiv-Bericht zu entnehmen ist, errechnete sich dieser Vermögensverlust der Konzerngesellschaften aus Forderungen der OHG, für die die Familie Tietz nun auch aufzukommen hatte, und aus »Sonderabschreibungen« auf Immobilien von Grundstücksgesellschaften.[209] Obwohl bei der Bewertung der Grundstücksgesellschaften von den 1931 ermittelten Einheitswerten ausgegangen wurde, ergab sich durch die Abschreibungen ein Ergebnis, das unter den bereits recht niedrigen Betriebswerten lag, die die Treuhandgesellschaften im Vorjahr errechnet hatten.[210] 

			Wie weit solche Abschreibungen reichen konnten, ergibt sich aus einer von Karg nach dem Krieg höchstwahrscheinlich für die Restitutionsverhandlungen verfassten Erklärung: 

			»Man hat deshalb bei den geführten Verhandlungen auf seiten der Hertie die Dinge so angesehen, daß man bereit war einerseits zu Gunsten der Familie Tietz die Grundstücke so hoch zu bewerten, wie man es den Gläubigern gegenüber glaubte verantworten zu können und das [sic] man auf der anderen Seite keine Bewertung für tragbar erachtete, die unter dem lag, was bei der zwangsweisen Verwertung, also im Konkurse oder in der Zwangsversteigerung zu erwarten gewesen wäre. Praktisch waren dies 7/10 des Einheitswertes, welche in den allgemein geltenden gesetzlichen Bestimmungen für Zwangsversteigerungen dem Subhastten [Schuldner] mindestens angerechnet werden mußten.«[211] 

			Da Georg und Martin Tietz persönlich haftende Gesellschafter waren und Hugo Zwillenberg für die bis zu seinem Ausscheiden angehäuften Schulden mithaftete, wurde der auf diese Weise errechnete Kapitalfehlbetrag von 29 Mio. RM in der Auseinandersetzungsbilanz vom erfassten Vermögen der Familie abgezogen. Nach dem im Gesellschaftsvertrag vom Juli 1933 festgelegten Verteilungsschlüssel hätte Hertie für 60 Prozent der Verluste bei der Hermann Tietz & Co. aufkommen müssen, aber dazu war man natürlich nicht bereit. Karg lehnte eine Beteiligung mit der Begründung ab, dass die Schulden vor dem Eintritt von Hertie in den Gesellschaftsvertrag entstanden seien und die Auseinandersetzungsbilanz für die Hermann Tietz OHG gelte, nicht für die Hermann Tietz & Co.[212] 

			Dem Motiv-Bericht nach war man sich bei Hertie zunächst nicht sicher, ob die Familie den Kapitalfehlbetrag abdecken konnte. Doch die Familie wollte dies unbedingt leisten, um aus der Haftung entlassen zu werden. Betty Tietz, das vermögendste Mitglied der Familie, erklärte sich – wohl über ihren Bevollmächtigten Zwillenberg – bereit, auch sämtliche Geschäftsanteile aus ihrem privaten Besitz an Hertie abzugeben. Die Witwe war ja stille Gesellschafterin und haftete nicht mit ihrem Privatvermögen für Schulden des Unternehmens. Sie hatte zwar einen großen Teil der privaten Vermögenswerte bereits im Mai 1933 von sich aus verpfändet, um einen Zusammenbruch des Unternehmens zu verhindern, aber diese Bindung war sie gegenüber den Banken eingegangen, nicht gegenüber Hertie. Dass sie nun Geschäftsanteile in einem Gesamtwert, der auf rund 40 Mio. RM beziffert wurde, in die Auseinandersetzungsrechnungen einbrachte, nötigte den Banken Respekt ab, zumal sich darunter ansehnliche Beteiligungen befanden, die nicht verpfändet waren, wie beispielsweise die mit 1,5 Mio. RM bewerteten Anteile an der Grundbesitz GmbH, München, und die mit einem Nominalwert von 1,5 Mio. RM ausgewiesenen Anteile an der Immobilien-Verkehrs GmbH, Stuttgart.[213] Betty Tietz hätte diese Geschäftsanteile, anders als die verpfändeten, zu einem höheren Preis an einen Investor verkaufen können. Mehr als an den Wertpapieren muss ihr aber daran gelegen haben, die Söhne und den Schwiegersohn aus der Haftung entlassen zu bekommen, und das war mit der Anrechnung ihrer privat gehaltenen Anteile in der Auseinandersetzungsbilanz gesichert. Von den Zusagen, die der Familie im Auseinandersetzungsvertrag gemacht wurden, hatte sie selbst keine Vorteile. 

			Die Treuhandgesellschaften bewerteten das von der Familie auf Hertie übertragene Vermögen nun mit 47 Mio. RM, wobei der bei Weitem größte Teil zweifellos auf Anteile an den Grundstücksgesellschaften entfiel.[214] In der Bilanz stand nicht mehr ein Kapitalfehlbetrag von rund 29 Mio. RM, sondern ein Überschuss von 18 Mio. RM. Selbst wenn man berücksichtigte, dass sich das Firmenvermögen durch die im Auseinandersetzungsvertrag enthaltenen Zusagen an die Familie um rund 2,5 Mio. RM verringerte, blieb noch ein stattlicher Überschuss. Um Ansprüche in Höhe von 15,5 Mio. RM auszugleichen, hätte Hertie der Familie einen entsprechend größeren Teil ihres haftenden Vermögens belassen müssen. Doch dazu war man nicht bereit. Beraten wohl von den Anwälten und den Treuhandgesellschaften, entschieden sich die Verantwortlichen für eine andere Lösung: Der Betrag von 15,5 Mio. RM, auf den die Familie Anspruch hatte, wurde ohne Gegenwert vereinnahmt und muss als »Arisierungsgewinn« gelten. Aus dem Motiv-Bericht lässt sich herauslesen, dass bei Hertie Zweifel an der Zulässigkeit dieses Vorgehens bestanden: 

			»Wenn man also von der Bewertung der Treuhandgesellschaften für die in Rede stehenden Gegenstände, Beteiligungen etc. ausgeht, so muss man zu dem Ergebnis kommen, dass die Familie nicht nur den Kapitalfehlbetrag gedeckt, sondern darüber hinaus noch etwas geleistet hat, dem eine Gegenleistung praktisch nicht gegenüber steht und die weitere Erörterung wird sich zunächst damit zu beschäftigen haben, ob die Annahme einer derartigen Leistung gegenüber der Familie gerechtfertigt werden kann. Das ist unseres Erachtens der Fall und zwar deshalb, weil die Verwertungsmöglichkeiten für die in Rede stehenden Gegenstände beschränkt sind und dementsprechend die Familie mit einer Verwertung erheblich unter dem inneren Werte rechnen musste.«[215] 

			Entsprach schon die Berechnung des Kapitalfehlbetrags in einiger Hinsicht nicht kaufmännischen Grundsätzen, so wurde mit dieser Bewertung die Grenze zur ungerechtfertigten Bereicherung überschritten. Zwar waren die Marktpreise für Immobilien seit der letzten, Anfang 1931 erfolgten Ermittlung der Einheitswerte als Folge der Weltwirtschaftskrise gesunken. Bei der nächsten, 1935 durchgeführten Ermittlung lagen sie für die Hertie-Warenhausgrundstücke insgesamt um rund 28 Prozent unter den Werten von 1931.[216] Zu berücksichtigen ist auch, dass mit hohen Grundschulden und Hypotheken belastete Warenhausgrundstücke nur mit Abschlägen verkauft werden konnten, aber zu den von Betty Tietz an Hertie abgegebenen Immobilien zählten auch Geschäfts- und Wohnhäuser in bester Lage. Die Deutsche Boden AG, die sich zu fast 100 Prozent im Eigentum der Witwe befunden hatte, verkaufte nur zwei Monate nach dem Auseinandersetzungsvertrag zehn Geschäfts- und Wohnhäuser des »Kurfürstendamm-Blocks« für 8,4 Mio. RM an die Victoria Versicherung, ein Preis, der um mehr als 70 Prozent über dem Einheitswert von 1935 lag.[217] Später mochte sich Karg an den im Motiv-Bericht beschriebenen Umgang mit dem Überschuss von 15,5 Mio. RM nicht mehr erinnern. In einer im März 1946 verfassten Erklärung vertrat er den Standpunkt, dass Hertie bei der Auseinandersetzung »nur das erhalten hat, was zur Deckung der mitübernommenen Passiven erforderlich war, dass also irgendein Auseinandersetzungsgewinn nicht entstanden ist«.[218]

			In der Gesamtbilanz verlor die Familie Tietz/Zwillenberg bei ihrer Verdrängung aus dem Unternehmen auf dem Papier ein Konzernvermögen, dessen Bewertungen damals in etwa zwischen 150 und 170 Mio. RM schwankten. Der größte Teil davon ging durch die hohe Verschuldung des Konzerns verloren, die Mitte 1933 bei rund 130 Mio. RM lag. Für diese Schulden mussten die haftenden Mitglieder der Familie aufkommen, was nicht willkürlich verfügt worden war, sondern sich aus den Regeln einer offenen Handelsgesellschaft ergab. Doch wurden der Familie damit auch die Schulden des Unternehmens aufgebürdet, die durch die von den Nationalsozialisten herbeigeführte Warenhauskrise entstanden waren. Weitere Vermögensverluste in geschätzter Höhe von 15 bis 20 Mio. RM ergaben sich aus dem beschriebenen „Arisierungsgewinn“ in der Auseinandersetzungsbilanz.[219] Die als »Abfindung« bezeichneten Bestimmungen des Auseinandersetzungsvertrags, die für die Familie Tietz/Zwillenberg hilfreich waren, wurden bei Hertie mit rund 2,5 Mio. RM bewertet.[220] Wichtiger waren für die Familie freilich Zusagen, die sich nicht in der Bilanz niederschlugen: die Entlassung aus der Haftung und die Befreiung von der Reichsfluchtsteuer.

			Anders aufgebaut war die Bilanz, die der Vorsitzende des Hertie-Beirats in der Sitzung vom 28. August 1935 vortrug. Demnach habe sich durch die Übertragung von Geschäftsanteilen der Familie Tietz ein Zuwachs an Aktiven von 24,4 Mio. RM, nach Verrechnung des übernommenen Verlusts und der Rückstellungen ein Buchgewinn von rund 6,4 Mio. RM ergeben, ein Ergebnis, das immerhin noch als »bilanzmässig durchaus günstig für den Hertie-Konzern« bezeichnet werden konnte.[221] Die Bewertungsgrundlagen dieser Bilanz lassen sich, anders als bei der im Motiv-Bericht erläuterten Auseinandersetzung, nicht erschließen. Es gab auch Stimmen, die das Ergebnis der Auseinandersetzung als einen Erfolg für die Familie Tietz/Zwillenberg werteten. Selbst ein Privatbankier mit jüdischer Herkunft wie Ernst Spiegelberg (M. M. Warburg & Co.) war der Ansicht, dass die Familie »gut abgeschnitten« hatte, da sie aus der Haftung entlassen werden würde, Grundstücke und Wertpapiere im Wert von vier Mio. RM freibekommen hatte und bei einer Emigration von der Reichsfluchtsteuer befreit wäre.[222] Nach außen hin mussten diese Regelungen des Auseinandersetzungsvertrags wohl so wirken, da sie bei einer »Arisierung« nicht üblich waren. Wer die zugrunde liegende Bilanz kannte, wusste dagegen um den Preis, den die Familie für diese Zusagen bezahlt hatte. In einer Aktennotiz in den Handakten des Beiratsmitglieds Hans Paschke (Deutsche Bank) wird dazu festgestellt: »Unserer Auffassung nach erscheint die Regelung angemessen.« Die Zusagen an die Familie, die nach dieser Quelle zu einer Minderung des Konzernvermögens um rund 3,3 Mio. RM führten, seien im Gesamtergebnis zu verantworten: 

			»Dem steht gegenüber, dass die Familie Tietz auf ihre Beteiligung an dem nach der Auseinandersetzung verbleibenden Konzernvermögen im Werte von 15 bis 20 Millionen restlos verzichtet. Weiterhin ist insbesondere darauf hinzuweisen, dass unter rechtlichen Gesichtspunkten betrachtet, Frau Betty Tietz der offenen Handelsgesellschaft Werte in Höhe von ca. 40 Millionen, nämlich ihr persönlich gehörende Konzern-Effekten ablässt, ohne eine nennenswerte Gegenleistung zu empfangen.«[223] 

			Georg Karg: Profiteur mit Ambitionen

			Als Georg Karg im Juli 1933 Geschäftsführer von Hertie wurde, galt er als ein talentierter Einkäufer, der bei der A. Jandorf & Co. eine respektable Karriere gemacht hatte und bei Hermann Tietz zum Chefeinkäufer für Textilien im Status eines Prokuristen befördert worden war. Mehr konnte man über ihn auch nicht in Erfahrung bringen. Das bekannteste der von ihm überlieferten Zitate – »Ich bin nicht in einem Warenhaus geboren, habe aber die übrige Zeit darin gelebt« – hat wohl einen wahren Kern. Außerhalb der Warenhauswelt betätigte sich Karg nachweislich nur auf seinem ca. 50 ha großen Landgut in Briest im Westhavelland, das er 1926 erworben hatte. Politik interessierte ihn nur, wenn sie seine Geschäfte betraf, in eine Partei trat er nie ein, nach 1933 gehörte er nur der Deutschen Arbeitsfront und dem Reichsjägerbund an.[224]

			Als siebtes von zehn Kindern eines kleinen Tuchfabrikanten wurde Karg am 2. August 1888 in Friedeberg in der Neumark geboren, im östlichsten Winkel der damaligen Provinz Brandenburg, der eigentümlicherweise nicht weit entfernt von Birnbaum lag, der als »Wiege der Warenhäuser« geltenden Heimat der Familie Tietz.[225] Da der Vater längere Zeit Fabrikant war, dann seinen Betrieb schließen und in den Textilhandel wechseln musste, kann man davon ausgehen, dass Karg in gut situierten, aber nicht vermögenden Verhältnissen aufwuchs. Nach dem mittleren Schulabschluss begann er mit 15 Jahren im nahe gelegenen Meseritz eine Lehre im Kaufhaus F. R. Knothe. Der Prinzipal erkannte das kaufmännische Talent des Jugendlichen, förderte ihn und stellte ihn nach der Lehre an. Im Alter von 20 Jahren zog Karg, mit einem Erbteil des verstorbenen Arbeitgebers ausgestattet, nach Berlin, um in der Warenhausmetropole sein Glück zu versuchen. Dort begann er als Verkäufer in einem Kaufhaus des Jandorf-Konzerns und stieg innerhalb eines Jahres in die angesehene Position eines Einkäufers auf. 1914 wurde ihm mit 25 Jahren die Leitung des Warenhauses Wilmersdorfer Straße in Charlottenburg übertragen, das Jandorf damals von der Firma Graff & Heyn übernahm – eine steile Karriere, die Karg nicht nur seinen Fähigkeiten, sondern auch der Förderung durch den Konzernchef verdankte, mit dessen Familie er freundschaftlich verbunden blieb.[226] Wo Karg den Ersten Weltkrieg erlebte, verschweigt sein Biograf Eglau. Private Ereignisse legen die Vermutung nahe, dass der Warenhausdirektor vom Militär freigestellt war. Karg vermählte sich 1915 mit Käthe Schröder, ein Jahr später bekam das Ehepaar das erste Kind, die Tochter Brigitte, 1921 folgte der Sohn Hans Georg. Das Leben der Familie war gut bestellt, und Karg konnte sich wohl Chancen ausrechnen, einmal als Gesellschafter in die A. Jandorf & Co. aufgenommen zu werden, als sich Adolf Jandorf im November 1926 über Nacht mit den Hermann Tietz-Inhabern auf den Verkauf seines Unternehmens einigte. 

			Auch bei Tietz wurden Kargs Fähigkeiten bald geschätzt. Als einzige Führungskraft aus den übernommenen Jandorf-Warenhäusern stieg er 1929 zum Gesamtprokuristen auf und wurde nahtlos in die Spitze des Konzerns integriert. Wäre Karg Antisemit gewesen, hätte er schon der Familie Jandorf nicht so nahegestanden, und bei der Firma Hermann Tietz hätten ihn die Inhaber wohl kaum in den engsten Führungszirkel aufgenommen, da nicht nur ihre Familie, sondern auch alle anderen Prokuristen jüdischer Herkunft waren. Nur durch sein Alter und die Zahl seiner Betriebsjahre unterschied sich der »Neuling« Karg sehr deutlich von den anderen Prokuristen, die Tietz’sches Urgestein waren. David Löwenberger arbeitete seit 1892 im Unternehmen, Adolf Adler seit 1902, Nathan Müller seit 1905, und Michaelis Birnbaum wird vermutlich ebenfalls zu den langjährigen, mit der Familie Tietz eng vertrauten Mitarbeitern des Unternehmens gehört haben.[227]

			Dass er 1933 von den Banken für die Position eines Geschäftsführers der Hertie Kaufhaus-Beteiligungs GmbH ausgesucht wurde, führte Karg rückblickend auf seine nicht jüdische Herkunft zurück: »Ich war weit und breit der einzige, der vor Angriffen aus rassischen Motiven sicher war.«[228] Tatsächlich wäre aus diesem Grund keiner der anderen Prokuristen in Betracht gekommen, und mit einer Führungskraft von außen konnte diese Position nicht besetzt werden, da zumindest einer der Hertie-Geschäftsführer mit dem Hermann Tietz-Konzern vertraut sein musste. Allerdings gab von der Tann in seiner bereits erwähnten Erklärung aus dem Jahr 1947 an, sich bereits vor seiner Nominierung zum Beauftragten der Gläubigerbanken durch den Dresdner Bank-Aufsichtsratsvorsitzenden Andreae im Februar 1933 mit Karg zu einer Besprechung in den Räumen des Bankhauses Mendelssohn & Co. getroffen zu haben.[229] Es ist unwahrscheinlich, dass das Personal für den geplanten Eingriff der Banken bei der Firma Hermann Tietz schon zu diesem Zeitpunkt nach der nationalsozialistischen Rassenideologie ausgesucht wurde, zumal Andreae eng mit jüdischen Mitgliedern der Wirtschaftselite verbunden war, später selbst als »Halbjude« stigmatisiert wurde und man damals bei Mendelssohn & Co. zusammenkam, einem Bankhaus, das einer prominenten jüdischen Familie gehörte. So gesehen spricht mehr dafür, dass Karg ausgesucht wurde, weil er als mit Abstand jüngste Führungskraft des Hermann Tietz-Konzerns am besten geeignet erschien, die angestrebte Rekonstruktion umzusetzen. 

			Karg war nicht die treibende Kraft bei der Verdrängung der Familie Tietz und der »Arisierung« ihres Konzerns. Diese Rolle wurde ihm später verschiedentlich zugeschrieben, was seinen damaligen Einfluss überschätzt.[230] Er war 1933 kein einflussreicher Netzwerker, sondern Chefeinkäufer für Stoffe, Wäsche und Kurzwaren, nicht weniger, aber auch nicht mehr. In dieser Position konnte er auf einen Aufstieg an die Spitze des Unternehmens spekulieren, aber für die Übernahme eines großen, hochverschuldeten Warenhauskonzerns fehlten ihm die Voraussetzungen. Daran konnte Karg erst denken, als er einige Jahre später in der Lage war, die Banken dafür einzuspannen. Solche Möglichkeiten hatte er 1933 noch nicht. Zum Geschäftsführer von Hertie wurde er nur bestellt, weil ein Mann mit seiner Expertise benötigt wurde. Karg kam das Angebot zweifellos gelegen, er wird die Chancen erkannt haben, die sich ihm dadurch eröffneten, und verstand es, sie zu nutzen, aber Regie führten die Banken, in enger Abstimmung mit dem Reichswirtschaftsministerium. 

			Nachdem Karg durch den »Gleichschaltungsvertrag« vom 29. Juli 1933 auch Geschäftsführer der Hermann Tietz OHG geworden war, wurde er zur bestimmenden Persönlichkeit in der Konzernleitung. Seinen Kollegen von der Tann, der als Jurist mit einer Bankkarriere im Einzelhandelsgeschäft gänzlich unerfahren war, stellte er bald in den Schatten, auch indem er die im Zuge der »Arisierung« anstehenden Neubesetzungen zum Aufbau einer Hausmacht nutzte. Dabei übernahm er das von Oscar Tietz entwickelte System, in der Firmenleitung einen Stab aus Vertrauten wie Helmut Friedel und Wilhelm Hermsdorff aufzubauen, die nebenbei in jeweils mehreren Konzerngesellschaften als Gesellschafter, Vorstandsmitglieder und Geschäftsführer eingesetzt wurden, was ihnen nicht unerhebliche Nebeneinnahmen sicherte.

			[image: ]

			Abb. 17: Georg Karg (links) mit unbekannter Person, 1938

			Im Frühjahr 1933 begann Karg, neben seiner Tätigkeit bei der Firma Hermann Tietz Kaufhäuser als persönlichen Besitz zu erwerben. Der Verwaltungsbeirat von Hertie versuchte wiederholt, sich einen Überblick über diese Aktivitäten des Geschäftsführers zu verschaffen.[231] Offenbar gelang das nicht, da sich in den Akten keine derartige Übersicht findet. Bei der stets gut informierten Berliner Leitung von M. M. Warburg & Co. ging man im Juni 1935 davon aus, dass Karg drei eigene Kaufhäuser besaß.[232] Dies deckt sich mit dem Ergebnis der Recherchen für die folgenden Ausführungen, wobei keine Vollständigkeit beansprucht werden kann. Alle drei privat gehaltenen Kaufhäuser wurden von jüdischen Inhabern an Karg verkauft. Bei zwei dieser »Arisierungen« handelte es sich um sogenannte Anschlusshäuser, die mit dem Hermann Tietz-Konzern als Mitglieder der Einkaufsgemeinschaft schon länger verbunden waren. Als sich die Inhaber zum Verkauf gezwungen sahen, dürften sie auf der Suche nach einem Käufer vermutlich bei der Konzernverwaltung angefragt haben, dort wird man interessiert gewesen sein, das betreffende Kaufhaus in der Einkaufsgemeinschaft zu halten und nicht einem Wettbewerber zu überlassen. Als nicht jüdischer Leiter des zentralen Textileinkaufs könnte Karg dann beim Kauf eingesprungen sein, weil ein »jüdischer« Warenhauskonzern nicht als Käufer in Betracht kam. 

			Eine der von Karg in persönlichen Besitz übernommenen Firmen war das Kaufhaus Mendel in dem ostpreußischen Städtchen Ortelsburg. Dass der Inhaber Samuel Mendel sein Geschäft vor 1933 dem Hermann Tietz-Konzern angeschlossen hatte, ergibt sich aus einem überlieferten Bericht der Stadtverwaltung. Mit ihr hatte Mendel wiederholt Konflikte, weil Tietz ihn mit Leuchtreklamen und Werbefahnen im Berliner Format belieferte, die in diesem entlegenen Winkel Masurens als Verunstaltung des Straßenbilds beanstandet wurden.[233] Obwohl Mendel in Berlin wohnte, hatte er wegen des Umfelds in Ortelsburg schwer unter dem nationalsozialistischen Terror zu leiden. Die NSDAP erreichte in diesem Landkreis schon bei den Reichstagswahlen vom Juli 1932 einen Stimmenanteil von 76,9 Prozent. Im Frühjahr 1933 gab Mendel auf und emigrierte mit seiner Frau nach Palästina. Welchen Preis Karg ihm zahlte, lässt sich nicht ermitteln, belegt ist nur, dass das Kaufhaus Mendel ab Mai 1933 als Kaufhaus Karg weitergeführt wurde.[234] 

			Vor einem ähnlichen Hintergrund erwarb Karg im Mai 1933 in Guben in der Niederlausitz das auf Damenkonfektion spezialisierte Kaufhaus Wolff Krimmer Nachf., das ebenfalls als Anschlusshaus schon länger zur Einkaufsgemeinschaft des Hermann Tietz-Konzerns gehörte.[235] Der geschäftsführende Inhaber Julius Cohn (auch Chon) war von den Angriffen auf »jüdische« Kaufhäuser betroffen, die auch hier gewaltsamer verliefen als in Berlin. Das Kaufhaus Wolff Krimmer Nachf., ein seit Jahrzehnten in Guben gut eingeführter Familienbetrieb, war im März 1933 von SA- und SS-Trupps besetzt worden.[236] Julius Cohn sah sich gezwungen zu emigrieren und verkaufte zu einem nicht überlieferten Preis an Karg. Die Gubener Zeitung informierte darüber am 26. Mai 1933:

			»Die Inhaber der Firma Wolff Krimmer Nachf. haben ihr seit 49 Jahren im Familienbesitz betriebenes Geschäft an Herrn G. Karg, Berlin, verkauft, der das Unternehmen unter der Firma Kaufhaus Karg führen wird. Die Übernahme erfolgt bereits am 1. Juni 1933. Damit geht das weit über die Grenzen unserer Stadt hinaus bekannte, größte Textilfachgeschäft in christlichen Besitz über. Die Posten der leitenden Angestellten werden ebenfalls gleichgeschaltet.«[237]

			Nach der Übernahme entließ Karg demnach jüdische Mitarbeitende, auch war Juden der Einkauf im Modehaus Georg Karg, wie das Kaufhaus in der Gubener Herrenstraße 1 nun hieß, verboten. Für Karg hatte dieses Investment ebenso wie das in Ortelsburg keine Bedeutung. Das Kaufhaus in Guben gab er nach einigen Jahren an den Kaufmann Richard Ladeburg ab, im Einwohnerbuch der Stadt von 1939 findet es sich als »Modehaus Richard Ladeburg« eingetragen.[238] 

			Die »Arisierung« des Berliner Kaufhausunternehmens Paul Held Nachf. GmbH brachte Karg dagegen ein Unternehmen ein, das für ihn sehr bedeutsam wurde und an dem er dauerhaft festhielt. Als ihm 1934 der zur Emigration entschlossene jüdische Kaufmann Hugo Aufrichtig seine 51-prozentige Beteiligung an dieser Firma zum Kauf anbot, griff Karg zu. Nach eigenen Angaben erwarb er die Geschäftsanteile privat, weil Aufrichtig nicht bereit gewesen sei, an einen Konzern zu verkaufen.[239] Das Textilkaufhaus der Firma Paul Held in der Invalidenstraße 162–164 war für Karg ein interessantes Objekt, weil es sich in unmittelbarer Nähe des Hermann Tietz- bzw. Hertie-Warenhauses in der Brunnenstraße 19–21 befand, von diesem nur durch eine Straßenkreuzung getrennt. Die beiden Kaufhäuser belauerten einander seit Langem und lieferten sich einen harten Preiswettbewerb. So wird Karg auch auf dem direkten Weg erfahren haben, dass Aufrichtig einen Käufer suchte. Die Firma Paul Held wurde zunächst von einem Personenunternehmen in eine GmbH umgewandelt, die die Anteile Aufrichtigs übernahm. Anschließend erwarb Karg diese Anteile für rund 355.000 RM.[240]

			Karg wusste, dass er bei Hertie wegen der Übernahme eines Wettbewerbers in Privatbesitz in Schwierigkeiten kommen konnte. Erst recht, wenn bekannt würde, dass er den Kauf fast zur Hälfte, mit einem Betrag von 175.000 RM, aus der Kasse des Konzerns finanziert hatte.[241] Er schob daher seinen älteren Bruder Walter Karg vor, der als Gesellschafter auftrat. In einem am 27. Juli 1934 unterzeichneten Gesellschaftsvertrag wurde eine neue Firma errichtet, deren Name mit dem der früheren GmbH identisch war – eine, wenn auch zulässige, Kuriosität, die es ermöglichte, den Kauf im Handelsregister zu tarnen.[242] Gesellschafter der neuen Firma waren Walter Karg mit einem Anteil von 51 Prozent, Rosa Joel, die Witwe des früheren Mitinhabers Max Joel, mit ihrem bisherigen Anteil von 37 Prozent und der langjährige Prokurist Richard Ladeburg mit seinem bisherigen Anteil von zwölf Prozent. Das Stammkapital betrug unverändert 500.000 RM.[243] Georg Karg kam im Gesellschaftsvertrag nicht vor, erhielt aber in einem am selben Tag abgeschlossenen Zusatzvertrag das Recht zugestanden, Entscheidungen, für die eigentlich eine Dreiviertelmehrheit erforderlich war, mit einer Mehrheit von 51 Prozent treffen zu können. Zugleich räumten sich die Vertragspartner, zu denen nun auch Georg Karg gehörte, ein gegenseitiges Vorkaufsrecht ein.[244] 

			Karg hatte nur den Beiratsvorsitzenden von Hertie in den Kauf und die vertraulichen Modalitäten eingeweiht, doch Hartung plapperte die Angelegenheit nach einigen Wochen in einer Besprechung aus, an der auch Vertreter der Deutschen Bank teilnahmen. Nun drohte Karg Ungemach. Die Deutsche Bank verlangte von ihm eine Erklärung, und der Beirat forderte ihn auf, über die Einzelheiten des Geschäfts Rechenschaft abzulegen.[245] Karg kam dem in einem zweiseitigen Vermerk nach, in dem er die Finanzierung offenlegte und es sich als Verdienst anrechnete, dass der Wettbewerb an der Ecke Brunnen-/Invalidenstraße nun unter seiner Kontrolle stand.[246] Die Reaktionen der Beiratsmitglieder zeigen, wie sehr Karg inzwischen für Hertie unentbehrlich geworden war. Wintermantel und Paschke (beide Deutsche Bank) schlugen vor, ihm die 175.000 RM, die sich Karg für den Kauf der 51-prozentigen Beteiligung bei der Firma Paul Held von Hertie »geborgt« hatte, gegen Verpfändung dieser Anteile zur Verfügung zu stellen.[247] Dresel (Mendelssohn & Co.) merkte an, es sei zwar »zweifellos eine recht ungewöhnliche Erscheinung, dass hierdurch ein Leiter des Tietz-Konzerns sich selbst Konkurrenz macht«, schlug aber vor, eine Regelung im Rahmen einer »Gesamtverständigung« mit Karg zu finden und mit ihm auch gleich eine längere Bindung an den Konzern zu vereinbaren. Auf dem Geschäftsführer ruhten nun die Hoffnungen des Beirats für einen Aufschwung des Konzerns. Dresel schrieb, »ich glaube, es besteht bei allen Beteiligten Einverständnis darüber, dass seine Tätigkeit für das Gedeihen des Unternehmens von erheblicher Bedeutung ist«.[248] Im Dezember 1934 einigte sich der Beirat schließlich darauf, Karg vertraglich zur Trennung zwischen seinen Interessen als eigener Unternehmer und denen als Hertie-Geschäftsführer zu verpflichten.[249] 

			Nachdem Karg das Einverständnis des Hertie-Beirats erhalten hatte, trat er auch offiziell als Mehrheits-Gesellschafter der Paul Held Nachf. GmbH auf, die Geschäfte wurden von Walter Karg und Richard Ladeburg geführt.[250] Die Brüder Karg versuchten nicht, Joel aus dem Unternehmen zu drängen. Wahrscheinlich setzten sie darauf, dass die jüdische Witwe in nicht allzu ferner Zeit emigrieren würde. Im Frühjahr 1937 entschloss sich Joel denn auch zur Emigration und verkaufte ihre 37-prozentige Beteiligung an der Paul Held Nachf. GmbH und an zwei Grundstücken für 330.000 RM an Georg Karg.[251] Pro Geschäftsanteil zahlte Karg einen höheren Preis als drei Jahre zuvor für die Anteile Aufrichtigs, doch war in dem Preis auch Joels Beteiligung an den Grundstücken in der Brunnenstraße 178 und 179 enthalten, die Aufrichtig und Max Joel einmal gemeinsam erworben hatten. Die Beteiligung Aufrichtigs an diesen Grundstücken ging erst ein Jahr später an Karg über.[252] Karg war nun daran gelegen, die Paul Held Nachf. GmbH vollständig in seine Hände zu bekommen. Um auch noch die Minderheitsbeteiligung des dritten Gesellschafters, des Geschäftsführers Ladeburg, zu erhalten, einigte er sich mit ihm auf einen Tausch. In einem Vertrag vom 14. Mai 1937 trat Ladeburg seine Anteile an Karg ab und erhielt dafür das von Karg »arisierte« Kaufhaus in Guben.[253]

			In den Jahren 1939/40 unternahm Karg einige Anstrengungen, um an »arisierte« Kaufhäuser in den faktisch annektierten Gebieten der Tschechoslowakei (»Reichsprotektorat Böhmen und Mähren«) zu gelangen. Die von der Dresdner Bank übernommene Böhmische Escompte-Bank bemühte sich, ihm in Prag die Kaufhäuser ARA und Jepa, in Mährisch-Ostrau die Kaufhäuser Textilia und Rix zu vermitteln. In allen Fällen ging Karg leer aus, weil andere bessere Verbindungen hatten.[254] In den besetzten Niederlanden hatte Karg durch die Unterstützung der Dresdner Bank zunächst gute Chancen, bei der »Arisierung« des führenden Warenhauskonzerns De Bijenkorf den Zuschlag zur Übernahme zu erhalten. Aber auch hier wurde er schließlich übergangen, weil das Reichswirtschaftsministerium den von der Commerzbank favorisierten Köster-Konzern vorzog.[255] 

			Nach dem Krieg musste sich Karg auf einem Formular des Hamburger Entnazifizierungskommissars zu der Frage äußern: »Haben Sie oder ein unmittelbarer Angehöriger je Besitz erworben, der anderen Personen aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen entzogen oder im Verlauf der Besetzung anderer Länder enteignet wurde?« Er trug an dieser Stelle ein: »entfällt«.[256] Das war nicht falsch, weil er in den annektierten Gebieten und besetzten Ländern nicht zum Zug gekommen war und Mendel, Cohn und Joel ihren Firmenbesitz in privatrechtlichen Verträgen an ihn verkauft und nicht durch amtlich verordneten »Vermögensentzug« verloren hatten. Aber die ganze Wahrheit war es auch nicht. 

			Später, als Karg zum »Kaufhauskönig« des westdeutschen »Wirtschaftswunders« aufgestiegen war, fehlte es nicht an Bewunderern seiner Fähigkeiten, auch wenn er sich in der Öffentlichkeit so bedeckt hielt wie kein anderer Konzernchef dieser Zeit. Adolf Jandorfs Sohn Harry, der einst bei Karg im Warenhaus Wilmersdorfer Straße eine Lehre absolviert hatte, nannte ihn rückblickend »ein geschäftliches Genie«.[257] Für den Wirtschaftsjournalisten Hans Otto Eglau, dem Karg 1970 im Alter von 82 Jahren sein erstes Interview gab, war er ein »gewiegter Taktiker« und eine »beherrschende Führungsnatur«.[258] In der beschriebenen Zeit war das Bild von ihm in der Branche nicht so glänzend. Als Karg 1937 dabei war, die Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH von den Banken zu übernehmen, erhielt die Dresdner Bank von einem »Spezialrechercheur« ihrer Auskunfteien einen Bericht über Karg, der einer Warnung nahekam: 

			»K. soll zwar ein schlauer, durchtriebener Mann sein, der aber nicht die charakterlichen Qualitäten hat, die man für eine solche Position, wie er sie zurzeit und künftighin einnimmt, voraussetzt. Was er an Bauernschläue zuviel besitzt, lässt er angeblich an Charakter und Klugheit vermissen, d. h. Abmachungen mit ihm seien schwierig zu treffen und er hielte auch nur sehr schwer sein Wort. Die Gefahr, dass eines Tages seine Dispositionen zur Herbeiführung unliebsamer Situationen führen können, hält man in Branchenkreisen für durchaus nicht ausgeschlossen.«[259] 

			Die Dresdner Bank ließ sich dadurch nicht abhalten, einen der größten deutschen Warenhauskonzerne Karg in die Hände zu geben. Seine unbestreitbare fachliche Kompetenz wog schwerer als mögliche Zweifel. 

		

	
		
			3. 

Von den Banken zu Karg

			Die Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH 
1935 bis 1937/40

			Die nächste Krise

			Mit Inkrafttreten des Auseinandersetzungsvertrages am 31. Dezember 1934 wurde die Hertie Kaufhaus-Beteiligungs GmbH alleinige Eigentümerin der Hermann Tietz & Co. Zugleich übernahm sie die ehemalige Firma der Familie Tietz mit allen Aktiva und Passiva. Schon in der Sitzung des Beirats vom 24. Januar 1935 wurde eine entsprechende Neufassung des Statuts beschlossen und im Gesellschaftsvertrag eingetragen. Da aus einer Art Gläubigerausschuss ein Konzern geworden war, konnte Hertie nicht mehr unter dem bisherigen Namen firmieren. Der Beirat, der jetzt als Beirat der Hermann Tietz & Co. tagte, beschloss die Umbenennung in »Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH«. Karg hatte sich beim Beirat dafür eingesetzt, an der Bezeichnung »Hertie« festzuhalten, weil sie, wie schon erwähnt, als Warenbegriff fest eingeführt sei.[1] Bis dahin war »Hertie« offenbar nicht als zukünftiger Firmenname angesehen worden, nur als ein Etikett für die zur »Arisierung« des Konzerns benötigte Gesellschaft. Die Hermann Tietz & Co. blieb nach der Übernahme des gesamten Geschäfts durch Hertie kurze Zeit als Mantel bestehen, dann verschwand der Name »Hermann Tietz«, wie im Auseinandersetzungsvertrag vereinbart, aus dem Handelsregister. 

			Durch die Übernahme der Hermann Tietz & Co. war auch eine Aufstockung des Stammkapitals von Hertie unumgänglich. Bislang hatte dieses lediglich aus den Einlagen der beiden Gesellschafter Karg und Friedel von jeweils 50.000 RM bestanden. Die Geschäftsführung hatte bereits im Motiv-Bericht vom Oktober 1934 einen Kapitalbedarf von 2,5 Mio. RM angemeldet, den sie sinnigerweise mit der Schmälerung des Firmenvermögens durch die »Abfindung« für die Familie Tietz begründete.[2] Eine Kapitalerhöhung konnte nur von der Dresdner Bank-Tochter Treuhand-Vereinigung AG geleistet werden, die als Treuhänderin des Bankenkonsortiums auch das bisherige, von Karg und Friedel einbezahlte Stammkapital aufgebracht hatte. Die Banken hatten kein Interesse, zusätzliches Kapital für eine Beteiligung an der Hertie GmbH aufzubringen, erklärten sich aber bereit, Bankschulden des Unternehmens in Höhe von 2,4 Mio. RM in Gesellschaftskapital umzuwandeln. Im Rahmen der Neufassung des Gesellschaftsvertrags vom 24. Januar 1935 wurde das Kapital von Hertie durch eine weitere Einlage der Treuhand-Vereinigung von 2,4 Mio. RM auf 2,5 Mio. RM erhöht. Dabei handelte es sich zum größeren Teil um eine Darlehensforderung der Deutschen Bank von rund 1,14 Mio. RM und eine Darlehensforderung der Dresdner Bank von rund 914.000 RM.[3] Die Treuhand-Vereinigung – und damit das Bankenkonsortium – blieb alleinige Eigentümerin von Hertie, sie wurde nun auch offen als solche geführt. Dass das Gesellschaftskapital von Hertie fast ausschließlich aus Forderungen von Banken bestand, sollte schon bald von größter Bedeutung werden. 

			Mit der Neufassung des Gesellschaftsvertrags im Januar 1935 ging ein Ausbau der Leitungsebene in der Central-Verwaltung einher. Den Geschäftsführern Karg und von der Tann wurden zwei Stellvertreter, Erich Laupenmühlen für die Finanzen und der Münchner Mitarbeiter Max Friedland für das Warengeschäft, zur Seite gestellt. Gleich neun Führungskräfte wurden zu Prokuristen befördert: Paul Dyckerhoff, Karl Fränkel, Helmut Friedel, Hans Heilemann, Wilhelm Hermsdorff, Hans Kröger, Karl Reuter, Wilhelm Seemann und Arnold Simon.[4] Aus diesem Kreis waren bereits zuvor die Positionen in den Konzerngesellschaften besetzt worden, die durch die Entlassung der altgedienten Tietz-Prokuristen Adler, Birnbaum, Löwenberger und Müller frei geworden waren. So waren beispielsweise Hermsdorff und Laupenmühlen zu Geschäftsführern der Kaufhaus des Westens GmbH und zu Vorstandsmitgliedern der Deutsche Boden AG, der Handelsstätte Gera AG und der Sächsische Grundwert AG bestellt worden.[5] Mehrere der neu ernannten Prokuristen schieden schon im Laufe des Jahres 1935 aus diesem Status aus, weil ihnen die Leitung eines Filialbetriebs übertragen wurde. 

			Die meisten der neuen Prokuristen dürften Vertraute Kargs gewesen sein, für Friedel, Hermsdorff, Kröger und Seemann kann dies als sicher gelten. Eine vergleichbare Hausmacht konnte sich von der Tann nicht aufbauen, da ihm als zu Hertie delegiertem Bankier entsprechende Kontakte innerhalb der Verwaltung und zu den Leitern der Warenhäuser fehlten. Um dies auszugleichen, hatte von der Tann Anfang 1934 darauf gedrängt, zwei weitere Geschäftsführer zu bestellen und seinen Sekretär Laupenmühlen dafür vorgeschlagen.[6] Mit der nunmehr beschlossenen Berufung stellvertretender Geschäftsführer kam der Beirat dem nach, und beförderte zugleich Führungskräfte aus dem Umfeld Kargs zu Prokuristen. Die schwerwiegendste Lücke in der Geschäftsführung von Hertie blieb nach wie vor bestehen. Hartung hatte schon im August 1933 beklagt, dass »der eigentliche Finanzmann noch fehle«, und die Banken aufgefordert, Vorschläge zu machen.[7] Doch weder der Dresdner Bank noch der Deutschen Bank gelang es, einen geeigneten Kandidaten zu finden, der bereit gewesen wäre, in die Hertie-Geschäftsführung zu wechseln.[8] So blieb Hertie ein Unternehmen eines Bankenkonsortiums ohne »Finanzmann«. Von der Tann konnte diese Lücke in der Geschäftsführung trotz seines beruflichen Hintergrunds als Bankier wegen andersweitiger Beanspruchung nicht ausfüllen, und sein Protegé Laupenmühlen musste im Juli 1936 wegen Veruntreuung ausscheiden. Eine Sonderprüfung der Treuverkehr Deutsche Treuhand AG hatte in seiner geheim geführten »Sekretariatsbuchhaltung« einen Fehlbetrag von rund 50.000 RM ergeben.[9] 

			Insgesamt behielt Hertie nach der Umwandlung in einen Warenhauskonzern die provisorische Form eines »Gläubigerausschusses«, in der sie bei der Gründung entstanden war. Es gab keinen Plan für eine Sanierung und dementsprechend auch kein Konzept für die zukünftige Gestaltung des Konzerns. Bis zum Auseinandersetzungsvertrag waren Beirat und Geschäftsführung ganz auf dieses Ziel fixiert gewesen. Man hatte verdrängt, dass die hohe Verschuldung, die Liquiditätsprobleme und die ungünstige Marktlage nach dem Ausscheiden der Familie bleiben würden. Am 28. August 1934, unmittelbar nach Unterzeichnung des Auseinandersetzungsvertrags, begann sich der Beirat mit diesen Fragen zu beschäftigen. Hartung und die Geschäftsführer traten dafür ein, das Gesellschaftskapital durch die Umwandlung von Forderungen der Banken und der Konzerngesellschaften auf zehn Mio. RM zu erhöhen, doch zeigte sich, dass die Gläubiger dazu nicht bereit waren. Die Akzeptbank winkte ab, die Hypothekenbanken und die Victoria Versicherung erst recht, Mendelssohn und Warburg hatten wiederum kein Interesse, weil ihre Kredite gut gesichert waren.[10] Das Augenmerk der Banken galt nicht der Entwicklung des Unternehmens, sondern einer zukünftigen Rückzahlung der an Hermann Tietz/Hertie verliehenen Gelder. Nach dem Kraftakt des Konsortialkredits vom Juli 1933, an dem sich die Hypothekenbanken schon nicht beteiligen wollten, waren weder die Dresdner Bank-Gruppe noch die Deutsche Bank bereit, weiteres Kapital in den auf wackligen Füßen stehenden und mit einem politischen Risiko behafteten Konzern zu stecken. Für das Unternehmen wurde es nun zunehmend zu einer Belastung, dass sich seine Eigentümer nicht als Investoren, sondern als Gläubiger verstanden. 

			Da das Gesellschaftskapital auch nach der Erhöhung auf 2,5 Mio. RM viel zu niedrig angesetzt war – Karstadt verfügte damals über ein Aktienkapital von 28,85 Mio. RM –, wirtschaftete Hertie mit ständigen Liquiditätsproblemen.[11] Die Geschäftsführung behalf sich durch den Verkauf »warenhausfremder« Immobilien der Konzerngesellschaften. Ein derartiges Geschäft schlug von der Tann unmittelbar nach Unterzeichnung des Auseinandersetzungsvertrags Kurt Hamann vor, der als Vorstandsmitglied der Victoria Versicherung die Hypothekengläubiger im Hertie-Beirat vertrat. Die Deutsche Boden AG hatte bei der Victoria in den Jahren 1929/30 ein Hypothekendarlehen von fünf Mio. RM auf die Geschäfts- und Wohnhäuser im »Kurfürstendamm-Block« aufgenommen. Dabei handelte es sich um einige der wertvollsten Immobilien, die Betty Tietz an Hertie abgegeben hatte. Von der Tann bot der Victoria dieses Areal zum Kauf an, weniger um das Darlehen zu tilgen, das ja unter die Stillhaltevereinbarung fiel, als um darüber hinaus Liquidität für Hertie zu erhalten. Für die Victoria war es ein lukratives Angebot, das Hypothekendarlehen würde voll abgelöst werden, womit bis dahin nicht zu rechnen war, und ein Gebäudekomplex an einem so attraktiven Standort kam sonst nicht auf den Markt. Der Versicherungskonzern ließ sich die Gelegenheit jedenfalls nicht entgehen und erwarb am 11. Oktober 1934 für 8,4 Mio. RM die in seinen Akten als »Tietz-Block« bezeichneten Grundstücke Joachimsthaler Straße 5–7/8, Kantstraße 158–160 und Kurfürstendamm 18/19–23. Den größeren Teil des Erlöses benötigte die Deutsche Boden für die Ablösung der Hypothek, doch blieben noch 3,4 Mio. RM.[12] Da andere Gläubiger im Zusammenhang mit diesem Geschäft auf Forderungen verzichteten, flossen der Grundstücksgesellschaft weitere 1,8 Mio. RM zu.[13] In einer Erklärung aus dem Jahr 1950 gab Hamann an, es habe sich um renovierungsbedürftige Häuser gehandelt, die keine Rendite abgeworfen hätten. Ihm sei nur daran gelegen gewesen, einen Beitrag zur Verbesserung der Liquidität von Hertie zu leisten, auch habe er für den Kauf das Einverständnis der Familie Tietz eingeholt.[14] Im Oktober 1934 wird es die Victoria anders gesehen haben, denn der Kaufpreis, den sie für diese Immobilien zahlte, lag um rund 74 Prozent über dem Einheitswert von 1935.[15] 

			Nachdem die Umsätze der deutschen Warenhäuser im Herbst 1934 eine Erholung anzuzeigen schienen, trat im Frühjahr 1935 erneut ein Abschwung ein, im August lagen die Umsätze bereits um rund zehn Prozent unter dem Vorjahr.[16] Wieder war von einer »Warenhaus-Krise« die Rede.[17] Der Einbruch stand in einem starken Kontrast zum damaligen Wachstum der deutschen Wirtschaft, die nach der Erholung von der Weltwirtschaftskrise am Übergang zu einem Rüstungsboom stand. Die Industrieproduktion erreichte 1935 wieder den Stand von 1929, und die Zahl der registrierten Arbeitslosen ging auf 2,15 Mio. im Jahresdurchschnitt zurück, nachdem sie 1933 noch bei rund fünf Mio. gelegen hatte.[18] 

			Von einem »deutschen Wirtschaftswunder« – so der Titel eines Buches des emigrierten Wirtschaftsjournalisten Hans Erich Priester – war in den Warenhäusern damals nichts zu spüren.[19] Zwar litt der gesamte Konsum darunter, dass die Kaufkraft der privaten Haushalte nicht dem Wachstum der Wirtschaft entsprechend zunahm, doch blieben die Umsätze der Warenhäuser auch im Vergleich mit anderen Sparten des Einzelhandels deutlich zurück. Zwischen 1934 und 1935 gingen die Umsätze der Warenhäuser von 83,6 auf 79,1 Prozent des Stands von 1932 zurück, während der Umsatz des gesamten Einzelhandels im selben Zeitraum von 109,6 auf 113,9 Prozent des Stands von 1932 zunahm.[20] Es handelte sich also um eine Krise der Warenhäuser, die nur durch spezifische, mit der Betriebsform zusammenhängende Faktoren zu erklären ist. 

			An erster Stelle sind dabei die nationalsozialistischen Anfeindungen gegen die Warenhäuser zu nennen, die 1935 wieder Auftrieb erfuhren. Zum Erliegen waren sie nie gekommen, aber jetzt schien vielen Warenhausgegnern die rechte Zeit zu sein, an die Umsetzung des Artikels 16 des ersten Parteiprogramms zu erinnern und sich nicht länger an dem im Juli 1933 erlassenen Verbot von Boykotten auszurichten, das allgemein nie als dauerhaft wahrgenommen worden war. Der Kölner Gauleiter Josef Grohé rief bei der Frühjahrsmesse in der Domstadt dazu auf, Warenhäuser zu meiden: »Es sei ein Verrat an der deutschen Wirtschaft, wenn heute noch Käufe in einem Warenhaus gemacht würden.«[21] Auf Transparenten über den wichtigsten Kölner Einkaufsstraßen war daraufhin zu lesen: »Wer beim Juden kauft, ist ein Volksverräter«.[22] Der Reichsbund der Deutschen Beamten erließ schon im Februar 1935 für seine Mitglieder ein allgemeines Einkaufsverbot gegen Warenhäuser und Einheitspreisgeschäfte. Dass die Parteileitung der NSDAP das Verbot für »unstatthaft« erklärte, schien der Wirkung keinen Abbruch zu tun.[23] Als dann noch im Mai 1935 den Warenhäusern gastronomische Einrichtungen (»Erfrischungsräume«) gesetzlich verboten wurden, musste mit einem Kurswechsel der Politik in der »Warenhausfrage« gerechnet werden.[24] 

			[image: ]

			Abb. 18: Grafik des Berliner NSDAP-Organs Der Angriff, 3.7.1935

			Von den Nürnberger Rassengesetzen beflügelt, folgte im Herbst 1935 eine weitere Welle des Terrors gegen Warenhäuser. Schaufenster wurden beschmiert, Boykottposten aufgestellt, im Karstadt-Warenhaus in Hannover kam es zu gewaltsamen Übergriffen gegen Personal und Kunden.[25] Die radikalen Aktivisten der Nationalsozialistischen Handwerks-, Handels- und Gewerbeorganisationen (NS Hago), in denen der Kampfbund für den gewerblichen Mittelstand aufgegangen war, ließen sich durch die Schilder »Deutsches Geschäft« nicht aufhalten. Trotz der zahlreichen »Arisierungen« blieben »Warenhäuser« und »Juden« nicht nur in ihrer Wahrnehmung zum Synonym verschmolzen.

			Neben Propaganda und Einschüchterung wirkten sich in den Umsätzen der Warenhäuser auch sozialpsychologisch zu erklärende Muster des Konsumentenverhaltens aus. Da Verbraucher dazu neigen, das Verhalten anderer Verbraucher nachzuahmen (»Bandwagon-Effekt«), wandte sich das Publikum ähnlich geschlossen von den Warenhäusern ab, wie es Mitte der 1920er-Jahre dem Run gefolgt war. Hatten die Warenhäuser früher als Symbol einer neuen Konsumwelt viel Bewunderung erfahren, so galten sie nun als Relikt einer vergangenen Zeit. Josef Neckermann berichtet in seinen Erinnerungen von der damals »allgemein herrschenden Animosität gegen die Betriebsform Warenhaus« und auch vom Entsetzen seiner Mutter, als er sich im Oktober 1935 sein Erbteil auszahlen ließ, um das Würzburger Kaufhaus Siegmund Ruschkewitz zu übernehmen, dessen jüdischem Inhaber die Dresdner Bank den Einkaufskredit gesperrt hatte (»Warenhäuser, ich bitte dich!«).[26]

			Hertie hatte bereits im März 1935 fünf Filialbetriebe unter anderen Namen in die Handelsregister eintragen lassen, um deren Zugehörigkeit zu einem Warenhauskonzern zu tarnen. Besonders geeignet erschienen dafür Namen, die von Heimattümelei kundeten. Das Nobelwarenhaus in Hamburg erhielt den Namen »Alsterhaus«, der Filialbetrieb in Stuttgart den Namen »Haus Schwaben«, jeweils mit dem Zusatz Zweigniederlassung der Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH. Ebenso wurden als Zweigniederlassungen das »Haus Badenia« (Karlsruhe), das »Haus Osterland« (Gera) und das »Haus Vogtland« (Plauen) eingetragen. Lediglich in München wurde eine Zweigniederlassung ohne Markennamen errichtet.[27] Anders als bei der im Dezember 1933 erfolgten Umbenennung des Kaufhauses in Weimar ging es nun nicht um die Verdrängung des bei den Nationalsozialisten verfemten Namens Tietz. Dafür wären die neuen Namen nicht erforderlich gewesen, da der Konzern bereits zwei Monate zuvor in Hertie umbenannt worden war. Zumindest in Hamburg wurde der neue Name aber so in der Öffentlichkeit wahrgenommen. Der luxuriöse Konsumtempel am Jungfernstieg hatte bis dahin wohl noch Tietz geheißen, und der Zusammenhang mit der »Arisierung« des Konzerns war ja ganz offensichtlich. »›Alsterhaus‹ sagten nur die Nazis«, weiß eine Zeitzeugin zu berichten, alle anderen hätten das renommierte Warenhaus weiterhin »Tietz« genannt.[28] 

			Dass Filialbetriebe unter einem anderen Namen geführt wurden als das Stammhaus, war handelsrechtlich eigentlich nicht zulässig. In Weimar war dies nicht beanstandet worden, in Gera legte jetzt aber die Ostthüringische Industrie- und Handelskammer beim Registergericht Beschwerde gegen die Eintragung des neuen Namens ein. Er sei geeignet, »eine Täuschung über die Art oder den Umfang des Geschäftes herbeizuführen«.[29] In Gera empörten sich nicht nur Einzelhändler über die Umbenennung, auch der Stadtvorstand protestierte: Der Name »Osterland« sei »den Nationalsozialisten heilig«, müsse der SA-Standarte vorbehalten bleiben und dürfe nicht für geschäftliche Zwecke missbraucht werden.[30] Hertie musste schließlich einlenken und ließ im Oktober 1935 den Eintrag »Haus Osterland« im Handelsregister löschen.[31] 

			Auch in Stuttgart und in Karlsruhe hatten die neuen Bezeichnungen keinen Bestand, da die Filialbetriebe nicht unter diesen Namen als Zweigniederlassungen von Hertie eingetragen werden konnten. Die Warenhäuser dort sowie in Gera wurden daraufhin der neuen Hertie-Organgesellschaft Union Vereinigte Kaufstätten GmbH zugeordnet.[32] Als einziger der von der Hertie-Geschäftsführung im März 1935 eingeführten Namen erwies sich »Alsterhaus« als dauerhaft. In Hamburg hielt man bis heute daran fest, obwohl der Name, der damals nicht anstelle von Hermann Tietz, sondern Hertie stehen sollte, als antisemitisch motiviert gilt.[33] Falsch ist diese Bewertung gleichwohl nicht, denn die Umbenennung am Jungfernstieg konnte nur bestehen bleiben, weil die Behörden und Parteidienststellen der Hansestadt dahinterstanden. Anders als in Gera, Stuttgart und Karlsruhe gab es hier keine Einwände.

			Die Bildung der Union Vereinigte Kaufstätten GmbH und die Umbenennung der Warenhäuser in Hamburg und Weimar halfen Hertie wenig gegen die im Frühjahr 1935 einsetzende Warenhauskrise. Der Konzern war wegen des fehlenden Kapitals, der hohen Verschuldung und des Ausbleibens von Sanierungsmaßnahmen gegen Umsatzrückgänge besonders konjunkturanfällig. Dass die Buchhaltung und das Rechnungswesen mittlerweile reorganisiert waren, änderte daran nichts. Auch der harte Sparkurs der Geschäftsführung und der damit verbundene Abbau von Arbeitsplätzen lösten die Probleme nicht, solange sich die Banken der Beschaffung weiteren Kapitals widersetzten. Es machte die Lage des Konzerns nicht leichter, dass das im August 1933 vereinbarte Stillhalteabkommen zwischen den Gläubigern zum 31. März auslief und nur mit Verspätung um einige Monate verlängert werden konnte. Bereits im Mai musste Hertie zur Verstärkung ihrer Betriebsmittel bei den Gläubigerbanken einen weiteren Kredit in Höhe von 750.000 RM aufnehmen.[34]

			Tabelle 7: Beschäftigtenzahl der Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH nach Verkaufsstätten 1934 bis 1936 (Stand jeweils August)[35]
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			Dennoch geriet das Unternehmen im Juni 1935 in Liquiditätsprobleme, die sich nicht viel anders darstellten als früher. Es bestanden überfällige Lieferantenforderungen von rund sechs Mio. RM, durch die unzuverlässige Zahlungsweise stand der Konzern wieder bei den Lieferanten in schlechtem Ruf, manche hatten die Lieferungen auch ganz eingestellt, was zu einer »Desortierung« des Warenlagers führte.[36] Um die Liquidität zu sichern, hielt die Akzeptbank einen weiteren Kredit von 7 bis 13 Mio. RM für erforderlich.[37] Bei der zum 30. Juni fälligen Prolongation stellte sich dann heraus, dass Hertie nicht in der Lage war, die fällig gewordenen Zins-, Provisions- und Diskontbeträge aufzubringen.[38] Bei Warburg zog man nach zwei Jahren Hertie ein bitteres Fazit: »Abgesehen davon, dass man die Inhaber Georg und Martin Tietz und Dr. Zwillenberg aus ihrer Firma eliminiert hat, scheint im übrigen an Rekonstruktionsarbeit nichts geleistet worden zu sein.«[39] 

			Das Gläubigerkonsortium von Hertie war nun gezwungen zu handeln. Auf Drängen der Banken musste Hartung zum 30. Juni vom Vorsitz des Beirats zurücktreten.[40] Dass er bald darauf wegen der Nürnberger Rassengesetze als »Halbjude« aus der Leitung von Hardy & Co. ausscheiden müsste, dürfte dabei nicht ausschlaggebend gewesen sein. Die Banken machten ihn zum Sündenbock für die kritische Lage des Konzerns und die Versäumnisse des Beirats, für die sie mitverantwortlich waren. Der Deutschen Bank gelang es, den erfahrenen Sanierer Erich H. von Berger als Nachfolger für den Vorsitz zu gewinnen.[41] Berger, ein ehemaliges Vorstandsmitglied der Disconto-Gesellschaft, war seit Ende 1932 Vorstand der Deutschen Finanzierungs-Institut AG (Defina) und der Tilgungskasse für gewerblichen Kredit (Tilka), zwei Sanierungsinstitute, denen angeschlagene Banken Forderungen gegen gewerbliche Unternehmen verkaufen konnten. 1929 hatte er sich bereits bei der Sanierung der Berliner Firma Gebr. Simon Textil AG bewährt.[42] Mit seiner Wahl waren die Weichen für die überfällige Erstellung eines Sanierungskonzepts gestellt.

			Berger ging diese Aufgabe zügig an und legte schon am 28. August 1935 einen Bericht über die Lage von Hertie vor. Durch die Auswertung von 25 Berichten der Treuhand-Vereinigung und der Treuverkehr war er zum Schluss gekommen, »dass der Konzern liquiditätsmäßig praktisch genau da steht, wo er vor 2 Jahren gestanden hat«.[43] Eine Rekonstruktion sei notwendig, könne sich aber auf eine »Kapital-Rekonstruktion« zur Kapitalisierung und Sicherung der Liquidität beschränken, da der Konzern ansonsten lebensfähig sei. Berger rechnete vor, dass die von den Banken seit Juli 1933 bereitgestellten Kredite in Höhe von insgesamt 17,75 Mio. RM weitgehend durch die geleisteten Rückzahlungen in Höhe von 16,25 Mio. RM aufgebraucht worden waren. Unter Berufung auf den Prüfbericht der Treuhandgesellschaften für den Jahresabschluss vom 31. Januar 1935 hielt er eine Erhöhung des Gesellschaftskapitals auf 25 Mio. RM für erforderlich, um das Unternehmen am Leben zu halten.[44] 

			Berger versuchte vergeblich, die Banken zu einem weiteren Millionenkredit für den Hertie-Konzern zu bewegen. Auch bei Lieferanten fragte er an und erhielt nur Absagen, zumal die meisten gar nicht über das erforderliche Kapital verfügten.[45] Nun wollte Berger eine Verlängerung für das Ende September auslaufende Stillhalteabkommen zwischen den Gläubigern von Hertie erreichen, um Zeit zu gewinnen. In einer Bankenbesprechung beim Reichskommissar für das Kreditwesen am 13. September 1935 wurde eine Stillhalte bis 31. März 1936 vereinbart.[46] Der seit 1931 amtierende, parteilose Reichskommissar Friedrich Ernst war, wie bereits beschrieben, wegen der Sonderregelung für die Beteiligung der Hypothekenbanken am Konsortialkredit in die Regulierung der Schulden des Hertie-Konzerns eingebunden. Ernst drängte nun seinerseits auf eine Sanierung von Hertie, um das offensichtliche Missverhältnis zwischen den Bank- und Hypothekenschulden von 96 Mio. RM und dem Eigenkapital von 2,5 Mio. RM zu überwinden.[47] 

			Bei Hertie setzte Berger im September 1935 die Errichtung eines Planbüros durch, um das vorliegende statistische Material wissenschaftlich auswerten und u. a. die Rentabilität der einzelnen Abteilungen ermitteln zu lassen. Er ließ sich von dem früheren Schocken-Vorstand Georg Manasse und dem früheren Leonhard Tietz-Vorstand Franz Levy beraten, die offenbar über einige Erfahrungen auf diesem Gebiet verfügten, und schlug dann vor, der ausgewiesensten Rationalisierungsexpertin des Berliner Großeinzelhandels, Irene Witte, die Leitung des Planbüros bei Hertie zu übertragen. Im Beirat gab es starke Bedenken, eine so einflussreiche und gut dotierte Position mit einer Frau zu besetzen, letztlich wog aber schwerer, dass Witte nicht Jüdin war und sich kein nicht jüdischer Fachmann für diese Aufgabe finden ließ.[48] Witte, die bis dahin das vorbildliche Planbüro des Kaufhauses Nathan Israel geleitet hatte, wechselte Ende 1935 zu Hertie und arbeitete nebenbei weiterhin für ihren früheren Arbeitgeber.[49] 

			Da Hertie von den Banken in der Krise von 1935 keinen weiteren Kredit und kein weiteres Stammkapital erhielt, musste der Warenhauskonzern mit der Stillhalte, einer noch rigideren Kostensenkung und dem Verkauf weiterer Immobilien durchkommen. Die Warenschulden konnten bis Ende des Jahres von rund 7,8 auf rund 2,6 Mio. RM gesenkt werden, hauptsächlich durch den Verkauf von Immobilien und Beteiligungen, der insgesamt 5,78 Mio. RM einbrachte.[50] 

			Am 18. Januar 1936 legte Berger seinen lange erwarteten »Vorschlag für die Kapital-Rekonstruktion des Hertie-Konzerns« vor. Im Kern sah sein Plan vor, Forderungen der Banken in ein haftendes Eigenkapital von 25 Mio. RM umzuwandeln, vorzugsweise im Rahmen einer Aktiengesellschaft unter dem Namen »Deutsche Waren- und Kaufhaus Aktiengesellschaft«, in die auch die Grundstücksgesellschaften für die Warenhausimmobilien überführt werden sollten. Berger schlug vor, dafür eine Klassifizierung der Gläubiger in vier Klassen zu bilden und nach einem bestimmten Schlüssel die Kredite zweiten, dritten und vierten Rangs heranzuziehen, unter Kapitalverzicht in Höhe von 20 Prozent bei den drittrangigen (nicht vollständig gesicherten) und 50 Prozent bei den viertrangigen (nicht gesicherten) Forderungen.[51] Speziell forderte Berger von der Akzeptbank, auf einen Teil ihres an Hertie vergebenen Kredits in Höhe von drei Mio. RM zu verzichten. Als reichseigenes Finanzinstitut sollte sie dafür aufkommen, dass »die Schädigungen des Hertie-Konzerns in der Hauptsache durch Eingriffe der öffentlichen Hand eingetreten seien« – eine bemerkenswerte Begründung, die das Reichsfinanzministerium als »nicht stichhaltig« bezeichnete.[52] 

			Zugleich räumte Berger in seinem Vorschlag ein, dass die Rekonstruktion nicht rasch angegangen werden könne, da immer noch große politische Unwägbarkeiten bestünden und für die Klassifizierung der Gläubiger Zeit benötigt werde. Vordringlich sei daher eine weitere Verlängerung der Stillhaltevereinbarung für die nachrangigen Forderungen. Eine vollständige Stundung müsse nach den im September 1935 getroffenen Vereinbarungen enden. In der Schlussbemerkung wies Berger nachdrücklich darauf hin, dass alle Planungen zur Sanierung von Hertie entscheidend von politischen Unwägbarkeiten abhingen: »Der Erfolg jeder Rekonstruktion wird davon abhängig sein, in welcher Weise die ›Warenhausfrage‹ einmal ihre gesetzliche Regelung finden bezw. wie sich die Partei endgültig zu ihr stellen wird.«[53]

			Bergers Vorschlag führte zu eingehenden Beratungen zwischen den Banken. Da um die Klassifizierung langwierige Auseinandersetzungen zu erwarten waren, wurde am 25. März 1936 in einer Besprechung mit Vertretern von 13 Kredit- und Hypothekenbanken beim Reichskommissar für das Kreditwesen eine Kommission mit der Erstellung von Richtlinien für dieses Verfahren beauftragt.[54] Einig wurden sich die Banken letztlich nur darin, das Stillhalteabkommen zu verlängern und die Rekonstruktion auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben. Keiner der Gläubiger wollte auf Forderungen verzichten, am wenigsten die Akzeptbank, die den vorgeschlagenen Verzicht auf Forderungen von drei Mio. RM kategorisch ablehnte.[55] Die Dresdner Bank trat für eine Verschiebung der Rekonstruktion ein und griff dabei bereitwillig Bergers Hinweis auf, dass die »Warenhausfrage« politisch ungeklärt sei.[56] Bergers Vorschlag wurde von den Banken auch zur Ablehnung von Krediten an Hertie zweckentfremdet: Nachdem Hertie für das Weihnachtsgeschäft 1935 noch einen Sonderkredit von einer Mio. RM erhalten hatte, waren die Dresdner Bank und Hardy & Co. jetzt nicht mehr bereit, sich an einem neuen Kredit von 500.000 RM zu beteiligen, solange die Fragen der Rekonstruktion und der Stundung nicht geklärt seien.[57]

			Tabelle 8: Daten zur Verschuldung des Hermann Tietz-/Hertie-Konzerns 1933 bis 1937[58]
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			Hertie hatte bereits am 13. Januar 1936 in einer Eingabe an das Reichswirtschaftsministerium gebeten, einen Erlass der Finanzbehörden für die bei der Umwandlung in eine Aktiengesellschaft fälligen Steuern zu befürworten.[59] Drei Monate später, am 21. April 1936, teilte Hertie-Syndikus Steffani dem Landesfinanzamt Berlin mit, dass der Antrag auf Steuernachlass bis auf Weiteres nicht mehr verfolgt würde.[60] Bei Hertie wurden nun Überlegungen angestellt, sich das benötigte Kapital durch den Verkauf des KaDeWe an die Deutsche und die Dresdner Bank und des Münchner Warenhauses an Hardy & Co. und die Bayerische Vereinsbank zu verschaffen.[61]

			Von Bergers ambitioniertem Sanierungsplan blieb nur der Vorschlag zur Verlängerung des Stillhalteabkommens übrig, über deren Konditionen noch bis zum Herbst 1936 verhandelt wurde. Berger selbst schied im November aus dem Beirat von Hertie aus. Das von ihm angestoßene neue Stillhalteabkommen war für das Unternehmen zwar von größter Bedeutung, da es ohne Stundung kaum auskommen konnte, aber eine Perspektive hatte die Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH immer noch nicht.

			Wie Georg Karg den Hertie-Konzern übernahm

			Im Juni 1936 schlug Karg in einem zweieinhalbseitigen, als »Entwurf« betitelten Exposé vor, die Majorität von Hertie an ihn zu verkaufen. In den Akten der Dresdner Bank ist ein Exemplar dieses »Entwurfs« überliefert, das er über den Beirat hinweg, möglicherweise auch am Beirat vorbei, dem Aufsichtsratsvorsitzenden der Dresdner Bank, Carl Goetz, am 16. Juni 1936 »unter Bezugnahme auf unsere mündliche Rücksprache« zukommen ließ.[62] Karg brachte sich darin mit großem Selbstbewusstsein, aber auch nachvollziehbaren Argumenten als Käufer ins Gespräch. Der »Entwurf« ist in zwei Teile gegliedert, auf der ersten Seite setzt sich Karg kritisch mit der bestehenden Form des Unternehmens auseinander, um dann im zweiten Teil seinen Vorschlag in acht Punkten darzulegen. 

			Einleitend begründete Karg seinen Vorschlag, indem er eine kritische Bestandsaufnahme mit dem Leitbild verknüpfte, das seinen Vorstellungen entsprach: 

			»Durch die gegenwärtige Struktur der Verwaltung des Hertie-Konzerns wird dessen wirtschaftliche Entwicklung in vielen Beziehungen gehemmt. […] auch heute noch ist die Struktur ähnlich derjenigen eines Unternehmens, das im Vergleichs- oder Konkursverfahren von einem Gläubigerausschuss regiert wird. Hierdurch wird die gerade in der heutigen Zeit unbedingt erforderliche individuelle Betätigung behindert. Nach meiner Überzeugung ist es notwendig, dass die Führung des Konzerns in den Händen eines verantwortlichen Unternehmers liegt, der aufgrund seiner Fachkunde und Erfahrung das Vertrauen der Gesellschafter und aller Gläubiger besitzt.«[63]

			Dass Hertie unter dem Regime der Banken nicht vorangekommen war, hatte der Beiratsvorsitzende Berger schon ein Jahr zuvor in seinem »Bericht über die derzeitige Lage des Hertie-Konzerns« beanstandet. Niemand, der mit der Materie vertraut war, wird dem widersprochen haben. Doch Karg zog daraus andere Schlussfolgerungen als Berger. Für ein Großunternehmen mit mehr als 10.000 Beschäftigten galt seit der Zeit des Kaiserreichs die Aktiengesellschaft als die effizienteste Gesellschaftsform, wegen der Vorteile für die Deckung eines hohen Kapitalbedarfs und der Haftungsbeschränkung auf das Firmenvermögen. Die Firma Leonhard Tietz war deshalb 1905 in eine Aktiengesellschaft umgewandelt worden, Wertheim 1909 und Karstadt 1920. Entsprechend hatte Berger in seinem Vorschlag für die »Kapital-Rekonstruktion« von Hertie die Umwandlung in eine Aktiengesellschaft in Verbindung mit einer signifikanten Kapitalerhöhung empfohlen. Nach dem Stand der damaligen aktienrechtlichen Reformdiskussion, die in das Aktiengesetz vom 30. Januar 1937 einging, hätte Hertie auch bei dieser Lösung die Züge eines »Gläubigerausschusses« verloren. Die Befugnisse des Beirats (Aufsichtsrats) wären auf die Kontrollfunktion beschränkt worden, und die Geschäftsführung bzw. der Vorstand hätten das Recht erhalten, das Unternehmen in eigener Verantwortung zu leiten.[64] 

			Kargs Vorschlag zielte nicht nur auf eine Emanzipation des Managements von den Fesseln, die ihm die Banken im Statut von Hertie angelegt hatten. Er machte geltend, dass der Warenhauskonzern einen verantwortungsbewussten, unternehmerisch handelnden Eigentümer benötigte, was vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit dem »Gläubigerausschuss« plausibel erschien und auch bei den Banken nicht bestritten wurde. Letztlich ging es dabei aber um die Rückverwandlung von Hertie in ein Inhaberunternehmen, eine für einen Konzern dieser Größe archaische Gesellschaftsform. Wie Kargs weitere Pläne zeigen sollten, wurde er von der persönlichen Mission getrieben, Alleinherrscher in einem großen Warenhauskonzern zu werden, den er als Familienunternehmen seinen Kindern vermachen konnte. In dieser Hinsicht glich er Oscar Tietz, der sich vehement gegen die Umwandlung seiner Firma in eine Aktiengesellschaft gewehrt hatte. Dass die Familie Tietz bittere Erfahrungen mit der persönlichen Haftung von Inhabern in einer offenen Handelsgesellschaft gemacht hatte, hielt Karg nicht davon ab, ein ähnliches Modell anzustreben. Es scheint, dass dieser Unternehmertyp im Großeinzelhandel verbreiteter blieb als in anderen Branchen, da er sich auch bei Horten, Neckermann und anderen mehr findet, deren Karrieren auf der »Arisierung« von Warenhäusern gründeten.[65] 

			Mit der Formulierung »in der heutigen Zeit unbedingt erforderliche individuelle Betätigung« spielte Kargs Vorschlag zugleich auf das nationalsozialistische Unternehmensleitbild an, in dem Eigentum und Verantwortung nicht wie in einer Aktiengesellschaft getrennt waren und die Firma vom Eigentümer nach dem Führerprinzip geleitet wurde. Dass ein Konsortium unter der Regie großer Aktiengesellschaften des Finanzkapitals im »Dritten Reich« einen Warenhauskonzern leitete, musste nationalsozialistischen Ideologen als eine Art Sündenfall erscheinen. Kargs Argumente waren wegen dieser Affinität kein nationalsozialistisches Gedankengut, aber er wusste, dass sein Vorschlag in der Partei und in den Ministerien mit Wohlwollen gesehen würde, und die Banken wussten dies auch. 

			Im zweiten Teil seines »Entwurfs« führte Karg die Umsetzung seines Vorschlags aus. Angeblich aus steuerlichen Gründen wollte er sich mit 51 Prozent der Anteile von Hertie begnügen und diese Anteile »zu pari«, also zum Nominalwert, mit einer auf fünf Jahre bemessenen Option kaufen. Die Verkäufer würde er einige Jahre lang mit zehn Prozent an dem auf diese Anteile entfallenden Reingewinn beteiligen. 

			Der Clou seines Plans war aber der Vorschlag, für den Kauf der Geschäftsanteile einen Kredit der Dresdner Bank in Höhe von einer Mio. RM zu erhalten, der zunächst Hertie als Darlehen zur Verfügung stehen und dann auf den Kaufpreis angerechnet werden sollte. Anteile von Hertie im Nominalwert von bis zu einer Mio. RM konnten nach diesem Muster durch Rückzahlung eines Kredits erworben werden, der Hertie mit Liquidität versorgte und der Dresdner Bank Zinsen einbrachte. 

			Der »Entwurf« enthielt noch weitere Vorschläge, die sich aus der Transaktion ergaben. Karg würde zum alleinigen Geschäftsführer von Hertie zu bestellen sein, der Beirat seine Befugnisse verlieren, die Geschäftsführer zu bestellen und einer Zustimmungspflicht zu unterwerfen. Nicht zuletzt machte Karg seinen Vorschlag davon abhängig, dass die Banken ein neues Stillhalteabkommen für die Dauer von fünf Jahren abschlossen.[66] 

			Bei der Dresdner Bank wurde Kargs Vorschlag begrüßt. In der einschlägigen Akte findet sich zu seinem »Entwurf« ein eingefügter Zettel mit der handschriftlichen Notiz »Idee ist nicht unsympathisch«, die möglicherweise von Goetz stammt, der Andreae als Aufsichtsratsvorsitzender abgelöst hatte, dieses Amt aber als oberster Leiter der Geschäfte der Dresdner Bank ausübte.[67] In den kommenden Wochen wurde Kargs Plan bei der Dresdner Bank und der Deutschen Bank geprüft und variiert. Karg ging seinerseits dazu über, den »Entwurf« zu überarbeiten. Er dürfte erfahren haben, dass die Geschäftsanteile von Hertie in den Büchern nicht »zu pari«, sondern mit 50 Prozent »unter pari« bewertet waren, weil es sich um umgewandelte Bankschulden handelte, die nicht als gesichert gelten konnten. Karg wollte die Hertie-Anteile jetzt zu einem Preis von 20 Prozent des Nominalwerts erwerben, die Banken bestanden aber auf dem Buchwert von 50 Prozent des Nominalwerts.[68] 

			Wie immer man es rechnen mag, war der veranschlagte Kaufpreis exzeptionell günstig. Karg machte sich zunutze, dass das Stammkapital der Hertie GmbH auf einem äußerst niedrigen Niveau geblieben war. Die Gläubigerbanken hatten über die Treuhand-Vereinigung lediglich Einlagen im Wert von insgesamt 2,5 Mio. RM geleistet, während das Aktienkapital der Karstadt AG und der Westdeutsche Kaufhof AG (ehem. Leonhard Tietz AG) jeweils bei rund 29 Mio. RM lag.[69] Wäre bei Hertie 1935 die von Berger vorgeschlagene Kapitalerhöhung auf 25 Mio. RM durchgeführt worden, hätte Karg keine Chance gehabt, die Majorität zu erwerben. Bei einem Stammkapital von 2,5 Mio. RM und einem Kaufpreis von 50 Prozent des Nominalwerts war es aber möglich, 51 Prozent der Anteile für 637.000 RM zu erhalten.

			Ganz so preiswert wurde das Geschäft dann doch nicht, da Karg seinen Vorschlag zu einem Reorganisationsplan für Hertie erweiterte, der auch eine Erhöhung des Stammkapitals auf 7,5 Mio. RM vorsah und an ein neues, auf vier Jahre befristetes Stillhalteabkommen gebunden war. Als er seinen Reorganisationsplan am 27. August 1936 in einer Besprechung mit Bankiers der Hauptgläubiger beim Reichskommissar präsentierte, stimmten die Teilnehmer einmütig zu. Wie Ernst Karding (Deutsche Centralbodenkredit AG) in einem Vermerk über diese Besprechung festhielt, wurde ausdrücklich begrüßt, »dass Karg als der Hauptfachmann mit dem grössten Teil seines Vermögens in die Sache hineingehe«. Reichskommissar Ernst schätzte, dass Karg dafür ein Barkapital von 7–800.000 RM aufbringen musste.[70] 

			Man war sich auch einig, dass dies »ein erster Schritt zur Sanierung sei«.[71] Mit Kargs Reorganisationsplan, der im Grunde nur aus der Umwandlung eines Teils der Bankschulden in Eigenkapital, dem Verkauf eines weiteren Teils an den Geschäftsführer und einer weiteren Stundung des größten Teils bestand, aber keinen Verzicht auf Forderungen vorsah, glaubte man, den Schlüssel zur Sanierung der Hertie GmbH gefunden zu haben. 

			Karg gelang es im Herbst, von der großen Zahl der Hertie-Gläubiger die Zustimmung zu einem neuen Stillhalteabkommen für die Zeit vom 31. Mai 1937 bis 30. April 1941 zu erhalten. Damit war eine wesentliche Bedingung für die Umsetzung seines Plans erfüllt. In einer Bankenbesprechung bei Reichskommissar Ernst am 12. November 1936 wurde das Abkommen von den Gläubigern beschlossen, der vereinbarte Kredit der Dresdner Bank an Karg bzw. Hertie über eine Mio. RM wurde in das Abkommen aufgenommen.[72] Vier Tage später machte Karg in einem förmlich gehaltenen Schreiben an Hardy & Co. Zusagen in Bezug auf die Besetzung des Verwaltungsrats unter der Bedingung, dass er »unmittelbar nach der nach Abschluss des Stillhalteabkommens einzuberufenden Gesellschafterversammlung 51 % der Anteile des auf auf RM 7,5 Millionen erhöhten Stammkapitals zu den zwischen Ihnen, der Dresdner Bank und mir vereinbarten Bedingungen erwerben kann«.[73] 

			Die Gesellschafterversammlung fand am 30. November in den Räumen von Hardy & Co. statt. Dabei wurde der Gesellschaftsvertrag der Hertie GmbH dem Rekonstruktionsplan entsprechend geändert und neu gefasst. Das Gesellschaftskapital wurde durch Umwandlung von Bankschulden um fünf Mio. auf 7,5 Mio. RM erhöht, die Dresdner Bank beteiligte sich daran mit drei Mio. RM, Hardy & Co. mit zwei Mio. RM; die neuen Anteile wurden wie die bisherigen von der Treuhand-Vereinigung AG gehalten. Beschlossen wurden auch eine Neubesetzung des Beirats und die erweiterten Befugnisse der Geschäftsführung, die Karg verlangt hatte.[74] 

			Der alte Beirat war geschlossen zurückgetreten, um Karg freie Hand zu lassen. Neuer Vorsitzender wurde Heinrich Lippert, der Hauptgeschäftsführer des Reichsverbands für Versicherungen, womit die Banken diese Position aus der Hand gaben. Weitere Mitglieder wurden aufgrund einer Vereinbarung zwischen Karg und den Gesellschaftern von Hertie Ernst Karding (Deutsche Centralbodenkredit AG), Karl Rasche (Dresdner Bank), Hugo Ratzmann (Hardy & Co.), Fritz Wintermantel (Deutsche Bank) und Trabart von der Tann.[75] Wintermantel war das einzige Mitglied des ersten Beirats vom Juli 1933, das weiterhin dem Gremium angehörte. Anders als in den ersten Jahren waren im Beirat keine Bankiers mit jüdischer Herkunft mehr vertreten, dafür mit Rasche und Ratzmann zwei ausgesprochen regimenahe Bankiers.[76] 

			Auch in der Geschäftsführung ergaben sich personelle Veränderungen. Wilhelm Hermsdorff, der schon länger zu den Vertrauten Kargs zählte und nach dem Ausscheiden Laupenmühlens bereits stellvertretender Geschäftsführer geworden war, wurde zum zweiten Geschäftsführer bestellt. Max Friedland schied aus, weil er im Zuge der »Arisierung« des Warenhauses H. Joseph & Co. in Berlin-Neukölln selbst Unternehmer geworden war, und Trabart von der Tann verließ die Geschäftsführung, um wieder in den Beirat einzutreten, den er erst 1935 verlassen hatte.[77] Karg hatte sich ausbedungen, dass der Freiherr im Beirat »als sein Vertreter« ein dreifaches Stimmrecht erhielt. Er war jetzt Karg auf diese Weise nachgeordnet und sollte in Umkehrung seiner früheren Aufgabe als Vertrauensmann des Geschäftsführers im Beirat wirken. Zugleich hatte Karg für später, wenn er die Majorität besitzen würde, zugesagt, von der Tann bis zum Auslaufen des Stillhalteabkommens stets mit den Vertretern der Banken stimmen zu lassen.[78]

			Um den Jahreswechsel 1936/37 herum wurde das vereinbarte Geschäft zwischen der Dresdner Bank und Karg abgeschlossen. In dem oben angeführten Schreiben vom 2. Januar 1937 sagte Gustav Overbeck, der Leiter des Kreditgeschäfts der Dresdner Bank, Karg die Übertragung von Hertie-Anteilen im Wert von 1,8 Mio. RM zu und bestätigte den bereits angebotenen Kredit über 900.000 RM, mit dem Karg den beim Abschluss des Vertrags fälligen Kauf von Anteilen zum Buchpreis von 900.000 RM tätigen konnte. Im Gegenzug verpflichtete sich Karg, die Dresdner Bank während der Laufzeit des vereinbarten Stillhalteabkommens mit einem Betrag von bis zu 900.000 RM an dem auf seine Anteile entfallenden Gewinn von Hertie zu beteiligen. Die Bank konnte damit rechnen, dass der Kaufpreis durch diese Klausel noch bis zum Nominalwert der abgegebenen Anteile steigen würde.[79]

			Auszug aus dem Schreiben von Gustav Overbeck 
an Georg Karg vom 2. Januar 1937

			»Aus Anlass der bei der obigen Firma vorgenommenen Kapitalerhöhung ist vereinbart worden, daß Sie bzw. eine von Ihnen zu benennende Gesellschaft 51 % des Stammkapitals der Hertie Waren- und Kaufhaus G.m.b.H. erwerben. Um Ihnen dies zu ermöglichen, erklären wir uns bereit, Ihnen bzw. einer von Ihnen zu benennenden Gesellschaft

			nom. 1.800.000 RM.– Anteile

			zu übertragen.

			Der Kaufpreis würde wie folgt zu belegen sein:

			1.) RM 900.000.– sind bei Abschluss des notariellen Kaufvertrages in bar zu zahlen. Zur Begleichung dieser RM 900.000.– haben wir Ihnen laut gleicher Höhe laut unserem Schreiben vom 31. Dezember 1936 einen Kredit angeboten, für den – einschliesslich seiner Besicherung – die näher zu bestimmenden Bedingungen zu gelten hätten.

			2.) Bis zur Höhe von weiteren 900.000 RM.– verpflichten Sie sich zu einer Zuzahlung auf den Kaufpreis in der Weise, dass jährlich von dem auf die verkauften Anteile entfallenden Gewinn 10 % an uns abzuführen sind. Für die Dauer der Stillhaltung würde dieser 10 %ige Gewinnanteil selbstverständlich erst dann an uns zur Auszahlung gelangen, wenn dieser Betrag seitens der Hertie an Sie ausgeschüttet worden ist.«[80]

			Nicht alle Banken des Gläubigerkonsortiums waren mit dieser Transaktion einverstanden, aber keine wollte sich querstellen und das Stillhalteabkommen gefährden. Bei der Deutschen Bank soll man sich sehr kritisch geäußert haben.[81] Der Leiter der Berliner Niederlassung des Bankhauses Warburg, Ernst Spiegelberg, erklärte gar, »dass der ganze Plan vom Standpunkt der Hauptbeteiligten aus kaum zu verstehen sei«. Als er Ende August vom Reichskommissar für das Kreditwesen persönlich über die geplanten Vereinbarungen mit Karg informiert wurde, war Spiegelberg geradezu fassungslos: »Gewiss sei Karg ein tüchtiger Warenhausmann, aber dass er so tüchtig sei, dass man ihm mit 51 % die ganze Macht über den Konzern gebe, indem er selbst nur einen ganz kleinen Beitrag – wenn überhaupt – hineinstecke, habe er noch nicht bewiesen. Wenn das Fundament des Unternehmens gesund sei und Aussicht auf Erholung bestehe, könnten die Banken nach all diesen Jahren doch nicht alle Chancen aus der Hand geben. Wir würden jedenfalls, wenn wir bei der Hertie irgendwie maßgebend beteiligt wären, diesen Weg mutmasslich nicht beschreiten […].«[82] 

			Es erscheint in der Tat unbegreiflich, dass die Dresdner Bank und Hardy & Co. bereit waren, den Hertie-Konzern zu einem Schleuderpreis an Karg abzugeben und ihm zudem noch den Kauf mit einem Kredit und einer mehrjährigen Option zu erleichtern. Sucht man nach Erklärungen, dann ist es wichtig, sich zu vergegenwärtigen, dass das Gesellschaftskapital der Hertie GmbH fast vollständig aus umgewandelten Bankschulden bestand. Für die Gläubiger stellte sich Kargs Plan also so dar, dass er ihnen Forderungen abkaufte, die als zweifelhaft besichert gelten mussten.

			Hertie hatte zu diesem Zeitpunkt bei der Dresdner Bank Schulden in Höhe von insgesamt rund zehn Mio. RM, 7,46 Mio. direkt und 2,6 Mio. RM im Rahmen des Konsortialkredits (Kredit II) vom Juli 1933.[83] Die Aussicht, diesen Betrag nicht abschreiben zu müssen, hatte für die Bank schwerer zu wiegen als das Festhalten an der Kontrolle über Hertie. Die daraus resultierende Strategie findet sich in einem Bericht Wilhelm Schaefflers dokumentiert, der damals als Wirtschaftsprüfer bei der Dresdner Bank arbeitete, später eine »arisierte« Teppichfabrik übernahm und nach dem Krieg mit einer Unternehmensgruppe für Industrieausrüstungen aufstieg.[84] In einer am 18. August 1936 erstellten Übersicht über die Ergebnisse der Prüfberichte zu den Hertie-Bilanzen zum 31. Januar 1936 kam Schaeffler zu der Schlussfolgerung: 

			»Wir selbst dürfen nur das eine Interesse haben, alle Sanierungsfragen hinauszuschieben, da im Rahmen des Gesamtkonzerns wir bzw. Hardy nach der bisherigen Entwicklung der Sanierungsbesprechungen die ersten Opfer bringen müssen, aber wenn eine Neukonstruktion erfolgen soll, erscheint folgende Linie für uns zweckmäßig: 

			a) auf keinen Fall Nachlaß (Abschreibung unnötig – Bilanz deckt alle Schulden) 

			b) eher Umwandlung in Aktien, deren Verwertung u. U. schneller möglich erscheint als Bankforderungen und sicherlich besser verwertbar, als die Mehrzahl der Hypotheken- und Bankgläubiger glaubt, so daß von diesen im gleichen Zuge größere Zins- und Stillhaltezusagen zu erreichen sind.«[85] 

			Das Ende August 1936 geschnürte Paket für die Rekonstruktion von Hertie entsprach ziemlich genau diesem Interesse der Dresdner Bank. Durch das neue Stillhalteabkommen wurde die Sanierung bis ins Frühjahr 1941 hinausgeschoben, mit der Kapitalerhöhung wurden Forderungen der Dresdner Bank und des Bankhauses Hardy & Co. an Hertie in Höhe von fünf Mio. RM in Gesellschaftsanteile umgewandelt, mit Karg hatte man auch schon einen Käufer gefunden, und mit dem Kredit an ihn ließen sich an den Stillhaltevereinbarungen vorbei noch Zinsen verdienen. 

			Schaeffler konnte in der Dresdner Bank auch von einer günstigen Entwicklung bei Hertie berichten. Nach einem Betriebsverlust von 1,47 Mio. RM im Geschäftsjahr 1935/36 habe sich das Betriebsergebnis im ersten Halbjahr 1936/37 deutlich gebessert, die Erträge lägen um eine Mio. RM über dem Vorjahresstand, die Lohnkosten seien um neun Prozent zurückgegangen.[86] Nach Einschätzung der Treuhandgesellschaften sei »die Lage bei Hertie ausgezeichnet«, allein im August 1936 sei der Umsatz um 25 Prozent gestiegen, es könne damit gerechnet werden, dass Hertie beim nächsten Zahlungstermin Ende Januar 1937 allen Verpflichtungen nachkommen werde.[87] 

			Die Warenhauskrise des Vorjahres war nach dem übereinstimmenden Urteil der Beobachter überwunden, eine kräftige Erholung der Konjunktur begann sich abzuzeichnen. Die Gauzeitung der Berliner NSDAP musste im Oktober 1936 bereits berichten, dass in den Fachgeschäften des Einzelhandels Alarmstimmung herrschte, weil die Umsätze der Waren- und Kaufhäuser seit Jahresbeginn kontinuierlich stiegen.[88] Zwar konnten die Warenhäuser bei dem von ihren Gegnern besonders beanstandeten Verkauf von Lebensmitteln immer noch nicht zulegen, aber bei Textilien, Bekleidung und »sonstigen Waren« hohe Umsatzsteigerungen erzielen. Ein Spitzenwert wurde in dieser Sparte im August 1936 mit einer Zunahme des Umsatzes um 22 bis 23 Prozent verzeichnet. In der Presse wurde der Boom auf das »Olympiageschäft« zurückgeführt, bei dem vor allem Kleinartikel und Textilien nachgefragt waren.[89] Die Olympiade-Touristen waren offenbar in Massen in die Berliner Warenhäuser geströmt, die ein größeres Sortiment von Fanartikeln anbieten konnten als die Fachgeschäfte, und die NS Hago hatte gar nicht erst versucht, sie davon abzuhalten. Die Dresdner Bank konnte aus den Anzeichen für einen Aufschwung der Warenhäuser die Hoffnung schöpfen, dass der Hertie-Konzern seine Schulden einmal tilgen würde, wenn man ihm genügend Zeit dafür einräumte und ihn einem tüchtigen Fachmann überließ. 

			Für die Dresdner Bank gab es noch weitere Gründe, auf Kargs Plan einzugehen. Sie hatte in der Bankenkrise vom Juli 1931 vor dem Zusammenbruch gestanden und war damals durch ein »Bail-out« des Reichs gerettet worden. Nach der von der Reichsregierung erzwungenen Fusion mit der zusammengebrochenen Darmstädter und Nationalbank (Danat-Bank) hielten das Reich und die Reichsbank-Tochter Deutsche Golddiskontbank bei der Dresdner Bank 91 Prozent des Aktienkapitals. Als das Bankgeschäft im Laufe des Jahres 1936 erstmals wieder Gewinne abwarf, rückte die schon länger geplante Reprivatisierung der vom Reich übernommenen Anteile näher. Die Commerzbank, bei der das Reich und die Reichsbank 1931 ebenfalls die Majorität übernommen hatten, konnte im Oktober 1936 über ein Bankenkonsortium mit dem Verkauf von Aktienpaketen an private Investoren beginnen. Die Dresdner Bank zog im September 1937 nach.[90] Der Reprivatisierung war es förderlich, Kredite mit einem Ausfallrisiko aus den Büchern zu bekommen, und ein Engagement von zehn Mio. RM bei einem defizitären Warenhauskonzern musste dazu zählen. Auch war die Dresdner Bank bereits bei der Westdeutsche Kaufhof AG und im Karstadt-Konsortium in erheblichem Umfang engagiert. Bei der ehemaligen Karstadt-Tochter Epa, die jetzt Kepa hieß, hielt die Dresdner Bank seit 1931 eine Beteiligung im Wert von rund 6,3 Mio. RM (37,54 Prozent), die im November 1937 durch einen Rückverkauf an die Karstadt AG um 2 Mio. RM abgesenkt werden konnte.[91] 

			Weitaus stärker als für die Dresdner Bank waren die Hertie-Kredite für Hardy & Co. eine Belastung. Dem Bankhaus wurde 1936 vom Aufsichtsrat eine harte Sanierung durch Zusammenlegung des Kapitals von 15 auf 3 Mio. RM verordnet. Unter den vergebenen Krediten, die das Viereinhalbfache des Eigenkapitals ausmachten, galten die Darlehen an Hertie einschließlich Wechselbestand und Wechsel-Obligo mit 4,6 Mio. RM als der größte Einzelposten unter den Krediten, bei denen Sicherheiten ganz oder teilweise fehlten.[92] Auf die Beteiligung an der Hertie GmbH, die sich auf 352.070 RM belief, mussten Rückstellungen in Höhe von 250.000 RM gebildet werden. Nachdem Verkaufsverhandlungen mit Karg begonnen hatten, hielten die Wirtschaftsprüfer weitere Wertberichtigungen nicht mehr für notwendig.[93] 

			Die Akzeptbank AG stand im Herbst 1936 vor der Liquidation, da Reichsbank und Reichsregierung eine derartige »Bad Bank« nach der Stabilisierung des Finanzsektors nicht mehr für erforderlich hielten. Am Stillhalteabkommen der Hertie-Gläubiger war die Akzeptbank als reichseigenes Geldinstitut – das Reich hatte im Juni 1934 die Mehrheit des Kapitals übernommen – nicht beteiligt. Die Abwicklung einiger Großkredite machte nun erhebliche Schwierigkeiten, darunter an erster Stelle die der Hertie-Kredite, die mit 12,9 Mio. RM das größte Engagement ausmachten.[94] 

			Karg übernahm noch nicht unmittelbar nach der Vereinbarung mit der Dresdner Bank 51 Prozent der Hertie-Anteile. Der zugesagte Erwerb der Mehrheitsbeteiligung war ein Rahmen, den er in Raten ausschöpfen konnte, der aber auch mit dem am 31. Mai 1937 in Kraft tretenden Stillhalteabkommen verknüpft war. Zunächst ließ Karg den Kredit der Dresdner Bank für den Kauf von Geschäftsanteilen in Höhe von 900.000 RM an die Paul Held Nachf. GmbH überweisen, bei der er – anders als bei Hertie – bereits 51 Prozent der Anteile hielt und frei entscheiden konnte.[95] Mit Inkrafttreten des Stillhalteabkommens erwarb er dann im Mai 1937 über die Treuhand-Vereinigung AG von Hardy & Co. Hertie-Geschäftsanteile im Nominalwert von 2.025.000 RM. Dabei handelte es sich um die Anteile, die Hardy & Co. im Rahmen der Kapitalerhöhung vom November 1936 aus umgewandelten Schulden eingebracht hatte.[96] Im September 1937 kaufte die Paul Held Nachf. GmbH von Hardy & Co. mit dem Kredit der Dresdner Bank Hertie-Anteile im Nominalwert von 1.800.000 RM.[97] Damit hielt Karg nun direkt und indirekt, über Paul Held Nachf., eine 51-prozentige Majorität bei Hertie.

			Den Kauf der von Hardy & Co. erworbenen Anteile, der Karg nicht durch einen Kredit erleichtert wurde, könnte er durch den Verkauf weiterer »warenhausfremder« Immobilien finanziert haben. Darauf deutet hin, dass die Grundstücks AG Beußelturm am 7. Dezember 1936 ein Grundstück in Berlin-Moabit und die Grundwert AG Kaiserdamm am 26. Januar 1937 vier Grundstücke in Berlin-Charlottenburg an die Victoria Versicherung verkauften.[98]

			[image: ]

			Grafik 1: Beteiligung Georg Kargs am Stammkapital der Hertie GmbH 1937 bis 1940 in Prozent

			Mit 51 Prozent gab sich Karg nicht zufrieden. Über die Paul Held Nachf. GmbH kaufte er im Laufe des Jahres 1938 und im März 1939 weitere Anteile. Anfang April 1939 entfielen nur noch Anteile im Wert von 1.950.000 (26 Prozent des Hertie-Stammkapitals) auf das Gläubigerkonsortium, verwaltet von Hardy & Co.[99] Am 14. Juni 1940 wurden diese Anteile schließlich von der Treuhand-Vereinigung an die Deutsche Boden AG verkauft, zum Preis von 2,5 Mio. RM.[100] Hertie befand sich nun zu 100 Prozent in der Hand von Karg. 

			Er hatte bei seinem Plan aus dem Juni 1936 darauf gesetzt, dass sich die Warenhäuser von den Anfeindungen und Krisen erholen würden und Hertie wieder einen guten Ruf erlangen konnte. Er sollte recht behalten, da war viel Fortüne dabei, aber auch ein profundes Wissen um das Potenzial dieser Betriebsform. Aus einer Überschuldung von rund 10,5 Mio. RM Anfang März 1936 wurde bei Hertie bis Anfang Februar 1938 ein Reinvermögen von 10,97 Mio. RM.[101] 

			Da Hertie nun ansehnliche Gewinne erwirtschaftete, an denen Karg seit September 1937 mit 51 Prozent beteiligt war, hatte er den Kauf der weiteren 49 Prozent Hertie-Anteile problemlos aus diesen Einnahmen finanzieren können. Allerdings wurde der Kauf von Hertie-Anteilen mit der Zeit teurer, denn deren Bewertung in den Büchern von Hardy & Co. richtete sich nach der Ertragslage des Konzerns. Karg war als Käufer 1937 zu einem Buchpreis von 50 Prozent des Nominalwerts eingestiegen, im Juni 1940 zahlten er bzw. die Deutsche Boden AG für Anteile im Nominalwert von 1.950.000 RM einen Preis von 2,5 Mio. RM.[102] 

			Tabelle 9: Umsatz der Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH 1932 bis 1938/39[103]
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			Schon im April 1939, als Karg »erst« 74 Prozent des Gesellschaftskapitals von Hertie besaß, ging er den nächsten Schritt seines persönlichen Programms an: die Umwandlung des Unternehmens in eine Einzelfirma, die mit seiner Person eine Wirtschaftseinheit bilden würde. Die Rechtsabteilung von Hertie teilte damals, vermutlich durch Syndikus Steffani, dem zuständigen Referenten beim Berliner Oberfinanzpräsidenten mit, dass das Unternehmen und seine Tochtergesellschaften so aufgelöst werden sollten, dass ihr gesamtes Vermögen auf Karg übertragen würde. Bei der Auflösung würde Karg nach dieser Quelle das Reinvermögen des Konzerns in Höhe von 6.963.373,13 RM zufließen, was in etwa dem Betrag entspräche, den er für den Kauf der bisher erworbenen Anteile aufgewendet hatte und der von ihm für den Kauf der restlichen Anteile noch aufzuwenden wäre.[104] Von diesem Vorhaben musste Karg nach längeren Verhandlungen jedoch abrücken, weil sich das Reichsfinanzministerium nicht auf die beantragten Steuerermäßigungen einließ. Die Umwandlung wäre nun mit einer veranschlagten Körperschaftssteuer von 3,9 Mio. RM und einer Grunderwerbssteuer von drei Mio. RM zu teuer gekommen.[105] 

			Tabelle 10: Gesellschafter der Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH 1937 bis 1940[106]
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			Damit blieb Hertie eine GmbH, die formal und vermutlich aus steuerlichen Gründen drei Gesellschafter hatte: Georg Karg, Paul Held Nachf. GmbH und Deutsche Boden AG. Die Anteile der Paul Held Nachf. GmbH gehörten zu 100 Prozent Karg, die der Deutsche Boden AG zu fast 100 Prozent der Hertie GmbH, und die Beteiligungen beider Unternehmen an Hertie ergaben zusammen mit Kargs persönlicher Beteiligung einen Anteil von 100 Prozent.[107]
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			Abb. 19: Georg Karg bei der Weihnachtsfeier von Hertie 1938
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			Abb. 20 und 21: Weihnachtsfeier von Hertie 1938 in der Berliner Deutschlandhalle

		

	
		
			Karg, Neckermann und die Zentrallagergemeinschaft (1942–1944): Ein Exkurs

			Die Entwicklung der Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH während des Krieges ist in den Archiven nicht dokumentiert. Bekannt ist jedoch schon länger, dass der Konzern an der Anfang 1942 gegründeten Zentrallagergemeinschaft für Bekleidung GmbH beteiligt war, die sich zu einem Monopolisten für die Belieferung von behördlichen Sonderaktionen auf diesem Gebiet entwickelte. Da dieses Engagement das einzige erfassbare des Hertie-Konzerns im Rahmen der NS-Kriegs- und Raubwirtschaft darstellt, wird darauf im folgenden Exkurs auf der Grundlage der wenigen verfügbaren Informationen zusammenfassend eingegangen. Zur Einordnung ist es unumgänglich, die veränderte Rolle der Warenhäuser in der Kriegswirtschaft und die Entwicklung der Zentrallagergemeinschaft miteinzubeziehen.

			Der Kriegsbeginn hatte für den Einzelhandel Umsatzeinbrüche und tiefgreifende Veränderungen des Geschäfts zur Folge, da der private Verbrauch durch Rationierung eingeschränkt wurde. Die Warenhäuser waren besonders von der eingeführten Textilbewirtschaftung betroffen, immerhin entfielen nach wie vor rund 60 Prozent ihres Umsatzes auf Stoffe und Bekleidung. Diese konnten von den Kunden jetzt nur noch unter Vorlage von Bezugsscheinen bzw. der im November 1939 eingeführten Reichskleiderkarte erworben werden.[108] Zugleich wurde die Personaldecke durch Einberufungen und Umsetzungen in kriegswichtige Betriebe dünner. Die Warenhausunternehmen konnten die Umstellung auf die Kriegswirtschaft gleichwohl besser bewältigen als kleine Einzelhandelsgeschäfte. Parallel zu den Umsätzen sanken die Kosten für Löhne, Gehälter, Verpackung und Werbung. Auch wurden die Warenhauskonzerne nicht länger angegriffen, sie galten jetzt als unverzichtbare Stützen der Versorgung, die Warenhaussteuer wurde zum 1. April 1940 abgeschafft.[109] 

			Während des Krieges wurden keine Angaben zu Umsätzen und Beschäftigtenzahl der Warenhausunternehmen veröffentlicht. Presseberichten zufolge blieben die Umsätze nach dem Rückgang bei Kriegsbeginn recht stabil. Bei der Westdeutsche Kaufhof AG lag der Umsatz 1940 nach einer Schätzung etwa um 15 Prozent unter dem Stand von 1939.[110] Der Logik einer Mangelwirtschaft entsprechend, gingen die Warenhäuser zur Hortung über. Die Lagerbestände nahmen zu, da eine regelmäßige Belieferung nicht gesichert war; »Mangelware« wurde nicht mehr auf die Ausstellungstische gelegt, weil sie sonst sofort »verschwunden« wäre.[111] 

			Je länger der Krieg dauerte, desto deutlicher zeigten sich Vorteile der Warenhäuser gegenüber den Fachgeschäften, wie sie das Neue Wiener Tagblatt im Juni 1943 beschrieb: »Der Käufer, besonders die berufstätige Frau und die vielfach überlastete Hausfrau sind in der Lage, beim Warenhaus auf einem Einkaufstag zugleich mehrere Einkäufe zu machen und damit Zeit zu sparen.«[112] Dennoch wurden nun im Zuge der kriegswirtschaftlichen Rationalisierung Warenhäuser stillgelegt. Nach einem Ende Januar 1943 ergangenen Erlass des Reichswirtschaftsministeriums konnten Einzelhandelsbetriebe durch behördliche Verfügungen zusammengeschlossen und stillgelegt werden. Im Juni 1943 waren bereits 20 Prozent der rund 740 Warenhaus- und Einheitspreisgeschäfte von Stilllegungen betroffen.[113]

			Die Kontrolle und Lenkung der zivilen Textilversorgung oblag der Reichsstelle für Kleidung und verwandte Gebiete, einer dem Reichswirtschaftsministerium nachgeordneten Behörde. Unter der Leitung des früheren Ministerialdirigenten Werner Hagemann stellte die Reichsstelle Anfang 1941 den Unternehmer Josef Neckermann, Eigentümer eines Textilversandhauses, als ehrenamtlichen Referenten ein, da das unter viel Kritik stehende Bewirtschaftungssystem den Sachverstand von Praktikern aus dem Einzelhandel benötigte. Neckermann konnte sich in einer Doppelstellung als Unternehmer und Beamter eine Schlüsselposition innerhalb des Bewirtschaftungssystems aufbauen, wovon seine eigene Firma profitierte.[114] Der Gründer dieses Unternehmens, Karl Amson Joel, war 1938 wegen seiner jüdischen Herkunft gezwungen gewesen, sein erfolgreiches Textilversandhaus weit unter Wert an Neckermann abzugeben.[115]

			Als die Arbeitseinsätze in den besetzten Gebieten im Osten nach dem Überfall auf die Sowjetunion stark zunahmen, kamen um die Versorgung dieser Arbeitskräfte mit Kleidern Kompetenzstreitigkeiten auf. Mit Unterstützung des einflussreichen Leiters der Reichsgruppe Handel Franz Hayler, eines alten Kämpfers der NSDAP und hohen SS-Offiziers, konnte sich die Reichsstelle für Kleidung dabei gegen Begehrlichkeiten der Deutschen Arbeitsfront und des Reichsarbeitsdiensts durchsetzen. Bei der Reichsstelle fiel es Neckermann zu, für diese Aufträge eine privatwirtschaftlich aufgezogene Gesellschaft unter Beteiligung seiner Firma zu gründen. Um ihm kein Monopol zu überlassen, war er angehalten, ein weiteres Unternehmen an der Gründung zu beteiligen.[116] 

			In seinen Erinnerungen, die als eine problematische Quelle angesehen werden müssen, schildert Neckermann, wie es zu Georg Kargs Beteiligung an der Zentrallagergemeinschaft kam.[117] Demnach hatte sich Neckermann zunächst vergebens im Versandhandel nach Partnern umgesehen. Seinen Wettbewerbern fehlte es an Kapital, auch galt das Projekt in der Branche als wenig aussichtsreich.[118] Schließlich konnte der Hertie-Konzern dafür gewonnen werden, sich mit einer Mio. RM am Stammkapital der Zentrallagergemeinschaft zu beteiligen. Ganz zufällig kam dieses Engagement wohl nicht zustande, denn Hertie konnte wie kein anderes privatwirtschaftliches Unternehmen etwas bieten, das Neckermann nicht hatte: eine größere Zahl professionell eingerichteter Warenlager in der Reichshauptstadt. 

			Karg war von Neckermanns Vorhaben nicht begeistert. »Meinetwegen, wir geben eine Million, aber lasst mich ansonsten in Ruhe damit«, soll er zu ihm gesagt haben.[119] Dass die Zentrallagergemeinschaft auf die Lager der Hertie-Warenhäuser zugreifen würde, dürfte Karg nicht gefallen haben, aber er wird auch gewusst haben, dass die Beteiligung von Hertie an der Zentrallagergemeinschaft große Vorteile innerhalb der Textilbewirtschaftung bot und den Konzern gegen Übergriffe der Behörden absicherte. Nach Neckermanns Erinnerungen könnte für Karg den Ausschlag gegeben haben, »daß es ihm kurz vorher nur mit großer Mühe gelungen war, eine drohende Beschlagnahmung von einigen seiner Warenhäuser durch den Staat abzuwenden«.[120] 

			Am 12. Januar 1942 wurde die Zentrallagergemeinschaft für Bekleidung (ZLG) als Gesellschaft des bürgerlichen Rechts gegründet, mit einem Stammkapital von zwei Mio. RM, das zu gleichen Teilen von der Wäsche- und Kleiderfabrik Josef Neckermann Textil-Versandhaus und der Hertie-Tochtergesellschaft Bekleidungs-Handels AG eingezahlt wurde.[121] Neckermann finanzierte seine Beteiligung mit Bankkrediten, der Hertie-Konzern wird es ähnlich gehandhabt haben.[122] Dass beide Gesellschafter mit der Gründung der ZLG in Form eines Personenunternehmens ohne Haftungsbeschränkung ein beträchtliches Risiko eingingen, ist nur durch den Rückhalt bei der Reichsstelle zu erklären, der einer Gewährsträgerhaftung gleichkam. Die Bekleidungs-Handels AG, eine 1923 gegründete Gesellschaft des Hertie-Konzerns für »Einkauf, Verkauf sowie Herstellung von Bekleidungsgegenständen aller Art«, hatte ein Aktienkapital von lediglich 100.000 RM.[123]

			Die wenigen überlieferten Akten zur ZLG bestätigen, was Neckermann in seinen Erinnerungen über Kargs Rolle schrieb: »Zurückhaltend blieb er die ganze Zeit.« Es sei ein Glücksfall gewesen, wenn es einmal gelungen sei, ihn zu treffen oder wenigstens ein Telefonat mit ihm zu führen.[124] Dabei respektierte Neckermann bereitwillig den Wunsch seines Partners, ihn »in Ruhe« zu lassen. Auch der von Hagemann und später von dem Fabrikanten Herbert Tengelmann, einem Multifunktionär der NS-Textilwirtschaft, geleitete Verwaltungsrat ließ ihm freie Hand. So konnte er als alleiniger Geschäftsführer der ZLG und Sonderbeauftragter der Reichsstelle diese Gesellschaft unbehelligt zu einem vollständig von ihm beherrschten Monopolunternehmen mit öffentlich-privatem Status, einer »Zentrallagergemeinschaft Neckermann«, ausbauen. Ihre Geschäftsstelle hatte die ZLG bei der Wäsche- und Kleiderfabrik Josef Neckermann in der Utrechter Straße 25–27 in Berlin-Wedding. Die Reichsstelle reichte die Meldungen der Bedarfsträger dorthin weiter, und Neckermann vergab dann die Aufträge an die Hersteller. Die Gewinne der ZLG sollen der Reichsstelle zugeflossen sein.

			Unter Neckermanns Regie wurde die ZLG bald mit der Durchführung weiterer Großaufträge betraut, für die im gesamten Reichsgebiet Auslieferungsstellen und in besetzten Ländern »Einkaufsbüros« errichtet wurden. Vom Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz wurde die ZLG beauftragt, ausländische Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter aus Altkleidersammlungen zu versorgen.[125] Die Wehrmacht wurde von der ZLG mit winterfesten Uniformen für die Ostfront beliefert, Ausgebombte in den deutschen Städten waren mit Wäsche und Oberbekleidung zu versorgen.[126] 

			Zugleich ließ Neckermann nun für seine Wäsche- und Kleiderfabrik im großen Stil im Ghetto Lodz (damals Litzmannstadt) fertigen. Mit rund 30.000 jüdischen Insassen, die »um ihr Überleben arbeiten« mussten, war dort die vermutlich größte Konfektionsfertigung Europas entstanden.[127] Anders als Neckermann, Karstadt und Tengelmanns Firma Heinrich Leineweber vergab Hertie keine Aufträge an die Textilabteilung des Ghettos, zumal der Konzern keine große Fertigung hatte. Die Hertie-Warenhäuser bezogen aber von dort Oberbekleidung. Für das Alsterhaus ist dies belegt, und dabei wird es sich nicht um einen Einzelfall gehandelt haben.[128]

			Im Sommer 1943 hatte das Geschäft der ZLG eine Größenordnung erreicht, die eine Haftungsbeschränkung der Gesellschafter notwendig machte. Die ZLG GbR wurde von der am 13. August von den bisherigen Gesellschaftern gegründeten ZLG GmbH übernommen. Für die Bekleidungs-Handels AG unterzeichneten deren Geschäftsführer Wilhelm Hermsdorff und Hans Heilemann den Gesellschaftsvertrag.[129] Zwei Monate später bekam die ZLG von einem Konsortium unter Führung der Dresdner Bank einen Kredit in Höhe von 60 Mio. RM bewilligt, mit dem sie die Kosten für die Lagerhaltung und Vorleistungen an die Hersteller abdecken konnte.[130] Als ihr Geschäft durch die Luftkriegsschäden und die Transportprobleme zunehmend schwieriger wurde, erhielt die ZLG bis Kriegsende weitere Kredite in Höhe von insgesamt 95 Mio. RM.[131] 

			Hertie und ihre Bekleidungs-Handels AG waren in die Geschäftsführung der ZLG nicht eingebunden. Doch ein stiller Teilhaber war der Konzern auch nicht. Meldungen und Vermerke zu Luftkriegsschäden zeigen, dass die Lager der Berliner Hertie-Warenhäuser Chausseestraße und Frankfurter Allee von der ZLG genutzt wurden.[132] Solche Lager waren für die ZLG auch als Sicherheit für die erhaltenen Bankkredite von größter Bedeutung. Wie Neckermann in seinen Erinnerungen berichtet, ließ Karg im September 1944 die Anteile des Hertie-Konzerns an der ZLG auf sich persönlich übertragen.[133] Einen zeitgenössischen Beleg gibt es dafür offenbar nicht. 

			Als Fazit bleibt festzustellen, dass sich Karg in der NS-Kriegswirtschaft nicht exponierte und eine Zurückhaltung zeigte, die nicht zu seinem Verhalten in den Jahren 1933 bis 1939 zu passen scheint. Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass er, wie bereits beschrieben, mit seinen Bemühungen gescheitert war, »arisierte« Kaufhäuser in Prag, Mährisch-Ostrau und Amsterdam zu übernehmen.[134] Seine Pläne, mit einer Expansion des Hertie-Konzerns von der Besatzungsherrschaft zu profitieren, waren nicht aufgegangen. An den Geschäften von Reichsstellen und den Aktivitäten von Wirtschaftsgruppen war Karg nicht interessiert. Die Beteiligung an der ZLG hatte er zwar nicht angestrebt, gleichwohl hatte er als Mitinhaber mit einem Anteil von 50 Prozent auch für die verwerflichen Geschäfte dieser Gesellschaft eine Mitverantwortung. 

		

	
		
			4. 

Emigriert und ausgeplündert

			Die Familie Tietz nach der »Arisierung« des Konzerns

			Die Anschlussunternehmen und die Legenden um eine »Abfindung« 

			Im Auseinandersetzungsvertrag vom 13. August 1934 hatte die Familie Tietz die Zusage erhalten, dass eine Konzerngesellschaft von der »Arisierung« ausgenommen blieb. Es handelte sich um die Mechanische Feinweberei Adlershof AG, einen Berliner Textilbetrieb, dem bislang weder seitens der Familie Tietz noch seitens Hertie besondere Bedeutung beigemessen worden war. Im § 6 des Auseinandersetzungsvertrags erhielten Georg und Martin Tietz die Zusicherung, diesen kleinen Teil des Konzernvermögens als privates Eigentum erwerben zu können. Die Übertragung hatte in der Form zu erfolgen, dass die Brüder die Mechanische Feinweberei Adlershof mit allen Aktiva und Passiva übernahmen, also einschließlich der Gebäude, Ausrüstungen, Warenlager, der Forderungen gegen die Lieferanten und der Verpflichtungen gegenüber Gläubigern. Dafür stellte Hertie der Familie Tietz einen Betrag von 1,5 Mio. RM zur Verfügung. Ferner verpflichtete sie sich, dem Betrieb in Adlershof für die Dauer von fünf Jahren die Vergünstigungen eines Anschlussunternehmens der Einkaufsgemeinschaft zu gewähren.[1] 

			Die in Bezug auf die Mechanische Feinweberei Adlershof getroffene Vereinbarung war nicht nur materiell die bedeutendste Zusage, die die Familie bei der Auseinandersetzung erhalten hatte, sondern auch die einzige, die nicht darauf angelegt war, die Emigration zu erleichtern. Die der Familie überlassenen Wohn- und Geschäftshäuser waren eher danach ausgesucht worden, dass sie sich bei einer Emigration leicht verkaufen ließen, bei der noch näher zu beschreibenden Genehmigung von Devisengeschäften und der Befreiung von der Reichsfluchtsteuer ist der Zusammenhang offensichtlich. Lediglich die zeitliche Beschränkung auf eine Laufzeit von fünf Jahren lässt erkennen, dass die Regelung für den Betrieb in Adlershof nicht als dauerhaft gedacht war.

			In einer Kette von Verträgen wurde die Mechanische Feinweberei zunächst in »Mefa« Bleicherei, Färberei, Apparatur und Textilhandels AG umbenannt (im Folgenden Mefa Bleicherei), in Anlehnung an den Namen der Firma Berliner Bleicherei, Färberei & Druckerei GmbH, mit der sie 1923 fusioniert worden war.[2] Die Umbenennung wurde offenbar als Abgrenzung zu der Neugründung eines unter ähnlichem Namen firmierenden Handelsunternehmens der Brüder Georg und Martin Tietz für sinnvoll gehalten. Am 9. November 1934 erfolgte diese Gründung. Die Brüder Tietz errichteten, zunächst gemeinsam mit der von den Hertie-Bevollmächtigten Hermsdorff und Steffani vertretenen Mefa Bleicherei, die Mefa Textilhandels GmbH (im Folgenden Mefa Textilhandel) mit einem Stammkapital von 20.000 RM. Noch am selben Tag wurde die Beteiligung der Mefa Bleicherei auf Georg und Martin Tietz übertragen, die damit alleinige Gesellschafter der Mefa Textilhandel wurden, in weiteren Verträgen das Betriebsgrundstück der Mefa Bleicherei für 450.000 RM erwarben und dieses Gelände an die Mefa Bleicherei verpachteten.[3] Die frühere Feinweberei wurde anschließend von einem Gewerbebetrieb in ein Handelsunternehmen umprofiliert. Als Geschäftsführerin setzten die Tietz-Brüder in Adlershof ihre frühere Chefsekretärin Charlotte Eigner (später Kücher-Eigner) ein.[4] Ihr gegenüber hatte die Familie Tietz unbegrenztes Vertrauen.

			Für den Außenhandel gründeten Georg und Martin Tietz zwei weitere Firmen, die – wie in § 14 des Auseinandersetzungsvertrags vereinbart – der Einkaufsgemeinschaft des Hermann Tietz- bzw. Hertie-Konzerns als Anschlussunternehmen angehören konnten. Einigen Wirbel gab es um die im Dezember 1934 erfolgte Gründung der Tietz Anschluss- und Export GmbH, die schon dem Namen nach als Anschlussunternehmen des Warenhauskonzerns zu erkennen war. Da diese Firmengründung fast gleichzeitig mit der Verdrängung der Brüder aus der Hermann Tietz & Co. ins Handelsregister eingetragen wurde, kamen Mutmaßungen auf. Arbeiteten die beiden unter anderer Flagge weiterhin im Konzern? War ihr Ausscheiden nur zur Tarnung erfolgt? Die Presse interessierte sich für solche Neuigkeiten fast mehr als für die schon lange zu erwartende Nachricht vom Ausscheiden der Familie. Die Hertie-Geschäftsführung protestierte gegen die Benennung und distanzierte sich in einer Pressemitteilung von dem neuen Tietz-Unternehmen. Es handele sich »um eine persönliche Gründung der Herren Georg und Martin Tietz, die mit dem Geschäftsbetrieb der Hermann Tietz & Co. nichts zu tun hat«. Die Brüder stünden dem Tietz-Konzern inzwischen »vollständig als Fremde gegenüber«. Hertie musste allerdings zugeben, dass die neue Firma der Familie Tietz der Einkaufsgemeinschaft des Konzerns angehörte.[5] 

			Ein weiteres Anschlussunternehmen für Exportgeschäfte gründeten Georg und Martin Tietz in London unter dem Namen Tietz Ltd. Das Stammkapital in Höhe von 10.000 britischen Pfund konnten sie mit Genehmigung der Berliner Devisenstelle durch einen Kredit eines belgischen Finanziers aufbringen.[6] Geleitet wurde die Tietz Ltd. von den zwei Brüdern gemeinsam mit dem britischen Kaufmann Arthur Vandyk und dem Niederländer Erik Emmer.[7] Innerhalb des Tietz’schen Exportgeschäfts waren die Rollen wohl so verteilt, dass die Tietz Ltd. von London aus Aufträge für Lieferungen aus Deutschland akquirierte und die Tietz Anschluss- und Export GmbH dann von Berlin aus mit deutschen Herstellern abschloss. Für solche Geschäfte waren Kredite unabdingbar, da die Tietz-Firmen den deutschen Hersteller bezahlen mussten, bevor sie die Zahlung des Auftraggebers erhielten.

			Für das beschriebene Exportgeschäft hatten Georg und Martin Tietz daher am 28. September 1934 eine Sondergenehmigung der Reichsstelle für Devisenbewirtschaftung erhalten. Zu dieser Zeit verschärfte sich der chronische Devisenmangel des Reichs durch die Zunahme des Handelsdefizits. Der beginnende Aufschwung der Binnenkonjunktur nach der Weltwirtschaftskrise führte zu einer Steigerung der Importe, während die Exporte stagnierten. Der neue Reichswirtschaftsminister Hjalmar Schacht, der den erkrankten Kurt Schmitt im Juli 1934 abgelöst hatte, reagierte darauf im Rahmen seines »Neuen Plans« mit der Erweiterung des Bewirtschaftungssystems auf die gesamte Außenwirtschaft.[8] 

			Es entsprach dieser Politik, dass die Reichsstelle für Devisenbewirtschaftung sich davon überzeugen ließ, die Verbindungen der Familie Tietz zur Verbesserung der Außenhandelsbilanz zu nutzen. Georg, Martin und Betty Tietz erhielten von der Devisenstelle des Landesfinanzamts Berlin am 9. Oktober 1934 unter Berufung auf den erwähnten Erlass der Reichsstelle die Genehmigung, »zwei von Ihnen im Auslande zu gründenden Handelsfirmen zum Vertrieb von Warenhausartikeln Kredite zum Zwecke des zusätzlichen Ankaufs von Waren in Deutschland im Werte bis zu RM 9.000.000.– (Reichsmark Neun Millionen) zur Verfügung zu stellen«.[9] 
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			Abb. 22 a: Bescheid des Landesfinanzamts Berlin (Devisenstelle), 9.10.1934
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			Abb. 22 b

		

	
		
			Auf den ersten Blick musste die Genehmigung der Devisenstelle als eine außerordentliche Vergünstigung erscheinen, wie sie nur wenigen jüdischen Unternehmern zur Unterstützung ihrer Emigration zuteilwurde, ähnlich wie die im Auseinandersetzungsvertrag in Aussicht gestellte Befreiung von der Reichsfluchtsteuer. Die Familie Tietz stand ja vor dem Problem, dass sie ihr verbliebenes Vermögen bei einer Emigration nicht in Devisen umgewandelt bekam. Ihre Guthaben, auch die Erlöse aus dem Verkauf der verbliebenen Immobilien, wären nach den geltenden Bestimmungen auf Sperrkonten im Land geblieben. Es klang daher vielversprechend, wenn die Devisenstelle in ihrem Bescheid vom 9. Oktober 1934 der Familie Tietz zusicherte, Devisenerlöse aus den genehmigten Exportgeschäften frei verwenden zu dürfen.[10] 

			Die Devisenstelle schrieb in diesem Bescheid aber zugleich vor, dass insgesamt 50 Prozent der erzielten Devisenerlöse an den Fiskus abzuführen waren. Die erwirtschafteten Devisen waren nach einem festen, mit der Höhe des Betrags variierenden Schlüssel zwischen der Familie Tietz und dem Staat zu verteilen. Bei einem Devisenerlös von umgerechnet eine Mio. RM mussten beispielsweise nur 35 Prozent an das Landesfinanzamt abgeliefert werden; wenn das Geschäft einen Umfang von umgerechnet sieben Mio. RM erreichte, waren 80 Prozent abzuliefern. Das Exportgeschäft der Tietz Anschluss- und Export GmbH und der Tietz Ltd. unterlag zudem einschränkenden Auflagen der Devisenstelle: Es musste sich um Aufträge ausländischer Firmen handeln, die zuvor nicht in Deutschland eingekauft hatten, und um Güter, die vorwiegend aus deutschen Rohstoffen gefertigt waren.[11] 

			Zu den Geschäften der Tietz’schen Anschlussunternehmen sind nur wenige Angaben überliefert, zumal Georg und Martin Tietz es ablehnten, eine professionelle Buchhaltung zu führen, da sie sich nur als Vertreter der Firmen und nicht als Inhaber im Sinne einer OHG verstanden.[12] Der erhaltene Bericht einer von der Devisenstelle im Juni 1937 durchgeführten Prüfung zeigt jedoch eindeutig, dass die Exportgeschäfte der Tietz-Brüder in einem sehr überschaubaren Umfang blieben. Innerhalb von eineinhalb Jahren hatten die Tietz Anschluss- und Export GmbH und die Tietz Ltd. nur drei größere Aufträge akquiriert, in zwei weiteren Fällen, einem geplanten Handel mit Siemens-Fernschreibern und einem Export von Kohle nach Frankreich, war das Geschäft nicht zustande gekommen.[13]

			Einer der erhaltenen Aufträge war von der Robert Cassel & Co. Ltd. in Port Elizabeth/Südafrika für die Einrichtung einer Parfümeriefabrik erteilt worden. Um den deutschen Hersteller zu bezahlen, hatten die Tietz’schen Exportgesellschaften den bewilligten Kredit in Höhe von 30.000 RM beansprucht. Mit dem Zahlungseingang konnte erst im Laufe des Jahres 1938 gerechnet werden. Ein weiteres Geschäft war ein Vertrag mit der Serbischen Berg- und Hüttenindustrie AG über sechs Mio. Dinar für die Lieferung von Maschinen. Die Anschlussfirmen von Georg und Martin Tietz hatten dafür in Deutschland Bestellungen in Höhe von 473.000 RM getätigt und davon 429.000 RM mit Obligationen bezahlt. Als drittes größeres Geschäft war ein Vertrag mit der Drach Mitteleuropäische Holzaktiengesellschaft in Vaduz/Liechtenstein, einem international aufgestellten Sägewerkskonzern, über die Lieferung von Holzbearbeitungsmaschinen zum Preis von 5.250 britischen Pfund zustande gekommen.[14] Die Tietz-Firmen hatten dem Hersteller, der Firma Fleck in Berlin-Reinickendorf, bereits 122.950 RM bezahlt. Später sollten sich bei diesem Geschäft einige Schwierigkeiten ergeben, da die Mitteleuropäische Holzaktiengesellschaft nicht mehr zahlen konnte.[15] 

			Ob Georg und Martin Tietz große Erwartungen an das Exportgeschäft knüpften, muss offenbleiben. Auf die Devisenerlöse waren sie nach der Emigration nicht angewiesen, da sie schon lange über ansehnliche Depots bei Banken in der Schweiz und den Niederlanden verfügten. Im Auseinandersetzungsvertrag war zwar das Depot der Firmeninhaber beim Schweizerischen Bankverein miteinbezogen worden, aber das Depot beim Züricher Bankhaus Blankart & Cie. war ihnen belassen worden, und ihre Depots beim Amsterdamer Bankhaus N. V. Transandine Handel Mij. im Wert von jeweils rund 500.000 holländischen Gulden bzw. rund einer Mio. Schweizer Franken hatten sie vor den deutschen Behörden geheim halten können.[16] 

			Die Vermutung liegt nahe, dass Georg und Martin Tietz die Anschlussunternehmen nicht nur als Basis für eine zukünftige berufliche Existenz im Ausland sahen. Wichtig waren die Regelungen zu den Exportgeschäften gleichwohl, weil sie ihnen erleichterte, in einer Übergangsfrist ihre Villen zu verkaufen und Vermögenswerte ins Ausland zu transferieren. Bedeutsam erwies sich auch, dass die Brüder weiterhin als Firmeninhaber auftreten konnten, was sich gerade im Ausland als vorteilhaft herausstellte. Deutsche Unternehmer, die mit Genehmigung der Reichsbehörden Geschäfte durchführten, hatten es hier leichter als Emigranten, denen die Staatsbürgerschaft aberkannt worden war.[17] Möglicherweise spielte bei dem Ausbau der Mefa Textilhandel in Adlershof auch die Hoffnung mit, dass sich die Verhältnisse im Reich in absehbarer Zeit wieder ändern würden. 

			Wenig mehr als zwei Jahre nach dem Auseinandersetzungsvertrag war diese Hoffnung verflogen. Einige Mitglieder der Familie beschäftigten sich wohl um die Jahreswende 1936/37 trotz der laufenden Geschäfte ihrer Anschlussfirmen konkret damit zu emigrieren. Als die Verfolgung der Juden immer radikalere Formen annahm, wurden auch die im Auseinandersetzungsvertrag getroffenen Vereinbarungen wertlos. Hertie kündigte den Anschlussvertrag mit der Tietz Anschluss- und Export GmbH fünf Tage nach der Pogromnacht vom 9. November 1938 mit sofortiger Wirkung: »Da Sie unzweifelhaft jüdischer Betrieb sind, kann uns nicht mehr zugemutet werden, die mit Ihnen bestehende laufende Geschäftsverbindung, die wir seinerzeit im Zusammenhang mit der Abfindung des Georg und Martin Tietz eingehen mussten, fortzusetzen.«[18] 

			Das Geschäft der Mefa Textilhandel soll sich nach späteren Angaben des Tietz-Anwalts Aldenhoff gut entwickelt haben.[19] Die im Auseinandersetzungsvertrag enthaltenen Zusicherungen wurden auch hier gebrochen. Im Mai 1939 musste die Mefa Textilhandel auf Weisung eines vom Bezirk Treptow eingesetzten Abwicklers als »jüdischer Betrieb« das Geschäft einstellen. Die verbliebenen Werte wurden zu Schleuderpreisen zwangsversteigert.[20] Da die Familie Tietz inzwischen emigriert war, blieb ihr Schlimmeres erspart. Die Familie Zwillenberg hatte sich dem nicht angeschlossen. Hugo Zwillenberg hatte nach der Verdrängung aus dem Hermann Tietz-Konzern nicht vor zu emigrieren und sich an den Anschlussunternehmen nicht beteiligt. Vergeblich vertraute er auf die Zusage, dass Frontkämpfer des Ersten Weltkrieges wie er von der Verfolgung verschont bleiben würden. 

			In den nach dem Krieg eingeleiteten Restitutionsverfahren erklärte Karg: »Die Familie Tietz erhielt Vermögenswerte in Höhe von rund 6 Millionen Reichsmark, die sie, soweit bekannt ist, zum grössten Teil unter günstigen Bedingungen ins Ausland transferieren konnte.«[21] In der von Eglau 1970 unter dem Eindruck eines Interviews mit Karg verfassten biografischen Skizze des »Herrn von Hertie« hatte sich der Betrag bereits verdoppelt: »Mit einer Abfindung von zwölf Millionen Mark gingen die Erben des Oscar Tietz in die Emigration.«[22] Diese Behauptungen wurden immer wieder unhinterfragt übernommen, obwohl längst bekannt ist, dass sich für eine derartige »Abfindung« kein Beleg finden lässt.[23] Auch die Recherchen für die vorliegende Studie haben bestätigt, dass es sich um eine Legende aus der Nachkriegszeit handelt. Der damit suggerierte Eindruck, die Familie Tietz habe bei der »Arisierung« einen angemessenen Preis zur freien Verfügung erhalten, entsprach ganz den Anforderungen, die die Restitutionsgesetzgebung an den Nachweis eines rechtmäßigen Erwerbs stellte.[24] Vor diesem Hintergrund wollte Karg den Auseinandersetzungsvertrag nun als »eine grosszügige und anständige Regelung für die Familie Tietz« anerkannt sehen.[25] 

			Die Legende von einer »Abfindung« in dieser Höhe wird auf den Kreditrahmen von neun Mio. RM angespielt haben, den Georg und Martin Tietz von der Berliner Devisenstelle im Oktober 1934 genehmigt bekamen. Doch dabei handelte es sich keineswegs um eine Zahlung an die Familie Tietz, sondern um einen Warenkredit, den die Anschlussfirmen der beiden Brüder für die Bezahlung der Hersteller ausnutzen durften, bis die Zahlung der Auftraggeber einging. Karg wird dies auch später genau gewusst haben, zumal ihm ein geradezu fotografisches Gedächtnis nachgesagt wird.

			Ungewöhnlich war die Genehmigung der Devisenstelle für Georg und Martin Tietz dennoch, bei späteren »Arisierungen« war eine derartige Vereinbarung zwischen den Behörden und den betroffenen jüdischen Unternehmern nicht mehr vorstellbar. Wäre es möglich gewesen, den von der Devisenstelle genehmigten Kreditrahmen voll auszuschöpfen, dann hätte die Familie Tietz tatsächlich ein Vermögen von 4,5 Mio. RM ins Ausland transferieren können. Doch dazu kam es nicht. Schon wegen der Auflagen der Devisenstelle für die Exportgeschäfte der Brüder wurden bis zur Emigration der Familie keine größeren Devisenerlöse erzielt. 

			Auch die anderen im Auseinandersetzungsvertrag verbrieften Zusagen versetzten die Familie nicht in die Lage, Millionenbeträge ins Ausland zu transferieren. Insgesamt wurden diese Zusicherungen im Motiv-Bericht der Hertie-Geschäftsführung vom Oktober 1934 mit 2,5 Mio. RM bewertet, doch davon entfiel ein großer Teil auf Kosten, die sich aus den Mefa-Verträgen ergaben.[26] Im Übrigen kann weder die Überlassung des Betriebs in Adlershof noch die im Auseinandersetzungsvertrag vereinbarte Überlassung einzelner Immobilien als »Abfindung« für die Familie Tietz gelten. Schließlich stammten diese Werte aus dem Firmenvermögen, auf das die Familie zugunsten von Hertie verzichten musste.

			Wie im Folgenden beschrieben wird, konnte die Familie Tietz insgesamt nur einen Teil ihres inländischen Vermögens ins Ausland transferieren, da sie beim Verkauf der Immobilien von der Radikalisierung der Verfolgung eingeholt wurde.

			Der verlustreiche Abschied von der Heimat

			Die Familien Tietz und Zwillenberg machten schon in den Anfangsjahren des NS-Regimes vielfache Diskriminierungs- und Verfolgungserfahrungen. Sie hatten mit ansehen müssen, wie ihre jüdischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Zuge des April-Boykotts allmorgendlich von SA-Schergen schikaniert wurden, um ihnen den Zugang über die Diensteingänge der Kaufhäuser zu verwehren.[27] Die Inhaber standen persönlich im Fadenkreuz der Hetzkampagnen der nationalsozialistischen Presse, die sich auf der Straße in Gewalt und sichtbare diffamierende Schmierereien an ihren Geschäftshäusern umsetzten. Der antisemitische Druck der Parteibasis ergänzte sich, wie gezeigt, in einem formelleren, aber keineswegs weniger aggressiven Gewand in dem Drängen der Reichsbehörden und Banken, die Familie aus ihrem Unternehmen auszuschließen. Mit der schrittweisen »Arisierung« ihres gewerblichen Besitzes standen die Familienmitglieder spätestens 1934 vor der Frage, ob ein Leben in Deutschland weiterhin möglich sein würde, und falls ja, unter welchen Umständen. Dies abzuwägen, war äußerst schwierig, da es unter großer Ungewissheit über den Weg, den die deutsche Politik, Wirtschaft und Gesellschaft einschlagen würde, zahlreiche Aspekte in die Überlegungen einzubeziehen galt.

			Hierzu zählte auf wirtschaftlicher Ebene, inwieweit die ehemals hoch angesehenen Kaufhausinhaber nach dem Verlust der Familienfirma ein neues berufliches Auskommen finden würden. Georg und Martin Tietz sowie auch Hugo Zwillenberg einte 1934 die Hoffnung, dass sie sich mit dem Rückzug aus dem Warenhauskonzern zugleich auch aus dem Fadenkreuz der antisemitischen Anfeindungen nehmen, im Hintergrund aber weiterhin unternehmerisch tätig sein könnten. Die Tietz-Brüder hatten daher in den »Arisierungsverhandlungen« gezielt darauf gedrängt, die Mehrheitsanteile an der Mefa Textilhandel zu übernehmen. Das Unternehmen sollte die neue Plattform für ihr Geschäftsengagement werden.[28] Mit ähnlichen Hintergedanken zog sich bereits ab 1933 Hugo Zwillenberg weitgehend auf sein Landgut Dominium Linde im Westhavelland zurück, wo er sich und seine Angehörigen in größerer Sicherheit vor den alltäglichen Anfeindungen in der Reichshauptstadt wähnte. Die meiste Zeit beschäftigte er sich als Landwirt mit der Verwaltung seines Gutsbesitzes. Zugleich gründete er im Umland einige kleinere, nicht näher benannte Fabrikationsbetriebe, in denen er bis 1938 engagiert blieb.[29]

			In dem Verhalten aller drei ehemaligen Tietz-Inhaber drückte sich nicht nur ein ungebrochener Unternehmergeist aus, sondern auch das stille Vertrauen, dass sich die Verhältnisse in ihrer Heimat möglicherweise nach einer hoffentlich kurzen Zeit der radikalen Aufwallung wieder stabilisieren würden. Diese aufgrund der frühen Verfolgungserfahrungen stets mit Sorge erfüllte Hoffnung verband sich allerdings in keiner Weise mit Arglosigkeit. Wie geschildert hatten Georg und Martin Tietz den Auseinandersetzungsvertrag 1934 nur unter der Bedingung unterzeichnet, dass sie im Fall ihrer Auswanderung von der Reichsfluchtsteuer befreit wurden und ihr Kapital zu Vorzugskonditionen ins Ausland transferieren konnten. Mit dieser vom Berliner Landesfinanzamt offiziell zugesagten Regelung trafen die ehemaligen Inhaber dafür Vorsorge, das Land mit möglichst geringen Vermögenseinbußen verlassen zu können.[30] Der Umstand, dass es den Brüdern 1934 noch möglich war, derartige Sonderbedingungen auszuhandeln, zeugt von der herausgehobenen Stellung, die man der Tietz-»Arisierung« auf höchster Regierungsebene zubilligte. Zugleich wird deutlich, dass sich das Korsett der staatlichen Beraubung von jüdischen Verfolgten zu diesem Zeitpunkt noch nicht vollständig ausgebildet hatte. Noch griff der NS-Staat vor allem auf eine Notverordnung zurück, die bereits im Zuge der Weltwirtschaftskrise 1931 erlassen worden war: Die Reichsfluchtsteuer sollte ursprünglich verhindern, dass die Devisenbewirtschaftung durch willkürliche Kapitalverschiebungen ins Ausland unterlaufen wurde. Als mit der NS-Machterlangung die verfolgungsbedingte Auswanderung zunahm, ließ sich diese Maßnahme vom NS-Regime in scheinlegaler Manier leicht als antijüdische Sondersteuer instrumentalisieren. Entsprechend wurden bereits im Mai 1934 die Freigrenzen herabgesetzt und die Devisenfahndung intensiviert. Auswanderungswillige Juden wurden seither allein unter dem Vorwand einer potenziellen Steuerflucht kriminalisiert. Ihr Vermögen konnte mittels behördlicher Sicherungsanordnungen gesperrt und letztlich vereinnahmt werden.[31] Dieser zunehmenden steuerrechtlichen Verfolgung, Diskriminierung und Diskreditierung waren sich Georg und Martin Tietz während der Verhandlungen im Sommer 1934 vermutlich überaus bewusst, sodass sie bereits im Vorfeld ihres Ausscheidens eine Regelung der steuerlichen Belange für ihre mögliche Emigration anstrebten.[32]

			Die wirtschaftlichen Konsequenzen waren nur ein Teil der Überlegungen, auf deren Grundlage die Familien Tietz und Zwillenberg das Für und Wider ihrer Auswanderung abwägen mussten. Mindestens ebenso prägend wirkten die Alltagsdiskriminierungen, denen sie sich wie alle jüdischen Mitbürger bereits in den Anfangsjahren des Regimes ausgesetzt sahen. Allerorten nahmen die Schikanen schon vor dem Erlass der sogenannten Nürnberger Gesetze 1935 zu. Der weitgehende Ausschluss aus dem gesellschaftlichen Leben, die Verbote, Theater, Kinos, Schwimmbäder oder Parkanlagen zu nutzen, oder auch, sich von »arischen« Ärzten behandeln zu lassen, waren nur einige der Diskriminierungserfahrungen, die die Betroffenen zu Menschen und Staatsbürgern zweiter Klasse degradierten. Schweren Herzens musste die Familie miterleben, wie langjährige Mitarbeiter ihres Unternehmens, aber auch persönliche Freunde und Bekannte ihre Arbeitsstelle verloren und in eine unsichere Zukunft blickten.[33] 

			Der Soziologe und Historiker Wolfgang Seibel erklärt die in den 1930er-Jahren schrittweise immer belastendere Verfolgungslage aus einem Zusammenspiel zwischen sich formell ideologisch-radikalisierenden staatlichen Verfolgungsstrukturen und einem sich in der Gesellschaft informell verbreitenden antisemitischen Einstellungsklima, das dafür sorgte, dass die im Alltag vorhandenen Spielräume für moralisches Verhalten immer eindeutiger zum Nachteil der ethnisch-religiösen, sozialen und politischen Randgruppen ausgelegt wurden.[34] Dieses Bild beschreibt treffend das gemeinsame Wirken von staatlicher Entrechtung und Eingrenzung des persönlichen Lebensalltags, in dem die Diskriminierung zu einer weitgehend akzeptierten gesellschaftlichen Praxis avancierte. 

			Konkrete Quellen, die einen Einblick darüber erlauben würden, wie die Familien Tietz und Zwillenberg mit diesen Erfahrungen umgingen, gibt es leider keine. Umso wertvoller ist es, dass Roe Jasen, die 1924 geborene Tochter von Edith und Georg Tietz, für ein Zeitzeugeninterview bereitstand, in dem sie einige ihrer Erinnerungen mit den Autoren teilte. Hiernach sah sie sich in ihrer Kindheit als Rösli Tietz ab 1933, im Alter von neun Jahren, mit Verboten und neuen Verhaltensregeln konfrontiert, die ihre Eltern ihr kaum zu erklären vermochten. Vor Augen sind ihr vor allem die zahlreichen Schulwechsel geblieben, die sie erleben musste.[35] Während sich ihr Onkel Martin Tietz seit der NS-Machterlangung bereits häufiger im Ausland aufhielt, zögerten ihre Eltern zunächst noch, mit ihren schulpflichtigen Kindern Rösli und ihrem drei Jahre älteren Bruder Hans Hermann den Schritt ins Ausland zu wagen. Während ihr Sohn 1933 bereits ein Gymnasium besuchte, ging ihre Tochter auf eine gutbürgerliche öffentliche Volksschule in Berlin-Grunewald, in der sie sich zunehmenden Drangsalierungen durch Lehrer und Mitschüler ausgesetzt sah. Als 1934 auch ihr Wechsel an eine weiterführende Schule anstand, blieb der Unternehmertochter der Zugang zu bereits nahezu allen Bildungseinrichtungen in Berlin verwehrt.[36] Ihre Eltern fanden für sie lediglich einen Schulplatz in der Dahlemer Ursulinenschule, einer von katholischen Schwestern geleiteten ehemaligen Klosterschule mit weltlichen Lehrkräften, die für ihre religiöse Liberalität bekannt waren und weiter Schülerinnen jüdischer Herkunft unterrichteten. Rösli blieb in dieser Enklave noch bis 1936.[37] Hier deutet sich bereits an, dass die einzelnen Familienzweige der Tietz-Inhaber aus familiären, emotionalen, oft aber auch ganz pragmatischen Gründen zu unterschiedlichen Zeitpunkten Deutschland verließen. Wie sich zeigte, sollte sich ihr weiteres Schicksal ganz wesentlich mit dieser Entscheidung verbinden.

			Die Familie Tietz besaß bis zur Mitte der 1930er-Jahre prächtige Unternehmervillen in Berlin. Betty Tietz, ihr Sohn Martin und seine Frau Anni bewohnten das bereits genannte um 1900 gebaute, mit großen Parkanlagen umgebene Wohnhaus in der Kaiserallee 184/185, das der Firmengründer Oscar Tietz noch vor dem Ersten Weltkrieg erworben und zum Familiensitz ausgebaut hatte. Betty Tietz veräußerte diese Villa per Kaufvertrag vom 28. Dezember 1936 mutmaßlich unter Zwang an das Königreich Bulgarien, das dort seine Gesandtschaftskanzlei einrichtete.[38] Der Kaufpreis belief sich auf 286.500 RM.[39] Sie selbst mietete sich in den Folgemonaten in einer Pension in der Dahlemer Pücklerstraße 2 ein. Martin und Anni Tietz zogen vermutlich ebenfalls 1936 aus der Villa in eine Wohnung in der Gelfertstraße in Berlin-Dahlem um. Sie lag fußläufig zur Unterkunft der Mutter.[40] 

			Edith und Georg Tietz lebten in einer repräsentativen Stadtvilla in der Koenigsallee 71 im Prominentenviertel Grunewald, ganz in der Nähe der Rathenau-Villa. Der großbürgerliche Terrassenbau mit zwei Nebenflügeln und Gästebungalows lag eingebettet in ein weitläufiges Grünstück mit einem Teetempel und Seezugang.[41] Wie bei ihrem gewerblichen Besitz üblich, war auch der private Immobilienbesitz in einem eigenen Verwaltungsbetrieb namens Grundstücksgesellschaft Koenigsallee 71 mbH zusammengefasst. Neben dem rund 4.800 Quadratmeter großen Gelände verwaltete die Gesellschaft ein angrenzendes Wassergrundstück am Hundekehlsee sowie eine Fläche an der Gustav-Freytag-Straße 17. Letztere hatten Edith und Georg Tietz 1928 zur Erweiterung ihres Domizils um weitere rund 5.000 Quadratmeter genutzt und zum Preis von 125.000 Goldmark hinzugekauft.[42]

			Nach ihrer Emigration verkauften die Eheleute ihr Wohnhaus mit Vertrag vom 19. Juli 1938 an den aufstrebenden Berliner Fabrikanten Willy Vogel, der sich 1929 mit einem Unternehmen für Zentralschmierungsanlagen selbstständig gemacht hatte. Das Geschäft wurde über den Immobilienmakler Kurt Nünnike eingefädelt. Die »Arisierung« der Privatimmobilie erfolgte mit allen angrenzenden Grundstücken und inklusive eines Teils des Inventars, das zahlreiche Möbeleinbauten und Einrichtungsgegenstände, wie zum Beispiel hochwertige Schreibtisch-Ensembles, Teppichböden, Beleuchtungskörper, aber auch Turngeräte, ein Ruderboot und einen Billardtisch umfasste.[43] Für die »Arisierung« der gesamten Liegenschaft wurde ein Pauschalpreis von 233.000 RM gebildet. Dabei lag allein der für das Grundstück Koenigsallee 71 veranschlagte Kaufpreis von 139.520 RM noch deutlich unter dem Einheitswert von 157.000 RM. In der Bilanz der Grundstücksgesellschaft Koenigsallee war der Wert noch Ende 1936 mit 183.300 RM eingetragen.[44] Die Nebengrundstücke wurden mit 76.700 RM (Gustav-Freytag-Str.) und 6.700 RM (Wassergrundstück) in Höhe des Einheitswertes veräußert. Das Inventar floss mit einer äußerst geringen Summe von 10.000 RM in den Gesamtpreis ein.[45]

			Im Konzert der zahlreichen Genehmigungsbehörden, die in die Begutachtung von »Arisierungsverfahren« involviert waren, erfolgte die Übernahme vorbehaltlich der Zustimmung des Berliner Gauwirtschaftsberaters sowie der zuständigen Devisen- und Preisprüfstelle des Oberfinanzpräsidenten. Dementsprechend gelangte auch der Kaufpreis niemals in die direkten Hände der Verkäufer, die von den Behörden als »nicht-arische« Devisenausländer behandelt wurden. Stattdessen wanderte das Kaufgeld auf ein Anderkonto bei dem Notar Oswald Freisler und wurde zur Ableistung der anfallenden Reichsfluchtsteuer gesperrt. Bereits im Juli 1937 waren die Eheleute Tietz im Zuge ihrer Auswanderung von der Devisenstelle gezwungen worden, eine Sicherungshypothek auf ihre Grundstücke in Höhe von 220.000 RM zugunsten des zuständigen Finanzamtes Wilmersdorf-Süd eintragen zu lassen.[46] Auf diesem Weg suchte die NS-Finanzverwaltung ihren Zugriff auf das Vermögen der ehemaligen Kaufhausinhaber vorab zu garantieren. Es war sicherlich kein Zufall, dass der später veranschlagte Verkaufspreis nahezu genau dieser Sicherungssumme entsprach.[47] Der Käufer des Grundstückes nutzte die von den Behörden geschaffene Zwangslage der jüdischen Inhaber aus, ihre Immobilie schnellstmöglich und zu einem Minimalpreis in Höhe der Steuerpflichten abzugeben. Auch dieses Zusammenspiel zwischen NS-Staat und privaten Erwerbern des Eigentums der Verfolgten zählte zur gängigen Praxis. 

			Eine Handhabe gegen diese Machenschaften hatten Georg Tietz und seine Frau nicht, im Gegenteil: Wie aus internen Schreiben zwischen Edith Tietz und ihren Bevollmächtigten Charlotte Eigner und Bruno Bley hervorgeht, die den Verkauf in Deutschland für sie abwickelten, mussten sie alle Bedingungen akzeptieren, um nicht nur einen raschen Verlauf und eine schnelle Tilgung ihrer Steuerpflicht zu ermöglichen, sondern auch die noch in Deutschland verbliebenen Familienmitglieder vor befürchteten Repressionen zu schützen. So schrieb Bley kurz nach Abschluss des Kaufvertrages: »Es ist naturgemäß nicht zu vermeiden, dass die Uebergabe des Grundstücks eine gewisse Unruhe etc. mit sich bringt bzw. bringen wird. […] Andererseits müssen Sie sich immer vor Augen halten, dass wir sehr froh sein können, dass das Grundstück verkauft ist, und dass wir das grösste Interesse an einer reibungslosen Abwicklung haben; […] Ausserdem müssen wir uns vor Augen halten, dass beim Nichtgelingen der reibungslosen Abwicklung die Schwierigkeiten, die schon bisher bestanden haben, viel grösser und zwar auch für Ihre Mutter und Thea werden können. Nach den bisher von mir mit den beteiligten Behörden in der Kaufangelegenheit geführten Verhandlungen halte ich es für ausgeschlossen, dass der Abwicklung behördlicherseits Schwierigkeiten entgegengestellt werden. Trotzdem sind wir aber auch auf den Käufer angewiesen, der vielleicht – wenn er will – Schwierigkeiten schaffen könnte (ich glaube allerdings nicht, dass er uns irgendwelche Schwierigkeiten machen will).«[48]

			Wie sehr die Familie Tietz bei dieser »Arisierung« übervorteilt wurde, zeigte wenig später ein Gutachten der Preisstelle des Bezirksbürgermeisters von Wilmersdorf, das nach der Vorlage des Kaufvertrages erstellt wurde. Hierin warf das Amt Willy Vogel vor, übergebührliche »Entjudungsgewinne« bei dem Kauf der Tietz-Villa erzielt zu haben, da lediglich der Einheitswert, nicht aber der wesentlich höhere Verkehrswert in Anrechnung gebracht wurde. Gerade nach den zahlreichen Zwangsverkäufen jüdischen Eigentums nach dem 9. November 1938 entfalteten sich intensive Debatten zwischen den NS-Behörden, inwieweit der deutsche Immobilienmarkt vor einbrechenden Preisen und persönlicher Bereicherung geschützt werden könnte.[49] Die Preisstellen wurden damit beauftragt, derartige Negativentwicklungen zu überwachen und auch im Einzelfall regulierend einzugreifen. Dementsprechend genehmigten sie im Fall Tietz den Kaufvertrag nur unter der Bedingung, dass der Erwerber weitere 51.000 RM an die Reichskasse abführte, um die Übergewinne aus der »Arisierung« zugunsten des Regimes abzuschöpfen. Für die jüdischen Besitzer zeigte dieser Vorgang nur, wie sehr sie anstandslos um ihr Vermögen gebracht wurden.[50]

			Da die wesentlich kleineren Wohnungen von Betty, Martin und Anni Tietz in Dahlem kaum genügend Platz boten und die gesamte Familie nach der Emigration zunächst kein neues Heim hatte, lagerte sie ihren über Jahre mit Mühe und viel Kunstverständnis zusammengestellten Hausstand bei der Spedition A. Schäfer in Berlin-Wilmersdorf ein. Neben dem kompletten Mobiliar, das von hochwertigen Einrichtungsgegenständen bis hin zur Gartenbestuhlung reichte, gehörten eine wertvolle Bibliothek und eine Sammlung historischer Gemälde zu dem Bestand des Zwischenlagers.[51] Noch gab es die leise Hoffnung, zumindest Teile der Sammlungen später aus Deutschland auslösen zu können.[52]

			Die erste Etappe der Emigration und die Finanzeinbürgerung der Familie Tietz in Liechtenstein 

			Die Emigration der Familie Tietz erfolgte nicht in einem Schritt, sondern sukzessive, zunächst unter Beibehaltung des Wohnsitzes in Berlin. Im Januar 1937 meldeten die Ehepaare Georg und Edith Tietz und Martin und Anni Tietz einen Zweitwohnsitz in Budapest an.[53] Ob ein Wechsel dorthin geplant war, lässt sich nicht erschließen, muss aber als unwahrscheinlich angesehen werden, da sich schon im Frühjahr 1937 eine Emigration in die Schweiz abzuzeichnen begann. Georg und Edith Tietz brachten damals ihre Kinder in Schweizer Internaten unter.[54] Bei dieser Gelegenheit werden sie einige Kontakte geknüpft und sich über die Finanzeinbürgerung im Fürstentum Liechtenstein kundig gemacht haben, die damals einer wachsenden Zahl von Emigranten aus der deutschen Wirtschaftselite zu einer neuen Staatsbürgerschaft verhalf. Schon am 28. März 1937 beantragte Georg Tietz für sich und seine Familie im Fürstentum Liechtenstein die Aufnahme in den Bürgerverband der Gemeinde Triesen.[55] Sein Bruder und seine Schwägerin schlossen sich im August 1937 diesem Schritt an.[56] Dauerhaft verlassen haben Georg und Edith Tietz Deutschland nach dem Verkauf ihrer Villa in der Koenigsallee 71 im Juni 1938. Ein halbes Jahr später zog auch Betty Tietz in die Schweiz, in eine Pension in Luzern. Bei den Berliner Finanzbehörden wurde ihre Emigration auf den 15. Dezember 1938 datiert.[57]

			Das Fürstentum Liechtenstein hatte in den 1920er-Jahren zur Konsolidierung seiner Finanzen die Finanzeinbürgerung ausgebaut, durch die Personen ohne Wohnsitz im Fürstentum und ohne verwandtschaftliche Verbindungen nach Liechtenstein gegen Zahlung einer Steuer die Staatsbürgerschaft erhalten konnten. Dieses Verfahren, das zunächst von den Gemeinden praktiziert worden war, wurde nun von der fürstlichen Regierung durch eine eigene Steuer als Geldquelle für den Haushalt erschlossen. In Vaduz hoffte man, damit auch Investoren anzulocken, die das damals noch agrarisch geprägte Gebiet bitter nötig hatte. Die Finanzen des Fürstentums waren durch die Auswirkungen des Ersten Weltkrieges und der Inflation in der Schutzmacht Österreich, mit der ein Währungsverbund bestand, zerrüttet. Das Fürstentum schloss deshalb 1923 einen Zollvertrag mit der Schweiz ab, führte den Schweizer Franken als Währung ein und ließ sich fortan von der Schweiz diplomatisch vertreten. Auf Druck aus dem Ausland wurde 1934 die Finanzeinbürgerung neu geregelt, die Neubürger unterlagen nun einer dreijährigen Wohnsitzpflicht in Liechtenstein, von der nur in Ausnahmefällen abgesehen werden konnte. Der Steuersatz für die Einbürgerung wurde anschließend auf 15.000 Schweizer Franken an die jeweilige Gemeinde und 7.500 Schweizer Franken an den Staat, Ende 1936 dann auf 20.000 Schweizer Franken für die Gemeinde und 10.000 Schweizer Franken für das Fürstentum erhöht.[58]

			Bei den Bewerbern um eine Finanzeinbürgerung in Liechtenstein handelte es sich fast durchweg um vermögende Unternehmer oder Adelige aus Mittel- und Osteuropa. 1931 war wegen der Einführung der Reichsfluchtsteuer in Deutschland mit 36 Finanzeinbürgerungen ein vorläufiger Höchststand erreicht worden. Nach 1933 bewarben sich zunehmend Emigranten aus der jüdischen Wirtschaftselite Deutschlands um eine Finanzeinbürgerung. Zu den Eingebürgerten gehörten der Großindustrielle Paul Silverberg (1936), der Unternehmer Alfred Merton (1937) sowie die Bankiers Siegfried Bieber (1937), Herbert James Beit von Speyer (1939) und Georg Solmssen (1939). Die Zahl der Finanzeinbürgerungen stieg durch deutsche Emigranten 1937 auf 30 an.[59] 

			Als der Vaduzer Anwalt Ludwig Hasler im März 1937 das Einbürgerungsgesuch für Georg Tietz einreichte, pries er seinen Mandanten in den höchsten Tönen an. Der Bewerber habe in Berlin ein Vermögen von 1,4 Mio. RM versteuert, sei auch »Mitinhaber der Tietz Limited in London«, besitze große Vermögenswerte im Ausland und sei »mit den deutschen Stellen vollkommen in Ordnung«. Tietz habe einen Doppelwohnsitz und werde bis zur Abwicklung seiner Geschäfte den Wohnsitz in Berlin beibehalten. Als Belege fügte Hasler einen Steuerbescheid, Leumundszeugnisse für das Ehepaar aus Budapest und eine Abschrift des Bescheids der Berliner Devisenstelle für Georg und Martin Tietz bei.[60]

			Die Ausführungen Haslers dürften die Gemeindebürgerversammlung in Triesen beeindruckt haben. Die damals rund 1.100 Einwohner zählende Gemeinde war durch den Bau eines Binnenkanals entlang des Rheins und die Melioration des Gemeindebodens im Rheintal, die auch der Arbeitsbeschaffung diente, stark beansprucht. Die Einbürgerungssteuer eines vermögenden Unternehmers von der Tietz Ltd. London war da sehr willkommen. Obwohl es auch in Triesen kritische Stimmen gegenüber dem Finanzbürgerrecht gab und die konservative Vaterländische Union hier stark vertreten war, stimmte die Gemeindebürgerversammlung am 11. April 1937 der Einbürgerung von Georg, Edith, Hans Hermann und Rösli Tietz mit 115 Jastimmen bei 69 Neinstimmen und 18 Enthaltungen zu.[61] 

			Nun musste das Gesuch noch die Zustimmung des Landtags und des Fürsten erhalten. Die fürstliche Regierung zog Auskünfte über Georg Tietz ein, die von den Banken der Familie in Amsterdam und Zürich erteilt wurden. Die Transandine Handel Mij., deren Inhaber Samuel Siegfried Fritz Hochheimer ein ehemaliger Leonhard Tietz-Mitarbeiter war, bescheinigte, dass Tietz über ein Vermögen von mehr als einer Mio. Schweizer Franken verfügte.[62] Das Bankhaus Blankart & Cie. bestätigte, dass er »seit vielen Jahren als werter, wohlhabender Kaufmann« bekannt sei.[63] Unter dem Eindruck dieser Auskünfte versuchte der Landtag, vom »Gesuchsteller« eine Einbürgerungssteuer von 30.000 statt der üblichen 20.000 Schweizer Franken zu erreichen, doch darauf wollte sich Georg Tietz nicht einlassen. Am 7. Mai 1937 kam es im Landtag zur Abstimmung. Der Vizepräsident ermahnte die Opposition zuvor, diesen Antrag nicht abzulehnen und nicht den – offenbar gängigen – Vorwurf zu erheben, »wir würden jeden Juden einkaufen«. Eine Mehrheit lehnte den Antrag dennoch ab. Der anschließenden Debatte zufolge sollte damit ein Exempel gegen die Einbürgerung von Juden statuiert werden. Für die Gemeinde Triesen war das Abstimmungsergebnis ein Desaster. Ihr Vorsteher Ferdinand Heidegger (Vaterländische Union), der auch dem Landtag angehörte, wies sofort auf die Folgen hin: »Die Gemeinde Triesen ist in grösster Not, so müssen wir die Arbeiten einstellen. Wir haben bereits schon einen Vorschuss darauf genommen.« Ihm wurde wegen dieser Klarstellung »Erpressung« vorgeworfen, aber das Wohl der Gemeinde Triesen wog schwerer. Eine »Wiedererwägung des Beschlusses« wurde beantragt, und nun stimmten die Abgeordneten mit zwei Enthaltungen für den Antrag.[64] 

			Georg, Edith, Hans Hermann und Rösli Tietz wurden am 14. Mai 1937 »mit Höchster Resolution seiner Durchlaucht des Landesfürsten« in den liechtensteinischen Landesbürgerverband und das Bürgerrecht der Gemeinde Triesen aufgenommen.[65] Zu entrichten waren dafür Steuern und Gebühren in Höhe von insgesamt 32.600 Schweizer Franken – ein Betrag, der vier Jahresgehältern des liechtensteinischen Regierungschefs entsprach. Hinzu kam noch die Errichtung eines Kautionsdepots im Wert von 30.000 Schweizer Franken.[66]

			Im August 1937 reichte Anwalt Hasler beim Gemeindevorstand Triesen ein Einbürgerungsgesuch von Martin und Anni Tietz ein. Er machte geltend, dass der Bewerber »noch in Berlin sich unbelästigt aufhalten kann und vom deutschen Reiche ausserdem die Bewilligung erhalten hat, einen Teil seines Vermögens zu transferieren«.[67] Wieder konnte er Bescheinigungen der Banken N. V. Transandine Handel Mij. und Blankart & Cie. vorlegen, und auch die bisherige Kinderlosigkeit des Ehepaars galt als Vorteil, da das Fürstentum in diesem Fall keine Verpflichtungen für die nächste Generation eingehen musste.[68] Die Gemeindeversammlung Triesen stimmte mit 110 zu 41 Stimmen zu, im Landtag wurde der Antrag am 26. Oktober 1937 routinemäßig durchgewunken, als eine von sieben Einbürgerungen, darunter der des Bankiers Hans Arnhold, seiner Frau und Tochter.[69] Drei Tage später erhielten Martin und Anni Tietz zum selben Preis wie Georg und Edith die Staatsbürgerschaft des Fürstentums verliehen.[70] 
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			Abb. 23: Heimatschein des Fürstentums Liechtenstein, 15.5.1937

		

	
		
			Georg und Edith Tietz hatten nie vor, nach Liechtenstein zu ziehen. Der in den ersten Jahren der Staatsbürgerschaft eigentlich bestehenden Wohnsitzpflicht kamen sie mit längeren Aufenthalten in Hotels und einer Pension in Vaduz nach.[71] Aus der überlieferten Korrespondenz der Jahre 1937 bis 1939 lässt sich allerdings auch keine andere feste Anschrift ermitteln. Das Ehepaar lebte offenbar in Hotels, abwechselnd in Zürich, Liechtenstein und Frankreich. 

			Den deutschen Behörden hatte die Familie Tietz ihre neue Staatsangehörigkeit zunächst nicht mitgeteilt. Erst nachdem das deutsche Konsulat in Zürich im Frühjahr 1938 davon erfahren und sich bei der Fürstlichen Regierung in Vaduz erkundigt hatte, gab sie ihre deutschen Pässe zurück.[72] Wie nützlich die neue Staatsbürgerschaft sein konnte, zeigte sich, als in Berlin der Bürgermeister des Bezirks Treptow im Dezember 1938 damit drohte, die Mefa Textilhandel als »jüdischen Betrieb« zu schließen. Zuvor hatte Hertie mit derselben Begründung die im Auseinandersetzungsvertrag zugesagten Anschlussrechte der Firma gekündigt. Georg und Martin Tietz ersuchten über den Vaduzer Anwalt Alois Ritter die Fürstliche Regierung um diplomatische Vertretung und hofften, die Schließung noch durch eine Abtretung der Firma an die nicht jüdische Geschäftsführerin Charlotte Eigner und einen Schweizer Geschäftsmann verhindern zu können.[73] Obwohl die Schweizerische Gesandtschaft in Berlin das Anliegen für wenig aussichtsreich hielt, intervenierte sie bei den deutschen Behörden. Daraufhin wurden der in Adlershof eingesetzte Abwickler Theo Freimuth abberufen und die verfügte Schließung aufgehoben.[74] Als der Bezirksbürgermeister dann erneut den Handelsrichter Freimuth zum Abwickler bestellte und dieser den Betrieb zum 6. Mai 1939 schloss, half den Brüdern Tietz ihre neue Staatsangehörigkeit nicht mehr. Die Schweizerische Gesandtschaft in Berlin teilte nach Bern mit, dass eine erneute Intervention völlig aussichtslos wäre, weil es sich um deutsche Emigranten handelte.[75] 

			Georg Tietz und seine Familie wurden zum 31. März 1947 auf eigenen Antrag aus dem liechtensteinischen Staatsverband entlassen, da sie inzwischen die amerikanische Staatsbürgerschaft erhalten hatten.[76] Martin und Anni Tietz emigrierten nicht in die USA und entwickelten daher eine stärkere Bindung an Liechtenstein. Martin behielt die Staatsbürgerschaft des Fürstentums bis zu seinem Tod. In einem Schreiben an die fürstliche Gesandtschaft in Bern vom 7. September 1949 erklärte er, seit seiner Einbürgerung den Wohnsitz in Triesen zu haben, und versicherte, nicht wieder nach Deutschland zu ziehen.[77] Ständig wird er nie in Triesen gelebt haben. Ein Schreiben vom Juli 1938 verfasste er mit der Anschrift »Zürich, neues Schloß«, einer Bescheinigung der liechtensteinischen Regierung vom 2. Dezember 1938 zufolge wohnte das Ehepaar damals in Zürich, Leonhardstraße 1.[78] Nach dem Krieg wurde Martin Tietz in den Restitutionsverfahren durchweg mit dem Wohnsitz Havanna geführt, auch wenn er den liechtensteinischen Behörden gegenüber 1949 beteuerte, dass es sich bei der Anschrift in Kuba lediglich um einen zweiten Wohnsitz handele, wo er jedes Jahr drei bis vier Monate »verweile«.[79] Später kamen noch Wohnsitze in Locarno und München hinzu, doch eine persönliche Verbindung zu Liechtenstein wird man Martin Tietz nicht abstreiten können. 1951 erwarb er ein Haus im Vaduzer Ortsteil Ebenholz, und aus seinem Vermächtnis entstand in Vaduz später die Martin Tietz Stiftung für Erziehungs- und Familienberatung.[80] 

			Mit der Emigration trennten sich die Wege der Familien Tietz und Zwillenberg dauerhaft. Die Brüder Tietz waren sich in der Übergangsphase der in der Schweiz und in Liechtenstein verbrachten Zeit noch nahe, doch konnten sie hier keine neue Heimat für die Familie begründen. Und eine neue berufliche Existenz vermochten sie nach der Emigration in keinem Land aufzubauen, obwohl beide 1938 mit 47 bzw. 42 Jahren im besten Alter waren. Die Tietz Ltd. in London bestand noch fort, doch war ihr mit der Kündigung des Anschlussstatus die Geschäftsgrundlage entzogen worden.[81] Die erzwungene »Arisierung« des Warenhauskonzerns und die Vertreibung aus Deutschland führten so zu einer vollständigen Entwurzelung der Familie Tietz. 

			Vermutlich noch kurz vor dem Ausbruch des Zweiten Weltkrieges flüchtete Georg Tietz mit seiner Familie zunächst für einige Monate nach England, bevor sie 1940 zu einer fast einjährigen Odyssee aufbrach, um über Kuba schließlich in die USA zu gelangen.[82] Betty Tietz konnte aufgrund ihrer Ende 1938 wieder angenommenen amerikanischen Staatsbürgerschaft wohl als Erste aus der Familie in die USA emigrieren. Der Korrespondenz ihres Berliner Generalbevollmächtigten Walther Bernhard zufolge wohnte sie bereits Anfang Januar 1941 in New York.[83] Während Georg, Edith, Hans Hermann und Rösli Tietz ihr dorthin folgten, blieben Martin und Anni in Kuba, welches zu diesem Zeitpunkt als eines der wenigen Länder noch für jüdische Emigranten offen stand. Das Ehepaar ließ sich in Havanna nieder, wo es Martin kaum möglich war, eine seiner vorherigen Stellung entsprechende berufliche Beschäftigung zu finden, ihr Leben aber in Sicherheit war.[84]

			Von Lager zu Lager: Die Emigration der Familie Zwillenberg

			Dieses Glück wurde Hugo Zwillenberg, seiner Frau Elise und ihren beiden noch jungen Kindern Lutz Oscar und Helga Henriette nicht zuteil. Der ehemalige Mitinhaber des Warenhauskonzerns, der im Ersten Weltkrieg noch für Deutschland gekämpft hatte, wollte seine Heimat und insbesondere seine Domäne, die er über Jahre mit großer Akribie als Landwirt aufgebaut hatte, nicht aufgeben. Seine Hoffnung, dass ihn sein weitestgehend zurückgezogenes Leben auf Dominium Linde vor Repressionen schützen könnte, zerschlug sich spätestens mit den brutalen Ausschreitungen der Nacht vom 9. November 1938. Im Zuge des Pogroms wurde Hugo Zwillenberg in seinem Berliner Büro verhaftet, wo er seine geschäftlichen Unterlagen vor dem Mob beschützen wollte. Seine Arbeitsräume wurden vollständig verwüstet und geplündert. Noch am gleichen Tag wurde er in das Konzentrationslager Sachsenhausen im Norden Berlins verbracht. In der Haft wurde er bedrängt, sowohl seine Wohnimmobilie auf dem Berliner Hohenzollerndamm 100/101 als auch seinen Gutsbesitz im Westhavelland zu verkaufen. Erst als er in eine Verkaufsverpflichtung einwilligte und zudem etwas mehr als 50.000 RM sogenanntes Scherbengeld für die Schäden zahlte, die die NS-Schergen in seinen Geschäftsräumen verursacht hatten, wurde er nach über zweiwöchiger Inhaftierung am 26. November 1938 wieder auf freien Fuß gesetzt.[85]

			Derart zum Verkauf seiner privaten Immobilien gezwungen, musste Zwillenberg das Dominium Linde am 20. Januar 1939 zu einem Kaufpreis von 268.000 RM abgeben. Das bäuerliche Gutsanwesen mitsamt Landschloss und 1.500 Hektar Feld- und Forstflächen war 1933 noch auf einen Wert von etwa 640.000 RM taxiert worden.[86] Etwas mehr als einen Monat zuvor war der Familie bereits ihr modernes Wohnhaus am Hohenzollerndamm abgenommen worden. Als Käufer trat in dem am 9. Dezember 1938 geschlossenen »Arisierungsvertrag« unmittelbar der Reichsfiskus in Person des Oberstabszahlmeisters Friedrich Gebert auf. Er wiederum agierte im Auftrag des Oberkommandos des Heeres, das hier eine neue Standortverwaltung II unter der Leitung des Generals Hoepner einrichtete.[87] Das Zwillenberg-Haus wurde mitsamt aller Einrichtungsobjekte übernommen. Dabei diktierte Gebert sowohl den Ankaufspreis für die Immobilie als auch für das Mobiliar. Er legte der Familie eine Inventarliste »mit bewilligten Preisen« vor und verwies darauf, dass es keinerlei Spielraum für Verhandlungen gebe. Geberts Aufstellung kam zu einem Ankaufspreis von 31.077 RM, wobei der wirkliche Wert allein der Möbel auf 93.000 RM, d. h. auf mehr als das Dreifache, geschätzt wurde.[88] Sämtliche Kaufgelder gelangten nicht in die freie Verfügung der jüdischen Inhaber, sondern wurden auf einem Sperrkonto umgehend mit den Belastungen aus Steuern und Zwangsabgaben verrechnet.[89] 

			Unter der ständigen Furcht, abermals in Lagerhaft gezwungen zu werden, emigrierte Zwillenberg mit seiner Familie am 3. März 1939 in die Niederlande. In Rotterdam angekommen, betätigte sich der Familienvater wieder umgehend als Unternehmer. Er erwarb die Anteilsmehrheit der N. V. Eerste Nederlandsche Snaren- en Catgutfabriek die Natursaiten für Streichinstrumente herstellte und international vertrieb. Der Kontakt zu der alteingesessenen Firma und ihrer ebenfalls jüdischen Inhaberfamilie Hakkert ging vermutlich auf seine Passion für die klassische Musik zurück, der er schon in den 1920er-Jahren als engagierter Förderer der Gesellschaft der Musikfreunde Berlins nachgegangen war.[90] Noch im gleichen Jahr wurde Zwillenberg zudem zum Honorarkonsul der Republik Nicaragua in Rotterdam ernannt. Mit dieser diplomatischen Position ging ein gewisser Schutz einher, als die Niederlande im Mai 1940 durch deutsche Truppen besetzt wurden. Immer wieder behelligt von dem Sicherheitsdienst (SD) und dem Reichskommissar für die Niederlande, dem radikalen Antisemiten Arthur Seyß-Inquart, konnte Zwillenberg fast drei Jahre einer erneuten Verhaftung entgehen. Ende Oktober 1943 aber wurden er und seine Angehörigen festgesetzt und in das berüchtigte Durchgangslager Kamp Westerbork verbracht, von wo aus sie weiter in eines der Vernichtungslager deportiert werden sollten.
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			Abb. 24: Boulevard des Misères des Lagers Westerbork in den Niederlanden, um 1943

			Lediglich durch eine Intervention der Schweizer Gesandtschaft beim Berliner Auswärtigen Amt entkam die Familie diesem Schicksal. Stattdessen wurden Hugo, Elise und die Kinder im März 1944 in ein Internierungslager für sogenannte privilegierte Häftlinge im französischen Vittel verlegt.[91] »Auch Vitell«, berichtete Hugo Zwillenberg später, »war ein deutsches Lager mit einem deutschen Lagerkommandanten, bewacht von dem deutschen Militär und der Gestapoaufsicht über die Antragsteller und ähnliche Gefangene. Die Gestapo veranlasste auch deren Abtransport aus dem Lager, der von SS-Offizieren angeordnet wurde. Vor diesem Transport waren etwa 40 Personen oder Familien aus dem Lager Vitell in ein Vernichtungslager abtransportiert worden, ein Vorgang, der zu beträchtlichen Aufregungen und Selbstmorden unter den Betroffenen geführt hatte.«[92] 

			Im Mai 1944 wurde die Familie Zwillenberg schließlich in einen Güterzug verladen, zunächst mit einem ihr unklaren Reiseziel. Wie groß muss die Erleichterung gewesen sein, als sie in der Nähe von Barcelona schließlich gegen deutsche Kriegsgefangene ausgetauscht wurde.[93] Mittlerweile per hoheitlichem Schnellbeschluss des Präsidenten zu Staatsangehörigen des Landes Nicaragua ernannt, fand Hugo Zwillenberg einen Platz für sich und seine Familie auf dem schwedischen Passagierschiff Gripsholm, das Diplomaten und verwundete Soldaten nach New York bringen sollte.[94]
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			Abb. 25: Das schwedische Diplomatenschiff Gripsholm ankert mit Emigrierenden in Algier, 20.5.1944. 

			Aber auch dies war nicht die letzte Station ihrer schwierigen Flucht. Bei einem Zwischenstopp in Algier wurde das Schiff von der britischen Marine aufgebracht und sämtliche Passagiere einer Prüfung ihrer Herkunft und politischen Zuverlässigkeit unterzogen. Während Elise Zwillenberg mit ihrer knapp 14-jährigen Tochter kurzzeitig in einem Lazarett untergebracht wurde, hatten sich Hugo Zwillenberg und sein Sohn für einige Tage einer Internierung in dem Kriegsgefangenenlager POW 203 Fort de l’Eau zu unterziehen. Als die Personenkontrolle endlich absolviert war, musste die Familie feststellen, dass ihr Transportschiff bereits weiter in Richtung USA aufgebrochen war. Mühevoll suchten die Zwillenbergs nach weiteren Reisegelegenheiten, gelangten aber am 30. Juni 1944 nur noch bis nach Lyauty bei Casablanca, wo sie bis zum 15. November 1944 in Notunterkünften der Vereinten Nationen lebten, um schließlich in ein weiteres, nun wiederum französisches Lager der United Nations Relief and Rehabilitation Administration bei Philippeville umzuziehen. 

			Am 26. August 1945 kehrte die Familie gemeinsam in die mittlerweile befreiten Niederlande zurück, und Hugo Zwillenberg übernahm die Leitung des Konsulats von Nicaragua in Rotterdam.[95] Die Familie kam nun endlich nach den jahrelangen Torturen diverser Inhaftierungen und Internierungen etwas zur Ruhe. Letztlich hatte auch sie überlebt und war der Shoa mehrfach in letzter Minute entkommen. Ihr Vermögen hatte sich der NS-Staat im Zuge von Flucht und Emigration dagegen in großen Teilen angeeignet.

			Beraubt und beschlagnahmt: Die Konfiskation des Familienbesitzes 

			Neben den privaten Profiteuren der »Arisierung« von Gewerbeunternehmen, Immobilien und Grundstücken rückte der NS-Staat ab spätestens 1936 in die Position, sich an den Vermögen der Verfolgten zu bereichern. Den Ansatzpunkt für den konfiskatorischen Zugriff lieferte formal die Aufgabe des inländischen Wohnsitzes der jüdischen Emigranten, später der Deportierten. Die Überwachung der Ableistung der Reichsfluchtsteuer wurde weiter verschärft. Mit dem Inkrafttreten des berüchtigten Paragrafen 37a des Devisengesetzes konnte ab Ende 1936 eine Sicherungsanordnung nicht nur über die anfallende Steuerschuld verhängt, sondern das gesamte Vermögen von mutmaßlichen Auswanderern auf Sperrkonten übertragen und der freien Verfügung der Eigentümer entzogen werden. Brauchte es bis dato zumindest noch einen – oft von den Finanz- oder Polizeibehörden fingierten – Verdachtsmoment, um die schikanöse Steuereintreibung zu initiieren, entledigte sich das NS-Regime seit Frühjahr 1938 jeder Zurückhaltung, die es zuvor noch aus Rücksichtnahme vor möglichen außenwirtschaftlichen Folgen geübt hatte. Der Staat erweiterte seinen konfiskatorischen Werkzeugkasten durch neue steuer- und vermögensrechtliche Kontrollregeln, wie die antijüdischen Zwangsabgaben und verschärfte Auflagen für den Sach- und Kapitaltransfer.[96] Im April 1938 erging eine kollektive Melde- und Sperrpflicht für jüdische Vermögen, die nun systematisch erfasst und für den staatlichen Zugriff vorbereitet wurden.[97] Wenige Wochen später wurde eine Verordnung erlassen, mit der alle jüdischen Gewerbebetriebe und ihre Anteilseigner behördlich registriert wurden. Hierunter fielen auch die Grundstücksfirmen, die nach der Kaufhaus-»Arisierung« im Besitz der Familie Tietz verblieben waren: die Mefa sowie die Königsberger Grundwert AG und die Grundstücksgesellschaft Koenigsallee 71 GmbH als Immobilienunternehmen.[98]

			Auf den Schritt der Erfassung folgten nach den Novemberpogromen die Ausschaltung und Beraubung. Taggleich, am 12. November 1938, wurde die Aufgabe der noch bestehenden jüdischen Handels-, Gewerbe- und Industrieunternehmen gesetzlich verordnet und alle jüdischen Staatsangehörigen mit einer Sonderabgabe in der Gesamthöhe von einer Milliarde RM belegt. Um diese »Kontributionssumme« zu erreichen, verlangte der Staat 20 Prozent des jeweiligen Vermögens jedes jüdischen Steuerpflichtigen, zahlbar zunächst in vierteljährlichen Raten ab dem 15. Dezember 1938. Im Sommer 1939 wurde ein weiterer fünfprozentiger Teilbetrag der Judenvermögensabgabe von den Oberfinanzpräsidenten der Landesfinanzämter eingezogen, sodass insgesamt 25 Prozent des jüdischen Vermögens an die öffentliche Hand flossen.[99] Selbst wenn die jüdischen Vermögensbesitzer diese letztlich rund 50-prozentige Steuer- und Abgabenlast bewältigt hatten, griff das NS-Regime bei dem Transfer des Vermögens erneut auf ihr Eigentum zu. Ähnlich wie bei der Reichsfluchtsteuer instrumentalisierte der Staat auch hier die Devisenbewirtschaftung für verdeckte Sonderabgaben. Im Zuge der Devisenkontrolle unterlag jede Auslandstransaktion von Bar- oder Wertpapiervermögen der Anmeldung und Genehmigung durch die Reichsbank. Die Zahlungen mussten über ihr Tochterunternehmen Deutsche Golddiskontbank (Dego) abgewickelt werden. Hierzu wurden die Vermögenswerte bei speziell zugelassenen Devisenbanken auf sogenannte Auswanderer-Sperrkonten geparkt, um von dort in konvertible Devisen, die sogenannte freie Reichsmark, getauscht zu werden. Für diesen Umtausch verlangte die Dego von den jüdischen Guthaben ein immer höheres Disagio. Während »arische Auswanderer« konstant ein Wechselverhältnis von etwa zwei Sperrmark zu einer freien RM angeboten bekamen, sank der Kurs für die Verfolgten von 100:30 (1935) über 100:13 (Januar 1938) auf nur noch 100:4 (September 1939).[100] In dem Dreischritt aus Reichsfluchtsteuer, Judenvermögensabgabe und Transferabschlägen wurden die jüdischen Verfolgten finanziell umfassend ausgeplündert. Lagen weiterhin Vermögenswerte auf deutschen Sperrkonten, galten sie schließlich mit der Elften Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 1941 vollständig an das Reich verfallen.[101]

			In dieser nur groben Skizze über die Instrumente der Konfiskation wird deutlich, dass die Intensität des konfiskatorischen Zugriffs ebenfalls eng mit dem Zeitpunkt der Emigration zusammenhing. Dies galt auch für die Familien Tietz und Zwillenberg, die nach dem Verlust ihres Familienunternehmens nun direkt großer Teile ihrer Vermögen beraubt wurden.

			Tabelle 11: Konfiskation des Privatvermögens der Familie Tietz, 1936 bis 1942[102]
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			Quelle: eigene Zusammenstellung nach Steuerbescheiden und Entschädigungsansprüchen 
* aus Angaben berechnet

			Tabelle 11 zeichnet die Vermögensverluste der vier Familienzweige im Zuge der repressiven Steuer- und Abgabenerhebung der nationalsozialistischen Finanzbehörden nach. Sie zeigt die enorme, aber leider durchaus typische Höhe der staatlichen Bereicherung. Dabei bleibt anzumerken, dass die Tabelle aufgrund der weiterhin lückenhaften Quellen nur einen unvollständigen Einblick der tatsächlichen Entziehungsmaßnahmen bietet. Dennoch mag sie aber zumindest helfen, sich über die Arten und Intensitäten der Konfiskation zu orientieren.

			Den Ausgangspunkt für die steuerliche Veranlagung bildeten für alle Familienmitglieder die Vermögenssteuerbescheide aus dem Sommer 1936. Hiernach summierte sich das Vermögen der Familiengruppe auf insgesamt knapp über 5,2 Millionen RM. Das höchste Einzelvermögen verzeichnete Betty Tietz mit rund 1,7 Millionen RM, gefolgt von Georg Tietz, dem letzten Seniorchef der Hermann Tietz OHG, der gemeinsam mit seiner Frau auf 1,38 Millionen RM veranlagt wurde.[103]

			Auffallend ist, dass alle Familienzweige vollständig zur Reichsfluchtsteuer herangezogen wurden. Die 1934 von ministerialer Seite zugesagte steuerliche Sonderbehandlung im Emigrationsfall wurde kaum drei Jahre später von den zuständigen Finanzbehörden ignoriert. Eine der zentralen Forderungen der Altinhaber wurde in dem immer radikaleren Klima von Diskriminierung und Bereicherung schlicht übergangen.[104] Georg und Martin Tietz wurden direkt nach ihrer offiziellen Auswanderung zum 5. November 1937 bzw. 1. Januar 1938 mit einem Viertel ihres Vermögens mit der Reichsfluchtsteuer belegt.[105]

			Betty Tietz und das Ehepaar Zwillenberg, die bis nach den Novemberpogromen 1938 in Deutschland blieben, wurden in die konfiskatorische Kombination aus Reichsfluchtsteuer, Judenvermögensabgabe und Transfer-Disagio gezwungen. Sie verloren in den Folgemonaten ihrer Emigration rund 50 Prozent ihres Vermögens an den Fiskus. Hinzu traten Transferverluste beim Umtausch der Restvermögen, die zumindest im Fall Betty Tietz heute nur noch teilweise rekonstruiert werden können.[106]
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			Abb. 26: Reichsfluchtsteuerbescheid für Martin und Anni Tietz zum 1.1.1938 

		

	
		
			Wesentlich dichter überliefert sind die Konfiskationsschritte im Fall Hugo Zwillenberg und seiner Frau. Das Familienvermögen wurde im Februar 1939 auf der Grundlage einer mittlerweile fast drei Jahre alten Steuerveranlagung auf 1.058.500 RM beziffert. Diese Summe beinhaltete ein Barvermögen von 707.161 RM, dazu festverzinsliche Reichsbahnanleihen im Wert von 350.000 RM und eine nicht näher deklarierte Schenkung über 1.339 RM.[107] Bereits im Dezember 1938 wurden die ersten vier Raten der Judenvermögensabgabe eingefordert, dann von dem verbliebenen Vermögen ein weiteres Viertel für die Reichsfluchtsteuer eingezogen. Inklusive der später erhobenen fünften Rate der im NS-Jargon als »Sühneabgabe« titulierten Sondersteuer belief sich der konfiszierte Wert auf etwa 515.000 RM.[108] Nicht in die zeitgenössische Berechnung flossen zusätzliche willkürliche Forderungen mit ein, zu denen sich Hugo Zwillenberg bereits unter dem Druck der Haft im Herbst 1938 bereit erklärt hatte. Sein Vermögen nach dem Veranlagungsstand von 1936 hatte sich durch sie bereits erkennbar reduziert. Im Einzelnen handelte es sich um eine »Auswander-Abgabe« von pauschal weiteren 20.000 RM sowie die Verpflichtung, eine sogenannte Helldorff-Spende in Höhe von 65.032 RM zu leisten.[109] Dies war eine als freiwillig deklarierte, rechtlich aber völlig illegitime Zwangsabgabe, die vermögenden jüdischen Bürgern in Berlin vonseiten des Polizeipräsidenten Wolf-Heinrich Graf von Helldorff aufgebürdet wurde. Die Stadt Berlin hatte Hugo Zwillenberg im Zuge der Haft den Reisepass entzogen. Die Spende fungierte als Auslöse, um die Dokumente zurückzuerhalten. Das Geld sollte, so Helldorffs Behauptung, in einen Notfonds für jüdische Wohlfahrtsempfänger fließen. Tatsächlich wurde der Vorstand der Jüdischen Gemeinde gezwungen, eine Quittung auszustellen, in der die Spende als »ausserordentlicher Beitrag (Auswander-Abgabe)«[110] etikettiert wurde. In der Realität führte der Polizeipräsident das Geld direkt an das Reichswirtschaftsministerium ab.[111]

			Hinzu kam der Verlust beim Transfer des verbliebenen Privatvermögens von Sperrmark in freie Reichsmark. Die Familie Zwillenberg nahm mit dem sogenannten Rheinmetall-Borsig-Transferabkommen an einem Sonderverfahren mit den Niederlanden teil, das durch die N. V. Hollandsche Koopmannsbank an jüdische Emigranten vermittelt wurde. Um die Erlaubnis zu erhalten, Vermögen in die Niederlande mitzunehmen, forderten die deutschen Devisenstellen eine Umtauschgebühr in Höhe von 80 Prozent. Die Familie Zwillenberg meldete insgesamt rund 310.000 RM zum Devisentransfer an, wodurch sich der Einbehalt der NS-Finanzverwaltung allein auf etwa 248.000 RM belief. Die nach dem Transferabschlag übrig bleibenden 61.975,68 RM sollten dem Antragsteller in 4.200 britischen Pfund überstellt werden.[112] Nach der deutschen Besatzung des Nachbarlandes kam es jedoch niemals zu dieser vereinbarten Auszahlung. Letztlich wanderte die Familie somit nur mit einem sehr geringen Barvermögen in die Niederlande aus. Im Januar 1940 wurde Hugo Zwillenberg schließlich nachträglich eine steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes Wilmersdorf-Süd ausgehändigt. Hiermit wurde ihm bestätigt, dass alle bestehenden und künftigen Forderungen des Reiches durch Einbehalte und gesicherte Sperrkonten gedeckt seien.[113]

			Über die Höhe des nach 1940 noch in Deutschland verbliebenen Vermögens von Zwillenberg liegen leider keine Angaben vor. Es ist aber davon auszugehen, dass auch der Rest seines Besitzes nach den Lettern der Elften Verordnung Ende 1941 vollständig an das Reich gefallen ist. Hugo und Elise Zwillenberg besaßen in den Niederlanden zu diesem Zeitpunkt weiterhin die deutsche Staatsbürgerschaft, was dem NS-Regime nun als Hebel diente. Der Familie wurde die Staatsangehörigkeit aberkannt und ihr Sperrvermögen konfisziert. Grundsätzlich sollte das »verfallene Vermögen der Juden«, so formulierte das Gesetz wörtlich, »zur Förderung aller mit der Lösung der Judenfrage in Zusammenhang stehenden Zwecke dienen«.[114]

			In den Fällen von Georg und Martin Tietz war es für den NS-Staat schwieriger, seine konfiskatorischen Absichten direkt durchzusetzen. Beide waren im Herbst 1938 bereits Staatsbürger Liechtensteins und konnten aus diesem Grund als Ausländer nicht zur Zahlung der antijüdischen Vermögensabgabe herangezogen werden. Gegen Betty Tietz, die im Dezember 1938 wieder die US-Staatsangehörigkeit annahm, erhob das Berliner Oberfinanzpräsidium die ersten vier Raten des kurz zuvor eingeführten Zwangsgeldes. Für einen Bescheid zur Zahlung der fünften Rate fehlte rund ein Jahr später die Rechtsgrundlage, wie das Reichsfinanzministerium nach eingehender Prüfung eines Einspruchs von Konrad Breyer, dem Rechtsvertreter von Betty Tietz in Deutschland, feststellte.[115]

			Der sichtbare Legalismus der NS-Finanzbehörden im Umgang mit dem Vermögen der nun ausländischen Emigranten bremste den fiskalischen Zugriff allerdings nur, während die Begehrlichkeiten keineswegs abnahmen. Im Kontext der Vorbereitung der Elften Verordnung entwickelte sich bereits ab Sommer 1941 ein reger Austausch zwischen den Reichsministerien, der Gestapo und der Finanzverwaltung, auf welchen Wegen die Lücken in den Konfiskationsgesetzen geschlossen und damit auch das registrierte und auf mehreren Ander- und Auswanderungskonten – u. a. bei der Dresdner Bank, Hardy & Co. in Berlin und dem Bankhaus Seiler & Co. in München – gesperrte Vermögen der drei Familienzweige für das Reich vereinnahmt werden konnte. Augenscheinlich drängte insbesondere der Polizeiapparat die zuständigen Berliner Finanzämter dazu, den Besitz zu enteignen. Das übergeordnete Oberfinanzpräsidium wies dieses Ansinnen zunächst unter dem Verweis zurück, dass es nicht möglich sei, die fremdländischen Staatsbürger auf der Basis der Elften Verordnung auszubürgern und somit den Vermögensverfall eintreten zu lassen.[116]

			Allerdings bestand bereits die juristische Alternative, das Tietz-Eigentum als sogenanntes volks- und staatsfeindliches Vermögen zu deklarieren. Die Grundlage bildete ein bereits im Sommer 1933 verabschiedetes Gesetz, das seinen Fokus ursprünglich auf die Eingrenzung unerwünschter innenpolitischer Umtriebe legte.[117] Mit der sogenannten Feindvermögensverordnung vom Januar 1940 war die Reichweite des Gesetzes bereits kurz nach dem Überfall auf Polen auf die Besitztümer kriegsführender Staaten, ihrer Bürger oder per se als reichsfeindlich eingestufter Personen ausgeweitet worden, die unter Zwangsverwaltung gestellt werden konnten. Ein direkter Führererlass regelte ab Mai 1941 die Zuständigkeiten zum Verwaltungsablauf, in dem neben dem Amt des neu geschaffenen Reichskommissars für die Behandlung feindlichen Vermögens das Finanz-, das Wirtschafts- und das Innenministerium mit ihren Unterorganisationen involviert waren.[118] 

			In den konkreten Fällen wurden die inländischen Vermögen von Betty, Georg und Martin Tietz vermutlich zeitgleich zum 27. Juni 1942 durch Einzelverfügungen der Gestapo-Leitstelle Berlin beschlagnahmt.[119] Zur weiteren Verwaltung standen das immobile und das bewegliche Eigentum seither unter der Kontrolle des Reichskommissars und von ihm gerichtlich bestimmter Treuhänder, die in enger Zusammenarbeit mit der Devisenstelle des Oberfinanzpräsidenten jede Kontobewegung einzeln genehmigen mussten.[120] Es ist auffallend, dass das vereinnahmte »Feindvermögen« der Familie Tietz offenbar bis Kriegsende nicht zugunsten des Staates ausliquidiert wurde. Dies entsprach einer grundsätzlichen Leitlinie der NS-Regierung im Umgang mit dem noch im Inland befindlichen Barvermögen sowie Immobilien- und Unternehmensbesitz von Ausländern. Insbesondere das Auswärtige Amt intervenierte eindringlich gegen eine offene Verwertung, da man aufgrund der Erfahrungen im Ersten Weltkrieg befürchten musste, dass als Gegenreaktion deutsches Vermögen im Ausland ebenso rücksichtslos enteignet würde.[121] Im Hinblick auf den Besitz jüdischer Emigranten führte diese legalistische Logik dazu, dass das NS-Regime so lange auf eine umfassende »Zwangsarisierung« und fiskalische Konfiskation setzte, bis der Besitz 1942 zu Feindvermögen deklariert wurde. Ab diesem Zeitpunkt beließ man es bei einer staatlich geführten Treuhandverwaltung von Liegenschaften, Wertpapieren, Barmittel, aber auch Patenten oder Urheberansprüchen. Der Zugriff sollte erst nach dem gewonnenen Krieg erfolgen, wenn es keine Rücksichtnahme mehr zu üben galt. In der Praxis dagegen verwischten sich diese Grenzziehungen. Es bestand weiterhin die Möglichkeit, die Treuhänderschaft zu umgehen oder zu missbrauchen, wenn einzelne Personen, Parteifunktionäre oder Behörden ein besonderes Interesse an dem Verkauf oder der Verschleuderung des Eigentums von jüdischen Bürgern »feindlicher« Länder anmeldeten.[122]
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			Abb. 27: Bekanntmachung der Beschlagnahme des Vermögens von Martin Tietz, 17.8.1942 

			Auch bei der Familie Tietz handelte es sich größtenteils nur noch um Restvermögen, das 1942 unter Zwangsverwaltung gestellt wurde. Martin Tietz schätzte in einem späteren Entschädigungsverfahren, dass ihm in Deutschland bis 1942 ein privates Vermögen von rund 200.000 RM verblieben war.[123] In etwa gleicher Höhe lag mit rund 180.200 RM der Besitz von Georg Tietz, der sich aus einem Guthaben von etwa 60.200 RM auf einem gesperrten Konto bei dem Bankhaus Hardy & Co. und rund 120.000 RM auf einem Anderkonto der Mefa GmbH bei der Dresdner Bank zusammensetzte.[124] Das Vermögen der beiden Tietz-Brüder hatte sich damit im Wesentlichen auf ihren ehemaligen Firmenbesitz reduziert, der nach diversen Verkäufen von Liegenschaften, Anlagen und Warenlagern in den Jahren zwischen 1938 und 1942 jedoch fast vollständig aufgezehrt war. Das Unternehmen war im Zuge der Hertie-Auseinandersetzung 1934 im Eigentum der ehemaligen Kaufhausinhaber verblieben und von Charlotte Kücher-Eigner in ihrem Auftrag geleitet worden. Nach dem Verbot jüdischer Gewerbebetriebe war die Geschäftsführerin 1939 ohne Zustimmung der Eigentümer von den Berliner Finanzbehörden durch den parteikonformen Handelsrichter Theo Freimuth ersetzt worden, der das Unternehmen umgehend in die Liquidation führte. Der Abwickler veräußerte nach und nach den Lagerbestand und die zu dem Handelsbetrieb gehörigen Grundstücke, »ohne Rücksicht auf die wahren Werte zu nehmen. Trotz des Mangels der damals an einwandfreier und guter Ware bestand, wurde das große Warenlager nicht einmal zum Einkaufspreis, sondern fast durchweg darunter verschleudert.«[125] Die Familie Tietz schätzte in einem Entschädigungsverfahren 1963 allein den Verlust aus den Zwangsverkäufen der Einrichtung und des Lagers der Mefa auf 150.000 DM.[126] Tatsächlich vermerkte Freimuth, als die Firma am 23. Dezember 1941 aus dem Handelsregister gelöscht wurde, dass für Georg und Martin Tietz jeweils lediglich rund 13.300 RM als Rest des Stammkapitals auf die Sperrkonten überwiesen wurde.[127] In der Aufstellung führte der amtliche Abwickler zudem Darlehensrückzahlungen und Zinsen im Wert von rund 105.000 RM für Georg Tietz und 263.000 RM für Martin Tietz an, die bereits zur Ausschüttung gelangt seien. Die auf Anderkonten zum »Dep. K 64« der Dresdner Bank gelagerten Guthaben wurden zum 7. Juli 1942 (Georg Tietz) und 11. August 1942 (Martin Tietz) von der Vermögensverwertungsstelle der OFD eingezogen, die Konten später aufgelöst.[128] Insgesamt liquidierte die Gesellschaft somit weit unter Wert und die beiden Tietz-Familien mussten die hieraus frei werdenden Mittel nutzen, um die Reichsfluchtsteuerforderungen des Regimes zu decken.[129] Ihr Eigentum war also bereits zerschlagen, bevor es als »reichsfeindlich« deklariert wurde.

			Eine ähnliche Beobachtung lässt sich für das Vermögen von Betty Tietz treffen, welches sich laut einer Aufstellung aus dem Jahr 1944 auf rund 371.000 RM belief. Es handelte sich dabei um ein Barvermögen von rund 36.000 RM, das auf gesperrten Konten bei der Dresdner Bank, Hardy & Co. und Seiler & Co. lagerte. Auf ihnen wurden Mieteinnahmen, Instandhaltungskosten und Grundsteuern für vier noch verbliebene Grundstücke in Berlin (Graudenzer Str. 15, Gubener Str. 60 u. 61) und München (Schützenstr. 1a) verbucht. Den größten Vermögenswert bildete hingegen das vollständige Aktienkapital in Höhe von 300.000 RM der Königsberger Grundwert AG.[130] Auch dieses Unternehmen stellte zu jenem Zeitpunkt allerdings nur noch eine Art Rumpfgesellschaft dar, da wesentliche Teile des umfassenden privaten Grundstücksbesitzes bereits seit 1938 unter Druck »arisiert« worden waren, um Geld für die Ableistung der Steuern und Zwangsabgaben frei zu machen.

			Wie bereits beschrieben, war auch die 1923 gegründete Königsberger Grundwert AG im Zuge der Auseinandersetzung 1934 bei der Familie, genauer in Händen von Betty Tietz, verblieben. Für einige Jahre blieb die Gesellschaft zunächst weitgehend unangetastet und verwaltete sechs Grundstücke in Königsberg.[131] Im Firmenregister der Industrie- und Handelskammer zu Berlin wurden weiterhin der Rechtskonsulent Dr. Kurt Jacobsohn[132] aus Königsberg und der ehemalige Danat-Bankbeamte Hermann Rachelmann aus Berlin als Vorstände geführt. Bei beiden handelte es sich um langjährige Vertraute der Familie, denen Betty Tietz die Leitung der Grundstücksgesellschaft anvertraut hatte. Dem Aufsichtsrat saßen ihr Sohn Martin Tietz, mittlerweile wohnhaft in Zürich, sowie die Rechtsanwälte und Bankiers Walther Bernhard, Dr. Hans Rosenkötter und Franz Benezet aus Berlin sowie Dr. Alfred Mosler aus London vor.[133]

			Ein erster versuchter Zugriff des NS-Regimes erfolgte im Oktober 1940. Dabei war es die Industrie- und Handelskammer, die die Königsberger Grundwert AG auf Anfrage des Berliner Polizeipräsidenten als »nicht erhaltungswürdig« einstufte. Die Kammer empfahl, den Inhaber vorzuschreiben, sämtliche Grundstücke zu veräußern.[134] Demgemäß beantragte die Gestapo unter dem Verweis auf die Verordnung über den Einsatz jüdischen Vermögens die Zwangsschließung und Beschlagnahme aller Vermögenswerte. Das Reichswirtschaftsministerium intervenierte gegen ein, so wörtlich, »Zwangsentjudungsverfahren« und begründete seine Entscheidung mit einer notwendigen Rücksichtnahme auf die amerikanische Staatsangehörigkeit der Alleininhaberin.[135] Nach dem Kriegseintritt der USA leitete der Reichskommissar für die Behandlung feindlichen Vermögens schließlich im Mai 1942 die treuhändische Zwangsverwaltung ein.[136] Auf seine Anordnung wurde Konrad Breyer, der bereits seit 1938 als Rechtsvertreter und Devisenberater für die emigrierte Betty Tietz agierte, als Feindvermögensverwalter bestellt.[137] Auf ihn folgte im Herbst 1943 der Senatspräsident a. D. Dr. Kurt Nowomiejski aus Berlin-Nikolassee, der von nun an die Bücher des Unternehmens führte, die Jahresabschlüsse erstellte und alle Devisenangelegenheiten bearbeitete. Am 25. Oktober 1944 meldete er, dass sämtliche sechs Königsberger Grundstücke ausgebombt und die Gebäudestruktur vernichtet worden seien. Der Wert der in das Unternehmen eingebrachten Gebäude von rund 210.000 RM sei damit aufgelöst, die jährlichen Mieteinnahmen von zuletzt 42.500 RM verloren. Bei einer Bilanzsumme von 385.000 RM und einem restlichen Grundstückswert von rund 100.000 RM, der jährlich mit über 20.000 RM durch Steuern und Hypotheken belastet war, stufte er das Unternehmen nun als wirtschaftlich notleidend ein.[138] Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges übergab der Vermögensverwalter den Besitz mit sämtlichen Firmenunterlagen an einen alliierten Treuhänder. Die Königsberger Grundwerte AG wurde mutmaßlich als amerikanisches Auslandsvermögen zugunsten von Betty Tietz behandelt.[139]

			Neben der größeren Grundstücksgesellschaft konnte Betty Tietz auch die sich in ihrem privaten Besitz befindlichen Einzelgrundstücke nicht mehr selbst kontrollieren, geschweige denn von den ihr zustehenden Mieteinnahmen profitieren, die strikt auf gesperrte Sonderkonten verbucht wurden.[140] Unterlagen sind hierzu lediglich für die Liegenschaften in der Graudenzer Straße und der Markgrafenstraße in Berlin vorhanden. Das Wohngebäude Graudenzer Straße Nr. 15 legte Betty Tietz bei ihrer Emigration in die Hände der Hausverwalterin Auguste Rachelmann, der nicht jüdischen Ehefrau des Vorstandes der Grundwert AG. Die monatlichen Mieteinnahmen beliefen sich auf rund 3.750 RM.[141] Das Haus Nr. 14 verkaufte sie dagegen noch im September 1938 an den Klempnermeister Wilhelm Bock aus Berlin und den Kaufmann Robert Döhler aus Reichenbach im Vogtland. Die Höhe des Kaufpreises ist nicht bekannt.[142] Den Erlös aus dem Hausverkauf und auch die auf dem mittlerweile gesperrten Auswanderer-Konto aufgelaufenen Mieteinnahmen verwendete Betty Tietz mutmaßlich fast vollständig, um die zu erbringenden Zwangsabgaben mitzufinanzieren. Anders scheint nicht erklärbar, dass sich zum Stand vom 31. August 1939 nur noch 9.600 RM auf dem entsprechenden Abrechnungskonto befanden. Auf Antrag bei der Devisenstelle durfte Betty Tietz hiervon 9.000 RM an die Konversionskasse für deutsche Auslandsschulden in Luzern überführen. Auch dies bedeutete jedoch nicht, dass die Gelder in ihre freie Verfügung gelangten. Die ihr zustehenden Zahlungen aus Mieten, Zinsen und Tilgungsbeträgen wurden lediglich in verzinsliche Reichsmark-Schuldverschreibungen des Deutschen Reiches, sogenannte Fundierungsbonds, übertragen und unterlagen weiteren hohen Transferabschlägen.[143]

			Auf besonders perfide Weise sorgten die Berliner Finanzbehörden Ende 1938 dafür, dass das in der Immobilie Markgrafenstraße festgelegte Vermögen der Auswanderin für den fiskalischen Raubzug veranschlagt wurde. Das Wohn- und Geschäftshaus war mit einträglichen monatlichen Einnahmen an zwei Familien und die Textilhandelsfirma Hielscher & Co. vermietet.[144] Um die antijüdischen Steuer- und Zwangsabgaben abzudecken, drängten die Verfolgungsbehörden Betty Tietz nur zwei Tage vor ihrer Ausreise in die Schweiz in einen Verkauf ihrer Liegenschaft. Um das Verfahren zu beschleunigen, trat das Deutsche Reich, vertreten durch das Reichsfinanzministerium, selbst als »Ariseur« auf. Am 13. Dezember 1938 wurde der Übernahmevertrag auf der Basis eines Kaufpreises von 460.000 RM geschlossen. Dieser Erlös floss direkt auf ein Anderkonto der Dresdner Bank, von wo aus wenig später 357.400 RM an das Finanzamt Berlin-Zehlendorf und weitere 11.500 RM an eine vom Reich beauftragte Hausverwaltungsfirma Wilhelm Droste & Co. abgeführt wurden.[145] Die verbliebenen Gelder wurden 1939 für die Sondersteuer »Sühneabgabe« herangezogen, das Überbleibsel schließlich 1942 unter Feindvermögensverwaltung gestellt. Allein diese rekonstruierbaren Fälle zur Familie Tietz zeigen, wie eng »Arisierung«, Vermögenssperren und fiskalische Ausplünderung Hand in Hand gingen und sich an ihnen öffentliche und private Nutznießer gleichermaßen bereicherten. Besonders schmerzvoll für die Familie Tietz war dabei der Verlust ihrer Privathäuser und persönlichen Güter, die sie auf ihrer Flucht aus Deutschland zurücklassen musste.

			Die kalte Verwertung von Wohnungsgütern und Sammlungen

			Im Zuge seiner übereilten Flucht aus Deutschland hatte Hugo Zwillenberg notgedrungen auch zahlreiche seiner Kunstobjekte in seinem Privathaus am Hohenzollerndamm zurückgelassen. Es handelte sich sich dabei um mehrere Gemälde u. a. von Konstantin Cretius, Paul Meyerheim und Eduard Hildebrandt sowie um eine bronzene Tierplastik des bekannten Bildhauers August Gaul, die allein mit einem Ankaufswert von 14.000 Goldmark zu veranschlagen war.[146] Diese Kunstschätze gelangten auf der Basis einer Kommissionsbestätigung, die das Papier nicht wert war, auf dem sie geschrieben stand, in die Obhut des Oberkommandos des Heeres. Einige Gemälde wurden mutmaßlich bereits in den Jahren 1939 bis 1941 an verschiedene Offizierskasinos des Heeres verteilt, wo sie später bei Luftangriffen zerstört wurden oder zuvor in unbekannte Hände wanderten. Nachdem das Vermögen der Eheleute Zwillenberg auf der Basis der Elften Verordnung als an den Staat verfallen erklärt wurde, meldete das Oberkommando des Heeres beim Reichsfinanzminister Ansprüche auf vier Gemälde und die Gaul’sche Elefantenskulptur aus dem Vorlass an. »Zur Vereinfachung« des Verfahrens, schrieb der Antragsteller unter der Überschrift »Überlassung von ehem. Judeneigentum« im Januar 1943, »bittet das Oberkommando des Heeres die vorerwähnten Bilder und den Bronzeguß […] unentgeltlich zu übereignen.«[147] Die Vermögensverwertungsstelle des Oberfinanzpräsidenten Berlin-Brandenburg leitete daraufhin eine Prüfung des Antrages ein. Sie beauftragte den von ihr oft hinzugezogenen Kunstgutachter Ludwig Schmidt-Bangel mit einer Bewertung der Objekte und schaltete den Sonderbeauftragten für den Aufbau eines Führermuseums in Linz, Hermann Voss, ein. Letzterer stufte die Kunstobjekte als besonders wertvoll ein und zog die Verwertung der Zwillenberg-Sammlung damit per Führervorbehalt an sich.[148] Hier verliert sich allerdings die Spur der Kunstwerke. Bekannt ist lediglich, dass die Gaul’sche Bronzeskulptur in ein Kloster bei Hohenfurth in Österreich verbracht wurde. Sie sollte offenbar Teil des in großem Maße aus Raubgut zusammengestellten Führermuseums werden, das jedoch nie realisiert wurde.[149]

			Ein ähnliches Schicksal ereilte schließlich auch die Umzugsgüter und Kunstsammlungen von Martin und Georg Tietz. Nachdem ihr Besitz im Spätsommer 1942 als »reichsfeindlich« deklariert worden war, machte sich die Vermögensverwertungsstelle der Berliner Finanzbehörde daran, die Objekte über Auktionen und Direktverkäufe zu verschleudern, nicht ohne vorab den Zugriff des Staates und seiner Kulturinstitutionen auf besonders wertvolle Stücke zu sichern. Die historische Provenienzforschung hat diese Bereicherung an den Tietz’schen Sammlungen, in die eine Vielzahl von öffentlichen Einrichtungen und privaten Nutznießern involviert waren, bereits in vielen Details zu einzelnen Objekten beschrieben, sodass die komplexen Prozesse hier nur grob skizziert werden können.[150] Im Auftrag der Tietz-Brüder beauftragte Charlotte Kücher-Eigner im Mai 1940 den auch für die Finanzbehörden aktiven Schmidt-Bangel damit, die Umzugsgüter neu zu erfassen und zu bewerten. Sein Gutachten sollte die grobe Bestandsaufnahme der Spedition ersetzen und die Grundlage für einen Antrag der Eigentümer liefern, die Objekte ins Ausland transferieren zu dürfen, zu dem es aber nie kam. Der Sachverständige listete insgesamt 94 Kunstgegenstände aus dem Fundus von Georg Tietz auf. Den Gesamtwert taxierte er auf 105.680 RM.[151] Neben einigen kunstvollen Teppichen handelte es sich überwiegend um Ölgemälde, vor allem aber eine umfangreiche Mappe mit Hunderten Radierungen, Grafiken und Entwürfen des bedeutenden Berliner Kupferstechers Daniel Nikolaus Chodowiecki (1726–1801), weiterhin zwölf frühe Zeichnungen von Vincent van Gogh (1853–1890) und Arbeiten Max Liebermanns (1847–1935).[152] Die hohe Qualität der Stücke weckte Begehrlichkeiten. Schmidt-Bangel mahnte, mindestens sechs der Gemälde als nationale Kulturgüter einzustufen und einen Erwerb durch deutsche Museen oder Sammler zu ermöglichen.[153] Zugleich drängte der Leiter des Berliner Kupferstichkabinetts Friedrich Winkler schon ab 1941 darauf, die Chodowiecki-Blätter umgehend an sich zu nehmen, um sie aus den schlechten Lagerbedingungen bei der Spedition zu befreien. Tatsächlich wurden die sechs Grafiken schließlich Anfang 1943 zum Listenpreis an das Museum verkauft.[154]

			Dieser Verkauf bildete gewissermaßen den Auftakt für einen regelrechten Verwertungswettlauf. Die Oberfinanzdirektion verkaufte die Stücke meistbietend an interessierte Kunstsammler und Antiquitätenhändler, die aus ganz Deutschland und selbst aus der seinerzeitigen »Achsenmacht« Italien anreisten. Meist wurden die 1940 festgelegten Listenpreise bei solchen Einzelverkäufen von Gemälden und kunstgewerblichen Objekten deutlich übertroffen. Gleiches galt für Sammelversteigerungen, bei denen das Eigentum von sowohl Georg als auch Martin Tietz angeboten wurde. Letzterer hatte ein nahezu ebenso umfangreiches Konvolut von Gemälden, edlem Geschirr, Porzellan und Kunsthandwerk aus der elterlichen Villa im Depot der Spedition gehabt, das nun ausliquidiert wurde. Dabei ging im Verwertungsprozess eine saubere Trennung zwischen den Sammlungen mehr und mehr verloren, sodass der Besitz der Brüder oft ohne weitere Unterscheidung verschleudert wurde. Zudem sorgten die Kunst- und Antiquitätenhändler dafür, dass das jüdische Eigentum weiter verteilt und seine Herkunft oft bis zur Unkenntlichkeit verschleiert wurde.[155]

			Bereits ab 1942 arbeitete die Verwertungsstelle der Oberfinanzdirektion zudem direkt mit Auktionshäusern zusammen. So überstellte die Behörde etwa dem Berliner Auktionshaus Hans W. Lange, das selbst aus der »Arisierung« des alteingesessenen Geschäfts von Paul Graupe hervorgegangen war, allein 19 Gemälde. Die Versteigerungen erwiesen sich für beide Seiten als sehr ertragreich, da etwa für die Werke holländischer Meister aus dem Eigentum Tietz oft doppelt oder mehrfach so hohe Preise erzielt werden konnten wie ursprünglich geschätzt. Schon bei den Eröffnungsangeboten hatte das Auktionshaus mehr als 50 Prozent auf den ursprünglich auf rund 25.500 RM taxierten Wert der Bildersammlung aufgeschlagen.[156]

			Ebenso wie die Kunstsammlungen wurde auch die umfassende Büchersammlung von Georg Tietz systematisch der Verwertung zugeführt. Im Herbst 1943 beauftragte das Oberfinanzpräsidium den vereidigten Sachverständigen Max Niederlechner, die Bibliothek zu taxieren. Der Sachverständige meldete kurz darauf, eine der schönsten Sammlungen vor sich zu sehen, die er je begutachten durfte, und stellte vor allem die Dichte an seltenen Romanausgaben, Schriften zur Ökonomie, Almanachen und diversen historischen Werken aus dem 18. und 19. Jahrhundert heraus. Als Wert nahm er rund 20.000 RM an und empfahl, die Büchersammlung an die Reichstauschstelle, sprich an das Beschaffungsamt der deutschen Bibliotheken zu überstellen. Einzelne wertvolle Stücke wurden in der Folgezeit an Sammler veräußert oder auf Auktionen des Münchner Kunstantiquariats Karl und Faber versteigert; der Großteil der Bibliothek verblieb jedoch in einem Depot der Reichstauschstelle in Bautzen und wurde nach 1945 in die dortige Stadtbibliothek einverleibt.[157]
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			Abb. 28: Signet der Büchersammlung Edith und Georg Tietz 

			Insgesamt bleibt festzuhalten, dass die Familie Tietz nach der zwangsweisen Abgabe ihres Unternehmens schrittweise auch den überaus größten Teil ihres privaten Vermögens durch die »Arisierung« ihrer Immobilien und in der letzten der ineinandergreifenden Stufen per staatlicher Konfiskation verlor. Gerade das Beispiel des Umzugsgutes verdeutlicht dabei noch einmal, wie sehr nicht nur das NS-Regime, sondern eine Vielzahl von stillen Teilhabern und offenen Profiteuren in der deutschen Bevölkerung von diesem Raubzug profitierten, für den alle Versuche der sogenannten Wiedergutmachung in keiner Weise Kompensation bieten konnten. Einzig der Umstand, dass kein Mitglied aus dem engsten Kreis der Unternehmerfamilie der Shoa zum Opfer fiel, mag dabei die materiellen Verluste und gravierenden emotionalen Auswirkungen der Verfolgungserfahrungen aufgewogen haben.

		

	
		
			5. 

Wiederaufbau und Sicherung

			Die Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH in der Nachkriegszeit 1945 bis 1974

			Verlust und Neubeginn

			Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges begann für Georg Karg und die Hertie GmbH ein steiniger Wiederaufbau. Die meisten der Waren- und Lagerhäuser des Konzerns hatten im Bombenkrieg durch prominente Lage in den Stadtzentren große Schäden davongetragen. Die Berliner Flaggschiffe waren in großen Teilen zerstört. In den berühmten Lichthof des KaDeWe war im November 1943 ein alliiertes Kampfflugzeug gestürzt und hatte das gesamte Haus in Brand gesetzt. Die um 1900 in der Leipziger Straße und am Alexanderplatz errichteten Prachtbauten mit ihren monumentalen Fassaden lagen in Trümmern. Damit war nicht zuletzt auch ein wichtiger Teil des im wahrsten Sinne in Stein gehauenen Vermächtnisses des Erbauers und Gründers Hermann Tietz aus dem Berliner Stadtbild verschwunden.[1] 
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			Abb. 29: Das kriegszerstörte Hertie-Kaufhaus Berlin Alexanderplatz, um 1945 

			Die überlieferten Quellen erzählen leider nur wenig über diese ersten Nachkriegsjahre. Offenbar begann Georg Karg bereits im Herbst 1945 auf notdürftig wiederhergerichteten Verkaufsflächen in Berlin mit dem Verkauf. Gleiches galt exemplarisch auch für die Union-Filiale in Stuttgart, die bereits für das dritte Quartal 1945 wieder kleine Umsätze auswies. Nur für diese Niederlassung sind die selten zu findenden Berichte der alliierten Vermögensämter überliefert, die die Hertie-Geschäfte treuhänderisch überwachten und partiell auch führten.[2] Wie alle Unternehmen unterlag auch der Warenhauskonzern seit Kriegsende den Kontrollgesetzen der alliierten und sowjetischen Besatzungsverwaltungen, um die Verstrickungen zwischen deutscher Wirtschaft und NS-Regime mit der Kriegs- und Raubwirtschaft zu identifizieren.[3] Die Geschäftsführung der Hertie-Gesellschaften blieb für rund vier Jahre unter der Aufsicht von Treuhändern, die von den Vermögenskontrollbehörden eingesetzt wurden. Erst nachdem sich im Oktober 1949 die Restitutionsansprüche der Familie Tietz per Vergleich geklärt hatten, wurde Hertie zumindest in den Westzonen aus der sogenannten Property Control entlassen.[4]

			Diese Maßnahmen bedeuteten jedoch nicht, dass die Verkäufe ruhten. Als die Waffen schwiegen, hatten die Einzelhandelsgeschäfte und Warenhäuser in den Westzonen und -sektoren die Erlaubnis erhalten, ihre Tore wieder zu öffnen, um die Versorgung der notleidenden Bevölkerung sicherzustellen. Daher begannen auch die Hertie-Niederlassungen, vor allem Lebensmittel, Kleidung und Schuhe gegen Bezugsscheine abzusetzen. Karg konnte bei der Beschaffung dieser Güter auf seine Kontakte zu Zulieferern und auf eigene Lagerbestände zurückgreifen. Allabendlich wurden Waren mit firmeneigenen Lkws aus den oft entfernten Produktions- und Lagerstätten nach Berlin geliefert. Seinen Sohn Hans Georg beauftragte Karg 1945, das Hertie-Warenhaus in München wieder zum Laufen zu bringen. Die flächenmäßig zweitgrößte Niederlassung des Konzerns hatte während des Krieges als Soldatenunterkunft gedient. Auch hier startete der Verkauf noch vor der Jahreswende unter provisorischen Bedingungen. Die Kaufhäuser entwickelten sich zu zentralen Verteilstellen der Waren für den existenziellen Bedarf, insbesondere da sich der Einzelhandel nur sehr langsam erholte und es an handwerklichen Schneidern, Hutmachern usw. mangelte.[5] Allein in Stuttgart erzielte die Niederlassung im Stadtzentrum im zweiten Halbjahr 1945 einen Umsatz von 1,4 Mio. RM. 1946 wurden über das ganze Jahr gesehen bereits wieder Waren im Wert von rund 7,2 Mio. RM umgesetzt. Dies ist ein sicheres Indiz für den hohen Bedarf und den langsam, aber stetig wiedereinsetzenden Konsum von lebensnotwendigen Gütern.[6]

			Als größte Hypothek für den Neuanfang erwiesen sich die massiven Verluste an Unternehmenssubstanz durch die deutsche Teilung. Ein Blick auf das Organisationsschema der Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH verdeutlicht, dass der Konzern seine Aktivitäten bislang stark auf Berlin und den Osten Deutschlands konzentriert hatte. Die Konzernstruktur gliederte sich im Herbst 1945 in insgesamt elf Betriebsgesellschaften unter dem Dach der Hertie GmbH-Zentralverwaltung in Berlin. Bei sieben von ihnen handelte es sich dabei um Regionalgesellschaften der Union Vereinigte Kaufstätten GmbH, deren Kaufhäuser wiederum einer Union-Hauptverwaltung als direkte Tochter der Hertie GmbH unterstellt waren. Hinzu kamen mit der Sächsischen und der Vogtländischen Textilgesellschaft zwei Einkaufszentralen in Chemnitz und Plauen mit besonderer Nähe zu den Zulieferern in diesem zentralen Produktionsgebiet (Abb. 30).
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			Abb. 30: Organisationsstruktur des Hertie-Konzerns, November 1945 

		

	
		
			Im Vergleich zu der Vorkriegsorganisation des Hertie-Konzerns ist in diesem Organigramm eine entscheidende Neuerung zu entdecken: Die Union Vereinigte Kaufstätten GmbH in Berlin hatte bislang als eine reine sogenannte Namensgesellschaft fungiert, um die Niederlassungen unter dem eingeführten Markenlabel agieren zu lassen. Am 1. Januar 1945 hatte Georg Karg jedoch veranlasst, dass die Union-Warenhäuser verselbstständigt wurden. Die Regionalgesellschaften galten seither als eigenständige Betriebe mit eigener Geschäftsführung und Bilanzierung unter dem Dach von Hertie. Dies war eine gezielte Schutzmaßnahme, um die Häuser angesichts des absehbaren Kriegsendes vor einem kompletten Zugriff zu bewahren, schlimmstenfalls durch die sowjetischen Truppen in Berlin.[7]

			Auf dieser organisatorischen Grundlage betrieb die Hertie GmbH in den alliierten Westzonen vier Kaufhäuser: das Alsterhaus in Hamburg, das Hertie-Kaufhaus in München und zwei Union-Geschäfte in Karlsruhe und Stuttgart. In der sowjetischen Besatzungszone (SBZ) existierten Kaufhäuser u. a. in Gera, Magdeburg, Weimar und Plauen. Den deutlichen regionalen Schwerpunkt des Konzerns bildeten aber die insgesamt elf Warenhäuser in Berlin. Auch von ihnen befand sich die überwiegende Mehrzahl nun im Ostsektor, darunter die großen Geschäftshäuser am Alexanderplatz und in der Leipziger Straße. Das Gleiche galt für die Hauptverwaltung in der Krausenstraße.[8]

			Im Oktober 1945 erfolgte die Sequestration der Hertie-Tochtergesellschaften im Osten per Befehl 124 der Sowjetischen Militär-Administration (SMAD). Die Besatzungsbehörde begründete diesen Schritt damit, dass der Hertie-Konzern unter 25-prozentiger Beteiligung »des Kriegsverbrechers von Papen« stehe und den Wahlkampf der NSDAP 1932 mit sieben Mio. RM finanziert habe. Zudem wurde ins Feld geführt, dass eine finanzielle Querverbindung zum kriegstreiberischen Astrad-Konzern im Rheinland bestehe. Diese Vorwürfe erwiesen sich als frei erfunden, zumal sich kein Unternehmen mit dem Namen Astrad in Westdeutschland ausmachen ließ.[9] Im Frühjahr 1946 wurde die behördliche Inverwahrnahme zumindest für die Ost-Berliner Vermögensteile von Hertie aus Rücksicht auf die Versorgungsnotlage zunächst aufgehoben. Dabei stellte das Wirtschaftsamt allerdings klar, dass man die fehlerhafte Enteignungsbegründung jederzeit »auf Arisierung abdrehen« könne.[10]

			Diese Übergangsphase endete 1948/49 mit der entschädigungslosen Enteignung. Der gesamte Hertie-Besitz wurde in volkseigenes Vermögen überführt, wobei der Zugriff nicht allein die Geschäftsanteile, sondern auch die Liegenschaften umfasste. Die Verwaltung des Grundstückseigentums in der SBZ und Ost-Berlin war, wie im Warenhausgeschäft traditionell, von den Betreibergesellschaften der Warenhäuser separiert. Sie lag in den Händen von insgesamt vier Tochtergesellschaften: der Brandenburgische Grundwert AG, der Handelsstätte Gera AG, der Magdeburgische Grundwerte AG und der Deutsche Boden und Kaufhaus Verwaltungsges.-mbH, sämtlich mit Sitz in Berlin. Laut einer späteren Aufstellung des Konzerns im Kontext des Lastenausgleichsgesetzes belief sich der Enteignungsschaden allein auf einen geschätzten Einheitswert der Grundstücke von insgesamt 22,3 Mio. RM. Hinzu kamen ebenfalls verlorene Warenbestände in Höhe von etwa 10,1 Mio. RM.[11] Der Verlust traf das Unternehmen hart. Zwar spielte die Hoffnung, die Ostgesellschaften irgendwann zurückerhalten zu können, gerade am Ende der 1940er- und zu Beginn der 1950er-Jahre eine durchaus starke Rolle in den Zukunftsüberlegungen von Georg Karg. Zeitweise hatte er sogar vor, das Haus Alexanderplatz wieder neu entstehen zu lassen, um einen Startvorteil zu haben, wenn sich die Lage wieder normalisieren würde. Derweil arbeitete er in den direkten Nachkriegsjahren partiell sogar profitabel mit der sowjetischen Besatzungsmacht zusammen. So lagen wohl u. a. Pläne für den Bau von zwei russischen Kaufhäusern in Karlshorst in der Schublade.[12] Mit der deutschen Teilung und der Vertiefung der politischen Gräben im Kalten Krieg zerstob die Zuversicht jedoch immer mehr, ohne dass sie ganz aus den Zukunftsplanungen verschwand.

			In der Praxis aber musste sich der Hertie-Chef mit der Realität auseinandersetzen, dass er mit einem klaren Wettbewerbsnachteil in den Wiederaufbau des Konzerns starten musste. Die großen Konkurrenten Karstadt, Kaufhof oder Horten besetzten bereits in den meisten westdeutschen Großstädten die Filet-Standorte in zentraler Innenstadtlage. Lediglich in Hamburg und mit den drei Filialen in Süddeutschland war Hertie zentral vertreten, wobei letztere noch unter dem Eigentumsvorbehalt der noch anstehenden Wiedergutmachung für die Familie Hermann Tietz standen. Diesem Dilemma begegnete Karg, indem er – wie noch zu zeigen sein wird – rasch auf eine Lösung der Restitutionsfrage drängte und das Unternehmen zugleich auf einen strammen Expansionskurs brachte.

			Bereits 1948 zog Georg Karg nach Hamburg um und verlegte die Hauptverwaltung der Hertie GmbH in das Alsterhaus, um von dort die dringend benötigte Ausdehnung der Verkaufsflächen in Westdeutschland zu koordinieren. Kaum ein Jahr später begann Hertie, zunächst kleinere Konkurrenten zu übernehmen. Sie erwarb die erst 1945 eröffnete »Kaufstätten für Alle« (KfA)[13] in Stuttgart aus der Hand der jungen Gründer. Mit dem »Volkswarenhaus«[14] in Wiesbaden und dem »Warenhaus Joh. Biebler«[15] in Hamburg-Bergedorf kamen zwei etablierte Kaufhäuser hinzu, die sich hingegen eher in Vororten bzw. Randlagen befanden. Wichtig waren hier vor allem die Grundstücke, auf denen in den Folgejahren moderne Hertie-Repräsentanzen entstehen sollten. Neben solchen sogenannten 1b-Lagen konzentrierten sich die eigenen Neueröffnungen von Hertie- oder Union-Häusern auf Mittelstädte und mittlere Großstädte, um dem direkten Wettbewerb mit den Großen der Branche auszuweichen.[16] Der erste Hertie-Neubau nach dem Krieg eröffnete somit 1951 in Neumünster, einer Stadt mit ursprünglich rund 40.000 Einwohnern, zu denen jetzt fast doppelt so viele Vertriebene hinzukamen. Hierin erkannte Karg zielgerichtet Käuferpotenzial.[17] Allein 1951 und 1952 erfolgten weitere Übernahmen und Neueröffnungen in Braunschweig, Wuppertal-Elberfeld, Bamberg und Landshut sowie des »Ringkaufhauses« in Bamberg und Göppingen. Wenig später folgten Standorte in Hameln, Detmold und Salzgitter.[18]

			Integration der Hansa AG und der AWAG-Wertheim Holding: Ein Exkurs

			Die beiden wichtigsten Ausdehnungsschritte von Hertie erfolgten schließlich im Jahr 1952 durch die Übernahmen der Frankfurter Hansa AG und der Berliner Wertheim-Gruppe. Bei beiden handelte es sich um ehemals »jüdische« Unternehmen, in deren »Arisierung« Georg Karg und Hertie nicht involviert waren. Im Zuge von Umstrukturierungen, nicht zuletzt im Kontext der Wiedergutmachungsverfahren, eröffnete sich aber zu Beginn der 1950er-Jahre die Möglichkeit, beide traditionsreiche Warenhausfirmen unter das Dach des Hertie-Konzerns zu bringen.

			Die Hansa AG ging zurück auf eine Gründung von Hermann Wronker (1867–1942), einem Neffen der Brüder Oscar und Leonhard Tietz. Er eröffnete 1887 unter dem Namen S. Wronker & Co. zunächst in Mannheim, wenig später u. a. auch in Pforzheim, Nürnberg und Hanau Textilwarenhäuser. Zur größten Niederlassung und bald auch zum Stammsitz avancierte allerdings das 1891 auf der Zeil in Frankfurt am Main eröffnete Kaufhaus. Während sich die Frankfurter Immobilien im Eigentum der nicht jüdischen Unternehmerfamilie Winterhelt aus dem Odenwald befanden, wurde die Wronker-Betreibergesellschaft 1921 in eine Aktiengesellschaft umgewandelt und erlebte für einige Jahre einen rasanten Aufstieg.[19] 1929 geriet das Unternehmen aber in eine existenzielle Krise und stieß die kleineren Filialen ab. Eine notdürftige Sanierung gelang nur mit massiver Unterstützung seitens der Dresdner Bank als langjähriger Hausbank. Nach der NS-Machterlangung konnten Hermann und sein Sohn Max (1892–1966) aufgrund der hohen Schuldenlasten leicht aus dem Unternehmen gedrängt werden; sie verließen es im November 1933. Bei einem Firmenkapital von 978.000 RM lagen fast 800.000 RM im Besitz der Dresdner Bank oder waren bei ihr verpfändet. Die restlichen Anteile befanden sich in Streubesitz oder waren als Kreditsicherung hinterlegt. Die Bank übernahm sämtliche Geschäftsanteile und nannte das Warenhaus in Hansa AG um.[20] Das Kaufhausunternehmen wurde nun allein durch den nicht jüdischen Direktor Walter Sack geführt. Er war bereits seit 1931 neben Max Wronker Vorstandsmitglied des Unternehmens. Trabart von der Tann fungierte in den Folgejahren als stellvertretender Aufsichtsrat der Hansa AG. Damit gab es zumindest einen losen Kontakt zu Hertie. 1943 musste das Warenhaus auf der Frankfurter Zeil wegen anhaltend roter Zahlen geschlossen werden. Der Betrieb wurde mit mäßigem Erfolg ganz auf die Filialen Hanau und Mannheim konzentriert.[21] 

			1949 bemühte sich die Familie Wronker vergeblich um eine Restitution der Firmenanteile. Aufgrund der hohen Verschuldung galt das Unternehmen schon vor 1933 als faktisch nicht mehr in deren Besitz. Stattdessen suchte die Rhein-Main-Bank, eines der Nachfolgeinstitute der Dresdner Bank, ab 1952 einen Käufer für ihre Majorität an der Kaufhauskette. Nach einer internen Notiz interessierten sich auch die Hertie-Wettbewerber für die Hansa AG. In privatim habe Karg daraufhin das Gespräch mit dem Bankdirektor Hugo Zinsser gesucht, ein entsprechendes Geldbündel auf den Tisch gelegt und damit schnell eine Einigung erzielt. Damit erwarb Hertie noch im gleichen Jahr 91 Prozent der Aktien der Hansa AG mit ihren wertvollen Filialen auf der Frankfurter Zeil, in Hanau und Mannheim.[22]

			Im historischen Hintergrund der Wertheim-Gruppe stand eine besonders spektakuläre und komplexe »Arisierung«, bei der Georg Karg in den 1930er-Jahren zunächst nur interessierter Zuschauer war. Der Fall Wertheim ist in der Literatur bereits ausführlich behandelt. Da im Zuge unserer Recherche kaum Quellen und Erkenntnisse zu den Prozessen der »Arisierung« und Wiedergutmachung hinzugekommen sind, soll er in diesem Exkurs nur kurz skizziert werden. 

			Bereits vor 1932 hatte die Wertheim AG für Handelsbeteiligungen die Struktur einer Holding, in der das Immobilieneigentum der insgesamt acht, mehrheitlich in Berlin ansässigen Kaufhäuser und die Gesellschaftsanteile eingegangen waren. Das Aktienkapital in Höhe von zwölf Mio. RM verteilte sich zu 95 Prozent auf die drei Brüder Georg, Wilhelm und Franz Wertheim, die auch maßgeblich für den Aufstieg ihres 1852 begründeten elterlichen Unternehmens gesorgt hatten. Wie alle anderen Warenhäuser sahen sich auch die der Wertheims nach 1933 mit den Boykottmaßnahmen des NS-Regimes konfrontiert, galten aber im Unterschied zu Hermann Tietz oder S. Wronker als wirtschaftlich weitgehend stabil. Im Vertrauen wandten sich die Brüder an die Deutsche Bank als ihre Hausbank, da sie um die guten Parteikontakte insbesondere des Vorstands Emil Georg von Stauss wussten. Das Ziel war, eine Strategie zu entwickeln, sich durch eine Relativierung der Präsenz der jüdischen Eigentümer vor den Hetzkampagnen zu schützen. Ab 1934 wurde der Weg eingeschlagen, mehr und mehr Firmenaktien in die Hände nicht jüdischer Familienmitglieder zu übertragen. Immer mehr Anteile gingen insbesondere an Georg Wertheims Ehefrau Ursula. Sie wurden von einer Treuhandkommission mit Vorsitz des Deutsche Bank-Direktors verwaltet, der bald auch persönlich ein rund zehnprozentiges Aktienpaket übernahm. Begleitet wurde der gesamte Umschichtungsprozess bereits zu diesem Zeitpunkt durch den Leiter der Wertheim-Rechtsabteilung Arthur Lindgens. Mit Beginn des Jahres 1937 wurde die Familie gänzlich aus dem Unternehmen gedrängt, welches nun in »Allgemeine Warenhausgesellschaft AG für Handelsbeteiligungen« umbenannt wurde und sich mit dem Kürzel AWAG an die alte Bezeichnung der A. Wertheim AG anlehnte. Unter perfiden Versprechungen wurde Georg Wertheim schließlich 1939 zur Scheidung von seiner Frau gezwungen, die mittlerweile die Aktienmehrheit auf sich vereinte. Damit war das letzte Band zwischen dem Unternehmen und der Gründerfamilie durchschnitten. Arthur Lindgens wurde Vorsitzender des Treuhand-Kuratoriums der AWAG und bemühte sich schließlich erfolgreich um die Hand der Ex-Frau seines ehemaligen Seniorchefs. Die Heirat erfolgte 1941. Der Besitz der Holding hatte sich komplett in die Hände der ehemaligen »Berater« verschoben.[23]

			Eine ebenso dubiose Rolle spielte Lindgens im Restitutionsverfahren ab 1950. Fristgerecht reichten mit Günther, Franz und Klaus Wertheim einige Erben der mittlerweile nächsten Generation Restitutionsansprüche ein. Mittlerweile schwedischer Staatsbürger, begann Lindgens, parallel mit den einzelnen Familienzweigen, jüdischen und nicht jüdischen Aktionärinnen und Aktionären in den USA und Großbritannien sowie auch mit den Erben von Stauss, über den Verbleib ihrer Anteile an der AWAG zu verhandeln. Es gelang ihm, ihnen diese Anteile und Ansprüche abzukaufen – unterlegt mit dem Verweis auf die schwierige Lage in Deutschland und die Beschlagnahme weiterer Teile des Wertheim-Vermögens durch die SMAD 1949. Im November 1951 erreichte er im laufenden Restitutionsprozess schließlich einen Vergleich, in dem sich die Antragsteller mit einer Zahlung von 40.000 DM bzw. 9.000 US-Dollar zufriedengaben. Zu diesem Zeitpunkt hatte Lindgens im Hintergrund bereits Verhandlungen mit Georg Karg über die Übernahme der ehemaligen Wertheim-Holding geführt und in einem Vorabvertrag die Konditionen festgelegt. So wechselten schließlich die Mehrheitsanteile der Eheleute Ursula und Arthur Lindgens, die an sie überstellten Aktien von Ursula Froeb (sie war neben Albrecht Wertheim eines der gemeinsamen Kinder mit Georg Wertheim), der Nachlass Emil Georg von Stauss’ sowie die Aktien weiterer kleinerer Eigner in das Eigentum von Karg bzw. der Hertie GmbH. Über den vereinbarten Kaufpreis liegen lediglich Aussagen von Olaf Ossmann, dem Rechtsberater Klaus Wertheims in den 1990er-Jahren, vor. Da der offenbar handschriftlich fixierte Übernahmevertrag nicht als historische Quelle vorliegt, können die Vereinbarungen an dieser Stelle nicht überprüft werden. So bleibt nur zu mutmaßen, dass Georg Karg für die über 20 Jahre hinterlegten Aktien 100.000 DM zahlte. Hinzu kamen jährliche Dividendenverpflichtungen von 24.000 bis 60.000 DM und spätere Pensionsleistungen zugunsten von Ursula Lindgens und ihren Kindern in Höhe von 48.000 bzw. 18.900 DM. Zugleich sicherte Karg zu, die Nachkommen der Familien Lindgens und Froeb in adäquater Position bei Hertie zu beschäftigen. Joachim Lindgens, Sohn Arthurs aus erster Ehe, leitete schließlich bis 1984 u. a. das KaDeWe in Berlin.[24]

			Der Vorstand der nun wieder unter dem 1922 eingeführten Namen »Wertheim AG für Handelsbeteiligungen« firmierenden Holding wurde von dem Hertie-Repräsentanten Hans Heilemann und Elisabeth Zirpel aus dem Wertheim-Tochterunternehmen Globus Bank AG besetzt. Im Aufsichtsrat saßen neben Arthur Lindgens Douglas Froeb aus New York sowie Albrecht Wertheim, Hans-Georg Karg und sein Schwager Roger Graf von Norman. Der Hertie-Geschäftsführer Guido Schell war stellvertretender Leiter des Gremiums.[25]

			Es bleibt anzumerken, dass die ehemalige Wertheim-Gruppe durch eine ähnlich ostorientierte Ausdehnung ihres geschäftlichen Aktionskreises wie die Hertie GmbH den Großteil ihrer Warenhäuser im Zuge der Enteignung durch die SMAD verloren hatte. Das sogenannte Ost-Vermögen war somit auf unbestimmte Zeit nicht nutzbar. Gleichwohl ließ sich Hertie in den Verhandlungen mit den Angehörigen der Familien Lindgens und Wertheim-Froeb zusichern, dass ihre potenziellen Ansprüche auf den neuen Eigentümer übergingen. Damit hielt man zumindest die Option auf eine spätere Restitution in den Händen. Aber es gab auch weitere wichtige Gründe für das Interesse Georg Kargs an dem Besitz des ehemaligen Konkurrenten. So besaß die AWAG weiterhin einige sehr wertvolle Grundstücke in West-Berlin, die ebenso – wie die Rechte an dem nach wie vor klangvollen Namen Wertheim – für den Neustart von Hertie nützlich waren. In den »Wirtschaftswunderjahren« öffneten neue Wertheim-Warenhäuser von Hertie u. a. in Berlin-Steglitz, Bochum, Essen und Kaiserslautern.[26] 

			Aufstieg und erste Zeichen der Krise 

			Im Zuge der Übernahmen konsolidierte sich der Hertie-Konzern und baute seine Wettbewerbsstellung kontinuierlich aus. Motiviert war der rasche Ausbau der Verkaufsflächen von Georg Kargs mit allem persönlichen Ehrgeiz verfolgten Plan, Hertie möglichst rasch wieder zu den großen drei der deutschen Warenhauskonzerne – Karstadt, Kaufhof und Horten – aufschließen zu lassen. In dem neuen Kaufhaus-Boom der 1950er-Jahre sollte das Unternehmen wieder an der vordersten Front der Warenhausbewegung positioniert werden, wo es bereits in den »Goldenen Zwanzigern« als Hermann Tietz seinen Platz gehabt hatte.[27] Die Impulse für die Expansionsoffensive, in der Hertie bis zur Mitte der 1950er-Jahre alljährlich fast doppelt so viele Niederlassungen wie die Konkurrenten eröffnete, stammten nicht allein aus externen Zukäufen. Hertie wuchs auch von innen heraus. Nachdem der Grundbedarf der Bevölkerung gedeckt war, setzte der Warenhauskonzern auf eine kontinuierliche Ausweitung seines Sortiments. Im zentralen Bereich der Bekleidung und Heimtextilien bot man nun neben den hochrational, aber mit besseren Stoffen von der Stange gefertigten Produkten vermehrt hochwertige Qualitäts- und auch Luxuswaren an. Kleine und große Hausgeräte, Elektronik und Lampen, Sportartikel, Schmuck oder Accessoires vervollständigten in hoher Sortimentstiefe und -breite die Auswahl. Damit folgten die Kaufhäuser dem Trend des sich ausdifferenzierenden und zunehmend in höhere Qualitäts- und Preissegmente aufsteigenden Massenkonsums.[28]

			Um das Angebotsportfolio neben den großen Vollsortiment-Geschäften aber auch in den unteren Preissegmenten abzurunden, gründete Hertie 1952 eine eigene Kleinpreiskette unter dem Namen »bilka« – einem Akronym der Begriffe »billig« und »Kaufhaus«. Die kompakten Filialen verfügten meist nur über eine Verkaufsetage und waren speziell für Vororte, Klein- und Mittelstädte gedacht, um die Kunden direkt vor Ort und an der Basis für sich zu gewinnen. Die von Hans-Georg Karg geleitete Hertie-Tochter Kaufhaus bilka GmbH sah sich mit diesem Konzept bald schon mit ähnlichen Billigkaufhausketten der Konkurrenz wie Kaufhalle (Kaufhof), Kepa (Karstadt), DeFAKa – Deutsches Familienkaufhaus (Horten) oder Woolworth in einem Wettstreit um die besten Standorte. Auch in diesem Marktfeld setzte Hertie auf Schnelligkeit. Seit der Eröffnung der ersten Filiale in Berlin 1952 baute der Konzern binnen drei Jahren weitere acht bilka-Niederlassungen.[29]
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			Abb. 31: Volksfeststimmung bei der Eröffnung einer Hertie-Filiale in Dortmund, 22.6.1955 

			Mit vier Warenhäusern im Westen gestartet, zählten Ende der 1950er-Jahre schließlich 34 Hertie-Kaufhäuser und 14 bilka-Filialen zum Unternehmen. Die Belegschaft belief sich nach einer zeitgenössischen Schätzung auf über 20.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Dabei waren jährliche Umsatzzuwächse von über zehn Prozent auch noch bis weit in die nächste Dekade hinein die Regel.[30] Damit lag das Konzernwachstum deutlich über dem Durchschnitt des gesamten Einzelhandels, der nach der Befreiung des Marktes von jeglichen staatlichen Bewirtschaftungsmaßnahmen und unter moderaten Wettbewerbs- und Preisbindungsregulierungen einen deutlichen Schub erhielt und um durchschnittlich etwa acht Prozent zunahm.[31] Ganz grundsätzlich profitierten die nun wieder vier führenden Warenhausunternehmen besonders intensiv von den Konsumwellen der 1950er- und beginnenden 1960er-Jahre. Ihr Produktions- und Vertriebskonzept war schlichtweg am besten auf die universelle Nachfrageschwemme der ersten Wohlstandsjahre und den Strom der Konsumenten in die im neuen Glanz wiederaufgebauten Innenstädte angepasst. Zwischen 1950 und 1959 stiegen die Marktanteile der Großkonzerne im gesamten Einzelhandelsmarkt von 3,3 auf 7,7 Prozent.[32] Die Quote lag in dieser zweiten Boom-Periode der Warenhäuser sogar über den Werten der Zwischenkriegszeit, als die Konzerne traditionell vier bis fünf Prozent der Marktanteile auf sich vereinigten. Bei einzelnen Warengruppen – wie der Damenmode, den Stoffen und Heimtextilien – stammte sogar bis zu ein Drittel aller abgesetzten Waren aus den Kaufhäusern.[33]

			Der Hertie-Seniorchef Georg Karg und sein Sohn Hans-Georg hielten gemeinsam mit dem Geschäftsführer Dr. Guido Schell beharrlich an ihrem Expansionskurs fest. 1956 zog die Hertie-Hauptverwaltung aus dem Hamburger Alsterhaus zunächst wieder zurück nach Berlin. Es gab aber immer wieder Überlegungen, sich erneut zu verändern. Spätestens mit dem Mauerbau 1961 scheinen sich die alten Bedenken wieder Bahn gebrochen zu haben, in Berlin zu nah und räumlich eingeengt im Brennpunkt der nun endgültig zum Kalten Krieg gesteigerten politischen Konflikte zu stehen. Hertie verlegte ihre Zentrale abermals. Diesmal nach Frankfurt am Main auf die Zeil, später in einen Neubau im Stadtteil Niederrad, um vor allem die Vorteile der besseren Verkehrsanbindung zu nutzen.[34] Mit der Gründung der Hertie Italiana s. r. l. in Mailand und dem Erwerb der Mehrheitsanteile an den beiden Wiener Kaufhaus-Gesellschaften A. Gerngross AG und A. Hermansky AG hatte man 1957 erste Schritte ins benachbarte Ausland gemacht. Vor allem aber die in Deutschland verstreuten Filialen, die Georg Karg regelmäßig mit dem Pkw oder Privatflugzeug besuchte, waren aus Südhessen nun leichter zu erreichen.[35] Und auch hier hielt der Ausbau des Filialnetzes weiter an. Kurz vor Kargs Tod 1972 öffnete das 100. Kaufhaus aus dem Kreis der Konzern-Signets Hertie und bilka. Das gesamte Unternehmen verzeichnete mit einer Verkaufsfläche von 760.000 Quadratmeter und bis zu 60.000 Mitarbeitenden einen Jahresumsatz von geschätzten rund fünf Milliarden DM.[36]
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			Abb. 32: bilka-Kaufhaus in Berlin, um 1956 

			Vor diesem Hintergrund müssen die Investitionssummen, die der Konzern seit seinem Neuanfang 1945 allein für den Auf- und Ausbau seiner Warenhäuser aufgebracht hat, enorm hoch gewesen sein. Wenn es um die Finanzierung dieser Mammutaufgabe ging, verfügte Hertie als Familienunternehmen über einen strukturellen Vorteil. Im Unterschied zu seinen als Kapitalgesellschaften geführten Konkurrenten stand der Konzern nicht unter dem Erwartungsdruck, jährliche Dividenden auszuschütten. Die Familie reinvestierte die Jahresgewinne, soweit erkennbar, nahezu ausnahmslos für die Belange ihres Unternehmens, sodass die Aufwendungen größtenteils aus eigener Kraft finanziert werden konnten.[37] 

			Es fehlen genauere Daten, die einen näheren Einblick in die Bilanzen und Finanzierungsmuster des Hertie-Konzerns zwischen 1949 und 1974 erlauben. Selbst die Großbanken scheinen spätestens in den 1950er-Jahren den Überblick über die komplexen Firmenstrukturen verloren zu haben. Exemplarisch bemühte sich die Volkswirtschaftliche Abteilung der Dresdner Bank 1958 darum, ein Firmenprofil zu erstellen, um die inneren Verflechtungen des Konzerns zu entwirren. Ihr Urteil nach ausgiebigen Bemühungen, nähere Informationen zu sammeln, lautete: »Die deutschen Gesetze ermöglichen es, finanzielle Ergebnisse und auch Finanztransaktionen bestens zu verschleiern. Die Familie Karg macht davon ausgiebig Gebrauch.« Weiter hieß es: »Die Konzernleitung von HERTIE ist außerordentlich publizitätsfeindlich. Sie gibt das ganz offen zu.« Die Aussage bezog sich auf mehrere Bitten um grundlegende Konzerndaten, die das Unternehmen freundlich, aber bestimmt mit dem Hinweis beantwortete, dass es sich um ein Familienunternehmen handele, »für das in der Öffentlichkeit kaum ein Interesse bestehen dürfte«.[38]

			Diese Haltung von Hertie war und ist keineswegs eine Besonderheit. Sie ist eher allgemeingültig für den Typus Familienunternehmen, der auf größtmögliche unternehmerische Unabhängigkeit in Besitz und Leitung sowie auf die Privatheit im Geschäft und auf die persönliche Rückbindung der Geschäftsführung setzt. Georg Karg passte in das traditionelle Bild eines Patriarchen, das als Unternehmensmodell gerade in der deutschen Nachkriegszeit weitverbreitet war.[39] In den vielen Schilderungen über seine Person und seinen Führungsstil wurde er als Unternehmerpersönlichkeit »alten Schlages«, wahlweise als Respektsperson oder nimmermüder Patriarch beschrieben, der sein ganzes privates Leben vollständig dem Geschäft unterordnete. Er war Alleinentscheider und scheute öffentliche Auftritte. Jeden Tag ließ er sich morgendlich die Umsatzzahlen der Niederlassungen zukommen und reagierte prompt mit einem Anruf bei dem verantwortlichen Filialleiter, wenn die Daten nicht seinen Erwartungen entsprachen.[40]

			Diese oft verklärenden und äußerst subjektiven Einschätzungen zeigen sicherlich nur ein grobes Bild der Person Georg Kargs, der kaum Ego-Dokumente hinterlassen hat, die den Historiker intensiver hinter den Vorhang schauen lassen. Dennoch gibt es Indizien, die zumindest den Stil seiner Geschäftsführung untermauern. So war die Konzernzentrale in einem hierarchischen Top-down-Modell gänzlich auf den Unternehmensleiter zugeschnitten. Es gab lediglich wenige Funktionsabteilungen etwa für Finanzen, Recht- und Immobilienangelegenheiten. Zentrale Ressorts für Marketing, Marktforschung oder Öffentlichkeitsarbeit fehlten, wodurch bis in die 1970er-Jahre kaum Informationen über Konsumtrends und Käuferverhalten gesammelt wurden.[41] Der wesentliche Fokus lag auf dem Einkaufsressort, das auf Basis spezialisierter Tochterunternehmen ab den 1950er-Jahren Hans-Georg Karg unterstellt war. Mit dem Umzug der Hauptverwaltung nach Frankfurt am Main wurde er zugleich Geschäftsführer der Hertie-Gruppe.[42] Von hier aus wurden auch die Empfehlungen für den Vertrieb und die Annoncenwerbung in den einzelnen Niederlassungen gegeben.

			Das Unternehmen wurde damit stark aus der Perspektive der Warenbeschaffung geleitet, worin ein Zuschnitt auf die beruflichen Sozialisierungserfahrungen des Seniorchefs zu erkennen war. Im Büro von Georg Karg selbst liefen die Informationen aus den Filialen zusammen. Hier wurden die strategischen und operativen Entscheidungen getroffen, wobei sich der Patriarch stetig über die nur schwach definierten Zuständigkeitsfelder der Abteilungen hinwegsetzte und viele Detailfragen selbst bearbeitete. Bis zu seinem Tod ließ es sich der Konzernleiter beispielsweise nicht nehmen, die Einrichtung der Verkaufsflächen und die Art der Warenpräsentation in den neuen Kaufhäusern eigenhändig zu entwerfen.[43] Damit war seine persönliche Handschrift bei dem Besuch in einem Hertie-Warenhaus sofort erkennbar. Dies schuf einen gewissen Wiedererkennungswert und wirkte unbewusst imageprägend. Zugleich verband sich mit dem stark an den individuellen Vorstellungen des Firmeninhabers orientierten Einrichtungsstil jedoch auch das Risiko, sich langfristig nicht flexibel genug an die sich verändernden Präferenzen der Konsumenten anzupassen. Spätestens gegen Mitte der 1960er-Jahre galten die mit hochwertigem Edelholzparkett und großen dunklen Bedientheken ausgestatteten Warenhäuser als konservativ. In ihrem Erscheinungsbild erinnerten sie an die klassischen Konsumtempel der 1930er-Jahre, arbeiteten kaum und dann erst sehr spät mit modernen Verkaufsinstrumenten wie Displays oder Shop-in-Shop-Bereichen. Stattdessen verfügten sie lange Zeit noch auf den besten Erdgeschossflächen über ausladende Stoffabteilungen für das Nähen daheim, ganz wie noch in den Anfangsjahren des ehemaligen Textileinkäufers.[44] Der Wirtschaftsjournalist Hans Otto Eglau urteilte Anfang der 1970er-Jahre, Georg Karg führe den milliardenschweren Konzern »wie einen mittelständischen Familienbetrieb« mit seinem eigenen »spezifischen Stil, den der alte Warenhauskönig seinem Handelsimperium aufgeprägt hat«.[45]

			Die Fixierung auf die Person des in den Wiederaufbaujahren so erfolgreichen Patriarchen sollte sich als ein Teil der Probleme erweisen, die das Unternehmen in den 1970er-Jahren erfassten. Unter den veränderten gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Stagflationskrise 1972 brach das anhaltende Wachstum des Konzerns erstmals ab. Mit der Kaufzurückhaltung der Bevölkerung im Kontext des Ölpreisschocks 1974/75 waren die Umsätze erstmals rückläufig. Rund ein Drittel der Filialen schrieb nun rote Zahlen. Hertie wies erstmals in ihrer Nachkriegsgeschichte ein negatives Betriebsergebnis aus, das aber zumindest für eine gewisse Zeit aus den Gewinnvorträgen der guten Vorjahre ausgeglichen werden konnte.[46]

			Die Gründe für diese ersten Schatten auf der Erfolgsgeschichte des Warenhauskonzerns in der Bundesrepublik waren vielfältig. Einer der Bausteine waren Governance-Probleme, die sich nach dem Ableben von Georg Karg deutlich abzeichneten. Die Komplexität des Konzernaufbaus erforderte eine längst überfällige Umstrukturierung der Organisation, die die Verantwortung für einzelne Aufgabenbereiche intensiver an spezialisierte Abteilungen delegierte. Auch die Stärkung einer konsumentenorientierten Unternehmenskultur durch die Integration eines gezielten Marketingmanagements wurde von Hans-Georg Karg als wichtige Aufgabe empfunden. Sie ersetzte die einseitige Angebots- und Umsatzorientierung seines Vaters, die – übrigens ganz ähnlich wie bei den Konkurrenten Neckermann oder Karstadt – zu einer Vernachlässigung der Kostenkontrolle geführt hatte.[47] 

			Die Erfordernis einer inneren Modernisierung intensivierte sich durch einen tiefgreifenden Strukturwandel des Einzelhandels, der die Warenhäuser grundsätzlich herausforderte.[48] Den Großkonzernen und »Platzhirschen« in den Innenstädten erwuchs auf mehreren Ebenen neue Konkurrenz. Zum einen entstanden etwa ab der Mitte der 1960er-Jahre große Filialketten, die den traditionell in Einzelfirmen aufgestellten Fachhandel revolutionierten. Zunächst traten mit Textil-Kaufhäusern der Unternehmen Peek & Cloppenburg oder C&A neue Mitbewerber auf den Plan, die sich nun in den Citys platzierten.[49] Ab den 1970er-Jahren kopierte der Fachhandel in weiteren Warenfeldern dieses Modell. Es entstanden spezialisierte Fachmärkte wie Saturn-Hansa, Photo Porst, Juwelier Wempe, Christ oder Douglas u. a. für Elektronik, Parfüm oder Schmuck. Neben den oft nach dem US-Modell der Franchise expandierenden Fachmärkten schlossen sich auch die Einzelhändler vermehrt zu Einkaufsgemeinschaften und Verkaufsringen wie Intersport, Vedes oder Expert zusammen. Die Warenhäuser büßten ihre komparativen Kostenvorteile gegenüber diesen nun auch kapitalkräftig und abgestimmt agierenden Fachmärkten und Filialketten ein. Zum anderen waren es die Supermärkte und insbesondere neue SB-Warenhäuser (Real, Allkauf, Massa oder Globus) auf der grünen Wiese, die auf großen Verkaufsflächen mit Lebensmitteln und Non-Food-Vollsortimenten aufwarteten. Die Warenhäuser verloren zunächst langsam, dann merklich Marktanteile an diese neuen Betriebsformen, die gerade in den Außenbereichen der Städte für die motorisierten Konsumenten einfacher zu erreichen waren.[50] 

			Für den Hertie-Konzern potenzierten sich die Herausforderungen, da das Unternehmen seine Standortnachteile trotz massiver Expansionsbemühungen niemals hatte gänzlich kompensieren können. In der Auseinandersetzung mit den neuen Wettbewerbern fiel diese schlechte Ausgangsposition nun wieder stark ins Gewicht. Wie für alle Kaufhaus-Konzerne reagierte auch Hertie mit Kosteneinsparungen und einer deutlichen Straffung der Sortimentsauswahl, während man sich mit immer mehr Aktionsverkäufen in den harten Preiskampf mit der Konkurrenz begab.[51] Die Nachfolger von Georg Karg hatten den Konzern somit vor diesem Hintergrund durch schwere See zu führen, in der es sich nicht nur gegen die klassische Konkurrenz mit den anderen Warenhauskonzernen, sondern auch gegenüber neuen Wettbewerbern in einem zunehmend gesättigten und sich weiter ausdifferenzierenden Markt zu behaupten galt. Dabei behielt das Unternehmen seinen familiengeprägten Charakter als »schweigsamer Riese«[52] der Branche konsequent bei. Als sich die Familie Karg schließlich mit dem Verkauf an Karstadt 1993 aus dem Konzern zurückzog, blieb der Name Hertie auch außerhalb des Warenhaushandels erhalten. Hierfür hatte Georg Karg als über vier Jahrzehnte die Geschicke des Unternehmens prägende Figur bereits 1953 mit der Gründung einer Stiftung gesorgt, die zunächst als Plattform der Familie fungiert hatte, das Unternehmen zu leiten und gegenüber äußeren Zugriffen abzusichern. Dabei waren unter dieser Konstruktion wesentliche Umstrukturierungen des Vermögens und der Beteiligungsverhältnisse der Tochtergesellschaften untereinander durchgeführt worden, die der Stiftung den Charakter einer familienbasierten Holding gaben. 

			Reorganisation als Stiftungsunternehmen 1953 bis 1974

			Nachdem der Restitutionsvergleich mit der Familie Tietz im Herbst 1949 geschlossen und wichtige Firmenakquirierungen getätigt worden waren, richtete sich das Augenmerk von Georg Karg auf die juristische und finanzielle Reorganisation seines Unternehmens. Am 26. August 1953 errichtete er die Karg’sche Familienstiftung mit Sitz in Hamburg.[53] In der Satzung wurde als deren Zweck festgeschrieben, den Stifter, seine Ehefrau und seine Nachkommen bei der Sicherung ihres Lebensunterhalts finanziell zu unterstützen, wenn sie in eine unverschuldete Notlage gerieten. Damit erfüllte die Stiftung die gesetzliche Vorgabe, einem sozialen Ziel zu dienen, auch wenn diese Aufgabe hier ausdrücklich privatnützig definiert war und auf den Kreis der Familie beschränkt blieb. Bereits die Präambel erhielt jedoch einen Passus, der eine kombinierte Vermögensregelung für die Familie und das Unternehmen erkennen ließ. Georg Karg stattete die Familienstiftung mit einem Kapital von zunächst 20.000 DM aus, um sie in die Lage zu versetzen, die Geschäftsanteile an den insgesamt sieben Einkaufsgesellschaften der Hertie GmbH zu erwerben. Aus den Geschäftsgewinnen sollte das Stiftungsvermögen gespeist und vermehrt werden.[54] In dieser Verknüpfung gingen somit Familie und Unternehmen eine neue institutionelle Liaison ein, die heute als hybrides Governance-Modell einer unternehmensverbundenen Stiftung zu gelten hat.[55]

			Georg Karg war einer der ersten deutschen Familienunternehmer, der seinen Firmenbesitz in dieser spezifischen Form in ein Stiftungsunternehmen umwandelte. Zwar gab es bekannte historische Vorbilder, wie etwa die weitaus ältere Carl-Zeiss-Stiftung. Sie aber charakterisierte, dass die Stiftung selbst zur Rechtsform des Unternehmens wurde, die soziale mit der wirtschaftlichen Institution verschmolz. Nach langen juristischen Debatten, ob solche Firmenkonstruktionen überhaupt mit dem Grundgedanken der Wohltätigkeit einer Stiftung zu vereinbaren seien, erklärte 1950 eine Novelle des deutschen Stiftungsrechts den betrieblichen Selbstzweck für nicht mehr zulässig, wenn er einziger Stiftungsgrund war.[56] Gleichwohl schloss der Gesetzgeber bewusst nicht alle Schlupflöcher für Unternehmer, ihre Firmen über Hilfskonstruktionen mit einer Stiftung zu kombinieren und ihr auch weiterhin betriebliche Funktionen zuzuweisen. Die unternehmensverbundene Familienstiftung war ein solches Modell, auf das Georg Karg umgehend zurückgriff.

			Zeitgenössische Beobachter führten ein breites Spektrum möglicher Beweggründe ins Feld, die Unternehmer zu einem solchen Schritt motivierten. Dabei wurde wahlweise auf ideelle Ziele der sozialen Fürsorge und Wahrung des unternehmerischen Lebenswerkes verwiesen oder aber auf profane materielle Interessen rekurriert, Steuern zu sparen oder die Geschäftskontrolle zu konservieren.[57] Fest steht, dass die Überführung privaten Firmenvermögens in eine Stiftung als einschneidend sowohl für die Familie als auch das Unternehmen zu bezeichnen ist. Stiftungen unterlagen in der kontinentaleuropäischen Rechtstradition dem sogenannten Ewigkeitsgedanken. Dies hatte zur Folge, dass mit ihrer Gründung eine eigenständige, auf Dauer angelegte Rechtspersönlichkeit entstand. Sie stellte sicher, dass der Stiftungszweck auch nach dem Ableben des Stifters unbefristet verfolgt wurde. Das eingebrachte Vermögen wurde formal der Familie und dem Unternehmen entzogen und entpersonalisiert, zugleich aber in die »geschützte Hand« der Stiftung gegeben. In diesem Sinn hat und hatte die Schaffung einer Stiftung stark bewahrenden Charakter. Das Firmenvermögen wurde vor externen Zugriffen etwa im Zuge von Übernahmeversuchen der Wettbewerber gesichert. Aber auch familieninterne Gefahren einer Zersplitterung oder Entnahme des Betriebskapitals im Zuge von Erbstreitigkeiten oder Nachfolgeproblemen konnten umgangen werden. Der Stifter selbst regelte in einem langfristig wirkungsmächtigen Vorlass die finanzielle Ausstattung des Unternehmens und ordnete die Versorgung der nächsten Generationen der Familie.[58]

			Dies galt nicht zuletzt auch aus steuerlicher Perspektive. Hier hatte die Stiftung den Vorteil, das Unternehmensvermögen langfristig erbrechtsimmun zu stellen. Zwar fiel im Moment der Vermögensübertragung einmalig und unumgänglich eine Schenkungs- bzw. Erbschaftssteuer an. Befand sich das Vermögen aber erst einmal in den Händen der unsterblichen Rechtsfigur, fielen alle weiteren Erbgänge aus. Damit umging eine Familienstiftung das Problem vieler Personengesellschaften, in denen wiederholte Erbauseinandersetzungen immer wieder die Gefahr boten, Liquidität abfließen zu lassen. Die Erbrechtsimmunität war keineswegs mit einer generellen Steuerfreiheit gleichzusetzen. Einkünfte des Unternehmens unterlagen weiterhin der Körperschaftssteuer, und auch Versorgungsleistungen an die Familie waren nach dem Halbeinkünfteverfahren individuell zu versteuern. Gleichwohl milderte eine Stiftungslösung die Steuerlasten merklich ab, was dadurch noch verstärkt wurde, dass bei der Übertragung großer Beteiligungen ein mindestens 35-prozentiger Betriebsvermögensfreibetrag geltend gemacht werden konnte.[59]

			Neben der Abschirmung und Verstetigung des Eigentums bot sich für den Gründer eines Stiftungsunternehmens zudem die Möglichkeit, sich die Kontroll- und Leitungsrechte langfristig zuzuweisen. Das wichtigste Instrument war die Satzung, in die nicht nur eingeschrieben werden konnte, wer die Stiftungsorgane besetzte und Führungsfunktionen übernahm, sondern auch, an welchen Grundprinzipien, Werten und Zielen sich die Geschäftsleitung orientieren sollte. Der Stifter war damit in der Lage, nicht nur eine materielle und primär geschäftliche Vorsorge zu treffen, sondern auch ein ideelles Leitbild für sein Lebenswerk zu fixieren. Auch hier hatte die Schaffung einer Stiftung sowohl konservierende als auch gestalterische Komponenten. Die Herausforderung war, dass eine einmal formulierte Stiftungssatzung nur sehr kompliziert und unter den strengen Augen der öffentlichen Stiftungsaufsicht der Landesbehörden verändert werden konnte. In der punktuellen Gestaltung der Stiftung musste somit die langfristige Verankerung mitgedacht werden – und dies, ohne zu wissen, welche speziellen Herausforderungen in den nächsten 20 oder 50 Jahren auf das Unternehmen und die Familie warteten.[60] 

			Über die Frage, welche Beweggründe Georg Karg primär angetrieben haben, die Familienstiftung zu errichten, kann nur spekuliert werden. Persönliche Dokumente, die hierüber Aufschluss geben, sind scheinbar nicht überliefert. Dennoch soll anhand von Indizien entlang des gezeigten Kataloges versucht werden, seinen Intentionen näher zu kommen. Die wichtigsten Hinweise liefert der Wortlaut der Satzung der Karg’schen Familienstiftung. Im Unterschied zu vielen früheren oder späteren »Umgründern« eines Stiftungsunternehmens finden sich keinerlei Passagen, die sich darum bemühten, ein Leitbild für den Hertie-Konzern zu formulieren. Emotionale Elemente, die auf die Bewahrung von Kargs Lebenswerk und seinen unternehmerischen Idealen anspielen, fehlen. Dies reicht sicherlich nicht aus, um solche Motive gänzlich auszuschließen, sie scheinen aber nachrangig gewesen zu sein, was dem pragmatischen und geschäftsfokussierten Verhalten Georg Kargs in anderen Zusammenhängen zu entsprechen scheint. Den gesetzlichen Vorgaben gemäß deutlich formuliert waren die Bezüge zur sozialen Sicherung der Familie und damit die fremd- bzw. hier familiennützige Ausrichtung der Stiftung. Auffallend ist allerdings, dass die Stiftung lediglich nach Art eines Notfallfonds agieren sollte, wenn Kargs Nachkommen unverschuldet nicht in der Lage wären, ihren Lebensunterhalt selbst aufzubringen. Die in Aussicht gestellte Unterstützung war mit einer maximalen Summe von 1.000 DM zudem nicht überbordend taxiert.[61] Die Anreize, sich allein auf die Stiftung zu verlassen, waren gering, urteilte später auch die Hertie-Stiftung. Es schwang zwischen den Zeilen der Satzung mit, dass Karg fest davon ausging, dass seine Angehörigen ihr Leben selbst finanzierten und ihre Arbeitsleistung in das Unternehmen einbringen würden.[62] In diesen Kontext passt, dass Georg Karg seine Brüder Willy und Walter bereits seit den 1930er-Jahren in der klassischen Manier eines Familienunternehmens in die Verwaltung der Hertie GmbH einbaute. Spätestens nach dem Zweiten Weltkrieg versetzte er seinen Sohn Hans-Georg in die Position seines designierten Nachfolgers. Er gab ihm verantwortungsvolle Aufgaben beim Wiederaufbau des Münchner Warenhauses, in der Leitung des Zentraleinkaufs und später als einer von zwei Geschäftsführern des Gesamtkonzerns. Ein unmittelbares Nachwuchsproblem drängte den Stifter in der nachfolgenden Generation offenbar nicht.
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			Abb. 33: Georg Karg und sein Sohn um 1965 

			In erster Linie verankerte Georg Karg gleichwohl seine Rolle als Seniorchef und Patriarch, indem er sich zeit seines Lebens zum alleinigen Stiftungsvorstand bestimmte. Dabei oblag es allein ihm, seinen Nachfolger in der Vorstandsfunktion zu bestimmen und das Gremium nach seinen Wünschen auf bis zu drei Personen auszudehnen. Hinter dieser Klausel verbarg sich die Option, familienfremde Fachleute in die Leitung der Stiftung und damit in die Lenkung des Unternehmens zu integrieren.[63]

			Neben dem Vorstand wurde ein gesetzlich obligatorisches Kuratorium als zweites Gremium der Stiftung etabliert. Auffallend ist, dass das Kuratorium zwar unmittelbar gebildet werden sollte, seine »Tätigkeit aber erst nach dem Ausscheiden des Stifters als Stiftungsvorstand beginnt«. Karg schuf damit die zukünftige Organisationsstruktur, sprach sich aber in seiner eigenen Amtszeit von jeder Kontrolle Dritter frei. Keine der umfassenden Regelungen zur Governance der Stiftung und des Unternehmens zeigt deutlicher, wie sehr Karg seine Position als Alleinentscheider auf Lebenszeit zementierte. Jede Art von Aufsicht oder Mitsprache wurde ausgeschaltet und erst für die nachfolgende Generation für notwendig erachtet. Unabhängig davon behielt Karg jedoch die Familienbindung des Stiftungsunternehmens fest im Blick. Nach seinem Ausscheiden rückte der Stiftungsvorstand in Personalunion in das ebenfalls maximal dreiköpfige Kuratorium ein. Die weiteren Kuratoriumsmitglieder waren zum einen aus dem Kreis der Stiftungsbeteiligten, sprich der Familie, zu wählen, zum anderen vom jeweiligen Präsidenten des Hanseatischen Oberlandesgerichtes zu bestimmen. Ausgehend davon, dass Hans-Georg Karg den Stiftungsvorstand von seinem Vater übernahm, würde er somit auch in das Kuratorium einrücken. Gemeinsam mit einem Angehörigen hatte die Familie somit stets die 2:1-Majorität bei Entscheidungen des beigeordneten Gremiums.[64] Die Kontrollstrukturen der Stiftung ermöglichten der Familie, das Unternehmen auch in Zukunft eng in ihrer Hand zu halten. Die Satzung bot zugleich aber auch eine Art Exit-Option für die Familie. Es stand Hans-Georg Karg frei, den Vorstandsvorsitz und den Kuratoriumssitz einem vertrauten externen Kandidaten anzudienen. Insgesamt schuf der Stifter damit eine eindeutig familienorientierte Governance, die jedoch ein kluges Maß an Flexibilität bot, um sich an veränderte Rahmenbedingungen anzupassen.

			Bezieht man den Umstand ein, dass Georg Karg bereits in den 1930er-Jahren versuchte, sich aus dem ihm 1934 vorgegebenen Korsett einer Kapitalgesellschaft zu befreien, ist zu konstatieren, dass dieser Schritt mit der Gründung des Stiftungsunternehmens 1953 endlich gelang. Als langjähriger Alleineigentümer machte er sich frei von der Einflussnahme von Banken, Treuhändern oder sonstigen Interessenvertretern, die ihn in der GmbH begleitet hatten. Auch der ständigen Berichtspflichten konnte sich die Familie Karg entledigen und den Wiederaufbau ihres Konzerns unter dem Deckmantel der deutlich reduzierten Publizitäts- und Transparenzpflichten einer Stiftung voranbringen. Nicht nur in dieser Hinsicht schirmte die Stiftung das Unternehmen nach außen ab, sondern schützte auch die materielle Geschlossenheit des Firmenvermögens gegen mögliche Zugriffsversuche. Hertie selbst war das beste Beispiel für eine offensive Expansionsstrategie, die von den vielen Konkurrenten in der umkämpften Warenhausbranche geteilt wurde. Wie sehr die Konservierung und Erweiterung des Firmenkapitals im Zentrum des Interesses von Georg Karg stand, zeigt der Umstand, dass der Stifter und seine Familienangehörigen ab der Stiftungserrichtung auf laufende Erträge aus ihrem Eigentum verzichteten.[65] Damit ermöglichten sie, dass die Gewinne des Unternehmens weitestgehend und direkt dorthin zurückflossen und für Investitionen genutzt werden konnten.[66] Als Gegenleistung für die Abgabe ihres Eigentums in die Obhut der Stiftung erhielt die Familie ein Mitsprache- und Mitgestaltungsrecht in die Geschicke des Konzerns. Damit stand die Karg’sche Familienstiftung ganz in der Tradition der klassischen Unternehmensträgerstiftung. Die soziale Privatnützigkeit bildete nur die juristische Brücke zu einer kaum trennbaren Verbindung zwischen Stiftung und Unternehmen, wie ein Vertrauter von Hans-Georg Karg später offen erklärte.[67]

			Vor diesem Hintergrund ist erkennbar, dass es primär geschäftlich-pragmatische Gründe waren, die Georg Karg dazu bewogen, sein Unternehmen in die Obhut einer Stiftung zu legen. Dieser Eindruck verstärkt sich auf der Grundlage des Hertie-Berichtes der Dresdner Bank von 1958, der als neu entdeckte historische Quelle den Ablauf skizziert, wie Unternehmen und Stiftung miteinander verschmolzen. Im Unterschied zu der in der bisherigen Literatur dominierenden Darstellung, Georg Karg habe sofort nach der Stiftungsgründung nahezu alle Eigentumsanteile der Hertie GmbH auf die Stiftung übertragen, stellten die Bankexperten den Übergang als einen behutsamen und schrittweisen Prozess dar. Als wesentliches Ziel benannte der Bericht, die Stiftung als Instrument zur innerbetrieblichen Reorganisation der zersplitterten Konzernteile zu nutzen. Im Fokus stand dabei in den Jahren 1953 bis 1957 zunächst die Zentralisierung des Einkaufs und damit des Funktionsbereichs eines Warenhausunternehmens, in dem die größten Gewinnspannen und Rationalisierungspotenziale lagen. Mit der in der Ursprungssatzung verankerten Übertragung der Geschäftsanteile der Betex Bergische Textil-GmbH, der Ohigs Offenbacher Handels- und Industrie-GmbH und der Bekleidungs- und Handels-GmbH wurden die Einkaufsgesellschaften unter dem Dach der Hertie-Zentraleinkauf Ges. mbH zusammengeführt und zugleich unter die Verwaltung der Stiftung gestellt. Im Oktober 1957 wurde die Hertie Zentraleinkauf Ges. mbH schließlich liquidiert. Spätestens mit diesem Schritt »[ist] die Stiftung […] ein vollkaufmännisches Unternehmen«, urteilte der Dresdner Bank-Bericht und fügte hinzu, dass sie seither offen, aber inoffiziell mit dem Zusatz »Karg’sche Familienstiftung – Hertie Hauptverwaltung« auftrat.[68]

			Parallel zu der Konzentration der Einkaufsgesellschaften begann der Hertie-Inhaber seit Anfang der 1950er-Jahre, auch, die Betriebs- und Grundstücksgesellschaften nach und nach zusammenzuziehen. Als Container dienten einerseits die Hertie Warenhaus- und Kaufhaus-GmbH, andererseits die Hertie Vereinigte Kaufstätten GmbH. Letztere war 1948 als neue Grundstücksgesellschaft für den Konzern in Hamburg unter dem Namen »Nordhag Waren- und Kaufhaus-Verwaltungs-Gesellschaft mbH« gegründet worden. Mit dem 7. Januar 1950 wurde die Namensänderung als »Hertie Vereinigte Kaufstätten GmbH« in das Handelsregister eingetragen. Ihr Stammkapital von vier Mio. DM verteilte sich zu 50 Prozent auf die bereits bekannte Union Vereinigte Kaufstätten GmbH. Jeweils 24,5 Prozent der Gesellschaftsanteile lagen in den Händen der beiden Kinder von Georg Karg, Hans-Georg und Brigitte Gräfin von Norman. Der Hertie-Chef selbst blieb mit nur einem Prozent beteiligt. In den folgenden Jahren bis 1957 wurde nach und nach das Immobilarvermögen aller Konzernbetriebe, die nicht unmittelbar im Besitz ihres Betriebsgrundstückes waren, auf die Hertie Vereinigte Kaufstätten übertragen. Den Abschluss der Transaktionen bildete die Umbenennung des nun in einem repräsentativen Neubau am Berliner Wittenbergplatz beheimateten Unternehmens in »Westberliner Grundstücksgesellschaft mbH«. 

			Die zweite Dachgesellschaft, die eigentliche Hertie Warenhaus- und Kaufhaus GmbH, führte die Betriebsgesellschaften zusammen. Um die Grundlage hierfür zu schaffen, wurde das Stammkapital im März 1955 und Juli 1956 in zwei Schritten von 2,5 auf insgesamt zwölf Mio. DM aufgestockt. »Eine Zweigniederlassung nach der anderen«, so die Beobachtung der Großbank, »ging auf die Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH über.«[69] Hierzu zählten bis Sommer 1958 u. a. die Grundbesitzgesellschaft des neuen Kaufhauses in Dortmund, die Kaufhaus des Westens Vermögensverwaltungsgesellschaft, die Centrum Berlinsche Boden GmbH, die Paul Held Nachf. Vermögensverwertungs-GmbH und schließlich auch die Union Vereinigte Kaufstätten GmbH. Diese Zusammenführung von Gesellschaften in den Händen der Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH und der Kaufstätten GmbH bzw. der Westberliner Grundstücksgesellschaft strukturierte und verdichtete die Konzernstrukturen.[70] Wie das Schaubild zur Aufgliederung des Vermögens der Familie Karg zeigt (Abb. 34), lichtete sich der Unternehmensaufbau jedoch keineswegs vollständig. Die Komplexe bilka und Wertheim bildeten weiterhin eigene Organisationsstränge, die über die Stiftung und die Familie miteinander verwoben waren. Dazu kamen neue Auslandsfirmen und Engagements bzw. Gründungen von Warenhäusern, die in eigenen Gesellschaften aufgestellt wurden, aber zugleich in engen Kapital- und Kontrollverbindungen zur Hertie Warenhaus- und Kaufhaus GmbH standen.
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			Abb. 34: Organigramm »Das Vermögen der Familie Karg« 1958 

		

	
		
			Die Reorganisation des Konzerns bereitete schließlich den entscheidenden Schritt vor, um den Hertie-Konzern in ein Stiftungsunternehmen umzugestalten. Nach und nach, teilweise auch schon parallel zu der Umgliederung, brachten Georg Karg und seine Kinder im Verlauf der 1950er-Jahre 97,5 Prozent der Gesellschaftsanteile der Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH in die Karg’sche Familienstiftung ein. Sie wurde damit die entscheidende Instanz, in der Kapital, Kontrolle und Geschäftsführung entsprechend der Satzung zusammenflossen. In dem Porträt des Hertie-Konzerns in der Publikationsreihe »Lebensbilder deutscher Stiftungen« von 1986 wurde diese Entwicklung treffend skizziert: »Damit waren Stiftungs- und Unternehmensvermögen […] identisch und die Stiftung hat zu jeder Zeit auf das wirtschaftliche Handeln des Hertie-Konzerns direkten und wesentlichen Einfluss ausgeübt, was durch die im Jahre 1971 erfolgte Umbenennung der ›Karg’schen Familienstiftung‹ in ›Hertie-Stiftung‹ zum Ausdruck gebracht wurde.«[71]

			Noch blieb auch die Hertie-Stiftung wie ihre Vorgängerin weiterhin privatnützig. Eine Änderung trat erst nach dem Ableben von Georg Karg ein, dem sein Sohn wie geplant als langjähriger Stiftungsvorstand folgte. Erst ab dem 10. Dezember 1974 löste sich die Stiftung aus dem Korsett der 1950er-Jahre und setzte sich als nun »Gemeinnützige Hertie-Stiftung« für die Förderung von Wissenschaft, Erziehung, Volks- und Berufsbildung ein.[72] Dabei wurden Hunderte Millionen DM aus der Familienstiftung für die gemeinnützige Arbeit umgewidmet. Der geschäftliche Pragmatismus des Stifters wurde in der nächsten Generation durch ein eindeutig stärkeres Bekenntnis zur sozialen Verantwortung ersetzt.[73] Gleichwohl waren es veränderte gesetzliche Rahmenbedingungen, die diesen Schritt mit antrieben. Mit der Reform des Erbschaftssteuer- und Schenkungssteuerrechts von April 1974 regelte der Gesetzgeber die lange diskutierte sogenannte Tote-Hand-Problematik einer dauernden Erbimmunität von unternehmensverbundenen Stiftungen neu. Die Steuervorteile wurden allen Formen nicht gemeinnütziger Konstruktionen weitgehend entzogen.[74] Der Schritt in die Gemeinnützigkeit war damit ein gangbarer Weg, um das Geschäftsvermögen weiterhin abzuschirmen und die familienorientierte Unternehmenskontrolle über die Stiftung fortzuführen.[75]

			Insgesamt blieb die Karg’sche Familienstiftung in ihrer ursprünglichen Form somit im Wesentlichen ein geschicktes Instrument des Stiftungsgründers, um den Hertie-Konzern als Familienunternehmen neu aufzustellen und gegen innere und äußere Herausforderungen zu schützen. Dabei waren seine Motive von Beginn an primär geschäftlich-strategischer Natur – eine Haltung, die seiner stetigen Suche nach dem höchsten kaufmännischen Nutzen entsprach.

		

	
		
			6. 

Komplex(e) »Wiedergutmachung«

			Sondergesetze: Eine Skizze des Wiedergutmachungsrechts

			Die Geschichte der Familie Tietz im Nationalsozialismus zeigt, wie umfassend das NS-Regime und seine Helfershelfer auf das gewerbliche und private Eigentum der »rassisch« Verfolgten zugriffen. Dabei bildete die »Arisierung« des Warenhauskonzerns in den Jahren 1933 und 1934 einen wesentlichen, aber letztlich keineswegs einzigen Baustein der Verfolgungserfahrungen, die die Familie im Kontext von Diskriminierung, Verfolgung und Raub machen musste. Der Verlust der privaten Immobilien, des eigenen Heims und der Heimat sowie nicht zuletzt die staatliche Konfiskation der verbliebenen Vermögenswerte über Steuern und Zwangsabgaben schlossen sich an. Die beständigen antisemitischen Diskriminierungen und ein Leben im Umfeld der stetigen Anfeindungen – eine Situation, die schließlich in der notwendigen Flucht und Emigration mündete – beraubten die Mitglieder der ehemals angesehenen Unternehmerfamilie jedoch nicht nur auf materielle Weise. Das NS-Regime entzog ihnen Lebenschancen, verbaute berufliche Entwicklungswege und beschränkte die persönliche Freiheit bis hin zu den drohenden Angriffen auf Leben und Gesundheit. Das Beispiel der Familie Tietz steht somit letztlich nur exemplarisch für den millionenfachen Raub und die Zerstörung von Lebensgrundlagen.

			Aber es war gerade dieser lebendige Eindruck, dass das NS-Regime und mit ihm unzählige private Profiteure so massiv in die gewerblichen Existenzen und Eigentumsstrukturen der deutschen Wirtschaft und Gesellschaft eingegriffen hatten, der die Alliierten schon während der letzten Jahre des Zweiten Weltkrieges Überlegungen anstellen ließ, wie diese Vermögensumschichtungen rückgängig gemacht oder entschädigt werden könnten. Eine Vorreiterrolle übernahmen die USA, nicht zuletzt auch auf Initiative der sich hier am stärksten organisierenden jüdischen Interessenverbände. In ersten Gesprächen mit den britischen und französischen Verbündeten konnte rasch Einigkeit erzielt werden, dass neben kollektiven, völkerrechtlich bereits verankerten Reparationsleistungen des deutschen Staates eine Form der individuellen »Wiedergutmachung« gefunden werden müsse. Dadurch sollte eine Rückführung entzogenen Besitzes aus den Händen privater Nutznießer an die rechtmäßigen Eigentümer ermöglicht werden.[1] Neben den sachbezogenen Rückerstattungen wurden frühzeitig auch personenbezogene finanzielle Entschädigungsleistungen in die Überlegungen einbezogen, die den Verfolgten die Chance eröffnen sollten, Zwangsabgaben an den Staat, aber auch den Verlust von Freiheit, Gesundheit und Lebenschancen geltend zu machen. Mit der Rückerstattung und der Entschädigung erhielt das Feld der sogenannten Wiedergutmachung somit eine zweigliedrige Struktur. 

			Allein schon der Oberbegriff der Wiedergutmachung, der impliziert, Unrecht vollständig durch finanzielle Leistungen »wieder-gut-machen« zu können und dann gewissermaßen einen Schlussstrich zu ziehen, wird in der heutigen Geschichtsforschung als schwieriger, aber zeitgenössischer Ausdruck problematisiert. So ist, folgt man dem Bochumer Zeithistoriker Constantin Goschler, allein aus moralischer Sicht von einer »prinzipiellen Inkongruenz«[2] zwischen der Qualität von Raub, Vertreibung und Mord und jeder Form einer finanziellen Ersatzleistung auszugehen. Gleichwohl bilden »Arisierung« und »Wiedergutmachung« einen untrennbaren Sachverhalt und ein zusammenhängendes Untersuchungsfeld. Dies gilt zum einen bezogen auf den Umstand, dass wir heute oftmals lediglich aus dem Studium von Wiedergutmachungsverfahren entscheidende Hinweise auf die Geschehnisse während der NS-Zeit gewinnen können. Zum anderen liefern die Wiedergutmachungsquellen den Geschichtsforschenden zentrale Hinweise darauf, wie »Arisierung«, Diskriminierung und Verfolgung in der Nachkriegszeit von den deutschen Behörden, vor allem aber von Tätern und Opfern, Profiteuren und Betroffenen materiell in Wert gesetzt und moralisch bewertet wurden. Vor diesem Hintergrund erscheint es unverzichtbar, die Begegnungsgeschichte von »Ariseuren« und »Arisierten« über den Bruch des Kriegsendes hinaus bis in die Zeit der Bundesrepublik zu verfolgen, in der sie sich auf der Grundlage des neuen Wiedergutmachungsrechts als Anspruchspflichtige und -berechtigte in neuen Rollen gegenübertraten. Auch hier gilt es, den Blick auf das Verhalten der Akteure beider Seiten, auf ihre Handlungsspielräume, Motive und Interessenlagen zu werfen, um die frühen Versuche eine Aufarbeitung der NS-Geschichte historisch beleuchten und einordnen zu können.

			All dies gilt auch und im Besonderen für die Verhandlungen von Georg Karg und Hertie mit der Familie Tietz und ihren Nachkommen über die »Arisierung« des Warenhauskonzerns. Dabei ließen die speziellen Umstände der im Vergleich frühen Gleichschaltung des Unternehmens auch im Wiedergutmachungsprozess zahlreiche Spannungsfelder entstehen. Die Frage nach der Verantwortung von Georg Karg, der Rolle der involvierten Banken und NS-Behörden wurde durch lange schwelende Mutmaßungen überlagert, der Tietz-Konzern habe bereits vor der NS-Machterlangung am Abgrund der Insolvenz gestanden. Wie zu zeigen sein wird, drohte der Fakt der »Arisierung« durch die Lesart einer Sanierung unterminiert zu werden, die in einem durch antisemitische Boykottaktionen erschwerten Geschäftsumfeld lediglich durch gemeinsame Anstrengungen der Geldgeber und der neuen Geschäftsführung möglich geworden sei. Auch wurde die Verantwortung für die Ausschaltung der jüdischen Eigentümer unverhohlen entpersonalisiert und an das NS-Regime im Allgemeinen adressiert – eine Abwehrhaltung, die zahlreiche »Ariseure« in Wiedergutmachungsverfahren der Nachkriegszeit an den Tag legten. Dennoch kam es im Fall Tietz nach einigen persönlichen Gesprächen bereits 1949 zu einem Vergleich zwischen Hertie und der Familie der Alteigentümer. Im Folgenden wird der Weg dorthin, die Inhalte und Auseinandersetzungen um eine Wiedergutmachungslösung, skizziert. Dabei steht nicht nur die Frage der Rückerstattung des Tietz’schen Unternehmensbesitzes im Kontext der Umgründung zu Hertie, sondern auch die Verfahren zur Restitution von Immobilien und zur Entschädigung für den staatlichen Entzug von Vermögen im Fokus. Zuvor gilt es aber, kurz die Entwicklung des rechtlichen Rahmens der Wiedergutmachung darzustellen, um das Verhalten der Akteure in diesen Verfahren abzubilden.

			Bereits kurz nach Kriegsende begannen auf Initiative der US-Militäradministration intensive Verhandlungen mit den Partnern der britischen und französischen Besatzungszonen um die Frage, wie mit den massiven eigentumsbezogenen Disruptionen umzugehen sei, die vom nationalsozialistischen Regime ausgegangen waren und in deren Zuge sich zahllose Profiteure an dem Vermögen der Verfolgten schadlos gehalten hatten. Höchste Priorität erhielt, ein Rechtskonzept zu entwickeln, das eine individuelle Rückerstattung geraubten gewerblichen Eigentums ermöglichte. Motiviert war diese Vorgehensweise durch die dringende Notwendigkeit, der bestehenden bürgerlichen Eigentumsordnung neue Rechtssicherheit zu verleihen, ohne sie selbst in Frage zu stellen. In diesem Punkt zeigte sich die offene Konfrontstellung zur sowjetischen Besatzungszone, in der erste staatliche Sozialisierungsmaßnahmen rasch auf den vollständigen Umsturz der Eigentumsordnung abzielten und bald jede Form einer privaten Auseinandersetzung um Vermögens- und Eigentumsfragen unterminierten.[3] Stattdessen zielten die alliierten Überlegungen darauf, sich an den Eigentumsverhältnissen vor der nationalsozialistischen Machterlangung zu orientieren und möglichst einen vermögensrechtlichen Status quo ante wiederherzustellen. Mit dem Inkrafttreten des Militärgesetzes Nr. 52 »Blocking and Control of Property« hatte die US-Militäradministration bereits im Juli 1945 nicht nur das Reichs- und Parteivermögen beschlagnahmt, sondern auch die Konten der Banken und den Betrieb von Wirtschaftsunternehmen ihrer Kontrolle unterworfen. Mutmaßlich im Rahmen von »Arisierung« und Konfiskation entzogene Besitzwerte wurden in allen westlichen Besatzungszonen einer Anmeldepflicht unterworfen, bis die Herkunft des Vermögens und die wirtschaftliche bzw. politische Verstrickung der derzeitigen Besitzer mit dem NS-Regime geklärt waren.[4] Selbst wenn diese Vorgabe – wie auch im Fall Hertie – nicht zwangsläufig dazu führte, dass Unternehmen ihre Geschäfte vollständig einstellen mussten, so unterlag ihr Handeln dennoch einem Eigentumsvorbehalt. Dies wiederum bildete eine wesentliche Voraussetzung für die spätere Durchsetzung einer individuellen Restitution, da insbesondere die »Ariseure« unter Druck gesetzt wurden, selbst aktiv zu werden.

			Bei dem Versuch, die Rechtsfigur der Rückerstattung auf der Grundlage der bestehenden Eigentumsordnung in das deutsche Rechtswesen einzubringen, stießen die alliierten Verhandlungspartner auf das Problem, dass die traditional hier verankerten Rechtsbegriffe des Raubes oder der Sittenwidrigkeit nicht genügten, um die Charakteristika der »Arisierung« ausreichend abzubilden. Zudem bestand das Problem, dass in den unmittelbaren Nachkriegsjahren noch kaum überschaubar war, wann und inwieweit ein wie auch immer gearteter deutscher Staat in der Lage sein würde, die Ansprüche der Verfolgten zu behandeln. Die Folge war, dass sich die Alliierten dazu entschlossen, die Rückerstattung auf einer eigenständigen gesetzlichen Basis mit neuen Begrifflichkeiten und eigenen Instanzen und Verfahrenswegen im deutschen Rechtsraum zu implementieren.[5] Während sich die Militärregierungen über diesen grundsätzlichen Weg einig waren, entwickelte sich jedoch das Dilemma, dass sie sich nicht in allen Details über die Definition von Ansprüchen und Verpflichtungen einig werden konnten. Umso mehr Zeit verstrich und umso drängender die Wiederherstellung der Rechtssicherheit wurde, um die wirtschaftliche Erholung und damit die Westintegration Deutschlands nicht zu gefährden, desto intensiver drängte die US-Militärregierung auf Lösungen. Schließlich wagte sie den Alleingang.

			Am 10. November 1947 trat das Militärgesetz Nr. 59 betreffend die »Rückerstattung feststellbarer Vermögensgegenstände an die Opfer der nationalsozialistischen Unterdrückungsmaßnahmen«, kurz USREG, in der amerikanischen Besatzungszone in Kraft.[6] Während im französischen Kontrollbereich taggleich eine in wesentlichen Punkten unterschiedliche Verordnung erlassen wurde, sollte es bis zum Mai bzw. Juli 1949 dauern, ehe auch für die britische Besatzungszone und für die Westsektoren Berlins entsprechende gesetzliche Regelungen vorlagen. Das sogenannte BrREG (Gesetz 59) und die Rückerstattungsverordnung der Berliner Alliierten Oberkommandantur (REAO) orientierten sich in ihren lediglich leicht vereinfachten Fassungen jedoch nahezu vollständig an dem amerikanischen Muster, das damit zugleich Vorreiter- und Vorbildcharakter trug.[7]

			Die alliierten Gesetzgeber stellten alle in der Zeit von 1933 bis 1945 erfolgten Rechtsgeschäfte »mit aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Weltanschauung oder politischer Gegnerschaft« verfolgten Personen unter eine generelle Entziehungsvermutung. Dabei vermieden sie zielgerichtet den Begriff der »Arisierung«. Sie definierten stattdessen einen neuartigen Verfolgungstatbestand der »Weggabe von Vermögensgegenständen unter Verfolgungsdruck«. Auf der Basis dieser juristischen Formel wurde jedwedes Rechtsgeschäft mit Verfolgten als unrechtmäßig tituliert und damit die diskriminatorischen Umstände der Besitztransfers als ausreichend rechtskräftig für einen Restitutionsanspruch eingestuft. Dies entlastete die Anspruchsberechtigten im Einzelfall von der für sie oftmals schwierigen Beweisführung, dass ein Verkauf oder eine Abgabe widerrechtlich erfolgt waren. Deutsche Rechtsexperten liefen vehement Sturm gegen diese Vorgehensweise, da sie zumindest die Möglichkeit, dass es auch faire Rechtsgeschäfte nach gängigen wirtschaftlichen Verhaltensstandards gegeben hatte, nicht ausgeschlossen wissen wollten. Die Restitutionsverordnungen setzten sich zugunsten der Betroffenen über diesen Einwand hinweg. Sie befreiten die Geschädigten von der Beweislast, indem sie grundsätzlich von einer Kausalkette zwischen Verfolgungssituation und »Arisierung« ausgingen. Stattdessen oblag es den Erwerbern, die Entziehungsvermutung der Gesetzgeber zu widerlegen, wenn diese den Unrechtscharakter eines Kaufgeschäftes anzweifelten. Die Anforderungen für einen solchen Anspruch wurden dabei strikt geregelt: Bei Rechtsgeschäften, die bis zur Verabschiedung der Nürnberger Rassengesetze 1935 geschlossen worden waren, hatten die Erwerber zu belegen, dass sie einen angemessenen Kaufpreis gezahlt und der Erlös auch tatsächlich in die freie Verfügung der Betroffenen gelangt war. Für nach 1935 abgeschlossene Besitzwechsel musste der Käufer dokumentieren, dass er zudem versucht hatte, die Vermögensinteressen seines Gegenübers aktiv und in besonderer Weise zu schützen. Die Hürden für den Nachweis eines sogenannten loyalen Erwerbs lagen also hoch.[8]

			Als Ausgleich für die Weggabe gewerblichen, immobilen oder auch beweglichen Eigentums sahen alle alliierten Gesetze und Verordnungen eine Naturalrestitution vor, sofern die Vermögenswerte noch physisch vorhanden und damit im Original rückübertragbar waren. Dies bedeutete zumindest in der Theorie, dass die Geschädigten im Idealfall die ihnen aus der Hand genommenen Gesellschaftsanteile an Unternehmen direkt zurückerhalten sollten, um die ursprüngliche Eigentumssituation der Zeit vor 1933 mit allen Rechten und Pflichten wiederherzustellen. Die Alteigentümer wären wieder zurück in ihren Rollen als Geschäftsführer oder Gesellschafter gelangt. In der Praxis stand dieser Idee allerdings einiges entgegen: Zum einen mussten die Anspruchsteller in diesem Fall den bei der »Arisierung« gezahlten Kaufpreis an die Erwerber zurückzahlen – eine Farce, wenn man bedenkt, dass viele Mitglieder der Unternehmensfamilien ermordet, beraubt oder auf der Flucht und in der Emigration mittellos geworden waren. Zum anderen hätte dieser Schritt zumeist die Bereitschaft bedeutet, wieder in das Land der Täter zurückzukehren, um der Verwaltung des rückerstatteten Vermögens gerecht zu werden. Dies war verständlicherweise für die meisten Opfer schon rein emotional ausgeschlossen.[9] Das USREG und das BrREG sahen allerdings auch die Festlegung einer Schadensersatzleistung per privatem Vergleich vor, wenn der Vermögensschaden unumkehrbar war oder es nicht dem Wunsch der Antragsteller entsprach, ihre Betriebe oder ihr Wohneigentum in Deutschland wieder zu übernehmen. Die Alternative sah vor, ihre Ansprüche als Differenz des zum Zeitpunkt der Weggabe bestehenden Wertes des Eigentums zum tatsächlich gezahlten Kaufpreis zu berechnen. Damit gingen auch die Gewinne und Verluste, insbesondere etwaige Kriegsschäden aus der Zeit des Nationalsozialismus, auf die Seite der Pflichtigen. 

			Um Ansprüche geltend zu machen, hatten die Betroffenen eine Antragsfrist bis zum 30. Juni 1950 einzuhalten.[10] Mit dem Eingang eines Rückerstattungsantrages bei einer der in allen drei westlichen Besatzungszonen eingerichteten Meldebehörden folgten die Verfahren einem standardisierten Instanzenweg. An erster Stelle standen speziell eingerichtete Wiedergutmachungsämter auf der Ebene der Regierungsbezirke. Hier wurden die Anträge geprüft, Stellungnahmen eingefordert und Beweismittel gesammelt. Zudem sollten die Ämter zwischen Berechtigten und Pflichtigen moderieren, um möglichst eine private Vergleichslösung herbeizuführen. Die Rückerstattungsverordnungen versäumten dabei jedoch, die Ämter auch zu Ermittlungen zugunsten der Geschädigten zu verpflichten. Mit dem Ziel, die Verfahren zu einem privaten Vergleich zu führen, blieb das Wiedergutmachungsrecht Teil der Zivilprozessordnung. Die Betroffenen mussten sich daher selbst informieren oder auf Rechtsanwälte zurückgreifen, die sie in den Verfahren unterstützten.[11] Erst auf zweiter Ebene folgten drei weitere, tatsächlich gerichtliche Instanzen: Ebenfalls wurden spezielle Wiedergutmachungskammern bei den Landgerichten und gesonderte Wiedergutmachungssenate bei den Oberlandesgerichten eingerichtet. Während diese beiden Instanzen in die deutsche zivile Gerichtsbarkeit eingebettet wurden und mit deutschen Richtern agierten, saßen den obersten Wiedergutmachungsgerichten in den Besatzungszonen – dem United States Court of Restitution Appeals of the Allied High Commission for Germany (CORA) in Nürnberg, dem britischen Board of Review (BOR) in Herford und dem französischen Cour Supérieure pour les Restitutions (CSR) in Rastatt – bis 1955 ausschließlich alliierte richterliche Gremien vor.[12]

			Trotz dieses großen Aufwandes, der von den Alliierten betrieben wurde, um das neuartige Restitutionsrecht zu verankern, stieß es außerhalb der westlichen Besatzungszonen buchstäblich an seine Grenzen. So konnten Betroffene trotz zahlreicher ergänzender Bestimmungen, die mit dem Bundesrückerstattungsgesetz vom 19. Juli 1957 auch auf den staatlichen Entzug von Eigentumsobjekten erweitert wurden, lediglich Ansprüche zur Restitution von Vermögenswerten stellen, die auf dem Gebiet der Bundesrepublik bzw. der westlichen Besatzungszonen gelegen waren. Es galt das Territorialprinzip des Weggabeortes, sodass letztlich bis zur Wende 1989/90 im Ostteil des Landes Unternehmen und Immobilien in jeglicher Form einer Wiedergutmachung entgegensahen. Gerade für das Konzerneigentum des Warenhauses Tietz, das seine Aktivitäten besonders hier fokussiert hatte, bedeutete dies eine wesentliche Einschränkung, die auch in den Restitutionsverfahren immer wieder thematisiert wurde.

			Parallel zu den Rückerstattungsgesetzen entwickelte sich ab 1947 das Entschädigungsrecht als zweiter Bereich der Wiedergutmachung. Der Einführungsprozess war in den unmittelbaren Nachkriegsjahren zunächst durch eine starke Uneinheitlichkeit diverser Verordnungen der Länder und Besatzungszonen geprägt.[13] Gemeinsam war ihnen jedoch das Ziel, den Betroffenen nationalsozialistischer Verfolgung die individuelle Möglichkeit zu geben, zum einen Angriffe auf ihr Leben und ihre körperliche Unversehrtheit und zum anderen verfolgungsbedingte Eingriffe in ihren Besitzstand geltend zu machen. Ähnlich wie bei den Restitutionsregelungen erwies sich auch für die Etablierung des Entschädigungsrechts ein Entwurf der US-Militärregierung als wegweisend. Das gemeinsam mit den deutschen Regionalbehörden entwickelte Entschädigungsgesetz des süddeutschen Länderrates vom 26. April 1949 (USEG) strukturierte das komplexe Feld der Verfolgungserfahrungen in drei übergeordnete Schadenskategorien. Eine erste Gruppe bildeten »Schäden an Leib und Leben«, für die die Betroffenen oder ihre Angehörigen Entschädigung u. a. für den Entzug der Freiheit in Lagerhaft, für Gewalterfahrungen bis hin zum Mord beantragen konnten. Die zweite Kategorie enthielt »Schäden am beruflichen und wirtschaftlichen Fortkommen«. Sie umfasste die Behinderung in der freien Berufsausübung, den Verlust von Ausbildungschancen oder die Einschränkung von Verdienstmöglichkeiten. Als dritte Gruppe wurden »Schäden an Eigentum und Vermögen« in das Entschädigungsrecht aufgenommen und weiter differenziert. So galten einerseits die Vermögensverluste durch Boykottmaßnahmen, Zerstörung oder Plünderung sowie das zwangsweise Zurücklassen von Geld oder Wertobjekten im Zuge der Flucht als entschädigungsfähig, andererseits auch die gezahlten Sonderabgaben oder Reichsfluchtsteuern.[14] Diese »Tatbestände« fanden sich ab 1950 ebenso in ersten Entschädigungsverordnungen der französischen Besatzungszone wie auch in dem »Gesetz für die Entschädigung der Opfer des Nationalsozialismus« für die Westzonen Berlins, das am 10. Januar 1951 bekannt gemacht und wenig später verankert wurde.[15]

			In den Verhandlungen um den Bonner Überleitungsvertrag und die Haager Vereinbarungen verpflichtete sich die Regierung der jungen Bundesrepublik schließlich 1952 gegenüber den Westalliierten, Israel und der Jewish Claims Conference, die Entschädigung in das deutsche Rechtssystem zu übernehmen und bundesweit zu vereinheitlichen. Kaum ein Jahr später verabschiedete der Bundestag zum 18. September 1953 ein noch lückenhaftes »Bundesergänzungsgesetz zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung« (BErgG),[16] das wiederum 1956 durch ein nun detailliert ausgearbeitetes »Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung« (BEG) ersetzt wurde.[17] Die neuen Regelungen sahen vor, dass die Ansprüche der Betroffenen entweder durch Geld- und Kapitalentschädigungen oder durch rentenähnliche Versorgungsleistungen materiell entschädigt werden sollten. Als Orientierung für die Höhe der Entschädigung wurden dabei die Besoldungs- und Pensionstabellen des deutschen Beamtenrechts angesetzt, nach denen die Leistung entsprechend einer vergleichbaren Eingruppierung und unter einem Umstellungskurs von 10 RM auf 2 DM vorgenommen wurde.[18] Bei Einkommens- und Vermögensschäden haftete der Staat bis zu einer Höchstsumme von 75.000 DM. Die verschiedenen Schadenskategorien wurden dabei aus den ersten alliierten Verordnungen weitergeführt. Notgedrungen begrenzte sich der Kreis der Anspruchsberechtigten nach dem schon aus den Rückerstattungsgesetzen bekannten Territorialitätsprinzip auf Verfolgte, die vor ihrer Auswanderung bzw. Deportation einen Wohnsitz in West-Berlin oder im Gebiet entsprechend der Bundesrepublik hatten.[19] 

			Für die Familie Tietz bildeten die hier skizzierten Grundmuster des Entschädigungs- und Rückerstattungsrechts die Basis, um ab 1949 ihre Ansprüche gegenüber Hertie, dem deutschen Staat und zahlreichen Nutznießern und Zweiterwerbern ihres ehemaligen Eigentums geltend zu machen. Entsprechend der unterschiedlichen Emigrationsgeschichten und Verfolgungserfahrungen der Familienmitglieder nach der »Arisierung« ihres Unternehmens waren auch die Ansprüche unterschiedlich, die sie erhoben. Eindeutig im Zentrum ihrer Bemühungen stand eine adäquate Regelung ihrer Rückerstattungsansprüche, die sie gemeinsam vorbrachten und die zu einer durchaus raschen Einigung auf dem Vergleichsweg führten. Die Begegnungsgeschichte mit den ehemaligen »Ariseuren« und insbesondere mit den deutschen Behörden war jedoch auch nach diesem Vergleich nicht konfliktfrei und zog sich bis weit in die 1960er-Jahre hinein.

			Ansprüche und Einsprüche: Frühe Restitutionsverhandlungen

			Nach dem Krieg war die Familie Tietz über die Welt verstreut. Durch die Emigration ging ihr ehemals enges Zusammenleben und der tägliche Austausch in Berlin verloren. Hugo Zwillenberg und seine Familie lebten nach einer wahren Odyssee mittlerweile (wieder) in Amsterdam. Martin Tietz wohnte mit seiner Frau Anni seit einigen Jahren in Kuba, ohne dort eine adäquate berufliche Position finden zu können, während das Haus von Betty Tietz und der Familie ihres Sohnes Georg in New York nun den Mittelpunkt des Familienlebens bildete, an dem man mehrfach im Jahr zusammenkam.[20]
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			Abb. 35: Kaufhaus Hertie München in den 1930er Jahren

			Recht schnell nach dem Zusammenbruch des NS-Regimes nahm die Familie jedoch auch wieder Kontakte nach Deutschland auf. Gemeinsam mit ihrem Vater Georg reiste die 1924 geborene Rösli bereits im Sommer 1946 erstmals in das nun weitgehend zerstörte Berlin. Die Tochter des ehemaligen Warenhausinhabers hatte wenige Monate zuvor, an Weihnachten 1945, Kurt Jasen geheiratet, der im Dienst des US-Militärs in Deutschland stationiert war und mithalf, den Wiederaufbau zu koordinieren. Die Familie ihres Ehemannes hatte bis 1937 unter dem Namen Jacobowitz ein erfolgreiches Bauunternehmen in der deutschen Hauptstadt besessen und ebenfalls aufgeben müssen. Die beiden gut befreundeten Familien hatten sich nach ihrer Flucht in New York wiedergetroffen und die Familie Jacobowitz ihren Namen in das dort sprachlich besser verständliche Jasen geändert.[21] In den Jahren 1948 und 1949 hielten sich Rösli und Kurt Jasen über mehrere Monate in Deutschland und der Schweiz auf. Vor allem Georg, aber auch Martin Tietz bereisten in diesen Jahren ebenfalls mehrfach wieder Deutschland und sondierten dabei die Möglichkeiten, Ausgleichsansprüche für ihr verlorenes privates und geschäftliches Eigentum zu erheben. Kurt Jasen, der noch vor dem Krieg in Deutschland und der Schweiz Jura studiert und in Basel promoviert hatte, beriet sie in diesem Vorhaben.[22]

			Die Familie Tietz reichte am 23. Juli 1948 auf der Grundlage des amerikanischen Militärgesetzes 59 (USREG) gleich drei Rückerstattungsanträge bei der zuständigen Zentralmeldestelle Bad Nauheim ein. Als Antragsteller fungierten gemeinschaftlich Georg und Martin Tietz sowie Hugo Zwillenberg und als Nachlassverwalter der 1947 verstorbenen Betty Tietz die New Yorker Anwälte Dr. Hans Kaliski und Dr. Fritz Moses. Gegenstand der jeweils gesondert eingereichten Rückerstattungsansprüche bildete die Rückgabe der in München, Stuttgart und Karlsruhe liegenden Vermögensgegenstände aus dem Eigentum der Familie.[23] Die Anträge fokussierten sich dabei ausdrücklich auf den Grundbesitz, der für eine Naturalrestitution in Frage kam und daher rückgabefähig schien. Die Ansprüche richteten sich somit sowohl gegen die Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH als auch gegen die entsprechenden Grundbesitzgesellschaften, die als Tochterunternehmen in dem komplexen Unternehmenskonstrukt Hertie diesen immobilen Besitz verwalteten.[24]

			Der Umstand, dass sich die Familie auf eine Rückerstattung ihrer süddeutschen Vermögen konzentrierte, war der noch unübersichtlichen Rechtslage geschuldet. Die Hertie-Häuser lagen in der Zuständigkeit des US-Besatzungsrechtes, das zu diesem Zeitpunkt als einziges einen verbindlichen Rahmen für eine Restitution und damit für einen ersten Schritt der Wiedergutmachung bot. Auch wenn bereits für die britische Besatzungszone und West-Berlin entsprechende Verordnungen in der Vorbereitung waren, war kaum absehbar, wann sie umgesetzt werden würden. Als die weiteren Rückerstattungsgesetze schließlich im Sommer 1949 veröffentlicht wurden, stellte die Familie weitere Anträge in Berlin, Hamburg, Wuppertal sowie nachträglich in Frankfurt am Main.[25] Die Alteigentümer verfolgten damit ihre Ansprüche konsequent, was auch als Hinweis interpretiert werden kann, wie sehr sie die Umstände des Entzugs des eigenen Unternehmens 1933/34 als verfolgungsbedingt, unrechtmäßig und unfair einstuften. Im Zentrum der Verhandlung mit Hertie blieb jedoch die Auseinandersetzung um die Rückerstattung des Vermögens in den drei süddeutschen Städten, da es in gegenseitigem Interesse der Parteien sowie auch der Wiedergutmachungsbehörden lag, statt eines langwierigen Weges über zahlreiche Einzelverfahren zu einer möglichst umfassenden Gesamtlösung zu kommen, die schnelle finanzielle Kompensation und Rechtssicherheit versprach. Der Weg hierhin erwies sich jedoch sowohl verfahrenstechnisch als auch zwischenmenschlich als steinig.

			Im Herbst 1948 leitete das Zentralmeldeamt die Einzelanträge ordnungsgemäß an die drei zuständigen Regionalbehörden weiter. Nach einer monatelangen Prüfung der angemeldeten Ansprüche einigten sich die Wiedergutmachungsämter Stuttgart, Karlsruhe und München im März 1949 darauf, die Einzelverfahren zusammenzulegen und in die Zuständigkeit der Wiedergutmachungsbehörde Oberbayern in München zu überführen. Rein formell erschien dies auch durch den Umstand gerechtfertigt, dass die Hertie GmbH unmittelbar nach dem Ende des Krieges neben Berlin auch München als Hauptsitz des Unternehmens führte.[26] Informell spielte aber wohl auch eine Rolle, dass die Antragsteller rund um die bayerische Behörde ein vertrauenswürdiges Umfeld vorfanden, um ihre Ansprüche zu verfolgen. Dies ist insbesondere an der ihnen wohl bereits zuvor gut bekannten Person von Dr. Philipp Auerbach festzumachen, der – selbst Auschwitz-Überlebender – in München als Generalanwalt für Wiedergutmachung und Staatskommissar für rassisch, religiös und politisch Verfolgte agierte.[27] Auerbach unterstützte die Ambitionen des Wiedergutmachungsamtes, die Parteien abseits eines Gerichtsverfahrens zu einem Vergleich zu bewegen, und trat als Mittler zwischen der Familie Tietz und den Vertretern der Hertie GmbH auf. Offenbar kam es ab April 1949 zu einem intensiven Austausch. Im Hintergrund wurden die Verhandlungen von den Münchner Rechtsanwälten Fritz Neuland für die Antragsteller und Dr. Otto Lenz für den Hertie-Konzern geführt. Zumindest telefonisch traten aber auch Georg Karg und die Brüder Tietz miteinander in direkten Kontakt.[28]

			Die Vorstellungen der beiden Parteien über die Grundlagen einer möglichen Einigung lagen zu diesem Zeitpunkt noch weit auseinander. Georg und Martin Tietz forderten die Rückgabe sämtlicher gewerblicher und privater Grundstücke in den drei Städten und daneben eine Einmalzahlung in Höhe von 22 bis 25 Mio. DM zur Wiedergutmachung aller im Zuge der »Arisierung« der Hermann Tietz OHG erlittenen Vermögensverluste und entgangenen Kaufpreiszahlungen.[29] Ein Interesse daran, dauerhaft nach Deutschland, in das Land ihrer Verfolgungserfahrungen und der Kriegszerstörung, zurückzukehren und selbst wieder einen Warenhauskonzern zu leiten, bekundete die Familie jedoch nicht.[30]

			Für Georg Karg und Hertie mussten diese Forderungen wie eine weitere große Hypothek für den Wiederaufbau wirken. Es bestand kaum Hoffnung, einen Zugriff auf ihre nun in der sowjetischen Zone liegenden großen Geschäftshäuser in Berlin, Gera oder Weimar zu erlangen. Damit bildeten sämtliche unter dem etablierten Markennamen »Union« geführten Filialen der Hertie GmbH in Karlsruhe, Stuttgart und München, neben dem Alsterhaus in Hamburg, den Kern der verbliebenen Geschäftssubstanz.[31] Allerdings waren hohe Aufwendungen in den Wiederaufbau und die Instandsetzung der oft stark zerstörten Niederlassungen zu investieren, während der Konsum in der »Zusammenbruchgesellschaft«[32] nur äußerst langsam anzuspringen begann. Die Rückerstattungsforderungen erschienen hierdurch abseits jedweder rechtlichen und moralischen Überlegungen nur schwer zu stemmen. 
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			 Abb. 36: Union Kaufhaus in Karlsruhe, 1958 

			Im Umgang mit den Rückerstattungsansprüchen zeigte die Hertie-Seite vor diesem Hintergrund im Frühjahr 1949 ein geradezu doppeltes Gesicht. Während sich Georg Karg um einen ruhigen, persönlichen Austausch mit den ehemaligen Inhabern bemühte, setzten die Rechtsanwälte zu einem rechtlichen Frontalangriff gegen die Restitutionsanträge an. Am 25. Mai 1949 legte Otto Lenz für die Hertie GmbH Widerspruch gegen die Rückerstattungsansprüche ein und wies alle Forderungen zurück.[33] Dabei zweifelte er in einem ersten Schritt die Zuständigkeit der bayerischenn Wiedergutmachungsbehörde formalrechtlich an, da es um die Rückerstattung von GmbH-Anteilen eines Unternehmens gehe, das in Berlin ansässig sei. Hierbei handelte es sich um einen rechtlich legitimen, aufgrund der Vorverhandlungen aber fadenscheinigen juristischen Winkelzug, um die Antragsteller in eine schlechtere Verhandlungsposition zu manövrieren. Viel wesentlicher waren jedoch die in einem zweiten Schritt vorgebrachten inhaltlichen Begründungen, die die »Arisierung« mit stereotypen Argumenten zur Sanierung herabspielten und die Verantwortung des Unternehmens für jede Form der Diskriminierung und Verfolgung der Betroffenen gänzlich an den NS-Staat und nicht änderbare Umstände adressierte. Nach einer Darstellung von Hans Otto Eglau teilte Georg Karg diese Haltung. Um sie auch rechtlich zu untermauern, hatte er den Rechtsanwalt Lenz, der wenig später in der Regierung Adenauer zum Staatssekretär im Kanzleramt aufstieg, damit beauftragt, Nachweise für diese Sicht bei den damals beteiligten Banken und Behörden zu sammeln.[34]

			»Ein Rückerstattungsanspruch besteht nicht«, urteilte Lenz letztlich trocken in dem Einspruchsschreiben.[35] So habe die Firma Hermann Tietz bereits im Jahre 1932 ihre Warengläubiger nur noch vertrösten und Rechnungen schlicht nicht mehr bezahlen können. Das Unternehmen sei also schon vor der NS-Machterlangung illiquide gewesen, was besonders darin zum Ausdruck komme, dass es seine Rückzahlungsverpflichtungen gegenüber den Banken bei einer gesamten Schuldenlast von 94,5 Mio. RM nicht mehr habe bedienen können.

			»Die Antragsteller«, schrieb Lenz wörtlich, »geben die ›Schwierigkeiten‹ – richtiger gesagt ihre Zahlungsunfähigkeit – auch selbst zu und behaupten lediglich, dass eine eigene Kreditschaffung durch die Familie Tietz verhindert worden sei, bzw. dass die Deutsche Bank und Disconto-Gesellschaft einen im Jahre 1929 zugesagten Kredit nicht gewährt hätte. Die Behauptung, dass die Familie Tietz in der Lage gewesen sei, sich selbst Kredit zu beschaffen, ist für denjenigen, der die Verhältnisse nur einigermassen kennt, geradezu absurd.«[36] Selbst bei den jüdischen Gläubigerbanken Mendelssohn, Warburg oder Hirschland, sei bereits 1932 jede Kreditwürdigkeit verspielt gewesen, führte der Münchner Rechtsanwalt ohne jeden Beleg aus. Er wollte mit diesem Argument vermutlich unterstreichen, dass sich selbst die gutwilligsten Kreditgeber von Hermann Tietz abgewandt hatten – ohne zu bedenken, dass er zugleich achtlos antisemitische Stereotype der NS-Zeit über die vermeintlich besonders engen jüdischen Finanznetzwerke wiederholte. Für ihn sei auf alle Fälle gesichert, dass – falls die Deutsche Bank tatsächlich von ihrer Kreditzusage zurückgetreten sei – die Hertie GmbH nicht in Verantwortung zu nehmen sei, denn »mit Verfolgungsmassnahmen kann dies schlechterdings nicht zu tun gehabt haben«.[37] Geflissentlich verschwieg der Hertie-Vertreter die antisemitischen Ressentiments, die schon von 1933 eingesetzt hatten; ebenso die massiven Folgen des Boykotts der Warenhäuser, in denen sie sich 1933 mit Gewalt Bahn brachen, oder die direkten Eingriffe der Regierungs- und Parteiorgane, um die Familie Tietz aus dem Unternehmen zu drängen. In Lenz’ Darstellung hatten sich die Banken, die Hertie-Geschäftsführung und selbst der Reichskommissar unter großen Anstrengungen um eine Sanierung – und damit den Erhalt des Unternehmens – bemüht, in deren Zuge »gleichzeitig eine Neuregelung der Geschäftsführung erfolgte«.[38]

			Letztlich verstieg sich Lenz damit bis hin zu einem gänzlichen Vertauschen der Opferrollen, welches bei deutschen Unternehmensvertretern, die sich in den Nachkriegsjahren mit Rückerstattungsforderungen konfrontiert sahen, durchaus nicht selten anzutreffen war. Betont wurde die schwere Last der Sanierung und die Leistung der neuen Geschäftsführer, das Unternehmen durch eine so schwierige Zeit gesteuert zu haben. Nicht nur stillschweigend, sondern ganz offen brachte Lenz die Vermutung vor, dass die Familie Tietz ohne die Hertie-Lösung »mit Sicherheit ihr gesamtes Vermögen verloren« hätte. Es wundere daher nicht, dass »die Familie Tietz selbst den Wunsch gehabt habe, sich zurückzuziehen und die Sanierung ihres Konzerns den Banken zu überlassen«. Hierfür hätten die Alteigentümer zudem mit einer Summe von insgesamt sieben Mio. RM eine außerordentlich hohe Abfindung erhalten, »wenn man berücksichtigt, dass erst nach dem Ausscheiden der Familie Titz (sic!) die Sanierung des Unternehmens durchgeführt werden musste und die Gläubiger hierbei erhebliche Opfer zu bringen gezwungen waren«.[39] Hier löste sich der Rechtsanwalt von den Fakten bzw. interpretierte sie mit dem Ziel um, das Verhalten des Unternehmens und aller an der »Arisierung« Beteiligten zu rechtfertigen. Schließlich ging es ihm nach den Buchstaben des USREG darum, eine passive Rolle der Hertie GmbH zu dokumentieren, bei der man einen kaufmännisch fairen und gängigen kaufmännischen Standards entsprechenden Umgang mit der Gründerfamilie des Warenhauskonzerns gepflegt habe. Lenz ging in diesem Kontext auch darauf ein, dass sich die neue Geschäftsführung von Hertie für die Familie Tietz eingesetzt habe, um Sonderbewilligungen für den Transfer ihres Vermögens ins Ausland zu erhalten. Daran, dass die behördlichen Genehmigungen »nicht den erwünschten Erfolg« erzielt hätten, sei Hertie keinerlei Schuld zuzuweisen.[40]

			Auch wenn es letztlich nicht eindeutig dokumentiert werden kann, ist davon auszugehen, dass die Familie Tietz im Detail über die relativierenden Inhalte des Einspruchsschreibens informiert wurde. Dabei waren es nicht nur die Diskrepanzen in der Wahrnehmung der Geschehnisse 1933/34 und die unterschiedlichen Sichtweisen etwa über die Höhe des gezahlten Kaufpreises – die Familie Tietz ging von drei Mio. RM aus –, die von den Restitutionsberechtigten als Affront wahrgenommen werden mussten. Vielmehr waren es die Wortwahl und der scharfe Duktus, mit dem Lenz die Antragsteller wörtlich als »Aktivisten« der Rückerstattung bezeichnete, die von den Betroffenen abqualifizierend und beleidigend empfunden werden mussten.[41]

			Vor diesem Hintergrund überrascht der Umstand, dass die Verhandlungen keineswegs stockten, sondern zügig zu einem außergerichtlichen Vergleich geführt werden konnten. Die Wiedergutmachungsbehörde hatte hieran einen großen Anteil, die den Vertretern von Hertie frühzeitig signalisierte, dass ihre Argumentationslinie vor Gericht nicht verfangen würde.[42] Nicht zuletzt angesichts dieses Umstandes fanden die parallel geführten Gespräche auf der Ebene der gegenwärtigen und ehemaligen Geschäftsführer nach einer späteren Aussage beider Seiten in einer anderen, durchaus sachlichen und konstruktiven Atmosphäre statt.[43]

			Am 25. Mai 1949, taggleich mit der Einreichung des Widerspruchs, traf Georg Karg im Münchner Büro des Generalanwalts Auerbach persönlich mit den Brüdern Tietz und Hugo Zwillenberg zusammen. Georg und Martin Tietz reisten für diese Gespräche aus New York an und quartierten sich für einen erwarteten Verhandlungsmarathon für einige Wochen in der bayerischen Metropole ein.[44] Karg stellte bei diesem Treffen bereits ein recht konkretes Vergleichsangebot vor.

			Es orientierte sich an dem USREG Nr. 59, zu dem direkte Bezüge hergestellt wurden. Der Kernpunkt der Offerte war, dass die Firma Hertie die in der US-Zone befindlichen Union-Warenhäuser in Karlsruhe und Stuttgart sowie das Hertie-Kaufhaus in München an die Erbengemeinschaft Tietz zurückübertragen würde. Als Voraussetzung sollte gelten, dass alle hypothekarischen Lasten, die auf den Geschäftsgebäuden lagen, vorab von Hertie getilgt wurden. Lediglich auf der Münchner Niederlassung sollte eine Belastung stehen bleiben, die bereits bei der Übernahme 1933 auf ihr geruht hatte. Damit sollte ein Kernpunkt des USREG, die Eigentumswiederherstellung nach dem Stand von vor der NS-Machterlangung, erfüllt werden.[45] Der Entwurf sah zudem einen Vergleich hinsichtlich der Entschädigung für sogenannte entgangene Nutzungen des gewerblichen Vermögens vor. Auch hier lenkte Georg Karg also ein, indem er anerkannte, dass die Tietz-Inhaber die Warenhäuser aufgrund der Verfolgungsmaßnahmen nicht hatten weiterführen können. Die Kompensation für diese sogenannte entgangene Nutzungsschäden sollte nicht geldwert erfolgen. Es war keine zusätzliche Zahlung geplant. Stattdessen wurden alle den Substanzwert verändernden Investitionen der zurückliegenden rund 15 Jahre aufgerechnet. Die Bauinvestitionen, die in den Jahren seit 1933 in die Häuser gesteckt worden waren, wurden gewissermaßen den Wiederaufbaumaßnahmen gegenübergestellt, die Hertie in den Jahren 1948/49 in die bauliche Substanz der Häuser investiert hatte. Die Tietz-Vertreter sollten demgemäß anerkennen, dass die Hertie GmbH zwischen 1934 und 1945 rund zwei Mio. RM in die Modernisierung gesteckt hatte, und sich zugleich dazu bereit erklären, diese Leistungen auszugleichen, indem sie als »neue alte« Immobilien- und Grundstücksbesitzer rund 1,25 Mio. DM der jüngst angefallenen Instandhaltungskosten übernahmen.[46] Auf diesem Weg sah man die sogenannte Rückgewährklausel des USREG Nr. 59 umgesetzt, die eine Rückgabe von feststellbaren Vermögenswerten entsprechend des Zustandes vor der Entziehung vorsah. Zugleich sollte dieser Kunstgriff den Parteien erlauben, zum einen den Substanzwert der Immobilien sowie die Differenz zu dem im »Arisierungsprozess« nicht bemessenen, höheren Verkehrswert, sprich Goodwill, der zentral in der Stadtmitte gelegenen Objekte zu berücksichtigen und zugleich die entgangenen Nutzungsvorteile der Alteigentümer aus den Regimejahren mit den zum Zeitpunkt der Weggabe auf ihnen lastenden Hypothekenschulden zu verrechnen. Dies war ein äußerst pragmatisches Konzept, das den Parteien die schwierige rückwertige Wertbemessung jeder einzelnen Eigentumseinheit ersparte. Für die Familie Tietz sicherte ein solches Vorgehen zugleich ab, dass sie ihre drei Häuser nun hypothekarisch vollständig unbelastet und in einem guten Gesamtzustand zurückerhielt.[47]

			Den eigentlichen Kern des Vergleichsvorschlages bildete allerdings, dass die Erbengemeinschaft Tietz die ihr rückerstatteten Geschäftshäuser unmittelbar mit Vertragsschluss wieder zurück an die Firma Hertie verpachten sollten. Auf diesem Weg, lautete die Grundidee, würde es dem Warenhauskonzern ermöglicht, die Niederlassungen weiterhin zu nutzen. Zugleich sollte ein langfristig angelegter Pachtzins, der auf der Basis einer prozentualen Umsatzbeteiligung berechnet würde, die Gründerfamilie an dem zukünftigen Erfolg des Unternehmens teilhaben lassen und sie sequenziell für den Verlust ihres Konzerns entschädigen.[48] Eine solche Lösung stellte die Rechtssicherheit wieder her und gab dem Hertie-Konzern Zeit, seine Restitutionsverpflichtungen angesichts einer noch schwierigen Wirtschaftslage gewissermaßen in Raten abzubauen.

			Auf der Grundlage dieses Vergleichsvorschlages schlossen sich an den beiden Folgetagen weitere Konsultationen zwischen den Beteiligten an. Die Verhandlungen fanden in der Münchner Kanzlei von Fritz Neuland statt, der bereits in den 1920er-Jahren eine erfolgreiche Anwaltskanzlei gemeinsam mit dem späteren Ministerpräsidenten Wilhelm Hoegner geführt hatte. In der NS-Zeit hatte Neuland wie alle jüdischen Rechtsanwälte seine Zulassung verloren, aber weiterhin als Rechtskonsulent jüdische Verfolgte vertreten. Ab 1942 musste er einige Jahre Zwangsarbeit verrichten, tauchte dann kurz vor Kriegsende unentdeckt bei Freunden der Familie unter und eröffnete bereits im Sommer 1945 wieder eine Anwaltskanzlei, die sich zunehmend auf Wiedergutmachungsfälle spezialisierte.[49] Einem historischen Zufall verdanken wir nähere Einblicke in den Verlauf der Verhandlungen um die Tietz-Ansprüche Ende Mai 1949: Die Tochter von Fritz Neuland, Charlotte Knobloch (geb. 1932),[50] nahm als 16-jährige Zuhörerin an den Gesprächen teil. In einem Zeitzeugeninterview berichtet die u. a. langjährige Präsidentin des Zentralrats der Juden in Deutschland und der Israelitischen Kultusgemeinde München und Oberbayern darüber, dass neben Georg Tietz, Martin Tietz und Hugo Zwillenberg wohl auch Charlotte Kücher-Eigner sowie auf der Seite der Restitutionspflichtigen Georg Karg sowie mutmaßlich Guido Schell und Otto Lenz an den Sitzungen teilnahmen. Es habe sie überrascht und – angesichts ihres erdrückenden Wissens über den tausendfachen Raub und Mord in der NS-Zeit – zugleich verärgert, wie freundlich und konfliktfrei die Verhandlungen verliefen. Es sei offensichtlich gewesen, dass sich die Beteiligten bereits seit langer Zeit persönlich kannten und auf dieser Ebene in relativ guter Atmosphäre gemeinsam nach einer pragmatischen Lösung suchten. Georg Karg und die Hertie-Vertreter hätten die Berechtigung der Ansprüche am großen hölzernen Verhandlungstisch in keiner Weise mehr geleugnet, sondern seien kooperativ auf die Forderungen der Familie Tietz eingegangen. Man habe sich in den Gesprächen kaum mehr mit der Vergangenheit und den Umständen der »Arisierung« beschäftigt, sondern einen gemeinsamen, auf die Zukunft gerichteten Abschluss gesucht.[51] Auf dieser konstruktiven Basis wurden die Verhandlungen zu einem schnellen Erfolg geführt. Am Abend des 27. Mai 1949 meldete Auerbach schließlich Vollzug. Die Parteien hatten sich grundsätzlich geeinigt, auf der Basis des Karg-Vorschlages zu einem Vergleich zu kommen. Erleichtert kommentierte er: »Ich glaube, dass wir hiermit unserer Wirtschaft einen grossen Dienst erweisen.«[52]

			Nicht nur der Mittler, auch die Familie Tietz nahm die Einigung positiv auf. Hiervon zeugen private Briefe von Georg Tietz, in denen er seine Kinder über den Fortgang informierte. Anfang Juni berichtete er, dass nach langen, anstrengenden Verhandlungen endlich »etwas Ruhe eingetreten sei«. Der aktuelle Stand sei, dass man wie gewünscht alle Grundstücke der Warenhäuser in München, Stuttgart und Karlsruhe erhalte, nebst Lagerhäusern im Südwesten und je zwei Wohnhäusern in München und Karlsruhe. Zur Abgeltung der Ansprüche hinsichtlich ihrer Verdrängung aus der Hermann Tietz OHG zahle Hertie bis zu einer Summe von 30 Mio. DM. Dies allerdings in jährlichen Raten für 20 Jahre, die sich an einem zu bestimmenden Prozentsatz des Umsatzes aus dem aktuellen Geschäft orientieren sollten. »Jedenfalls werde ich für meinen Teil zwischen 12 bis 17 Mio. D.M. mir zurück holen«,[53] kommentierte Georg Tietz, der damit augenscheinlich seine finanziellen Erwartungen durchaus erfüllt sah.

			Aus der Sicht des Historikers ist es letztlich kaufmännisch schwer zu bewerten, ob die hier aufgeführten Zahlungen und Leistungen tatsächlich einem adäquaten Gegenwert zu den Verlusten der jüdischen Verfolgten im »Arisierungsverfahren« entsprachen. Für eine solche Berechnung ist der Umgang mit den einzeln zu berücksichtigenden Firmenwerten zu komplex und die Zahl der Unbekannten zu hoch, wie etwa bei Grundstücken baulicher Zustand, Lage und regionale Marktpreise. Fest steht, dass bei der Weggabe 1933/34 für die Immobilien und für die Betriebswerte des Unternehmens Übernahmepreise zum Ansatz gebracht wurden, die lediglich den in den Büchern eingetragenen basalen Substanzwerten entsprachen. Der deutlich höher liegende Goodwill, der im Ertrags- und Verkehrswert die Potenziale zukünftiger Gewinn- und Realisierungschancen einbeziehen würde, fand keine Berücksichtigung.[54] Wie der Vergleich zwischen Tietz und Hertie zeigt, verzichteten die beiden Parteien im Rückerstattungsverfahren aus pragmatischen Gründen auf eine detaillierte Aufrechnung, welche das Verfahren verlängert und verkompliziert hätte. In der Praxis der Wiedergutmachung war es ihnen wichtiger, zu einer Lösung zu kommen, in der sich beide Seiten wiederfinden konnten und ihre Interessen berücksichtigt sahen. Die Anerkennung ihrer Verlust- und Leiderfahrungen war gerade für die »Arisierungsopfer« ein hohes Gut, und sie spiegelte sich vor allem im Umgang miteinander. 

			Georg Karg und Hertie zeigten auch in dieser letztlich moralischen Hinsicht Stärken und Schwächen. Beim Lesen der Quellen entsteht der Eindruck, dass beide Seiten in den Verhandlungen mehr und mehr auf eine sachliche Mischung von Distanz und Entgegenkommen einschwenkten. So berichtete Georg Tietz in seinen privaten Schreiben darüber, wie sehr ihn die langen Verhandlungen und der Aufenthalt in Deutschland belasteten: »München und das zu enge Zusammenleben hängt uns schon allen zum Halse heraus und es bedarf meiner faktischen Geschicklichkeit nicht nur nach Aussen und gegenüber Zwillenberg, sondern auch nach Innen uns alle an der Stange, zum Zusammenleben, und zu ersprieslicher Arbeit zu halten – wenn alles fertig ist brauche ich Urlaub.«[55] Auch innerhalb der Familien Tietz und Zwillenberg sorgten die anstrengenden Debatten für Spannungen, die letztlich auch auf die unterschiedlichen Verfolgungserfahrungen zurückzuführen waren. So verließ offenbar Hugo Zwillenberg phasenweise den Verhandlungstisch, da ihm die Gespräche wie eine Bürde erschienen. Gegenüber den Antragsgegnern versuchten die Familienmitglieder, zugleich selbstbewusst und konsequent aufzutreten, in verschiedenen Rollen als, so wörtlich, »der Harte« und »nachgiebig« zu agieren, wenn es um die weiterhin hochgradig schwierige Aushandlung von »Formulierung, Einzelheiten und Nebeninstrumente[n] e.t.c.« ging.[56]

			Hinsichtlich seiner Eindrücke aus den Begegnungen mit Karg schilderte Georg Tietz, dass auch er einen Rollenwechsel vollzogen habe. Zunächst nahmen Lenz und der Hertie-Geschäftsführer eine abwehrende Haltung ein. Nun aber fänden die Besprechungen in angenehmerer Atmosphäre statt, »da Karg sich bereits vom Augenblick der materiellen Voreinigung sich alle Mühe um unsere Freundschaft gibt, und wir ihn auch leiden können«.[57]

			Dort, wo in den Verhandlungen gemeinsame Interessen berührt wurden, fanden die Parteien recht schnell zu einer vorwärtsgewandten Form der Zusammenarbeit. Dies bezog sich etwa auf ein Bauprojekt in Berlin, zu dem Tietz bemerkte: »Wir haben gegen die Zweiterwerber auf seinen Wunsch [gemeint ist Georg Karg, Hervorhebung im Original] schon Schritte eingeleitet um einen Bau 2te Kant-Joachimstahlerstrasse in Berlin für ein Geschäftshaus das die Victoria dort bauen wollte zu hintertreiben«. Bei dem Grundstück handelte es sich um eine ehemalige Tietz-Liegenschaft in hervorragender Lage in West-Berlin, welche die Viktoria Versicherung im Nachgang der Konzernübernahme aus den Händen von Hertie übernommen hatte. »Auf diesem Platz wird vielleicht im 2 bis 3 Stock das neue K.D.W. entstehen«, beschrieb Georg Tietz die informellen gemeinsamen Pläne.[58]

			In ähnlicher Weise fanden Tietz und Hertie eine gemeinsame Linie hinsichtlich des Umgangs mit etwaigen steuerlichen Belastungen, die aus dem Vergleich erwuchsen. In diesem Punkt war leicht Übereinstimmung zu erzielen, dass der steuerliche Zugriff sowohl die Anstrengungen von Hertie um einen unternehmerischen Wiederaufbau als auch die Idee der Wiedergutmachung unterminierte: »[…] die Deutschen [machen] nämlich normal so wieder gut, dass sie mit der Rechten Hand was geben und mit der Linken Fiscalhand alles wieder einkassieren«,[59] kritisierte Tietz. Tatsächlich drohten den Antragstellern hohe Steuerbelastungen in Deutschland sowie auch in den USA, da die ihnen gezahlten Leistungen der Einkommens- und Vermögenssteuerpflicht unterlagen. Eine Einmalzahlung schied für die Antragsteller vor dem Hintergrund der hohen zu erwartenden Steuerlasten als kaum gangbar aus. Selbst die Stückelung direkter Wiedergutmachungsleistungen in Raten hätte die Steueranteile nur geringfügig minimiert. Steuerlich deutlich günstiger erschien hingegen die von Karg und seinen Beratern aufgebrachte Idee einer »in der Pacht verspielten Form«[60] der rückerstattungsbezogenen Ansprüche. Letztendlich handelte es sich bei dieser Lösung um einen geschickten steuerlichen Winkelzug der beiden Verhandlungsparteien, der aus unternehmenshistorischer Perspektive erstmals dokumentiert ist und sich gezielt an den in der Warenhausbranche gängigen Modellen der Vermögensorganisation in Händen von separierten Betriebs- und Grundstücksgesellschaften orientierte. Allerdings erforderte dieser Sonderweg eine rechtliche Prüfung und die Zustimmung der zuständigen bayerischen Behörden, da es im Kontext der Pacht weiteren Klärungsbedarf hinsichtlich des Umgangs mit Grund-, Wertverbesserungs- und Aussonderungssteuerpflichten gab. Die bayerische Staatsregierung zeigte sich offen für die gewählte Alternative. Mit Unterstützung von Georg Karg verhandelte die Familie ab Sommer 1949 mit einer interministeriellen Kommission, der Philipp Auerbach und der bayerische Staatsminister der Finanzen, Hans Kraus,[61] vorstanden. Beide zeigten sich trotz des komplexen Sachverhaltes kooperationsbereit und zugewandt, worauf nicht zuletzt der Umstand hindeutet, dass Georg Tietz die Kommissionsmitglieder in seinen Schriftwechseln als »Freund Auerbach« und »Freund Kraus« bezeichnete.[62] Vor diesem Hintergrund zeigte er sich bald optimistisch, zu einer einvernehmlichen Lösung zu kommen.

			Ende Juli des Jahres lag schließlich ein gangbarer Kompromissvorschlag vor: Die Hertie GmbH verpflichtete sich, eine jährliche Steuerpauschale von 100.000 DM an das bayerische Finanzministerium abzuführen. Darin inkludiert war der Steueranteil der Familie Tietz in Höhe von 25.000 DM jährlich, die Karg zugleich vorab von der Umsatzentschädigung an die Alteigentümer einbehalten sollte. Insgesamt belief sich die deutsche Steuerlast der Familienmitglieder, auf 20 Jahre Pachtzeit gerechnet, auf moderate 500.000 DM.[63] Drei Viertel der jährlichen Belastungen, also den Rest in Höhe von 75.000 DM jährlich, übernahm die Hertie GmbH als Betreibergesellschaft. Sie trat damit anteilig in die Grundschuld- und Wertbesserungsabgaben der Familie Tietz ein, die ihre Grundstücke nun weitgehend lastenfrei übernehmen konnte.[64] Hinter diesem Vorgehen verbargen sich somit zusätzliche Ausgleichsleistungen des Konzerns an die Familie in Höhe von rund 1,5 Mio. DM.[65] Dieses Entgegenkommen zahlte sich jedoch auch für Hertie aus, da man im Gegenzug von der bayerischen Finanzbehörde ebenfalls steuerlich bevorzugt wurde. Letztere stimmt zu, dass Hertie die auf den Kapitalwert der Schulden zu zahlenden Zinsen sowie Grundsteuern und Lastenausgleichsabgaben als Betriebsausgaben führte und damit steuerlich abzugsfähig machte. Zudem durfte die Geschäftseinrichtung des Münchner Warenhauses auf sieben Mio. DM heraufgesetzt und jährlich mit zehn Prozent abgeschrieben werden. Auf diese Art und Weise wurde die Restitutionszahlung durch den bayerischen Staat steuerlich nachhaltig subventioniert.[66] Die beteiligten Behörden setzten sich durch diese Vorzugsbehandlung aktiv dafür ein, die Ansprüche und Pflichten der Beteiligten auszubalancieren. Es sollte aber bis Herbst 1949 dauern, bis alle Detailfragen geklärt und die Voraussetzung für die Unterzeichnung des Vergleichs geschaffen worden waren.

			Der Vergleich mit Hertie 1949: Restitution per Pacht

			Am 10. Oktober 1949 schlossen die Hertie GmbH und die Familie Tietz den Rückerstattungsvergleich vor der Wiedergutmachungsbehörde Oberbayern, der per Vertragstext und Sitzungsprotokoll umfassend dokumentiert wurde. Auf Seiten der Antragsteller nahmen Georg und Martin Tietz, ihr Rechtsvertreter Fritz Neuland sowie Fritz Mosse für den Nachlass Betty Tietz an der Sitzung teil. Hugo und Elise Zwillenberg ließen sich durch ihren Düsseldorfer Rechtsanwalt Walter Schmidt vertreten. Hertie repräsentierten Otto Lenz und Georg Karg sowie sein Sohn Hans-Georg, der zuvor bereits punktuell in die Verhandlungen einbezogen worden war.[67] Neben der Hertie GmbH und ihren acht Grundstücksgesellschaften trat die Union Vereinigte Kaufstätten GmbH in München dem Verfahren bei. Sie war eigens kurz vor Vertragsschluss durch den Warenhauskonzern gegründet worden, um als eine in Bayern ansässige Dachgesellschaft die Abwicklung der Zahlungen und die Umsetzung der Steuervereinbarungen zu übernehmen. Auf die Münchener Union GmbH – in den Verträgen auch als »Hertie-West« bezeichnet – übertrug die Hertie GmbH – »Hertie Ost« – zudem ihre in München, Stuttgart und Karlsruhe gelegenen Warenhausbetriebe mit allen Aktiva und Passiva, um den Vergleich zu ermöglichen.[68]

			Nach einer kurzen Feststellung, dass man sich über die beantragten Rückerstattungsansprüche verglichen habe, verankerten die Teilnehmer einen der zentralen Punkte ihrer Übereinkunft: die Festlegung des sachlichen, zeitlichen und räumlichen Geltungsbereichs. Dabei wurde dem Vergleich ein generalisierender Charakter verliehen. Im Gegenzug zur Abgeltung ihrer Forderungen erklärten sich die Tietz-Vertreter bereit, auf alle zukünftigen Ansprüche im Geltungsbereich der gegenwärtigen Rückerstattungsgesetzgebung der westlichen Besatzungszonen und West-Berlins zu verzichten.[69]

			Ein solcher Passus war in den Rückerstattungsverfahren um gewerbliche Vermögen der 1950er- und 1960er-Jahre durchaus üblich. Während die Generalklausel den Rückerstattungspflichtigen Rechtssicherheit für den Weiterbetrieb ihres Unternehmens geben sollte, war es für die Antragsteller ein oft unabdingbarer Weg, um die Verfahren zu beschleunigen und von den Antragsgegnern nicht in jahrzehntelange gerichtliche Auseinandersetzungen gedrängt zu werden.[70] Entsprechend legten die Teilnehmer fest, dass auch die Wiedergutmachungsbehörden in Hamburg, Berlin, Frankfurt am Main und Wuppertal über die Inhalte des Vergleichs informiert wurden. Die dort parallel gestellten Restitutionsanmeldungen galten somit als hinfällig.[71]

			Parallel beantragten die Parteien unisono, dass alle Sicherungsmaßnahmen gegenüber Hertie aufgehoben, die Konten entsperrt und die Rückerstattungsvermerke aus den Grundbüchern getilgt werden konnten.[72] Einer Stellungnahme zur Bewertung der Umstände der »Arisierung« und damit über das Verhalten der Antragsgegner unter den Bedingungen der Diktatur enthielten sich beide Seiten jedoch. So finden sich in der Literatur immer wieder Beispiele, in denen die Vergleichsparteien beteuerten, dass die Geschehnisse allein auf die diskriminierenden politischen Umstände oder »die für Juden tragischen Verhältnisse in Deutschland«[73] unter dem NS-Regime zurückzuführen gewesen seien. Auf diese Weise die Erwerber auch von einer moralischen Verantwortung freizustellen, um zu einer Einigung zu gelangen, kam offenbar nicht in Frage. Im Vergleich selbst wurde im Sinne der Generalklausel schlicht festgehalten: »Die Familie Tietz steht dafür ein, dass die Tochtergesellschaften, die ihr verblieben oder von ihr später gegründet worden sind, der Hertie und ihren Tochtergesellschaften gegenüber auf Rückerstattungsansprüche jeder Art verzichten.«[74] Verfahren gegen Dritte, die basierend auf den Verträgen von 1933 und 1934 gestellt werden würden, sollten vorab mit der Union GmbH in München besprochen und von ihr genehmigt werden. Auf dieser Ebene bekundeten Hertie und die Familie Tietz, dass sie in Zukunft nicht nur als Betreiber und Pächter, sondern auch in zukünftigen Fragen der Rückabwicklung des Eigentums im Warenhaussektor zusammenarbeiten wollten. Die gemeinsame Vorgehensweise im Fall Viktoria sollte demnach Modellcharakter tragen.

			Eine ähnlich kooperative Lösung verankerten die Parteien in Bezug auf die noch offene Frage des Umgangs mit dem derzeit nicht zugänglichen Besitz im Gebiet der sowjetischen Besatzungszone. Hierzu einigte man sich umständehalber vorab auf eine Vergleichslösung nach dem Muster eines Grundstückstauschs. Im Zuge dessen sollte das Grundstück Alexanderplatz als Kompensation für alle weiteren Berliner Grundstücke aus dem Tietz-Eigentum dienen, während Haus und Grund an der Frankfurter Allee in Berlin als Rückerstattungsleistung für alle weiteren Ansprüche in der sogenannten Ostzone gedacht waren. Sobald sich eine Option zur Rückerlangung dieser Liegenschaften eröffnete, wollte man sich gegenseitig informieren und die Interessen gemeinsam verfolgen.[75]

			Tabelle 12: Rückerstattete Grundstücke nach Vergleich vom 10. Oktober 1949
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			Quelle: Vergleich vom 10.10.1949, in: StAM, WB Ia, 315, 17

			Im Mittelpunkt des Vergleiches stand das Prozedere, wie die Rückerstattungsansprüche detailliert kompensiert werden sollten. Wie bereits in der Voreinigung festgehalten, geschah dies in zwei Schritten: erstens der Rückgewähr der süddeutschen Grundstücke, zweitens der Verpachtung zurück an die Hertie GmbH.

			Im Zuge des direkten Naturaltransfers gingen zunächst insgesamt zwölf, teilweise zusammenhängende Liegenschaften aus dem Besitz von Hertie-West in das Eigentum der Familie Tietz über (Tab. 12).[76]

			Innerhalb der Gruppe der Rückerstattungsberechtigten einigte sich die Familie auf einen Verteilungsschlüssel, nach dem Georg und Martin Tietz jeweils 35 Prozent und die Eheleute Zwillenberg 30 Prozent der Eigentumsanteile erhielten. Entsprechend wurden die Grundbucheintragungen vorgenommen. In einem taggleich zum Vergleichsabschluss unterzeichneten Memorandum einigte sich die Familie darauf, die Forderungen und Verpflichtungen aus dem Restitutionsvertrag einträchtig zu verfolgen und zu verwalten.[77] Wenn es von Seiten der Familie notwendig sein würde, gemeinsame Erklärungen, Forderungen oder Genehmigungen zum Restitutionsverfahren abzugeben, so sollte es genügen, wenn zwei bevollmächtige Mitglieder oder Erben aus den insgesamt drei Familiengruppen der beiden Brüder Tietz und Hugo Zwillenbergs ihre Zustimmung gaben.[78] Das sollte es leichter machen, sich untereinander abzustimmen und gegenüber Hertie aufzutreten. Diese gut gedachte Regelung sollte, wie noch zu zeigen sein wird, allerdings bereits in den 1950er-Jahren für Probleme sorgen. Um die finanzielle Abwicklung der Vergleichsinhalte zu ermöglichen, wurden mehrheitlich bei der Bayerischen Vereinsbank Gemeinschaftskonten eingerichtet. Die ehemalige Sekretärin und vertraute »rechte Hand« von Georg Tietz, Charlotte Kücher-Eigner, sollte die Umsetzung vor Ort in München koordinieren und hierzu die notwendigen Rechtsvollmachten der Familie erhalten.[79]

			In einem zweiten Schritt bestellten die »neuen alten« Eigentümer ein umfassendes Nießbrauchrecht über die erstatteten Liegenschaften zugunsten der Union Vereinigte Kaufstätten GmbH in München. Das Pachtverhältnis wurde dabei auf eine Laufzeit von 20 Jahren bis zum 30. Juni 1970 verankert. Zum Stichtag des Vergleichsabschlusses verpflichtete sich Hertie zu einer Einmalzahlung in Höhe von 130.000 DM. Die weiteren Wiedergutmachungsleistungen erfolgten als Pachtzinsen, gestaffelt in vierteljährlichen Raten, die sich in zwei Stufen vom 1. Juli 1950 bis zum 30. Juni 1960 und vom 1. Juli 1960 bis zum Ende der Vertragslaufzeit 1970 erhöhten.[80]

			Der Umfang der Pachtverpflichtungen orientierte sich zudem in drei Kategorien an der Art der Grundstücksnutzung. Die höchste Pacht wurde für die wertvollsten Grundstücke mit Warenhausbebauung veranschlagt. Hertie zahlte der Familie Tietz für deren Weiternutzung zwei Prozent des Umsatzes der drei Kaufhäuser in der ersten und 2,5 Prozent in der zweiten Dekade.[81] Dabei gingen alle Vergleichsbeteiligten, und auch die Finanzbehörden, von der groben Schätzung aus, dass der zukünftige Jahresumsatz aller drei Warenhäuser bei durchschnittlich rund 50 Mio. DM mit einer Verzinsung von bis zu sieben Prozent liegen würde. Dies war eine Kalkulation, die gegenwärtig nur auf einer äußerst schlechten Prognose basieren könne, wandte auch Georg Karg im Vorfeld ein.[82] Um die Rückerstattungsansprüche der Familie Tietz gegen Umsatzausfälle abzusichern, wurde ein Passus eingeführt, der ihr in diesem Negativfall einen jährlichen Mindestbetrag an Pachtzinsen von 600.000 DM zusicherte. Damit einigte man sich angesichts des unbestimmbaren unternehmerischen Risikos auf eine Untergrenze der Leistungen von insgesamt zwölf Mio. DM bis 1970. Im positiven Fall einer prosperierenden Konsumentwicklung war die Skala nach oben offen.[83]

			In der zweiten Grundstückskategorie, bei den Wohn- und Geschäftshäusern, fielen die Pachtzinsen niedriger aus. Die Eigentümer erhielten zunächst ein Drittel des Umsatzes, sprich der Einkünfte aus der Vermietung. Für die entsprechenden Karlsruher Liegenschaften verzichteten sie sogar auf Zahlungen, da Hertie im Gegenzug sämtliche Steuern, die Gebäudeversicherung und alle anfallenden Lastenausgleichszahlungen übernahm. Für die dritte Gruppe, die Lagerhäuser, legte der Vertrag lediglich fest, dass eine ortsübliche Pacht gezahlt werden sollte. Konnte man sich nicht über eine adäquate Höhe einigen, sollte die Handelskammer als Sachverständige um eine Begutachtung gebeten werden.[84] Während die Familie die Wohn- und Lagerhausgrundstücke eher als langfristige Kapitalanlagen ansah, die nach Ablauf der Pacht mit Gewinn veräußert werden konnten, bildeten die Umsatzbeteiligungen an den Warenhäusern als weitgehend steuerfreie und kontinuierliche Immobilienrente den eigentlichen Grundstein der Rückerstattung.

			Um den Werterhalt ihres Eigentums in den kommenden 20 Jahren zu sichern und somit die Voraussetzungen für ein Umsatzplus und eine kontinuierliche Pachtzahlung zu schaffen, beteiligte sich die Familie Tietz finanziell an notwendigen Bau- und Instandhaltungskosten. Die praktische Durchführung legte sie jedoch in die Zuständigkeit des Pächters. In der ersten Phase verzichtete die Familie auf die Hälfte der Umsatzpacht. Zugleich verpflichtete sich Hertie, diesen Umsatzanteil von einem Prozent direkt in die Modernisierung zu investieren. Die Familie Tietz musste über sämtliche Baumaßnahmen informiert werden, die die Wertstellung der Häuser veränderten, und verlangte die Vorlage eines konkreten Investitionsplans zur Genehmigung.[85] Als weitere Komponente zur Absicherung der Rückerstattungsleistungen diente eine Klausel über den Wettbewerbsausschluss. Hertie verpflichtete sich, während der Verpachtungsphase keine neuen Warenhäuser in München, Stuttgart und Karlsruhe zu betreiben, ohne zuvor eine Genehmigung der Familie Tietz einzuholen. Auch sollten alle Tochterunternehmen, die sich zu mehr als 50 Prozent in den Händen von Hertie befanden, dieser Vorgabe unterworfen sein.[86] Das Verbot schützte das Recht auf Umsatzbeteiligung, weil es verhinderte, dass Hertie ihre Geschäfte von den traditionellen Niederlassungen auf eigens gegründete Konkurrenzbetriebe verlagerte und damit ihre Verpflichtungen unterlief. Zudem hielt sich die Familie auf diesem Weg offen, die Warenhäuser nach Ablauf der Pacht wieder selbst zu betreiben, ohne dass sie in ihrem direkten Umfeld auf starke Wettbewerber traf. Der Wettbewerbsausschluss garantierte somit den Werterhalt ihrer Grundstücke und die Chance, selbst wieder im Warenhaussektor tätig zu werden.[87] Für Hertie, die diesem Passus 1949 noch recht bedenkenlos zustimmte, sollte sich die Wettbewerbsklausel früher als gedacht als Hindernis für das weitere Wachstum und eine Diversifizierung des Konzerns erweisen.

			Als sich in der Bundesrepublik der 1950er-Jahre der zunächst »kleine Wohlstand«[88] zu einem nachhaltigen Drang in eine moderne Massenkonsumgesellschaft entwickelte, profitierten die Kaufhäuser stark. Neue Warenhäuser der Konkurrenten entstanden allerorten. Zugleich sollten Niedrigpreisketten neue Kunden gewinnen.[89] Ab 1952 plante auch Hertie, mit ihrer Niedrigpreiskette bilka die Geschäftsflächen in den süddeutschen Großstädten zu erweitern. Dieser Umstand sollte ab der Mitte der 1950er-Jahre zu wachsenden Dissonanzen mit und innerhalb der Familie Tietz führen.

			Zunächst aber wirkte sich der Kaufhaus-Boom auch für die Familie Tietz sehr positiv aus. Das starke Wachstum des Konzerns spiegelte sich in einem Umsatzzuwachs der verpachteten Hertie-Warenhäuser wider, der schnell weit über den Erwartungen lag. Entsprechend höher fielen auch die Pachtzahlungen aus. Die Umsätze der drei Geschäfte entsprachen nur im Jahr 1950 mit rund 47 Mio. DM ungefähr dem Bereich von 50 Mio. DM, der im Vergleich als Orientierungswert angesetzt worden war. Bereits 1951 lag der Gesamtumsatz bei über 80 Mio. DM und überschritt 1954 erstmals die 100-Mio.-Marke.[90] 1961, mit Beginn der zweiten Pachtphase, summierte sich der Umsatz auf 188,5 Mio. DM. Allein in einem Quartal erreichten die Geschäftseinnahmen nun den längst überholten Bemessungssatz.[91] Mithin vervierfachten sich auch die Wiedergutmachungsleistungen für die Familie Tietz. Auf ihre Gemeinschaftskonten wurden auf der Basis der nun 2,5-prozentigen Beteiligung jährlich rund 4,5 Mio. DM (1961) überwiesen. Hinzu traten die Pachteinnahmen für die Wohn- und Lagerhäuser.[92] Die Familie partizipierte an den kräftig steigenden Umsätzen der Jahre des »Wirtschaftswunders«. Aber auch Hertie bereitete die Begleichung ihrer nun deutlich gestiegenen Wiedergutmachungsleistungen keine Probleme, da sie aus den mitwachsenden Gewinnen finanziert werden konnten.[93]

			Harmonien und Dissonanzen: Die Umsetzung des Vergleichs 

			Die zunächst ruhige Abwicklung des Vergleichs wurde ab 1955 von ersten Konflikten überschattet, die aus den Beziehungen zu Hertie zunehmend auch in die Familie hineingetragen wurden. Auslöser und Antreiber der Dissonanzen waren zum einen das legitime und betriebswirtschaftlich nachvollziehbare Interesse des Warenhauskonzerns, frühzeitig zu klären, was mit dem Grundeigentum der Familie Tietz nach Ablauf der Pachtverträge geschehen würde, zum anderen sein immer drängenderer Wunsch, die Wettbewerbsklausel aufzuweichen und seine Verkaufsflächen der steigenden Nachfrage anzupassen.

			Georg Karg, mittlerweile 67 Jahre alt, beschäftigte sich seit Anfang der 1950er-Jahre intensiv mit zentralen Zukunftsfragen seines Unternehmens. Nachdem mittels des Vergleichs die unsichere Rechtslage des Konzerns stabilisiert und nun die unrühmliche Vergangenheit ruhen sollte, vollzog Karg mit Übernahmen u. a. der Wertheim-Gruppe, der Hansa AG und von vielen weiteren, meist familiengeführten Warenhäusern eine offensive Expansionsstrategie, um sein Unternehmen im wachsenden Konkurrenzkampf innerhalb der Branche wettbewerbsfähig zu machen. Die Integration der neuen Konzernteile erforderte dringend eine Reorganisation der Unternehmensstruktur. Mit der Gründung der Karg’schen Familienstiftung 1953 verband der Hertie-Chef diese Aufgabe geschickt mit der Regelung seines eigenen Nachlasses und der anstehenden Nachfolge. Unter dem Dach der unternehmensverbundenen Stiftung formierte er die einzelnen Betriebs- und Grundstücksgesellschaften um, lenkte den Zu- und Abfluss von Gewinnen und Kapital und sicherte die finanzielle Versorgung seiner Familie.[94] In den Kontext dieser Zukunftsplanungen fiel auch das Ziel Kargs, die noch schwebenden Fragen aus dem Wiedergutmachungsvergleich mit der Familie Tietz anzugehen.

			Vorkauf und Expansion: Zukunftspläne im Korsett der Restitution

			Im Sommer 1954 nahm Karg Verhandlungen mit der Familie Tietz über die Umsetzung bzw. Abmilderung der beiden Vertragspunkte auf. Dabei traf er nach dem Tod von Georg Tietz im Jahr 1953 allerdings auf eine neue, komplexere Struktur einer Erbengemeinschaft, in der eine Abstimmung der gemeinsamen Interessen schwerer fiel. Auf dem Weg der Erbauseinandersetzung zum Nachlass Georg Tietz’ übernahmen ab dem 16. März 1955 seine Frau Edith, sein Sohn Herman und seine Tochter Rösli (Roe) Jasen die 35-prozentigen Pachtansprüche des Familienzweiges aus dem Wiedergutmachungsvergleich. Dabei erhielt Edith drei Viertel des Erbanteils (26,25 Prozent), die Kinder jeweils ein Achtel (4,375 Prozent). Edith Tietz verfügte zudem per Vollmacht ihrer Kinder als Testamentsvollstreckerin über den Nachlass ihres Mannes.[95] Damit trat sie als Ansprechpartnerin von Hertie an die Seite von Hugo Zwillenberg und Martin Tietz, der als neuer »Senior« der Familie nun mehr und mehr die Federführung in den anstehenden Verhandlungen mit Hertie übernahm.[96]

			Nur kurze Zeit nachdem der Georg-Tietz-Nachlass geregelt war, traten Georg Karg und der Hertie-Geschäftsführer Dr. Guido Schell an Edith Tietz heran und berichteten über ihr Anliegen, sich möglichst rasch über ein Vorkaufsrecht von Hertie für die südwestdeutschen Liegenschaften abzustimmen. Erste Gespräche in diese Richtung hatte Karg bereits mit Martin Tietz und Hugo Zwillenberg geführt. Schnell herrschte Einigkeit darüber, dass der Rückerstattungsvergleich unbedingt unberührt bleiben musste. Daher konnte es sich lediglich um eine vorsorgliche Regelung über den Verbleib der Eigentumsanteile nach dem Auslaufen der Pachtverträge handeln. Als einzig gangbarer Lösungsweg für ein solches Unterfangen kristallisierte sich heraus, dass die Familie Tietz ein vorgezogenes Kaufangebot unterbreitete, das Hertie erst zum 1. Juli 1970 rechtskräftig annehmen durfte. Ob und unter welchen Bedingungen die drei Tietz-Gruppen zu einer solchen Verkaufsofferte bereit waren, musste individuell mit den jeweiligen Ansprechpartnern geklärt werden. Dies galt auch für die Erbengemeinschaft Georg Tietz, die nun aus drei sogenannten Bruchteilseigentümern bestand. Da Edith Tietz nichts gegen eine Vorabregelung einzuwenden hatte, ließ die Testamentsbevollmächtigte die nötigen Kaufofferten einzeln für sich und ihre Kinder vorbereiten. Rein technisch sollte das Verfahren über eine Auflassungsvormerkung für Hertie im Grundbuch sowie die Eintragung einer Eigentümergrundschuld vollzogen werden. Die hinterlegte Grundschuld sollte wiederum von der Hamburgischen Kreditbank treuhänderisch erworben und an die Anteilseigentümer ausgezahlt werden.[97] Die Ende März 1955 vorliegenden Entwürfe richteten die Kaufofferte an die Westelbische Grundstücksgesellschaft mbH, eine Hamburger Immobilientochter des Hertie-Konzerns. Bei einem geschätzten Gesamtwert aller Grundstücke von rund 26 Mio. DM belief sich der festgelegte Verkaufspreis für die drei Erbanteile auf 5,7 Mio. DM. Die Kaufsumme sollte entsprechend unter den Teileigentümern des Familienzweiges aufgeteilt werden. Zusätzlich sollte Hertie die Zahlungen rückerstatten, die bis 1955 zu Lasten der Familie Tietz in die Neugestaltung der Geschäftshäuser investiert worden waren. Dies entsprach einem Gegenwert von weiteren ca. 1,5 Mio. DM.[98]

			Als es eigentlich lediglich noch um die Finalisierung der unterzeichnungsbereiten Vorkaufverträge ging, kam es zu Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Familie Tietz, wie mit dem Ansinnen von Hertie umzugehen sei. Dabei richteten sich Kritik und Skepsis insbesondere auf Seiten von Rösli Jasen, Herman Tietz und ihrem Onkel Martin nicht so sehr auf die eigentliche Kaufoption, sondern auf eine Nebenabsprache, die Georg Karg in Einzelgesprächen mit Edith Tietz angebahnt hatte. Bereits in den Vertragsentwürfen der Georg-Tietz-Erbengemeinschaft war ein Passus eingeflossen, der Hertie im Zuge der Modernisierung ermöglichen sollte, Nebengrundstücke der südwestdeutschen Warenhäuser zu nutzen, um die Ladenflächen zu erweitern. Diesem Plan stand die Familie überwiegend positiv gegenüber, da bei größeren Verkaufsräumen auch mit einem höheren Umsatz zu rechnen war, von dem man direkt profitierte. Nun aber bat Karg die Familie zudem um Erlaubnis, ein zusätzliches Warenhaus in München unter dem Label der Hertie-eigenen bilka-Marke zu errichten. Zwar stand ein solches Haus hinsichtlich seines Niedrigpreissortiments nicht in unmittelbarer Konkurrenz mit den wesentlich größeren »Rundumversorgern« unter der Hertie-Firmierung »Union«, dennoch aber verstieß das Vorhaben eindeutig gegen den Wettbewerbsausschluss des Vergleichs von 1949.[99] Martin Tietz mahnte Georg Karg, diese beiden zentralen Fragen nicht zu vermischen und für einen gleichmäßigen Informationsfluss aller Beteiligten zu sorgen. Herman Tietz und seine Schwester lehnten unter diesen Bedingungen sogar grundsätzlich ab zu kooperieren. 

			Rösli Jasen, meist vertreten durch ihren bevollmächtigten Ehemann Kurt, verdeutlichte ihre Haltung, indem sie ihre Grundschulderklärungen bewusst zurückhielt, die für den Abschluss des vorbereiteten Vorkaufvertrages notwendigerweise zu hinterlegen waren. Die Hertie-Seite reagierte ungehalten auf dieses Druckmittel. Insbesondere scharf formulierte Aufforderungen des Geschäftsführers Schell, die Papiere zu unterzeichnen, vergifteten die Atmosphäre zusätzlich. Er schrieb im November 1955: »Wir hoffen, dass Sie im Interesse einer weiteren guten Zusammenarbeit Ihre Verpflichtungen erfüllen, möchten aber keinen Zweifel lassen, dass wir unsere bisher stets entgegenkommende Haltung gegenüber den Angehörigen des Herrn Georg Tietz aufgeben werden, wenn Ihrerseits Verpflichtungen, die Sie uns gegenüber eingegangen sind, nicht eingehalten werden.«[100] Rösli Jasen wandte sich daraufhin persönlich an Georg Karg. Dabei machte sie deutlich, dass sie angesichts einer solchen Verhandlungsführung mittels Ultimaten nicht bereit sei, weiterhin über diese Angelegenheit zu korrespondieren: »Die Form mag bei anderen Erfolg haben, ich weigere mich unter diesen Umstaenden irgendwelche auch noch so unbedeutenden Erklaerungen abzugeben. Wenn Sie wuenschen, dass die zwischen mir und der Westelbischen Grundstuecksgesellschaft m.b.H geschlossenen Vertraege aufgehoben werden sollen, so bin ich zu Verhandlungen, wie dies am besten geschehen kann, gern bereit.«[101] Offensichtlich persönlich verletzt, fügte sie hinzu: »Ich bin die Tochter von Georg Tietz und die Enkeltochter von Oskar Tietz, des Begruenders der Firma, deren Namen Hertie auch Sie noch heute mit Stolz fuehren.«[102]

			Hertie, so wird deutlich, behandelte die Familie Tietz aus der nun selbstbewussten Position eines wachsenden Großkonzerns mehr und mehr als gewöhnliche Vertragspartner, die durch Druck veranlasst werden sollten, zu handeln. Gegenüber den Betroffenen, bei denen die Erinnerungen über »Arisierung« und Verfolgung noch sehr lebendig waren, wirkte diese mangelnde Sensibilität herabwürdigend.

			Parallel suchte Rösli im Herbst/Winter 1955 den engen Kontakt zu ihrer Mutter. In einer dichten Korrespondenz zeigte sie sich irritiert über deren Freimütigkeit in Hertie-Angelegenheiten. Tatsächlich hatte Edith kurz zuvor ihren »lieben Compagnons«, d. h. ihrem Schwager Martin und Hugo Zwillenberg, berichtet, dass sie nichts gegen Neuerrichtungen in München, Stuttgart oder Karlsruhe einzuwenden habe. Lediglich über die Frage, wie die Tietz-Gemeinschaft in diesem Fall an dem Umsatz beteiligt werden würde, sei noch zu verhandeln.[103] Zu diesem Zeitpunkt lagen den drei Vertretern der Familiengruppe bereits informelle Ausgleichsangebote von Georg Karg vor. Darin erklärte er sich bereit, die Familie Tietz mit einem Prozent am zukünftigen Umsatz zu beteiligen.[104] Den Vorwurf, dass er mit seinem Vorstoß den Restitutionsvergleich unterlaufe, ließ er nicht gelten. Stattdessen pochte er buchstabengetreu auf den entsprechenden Vergleichspassus, in dem festgehalten war, dass die Wettbewerbsbestimmung lediglich für Gesellschaften galt, in denen Karg oder weitere Inhaber von Hertie-Anteilen mehr als die Hälfte des Kapitals besaßen. Da dies bei der bilka nicht der Fall sei, dürfe das Unternehmen auch nicht Hertie zugeordnet werden.[105] Das Argument, dass die bilka nicht zum Konzern gehöre, wies Rösli – völlig zu Recht – als geschickten Winkelzug zurück, um die Ansprüche der Familie abzumildern und die Wettbewerbsklausel auszuhebeln. Tatsächlich sollte in München eine eigene bilka-Gesellschaft mit entsprechend angepassten Besitzverhältnissen entstehen. Die in Berlin ansässige Dachgesellschaft gleichen Namens stand allerdings vollständig unter der Kontrolle von Hertie.[106]

			Vor diesem Hintergrund warnte Rösli ihre Mutter vor einer allzu großen Nähe zu Karg und Schell. Zugleich führte sie die potenziellen finanziellen Konsequenzen einer zu nachgiebigen Haltung ins Feld. Letztlich, argumentierte sie, gehe es nicht nur um eine angemessene Kompensation für die geraubten Sachwerte, sondern vielmehr noch um die Bewahrung des ideellen Erbes, das ihre Vorfahren vor dem Krieg über Jahre aufgebaut hätten. »Ist denn der Name Hertie oder Union garnichts wert?«, fragte sie provokant. Orientiere man sich an Vergleichsfällen, so haben etwa die Erben Rudolf Mosses allein dafür, dass die Nachfolgegesellschaften den Namen Rudolf-Mosse-Code für die Telegramm-Verschlüsselung weiter nutzen dürften, eine Mio. DM und eine 20-prozentige Gewinnbeteiligung erhalten. Wenn man sich jetzt mit keiner oder einer derart kleinen Abfindung zufriedengäbe, »… »wuerde [es] ein Geschenk von vielen Millionen an die Hertie bedeuten«.[107] Man sei bei allen Verhandlungen um Erweiterungen davon ausgegangen, dass im Nachgang nunmehr der Gesamtumsatz von Hertie in der betreffenden Stadt in die Berechnung der Restitutionszahlungen einfließe. Zugleich bat Rösli ihren Onkel Martin Tietz, »von ganzem Herzen, meiner Mutter zu raten keinesfalls einer Aenderung des von Dir und Daddy ausgearbeiteten urspruenglichen Restitutionsvertrages zuzustimmen«.[108]

			Nach intensiven Diskussionen innerhalb der Familie gab Rösli Jasen jedoch nach und unterzeichnete schließlich im April 1956, gut ein halbes Jahr nach ihrer Mutter, die Grundschuldunterlagen für die Vorkaufofferte des Warenhauskonzerns. Darin blieb es bei einem sofort auszuzahlenden Kaufpreis von 5,7 Mio. DM, von dem nun aber lediglich die Hälfte an Edith Tietz sowie mit 1,425 Mio. DM jeweils ein Viertel an die Kinder gingen.[109] Diese Abweichung von der ursprünglichen Verteilung des Anteilseigentums innerhalb der Erbengemeinschaft war dabei kein Zugeständnis gegenüber Herman Tietz und Rösli Jasen, wie auf den ersten Blick anzunehmen war. Vielmehr hatte sich der Familienzweig in der Erbauseinandersetzung geeinigt, die Ansprüche auf die restituierten Nachlassobjekte auf das Niveau des deutschen Pflichtanteils anzuheben.[110]

			Mit seinem Einlenken ordnete sich das Ehepaar Jasen zumindest in diesem Punkt dem Mehrheitswunsch der Familie unter. Insgesamt zeigte es sich als schwierige Aufgabe, die einzelnen Interessen und Meinungen der nunmehr sechs beteiligten Familienmitglieder nebst ihren jeweiligen Rechtsvertretern in Deutschland und den USA auszubalancieren. Hierin zeigte sich allerdings nicht nur Martin Tietz äußerst bemüht, eine Vermittlerrolle nach innen und außen wahrzunehmen. Zur heimlichen Schaltstelle avancierte das Münchner »Familienbüro« von Charlotte Kücher-Eigner, in dem Dokumente, Entwürfe und Informationen zusammenliefen und verteilt wurden. Hier wurden die Zahlungsabrechnungen erstellt und verbucht, gingen die monatlichen Umsatz- und Investitionsberichte ein und wurden die vielfachen Reisen sowie telefonischen und persönlichen Treffen der verschiedenen Familienmitglieder mit der Hertie-Geschäftsführung koordiniert. Wie die zumindest partiell überlieferten Korrespondenzunterlagen für die zweite Hälfte der 1950er-Jahre zeigen, war die Intensität des Dialogs innerhalb der Familie sowie auch die Frequenz des Austauschs mit dem Hertie-Konzern gerade in den heißen Phasen der Verhandlungen enorm hoch. Monatlich, teilweise wöchentlich kam es zu persönlichen Konsultationen, zu denen die Tietz-Angehörigen aus ihren Wohnorten in den USA, der Schweiz, den Niederlanden oder Berlin anreisten. Daneben wurde der Kontakt vor allem mit Kurzbriefen gepflegt, die Charlotte Kücher-Eigner regelmäßig beispielsweise mit Edith Tietz in New York austauschte. Die Privatsekretärin war dabei mehr als eine dienstbeflissene Angestellte. Für »Herrn Martin« und die Herren Zwillenberg und Jasen fungierte sie als informelle, aber distanzwahrende Ansprechpartnerin, für Rösli Jasen und vor allem Edith Tietz als enge Vertrauensperson und manches Mal auch Kummerkasten.[111] Über diesen Weg der Kommunikation gelang es der Familie, ihr 1949 vereinbartes Ziel zunächst aufrechtzuerhalten, in einem gesunden Maß an Geschlossenheit gegenüber Karg und Hertie aufzutreten und, wie in diesem Fall geschehen, kollektiv disziplinierend zu wirken. Dies hieß jedoch wiederum nicht, dass die einzelnen Familiengruppen in den Verhandlungen nicht auch zu eigenständigen Einigungen mit dem Konzern kamen.

			So waren kurz nach Edith nun auch Martin Tietz und Hugo Zwillenberg mit Hertie über den zukünftigen Verbleib ihrer Grundstücksanteile nach der Pacht übereingekommen. Die Eheleute Zwillenberg erklärten sich ebenfalls bereit, ihre Liegenschaften als Gesamtpaket für mindestens 7,5 Mio. DM an Hertie abzugeben.[112] Martin Tietz wählte einen anderen Weg. Er unterbreitete Georg und Hans-Georg Karg am 18. Februar 1956 ein Angebot, das Nießbrauchsverhältnis bis zum 31. Dezember 1985 zu verlängern. Hierfür zahlte die Pachtnehmerin, die Union GmbH, jährlich 1,1 Prozent des Jahresumsatzes der Häuser, mindestens aber 700.000 DM jährlich. Ganz offensichtlich plante Martin Tietz, sein Eigentum auch weiterhin für sich und seine Nacherben in eigenen Händen zu halten und die Zusammenarbeit mit dem Konzern fortzuführen. Hierfür spricht auch, dass er Hertie verpflichtete, ihm ein Miteigentum anzubieten, sobald das Unternehmen in den Städten seine Geschäftsfläche ausweitete oder neue Verkaufsstellen eröffnete.[113]

			Die aufscheinenden Spannungen ließen sich aber nur kurz beruhigen. Die Ursache war, dass sich Edith Tietz in Abstimmung mit Martin Tietz und Hugo Zwillenberg dazu entschloss, den umstrittenen Erweiterungsbau in Stuttgart zu genehmigen. Dabei ging es Karg primär darum, in einem angrenzenden Geschäftshaus einen Gastronomiebereich für das Union-Warenhaus zu eröffnen.[114] Die Eheleute Jasen mussten sich zwangläufig übergangen fühlen. Sie verlangten auch in ihrer Rolle als Bruchteilseigentümer, bei allen Verhandlungen und Entscheidungen gehört zu werden. Damit liefen die Konflikte auf einen erkennbaren Schwachpunkt des Rückerstattungsvertrages zu: eine personengebundene und damit unklare Regelung der Vollmachten zur Rechtsvertretung auf der Tietz-Seite. Edith Tietz sah sich als Testamentsverwalterin ihres Mannes befugt, ihren Familienzweig im Sinne der Vergleichsregelung gemeinsam mit ihrem Schwager und Hugo Zwillenberg zu vertreten. Dort war festgehalten, dass die Zustimmung von zwei der drei ehemaligen Inhaber der Hermann Tietz OHG genügte, um gemeinsame Erklärungen abzugeben. Dieser Meinung folgte auch die Hertie-Geschäftsführung, die ihre wichtige Verhandlungspartnerin als Bevollmächtigte und alleinige Vertretungsberechtigte der Erbengemeinschaft akzeptierte, sicherlich auch aus pragmatischen Gründen.[115]
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			Abb. 37: Union-Kaufhaus in Stuttgart 1954 

			Rösli Jasen zweifelte diese Auslegung nun grundsätzlich an. In weitreichenden Entscheidungen, welche die Interessen aller Eigentümer berührten, sollte auch jedes Mitglied von seinem Zustimmungsrecht Gebrauch machen können. Rechtlich sei nach dem Tod von Georg Tietz eine ungeteilte Erbengemeinschaft an seine Stelle getreten. Somit seien auch die Beschlussrechte unteilbar und für die drei Erben individuell auszuüben.[116] Ihrer Auffassung nach erstreckten sich die Kompetenzen der Testamentsvollstreckerin lediglich auf die beweglichen Teile des sich noch in Deutschland befindlichen Nachlasses Georg Tietz’, nicht aber auf das unbewegliche Vermögen.[117] 

			Trotz dieses Einwandes opponierte das Ehepaar Jasen letztlich abermals nicht offen gegen das Stuttgarter Vorhaben. Dennoch sollten sich die unterschiedlichen Positionen als schwere Hypothek für die in den Folgejahren anstehenden Debatten um die Eröffnung eines bilka-Warenhauses in München erweisen.

			Friktionen und Fraktionen: Kampf ums Detail der Ausbaupläne

			Im Sommer 1958 wandten sich die Eheleute Jasen abermals an Georg Karg. Diesmal mit der Botschaft, dass sie von dritter Seite hätten erfahren müssen, dass Hertie weiterhin hinter ihrem Rücken über Neueröffnungen von Warenhäusern verhandele. Sie machten unmissverständlich klar, dass sie jede Art von Abkommen ohne ihre ausdrückliche Zustimmung als Verletzung des Restitutionsvergleichs behandeln würden. Als Drohung musste Karg dabei den Hinweis auffassen, dass die Eheleute in einem solchen Fall auch den 1955/56 abgeschlossenen Vorkaufvertrag für nichtig erklären würden.[118] 

			Zudem lehnte Rösli Jasen das Angebot ihrer Mutter ab, die Verteilung der Rechte und Pflichten innerhalb der Erbengemeinschaft neu zu klären. Den überarbeiteten Entwurf einer Erbauseinandersetzung wies sie zurück, da weiterhin die Testamentsvollstreckerin federführend gegenüber Hertie auftreten wollte. Den Miterben sollte lediglich ein begrenztes Informations- und Zustimmungsrecht eingeräumt werden. Stattdessen hatte Rösli Jasen ihrerseits zu veranlassen versucht, dass jedwede Vertretungsvollmachten, die sie ihrer Mutter 1955 übertragen hatte, widerrufen wurden.[119] Dabei folgte das eingeschaltete Landgericht München ihrer Argumentation, dass die Gefahr einer Überdehnung dieser Befugnisse im Sinne einer Dauertestamentsvollstreckung bestand. Das Grundbuchamt Stuttgart wies einen Antrag auf Streichung des Vermerks zur Testamentsvollstreckung jedoch als unbegründet zurück.[120]

			Aufgrund dieser unsicheren Konstellation begann Hertie, in Verhandlungen nun auch direkt mit dem Ehepaar Jasen und Herman Tietz einzutreten, unter welchen Bedingungen sie bereit seien, die Wettbewerbsklausel generell oder in Einzelfällen aufzugeben, ohne den Vertrag von 1949 zu verletzen.[121] Dabei war sowohl Karg als auch seinen Rechtsberatern bewusst, dass die Jasens sämtliche Zukunftspläne nachhaltig blockieren konnten. Die Stimmung, in der die Gespräche geführt wurden, trübte sich aber dennoch ein. Als Herman Tietz die Erwartung wiederholte, dass man im Gegenzug für eine Genehmigung nach den üblichen Sätzen am örtlichen Gesamtumsatz des Konzerns beteiligt werde, erhielt er von Guido Schell die fadenscheinige Antwort, »dies ist schon deswegen unlogisch, weil die bestehenden Haeuser Eigentum der Familie Tietz sind und die neu zu errichtenden Haeuser Eigentum der Hertie oder deren Tochtergesellschaften«. Falls man mit der vom Konzern angebotenen einprozentigen Erhöhung der Umsatzbezüge nicht einverstanden sei, »bliebe uns keine andere Möglichkeit […] eine Gesellschaft zu errichten, an der Karg mit nicht mehr als 50 Prozent beteiligt« werde.[122] Diese Reaktion von Hertie zeigte weniger die Bereitschaft, die Statuten des Restitutionsvergleichs im gemeinten Sinne zu respektieren, als vielmehr, sie zu umgehen.[123]

			Auch im Umgang der Erbengemeinschaft untereinander wurde der Ton im Winter 1958 schärfer. Dabei bleibt festzuhalten, dass Edith Tietz und ihre Kinder in der Lage waren, Geschäftliches und Privates voneinander zu trennen. In der dichten Korrespondenz finden sich viele Passagen – vertraute Grüße, Nachfragen zum Wohlbefinden oder Alltagsbeschreibungen –, die auf ein zugewandtes Verhältnis schließen lassen. In der Sache aber kamen die jeweiligen Standpunkte ungeschönt zum Ausdruck. Es ist zu vermuten, dass große Teile der juristischen Texte von Rechtsvertretern bzw. Kurt Jasen vorformuliert wurden. In einem persönlichen Interview nach den Konflikten befragt, bestätigte Rösli Jasen diese Einschätzung mit dem pragmatischen Statement: »Die einen hatten ihre Rechtsanwälte, die anderen ihre. So kamen wir mit Hertie und auch untereinander immer zu einer Lösung.«[124] In diesem Sinne richteten sich die Emotionen auch weniger in die Familie als gegen das Verhalten von Hertie. Argwohn sei ihrer Mutter völlig fremd, urteilte Rösli 1959. Durch seine einseitige Verhandlungsführung habe der Hertie-Konzern diese Nachgiebigkeit ausgenutzt: »Es ist meine Ueberzeugung, dass die tatsaechlichen Differenzen nicht zwischen meiner Mutter und mir, sondern zwischen Ihren und meinen Interessen bestehen. Da Sie durch die Berater und Anwaelte meiner Mutter vollen Einfluss ueber diese haben, und nachdem ich mich geweigert habe zu allen Ihren Massnahmen meine bedingungslose Zustimmung zu erteilen, haben Sie versucht mit meiner Mutter ausschliesslich zu verhandeln und mich auszuschliessen. Wie Ihnen bekannt ist, hatte ich verschiedene Beanstandungen an Ihren Abrechnungen, ich habe darauf aufmerksam gemacht […] Vor allem aber habe ich mich geweigert meine Zustimmung zu einem Abkommen zu geben, welches ohne genuegenden Schutz der Interessen der Grundstueckeigentümer der bestehenden Haeuser Hertie das Recht geben sollte ein neues Haus in München zu eroeffnen.«[125]

			Der Eindruck der Kinder Georg Tietz’ war, dass Hertie in Person von Guido Schell einen Keil zwischen die Familie zu treiben versuchte. Ihre Mutter besitze nicht genügend Geschäftserfahrung, um sich gerade in rechtlichen Belangen ein eigenes Urteil bilden zu können, so Rösli Jasen.[126] Anders betrachtet, brachten ihre Mutter, aber auch Martin Tietz und Hugo Zwillenberg ein gutes Maß an Vertrauen gegenüber Georg Karg und seinen Beratern auf. Dies spricht wiederum dafür, dass sich trotz der schwierigen gemeinsamen Vergangenheit durchaus eine respektvolle Nähe einstellte. In der internen Korrespondenz mit Charlotte Kücher-Eigner bestätigte Edith Tietz diesen Eindruck. Sie sprach hier davon, dass sie in den letzten schwierigen Monaten für eines »dauernd eintrete: nämlich die Unantastbarkeit von Karg und die meiner Bevollmächtigten«.[127]

			Vor diesem Hintergrund sah sich Edith Tietz zu einem Schritt veranlasst, der keineswegs zur Deeskalation beitragen sollte. Am 20. Februar 1959 teilte sie ihren Kindern mit, dass sie sich entschlossen habe, ihr Testamentsrecht in Anspruch zu nehmen, um per Abfindung zu einer Erbauseinandersetzung über die Ansprüche gegenüber Hertie zu kommen. »Ich zahle Euch demgemäß aus. […] In der Hoffnung, dass jetzt alle Unstimmigkeiten zwischen uns ausgeräumt sind, bin ich mit herzlichen Grüßen, Eure Mutti.«[128] Als Abfindung legte sie gemäß eines Wertgutachtens der Berliner Treuverkehr Deutsche Treuhand AG eine Summe von 2,69 Mio. DM fest, die sie jeweils zur Hälfte unaufgefordert auf die Konten ihrer Miterben überwies. Das Geld hierfür hatte sie per Kredit von Georg Karg erhalten. Die Treuverkehr wurde auf Empfehlung von Guido Schell ausgewählt. Es handelte sich also um eine eng abgestimmte Maßnahme.[129] Hierfür spricht auch, dass Edith Tietz und Hertie taggleich einen neuen Vorkaufvertrag notariell beglaubigen ließen. Mit ihm übertrug nun Edith Tietz als mutmaßlich alleinige Inhaberin der 35-prozentigen Beteiligung zum Juli 1970 alle dann noch bestehenden Ansprüche, Rechte und Pflichten aus dem Restitutionsvergleich an Hertie. Dieser Schritt sollte auch für den Fall ihres vorzeitigen Ablebens unmittelbar vollzogen werden.[130] So wurde danach gestrebt, die lange Zeit stockenden Versuche abzuschließen, die schwebenden Fragen des Nacheigentums zu klären.

			Ediths Tochter reagierte zunächst verärgert auf diesen Vorstoß. Sie erklärte ausdrücklich, nicht mit einer Ablösung ihrer laufenden Ansprüche einverstanden zu sein. Im Testament ihres Vaters sei kein Passus erkennbar, der einen solchen Schritt legitimiere. Statt der vorgegebenen Absicht, eine gütliche Einigung zu erzielen, gehe es wohl eher darum, »dass ich ausgebootet werden soll«.[131] Die Abfindungszahlung überwies sie umgehend wieder zurück.[132] Zugleich wandte sich nun auch Kurt Jasen direkt an seine Schwiegermutter. Seine Kritik war wohlüberlegt, wobei er sich insbesondere besorgt zeigte, dass Hertie und eine ganz offensichtlich parteiliche Treuhandgesellschaft hinter der Aktion standen. Selbst wenn man eine Einmalzahlung in Betracht ziehe, seien die Berechnungen der Abfindungssumme tendenziös, da die bis 1970 noch offenen Ansprüche lediglich auf der Basis der gegenwärtigen Umsätze bemessen worden seien; weder der noch zu erwartende Umsatzzuwachs noch eine potenzielle Vergrößerung der Hertie-Geschäftsstellen sei berücksichtigt.[133] Dies waren Argumente, die auch aus der Rückschau einer historischen Analyse verfangen, da dem zeitgenössischen Wert der Ansprüche zum Ende der 1950er-Jahre eine nur unzureichende Zukunftskomponente hinzugefügt wurde.[134] Bei einer präziseren Berechnung lag allein der individuelle Anspruchswert der Bruchteilseigentümerin bei rund 2 bis 2,3 Mio. DM. Das Ehepaar Jasen zeigte sich vor diesem Hintergrund abermals in Sorge, dass sich die Mutter bzw. Schwiegermutter von Hertie vereinnahmen ließ. Zugleich zeigten die Jasens sich aber für persönliche Gespräche offen, um die privaten familiären Bindungen nicht auch zusätzlich zu belasten.[135]

			Außerhalb des Zweiges von Georg Tietz präsentierte sich die Familie zunächst keineswegs nachhaltig zerrissen – im Gegenteil: Edith und Martin Tietz sowie Hugo Zwillenberg fanden auch jetzt anscheinend eine Basis, um sich mit Hertie über die anstehenden Zukunftsfragen zu verständigen. Sie genehmigten Hertie gemeinschaftlich am 9. April 1959, eine zusätzliche bilka-Filiale in München zu eröffnen. Für dieses Zugeständnis und als Ausgleich für mögliche Umsatzausfälle, die durch die konzerninterne Konkurrenz potenziell in dem örtlichen Hertie-Warenhaus entstehen konnten, zahlte Hertie an die Familie eine jährliche Umsatzvergütung an den bilka-Einnahmen von einem Prozent, die sich aber im Mindestbetrag auf jährlich weitere 100.000 DM summieren sollten. Einzige Vorgabe war, dass die Verkaufsfläche des neuen Kaufhauses auf 5.100 Quadratmeter beschränkt blieb.[136] Diese Vereinbarung bildete rechtlich zunächst eine Ausnahmegenehmigung von der Wettbewerbsklausel des Rückerstattungsvergleichs und hatte damit keine Präjudiz für mögliche weitere Erweiterungsprojekte. Sicherlich, so schilderte es Charlotte Kücher-Eigner, verliefen die Verhandlungen zäh und nicht zuletzt aufgrund der familieninternen Störgeräusche insbesondere für den um Moderation bemühten Martin Tietz auch gesundheitlich belastend. Dennoch gelangte man zu einer beiderseitig akzeptablen Einigung (Abb. 38).[137] 
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			Abb. 38: Genehmigungsvertrag zur Errichtung einer bilka-Filiale in München, 9.4.1959

		

	
		
			Hinter der Umschreibung schwieriger Rahmenbedingungen verbarg sich, dass sich die Konflikte zwischen Hertie und dem Ehepaar Jasen im Jahr 1959 mit ungebremster Intensität fortsetzten. Hertie trat mit neuen Verhandlungsangeboten an die Jasens und Herman Tietz heran. Ihr Ziel war es, vor allem die grundlegende Frage zu klären, wer von den Erben die Legitimität besaß, die Rechte und Pflichten des Vergleichs auszuüben. Bruno Köhler, der Berliner Rechtsvertreter der Hertie GmbH, schloss bereits im März 1959 nicht mehr aus, eine Feststellungsklage zu erheben, um die schwelenden Vertretungskonflikte gerichtsfest auszuräumen.[138] Die Positionen waren klar und verhärtet. Rösli Jasen zweifelte weiterhin die Vertretungsberechtigung ihrer Mutter an, verwehrte sich gegen die neue Erbauseinandersetzung und wertete jede Kaufhauserweiterung ohne ihre Zustimmung und adäquate Umsatzbeteiligung von 2,5 Prozent als Rechtsbruch.[139] Sie spielte ihrerseits gegenüber der Hertie-Geschäftsführung offen mit dem Gedanken, den Klageweg zu beschreiten. In dessen Vorbereitung beauftragte sie ein umfassendes juristisches Gutachten durch einen Hamburger Professor am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht, Prof. Dr. Dölle um ihre Haltung zu untermauern.[140] Hierbei ließ sie nun auch die Bemessungsgrundlage und die eingeübte Auszahlungsweise der Umsatzbeteiligung über ein Gemeinschaftskonto der Testamentsvollstreckung prüfen. Der Hintergrund war, dass mit der Auszahlung der von ihr zurückgewiesenen Abfindung keinerlei Zahlungen aus dem Vergleich zu ihren Gunsten mehr vorgenommen wurden. Als besonders misslich für alle Beteiligten sollte sich allerdings erweisen, dass im Zuge des Rechtsgutachtens neu erörtert wurde, ob es sich bei den Vergleichszahlungen juristisch tatsächlich um Pachtzinsen oder Restitutionsleistungen handelte. Allein durch das Aufbringen dieser Frage stand nun nicht mehr nur die Umsetzung des Vergleichs, sondern auch das Steuerabkommen mit den bayerischen Finanzämtern in Frage.[141]

			Hertie in Person von Guido Schell bat in diesem Punkt um Zurückhaltung, auch wenn sein Unternehmen selbst nicht durch diese Steuerfrage berührt werde: »Es liegt aber, wie Sie wohl selbst wissen, darin eine sehr große Gefahr für die Familie Tietz, wenn Ihre Auffassung als zutreffend anerkannt werden sollte, weil dann selbstverständlich die steuerlichen Vergünstigungen […] nach unserer Auffassung rückwirkend entfallen und somit auf diese sämtlichen Leistungen Steuern seitens der Mitglieder der Familie Tietz zu entrichten wären; auch die Auswirkungen, die sich zwangsläufig hinsichtlich der ausländischen Steuern ergeben, sind nicht übersehbar.«[142] Hertie suchte nun vor allem die Gemüter zu beruhigen, um die Eheleute Jasen nicht am Verhandlungstisch zu verlieren. Dabei beteuerte die Geschäftsführung mehrfach, dass »wir keine Veranlassung haben, Sie auszuschalten«.[143] Im Juni 1959 bahnte sich eine erste vorsichtige Annäherung an. Das Ehepaar Jasen signalisierte, dass es sich eine Abtretung seiner Ansprüche vorstellen könne, wenn die Abfindung neu und adäquat gemäß der Wachstumspotenziale von Hertie berechnet werden würde.[144] Ausgerechnet als ihre diplomatischen Anstrengungen zu fruchten begannen, konterkarierte Hertie ihre Bemühungen durch einen Schachzug, der die Beziehungen zur gesamten Familie zwischenzeitlich stark belastete.

			Der Auslöser für den Eklat fand sich an einem Bauzaun in der Nähe des Stuttgarter Bahnhofs. Bei einer Durchreise in die Schweiz entdeckte Kurt Jasen eine Großbaustelle, an deren Straßenabsperrung ein Plakat auf Hertie als Bauträger hinwies. Die übrigen Familienmitglieder wurden informiert und bei Charlotte Kücher-Eigner nachgefragt, worum es sich bei diesem Projekt handelte. Es stellte sich heraus, dass ein Neubau des Warenhauses einer »Kaufstätten für Alle, Zweigniederlassung Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH (KfA)« entstand. In Stuttgart hatte bereits vor dem Vergleichsabschluss eine eingeschossige Filiale dieses Hertie-Ablegers existiert, die daher von den Wiedergutmachungsparteien 1949 als Bestandsobjekt unberücksichtigt geblieben war. Das Unternehmen war 1945 durch zwei ortsansässige Kaufleute gegründet worden und ab 1948 zunächst behelfsmäßig im sogenannten Wilhelmsbau untergekommen. Kurz darauf war die KfA von Hertie einverleibt worden.[145] Der Hertie-Geschäftsführer Schell hatte die Familie Tietz über Charlotte Kücher-Eigner wohl Mitte 1959 am Rande darüber informiert, dass man für die KfA einen Umzug in moderne Räume plane. Jetzt zeigte sich die Familie aber höchst überrascht, dass »die kleine KfA« nun in einen mehrgeschossigen Großbau in zentraler Lage verlegt wurde.[146] In einer internen Notiz schwanten der Privatsekretärin die Konsequenzen: »Fest steht, dass jetzt wieder etwas ins Rollen kommt, dessen Ausmass nicht abzusehen ist. Ich mache mir auch keine Illusionen darüber, dass Begriffe wie ›hintergangen‹ udgl. sofort bei der Hand sind, man wartet ja nur darauf uns etwas anzuhängen.«[147] Mit diesem Nebensatz war vor allem Kurt Jasen gemeint, der vor diesem Szenario gewarnt hatte.

			Diesmal war aber nicht nur er entrüstet. Martin Tietz und Hugo Zwillenberg forderten ihre Zustimmung zu einem solchen großen Projekt ein und zeigten sich zur Klage bereit.[148] Edith Tietz fühlte sich bloßgestellt, wenn »nun falsch ist oder zu sein scheint«,[149] dass sie Georg Karg stets als verlässlichen Vertragspartner in Schutz genommen habe. Juristisch konnte die Familie Tietz gegen das Vorhaben kaum etwas unternehmen, aber sie zeigte sich nun deutlich distanzierter und fand zu neuer Geschlossenheit. Dies galt vor allem innerhalb der Georg-Tietz-Gruppe. Auf Initiative von Martin Tietz und Hugo Zwillenberg trat die Familie im Frühjahr 1960 wieder in erste Gespräche mit Georg Karg und den Rechtsvertretern beider Seiten ein. Diesmal sollten jedoch alle Bevollmächtigten und auch die Bruchteilseigentümer in die Verhandlungen einbezogen werden. Auch wenn rechtlich letztlich nicht neu geklärt wurde, ob die Verlegung der KfA einer solchen Genehmigung bedurfte, willigte Hertie in die Verhandlungen ein. Die Motivation lag sicherlich darin, dass die Vertretungsrechte weiterhin unklar waren. Darüber hinaus bestand ein großes Interesse des Warenhauskonzerns, nicht jedes zukünftige Investitionsprogramm auch in langwierigen Verfahren einzeln durchkämpfen zu müssen. Mittelfristig galt es, zu einer pauschalen Regelung für alle Hertie-, KfA- oder bilka-Projekte zu kommen.

			Im Juni 1960 legte Direktor Schell den Vertretern der Gegenpartei einen Entwurf für eine Vereinbarung zur KfA vor. Unter Maßgabe des etablierten Verteilungsschlüssels sollte sie in drei Stufen am Umsatz des Warenhauses am Stuttgarter Hauptbahnhof beteiligt werden: bis zu einem Jahresumsatz von 30 Mio. DM mit einem Betrag von 100.000 DM, von einem die 30-Mio.-DM-Marke übersteigenden Umsatz zusätzlich zwei Prozent, über die 40 Mio. DM Umsatz hinaus 2,5 Prozent jährlich.[150]

			Die Übereinkunft war in zahlreichen direkten Verhandlungen in Berlin vorbereitet und durch die Rechtsanwälte der bevollmächtigten Vertreter geprüft worden. Wie aus internen Schreiben hervorgeht, lautete die Maßgabe der Familie nun allerdings, dass alle jeweils anderen Gruppen und Einzeleigentümer die gleiche Regelung akzeptierten. Martin Tietz und Hugo Zwillenberg sahen die Unterzeichnung der ausgearbeiteten mündlichen Übereinkunft als Formsache an und unterschrieben. Edith Tietz zögerte und wartete auf die schriftlich fixierte Zustimmung der Eheleute Jasen. Jene monierten zunächst Detailformulierungen und verlangten schließlich, in die KfA-Vereinbarung eine eigene, nachträgliche Regelung ihrer Umsatzbeteiligung für den Münchner bilka-Bau einfließen zu lassen.[151] Diesmal zeigte sich Edith solidarisch mit ihren Kindern, um das Tischtuch in geschäftlichen Belangen nicht vollends zu zerschneiden. Hiermit zog sie nun aber den Unmut ihrer beiden anderen Angehörigen auf sich. Martin Tietz zeigte sich enttäuscht, dass seine Vermittlungsbemühungen scheinbar gescheitert waren. »Er als Seniorchef muss erleben, dass all sein Tun ohne Bedeutung ist, weil die Hertie in eine Situation gebracht wird, die ein weiteres gutes Zusammenarbeiten ausschließt«, so Charlotte Kücher-Eigner. »Es werden Bedingungen ausgehandelt, die lächerliche Beträge bringen, dafür wird eine Bilka in München […] nun nicht gebaut. […] Ich gestehe offen, dass ich auch nichts mehr verstehe und nun den einen Wunsch habe in die Auseinandersetzungen nicht hineingezogen zu werden.«[152] Kaum deutlicher kann gezeigt werden, wie schwierig es war, die Interessen aller Beteiligten innerhalb einer verzweigten Familienstruktur auszubalancieren, und wie sehr sich das Verhalten der Familie in einer Ambivalenz von Distanz und Nähe zu Hertie bewegte.

			Die Reaktion der Hertie-Leitung war wiederum rigoros und nun auch konfrontativ. Mitte September 1960 schrieb der Direktor direkt adressiert an Rösli Jasen, er sehe sich aufgrund ihrer fehlenden Zustimmung genötigt, von der Vereinbarung und einer Vergütung Abstand zu nehmen. Das gerade eröffnete Warenhaus in Stuttgart werde zukünftig nicht mehr von der eingeführten Hertie-Niederlassung »Kaufstätten für Alle« betrieben, sondern von einer neu gegründeten »KFA Warenhaus GmbH«. An ihr sei Georg Karg nun nicht mehr beteiligt. Das Kapital der Gesellschaft lag dagegen zu je 50 Prozent in den Händen von Hans-Georg Karg und Brigitte Gräfin von Norman.[153] Das dies ein äußerst fadenscheiniger Schritt war, mit dem der Warenhauskonzern auf seine bereits mehrfach gegenüber der Familie proklamierte Option zurückgriff, die Wettbewerbsklausel des Restitutionsvergleichs auf anderem Wege auszuschalten, war offensichtlich. Die Inhaber der KFA Warenhaus waren Kargs Kinder, sein Sohn war bei der Hertie GmbH tätig, und beide waren Begünstigte der Karg’schen Familienstiftung. »Mit dieser Verschachtelung«, kommentierte ein Rechtsanwalt der Jasens, vermöge Hertie »ihrer Verpflichtung aus dem Wettbewerbsverbot der Ziff. F I nicht zu entgehen; die Umgehensabsicht ist zu deutlich.«[154] Aus der Rückschau bleibt allerdings zu vermuten, dass genau dies die Absicht des Warenhauskonzerns war, um selbstbewusst sein juristisches Instrumentarium in dem lange schwelenden Konflikt zu demonstrieren.

			In diesem Werkzeugkasten fand sich auch eine im März 1961 eingereichte Unterlassungsklage gegen Rösli Jasen, die daraufhin eine Vorladung in den Münchener Justizpalast erhielt. Kaum 25 Jahre nach ihrer Flucht drohte die Tietz-Erbin somit vor ein deutsches Gericht gestellt zu werden. Der Widerstreit um die Umsetzung des Restitutionsvergleichs war eskaliert.

			Vom Rechtsstreit zur Übereinkunft: Ergänzungsverträge zur Restitution

			Die Unterlassungsklage von Hertie war das sichere Signal, dass die Verhandlungen um die Vertretungsrechte und Ausbaupläne in eine Sackgasse geraten waren. Den Eheleuten Jasen ging es um ihre Gleichbehandlung und Einbindung in den Restitutionsvergleich. Die Geschwister Martin und Edith Tietz bemühten sich redlich und in wechselnden Fraktionen, dass die belastenden Nachverhandlungen mit Hertie nicht negativ in den privaten Bereich ihrer Familie hineinwirkten. Gegenüber dem restitutionspflichtigen und expansionswilligen Konzern mussten sie ihre Informations- und Beteiligungsrechte sicherlich unerwartet oft neu einfordern. Georg Karg und Hertie zeigten sich grundsätzlich bemüht, die Klauseln des Vergleichs auf einem gütlichen Weg an die Anforderungen anzupassen, die sich ihnen auf dem boomenden Warenhausmarkt stellten. Gleichwohl scheuten sie sich nicht, ihre geschäftlichen Interessen mit allen Mitteln zu verteidigen, wenn ihre Ausbaupläne nachhaltig gebremst zu werden drohten. Dabei standen Georg Karg und sein Sohn Hans-Georg, der die Münchner Geschäfte führte, im Winter 1960/61 vor einem konkreten Dilemma. Der bereits seit 1955 geplante und längst mit allen Gewerken beauftragte Baubeginn des bilka-Hauses stand unmittelbar vor der Tür. Das Stuttgarter KfA-Geschäftshaus war bereits eröffnet. Die Zustimmung der Tietz-Familie stand aber noch aus, sodass das Unternehmen auf eine Entscheidung drängen musste, um Rechtssicherheit für beide Projekte zu erlangen.

			Demgemäß legte die Klageschrift der Beklagten Rösli Jasen zur Last, dass sie die Eröffnung der bilka bewusst blockiere, obwohl entsprechend des Wiedergutmachungsvergleichs zwei Familienstämme dem Vorhaben zugestimmt hätten. Ebenso habe sie es zu unterlassen, gegen die Verlegung und Erweiterung des Warenhausunternehmens »Kaufstätten für Alle« in Stuttgart zu opponieren. Als Bruchteilseigentümerin sei sie ebenso wenig berechtigt, unmittelbare anteilige Zahlungen aus dem Restitutionsvergleich zu verlangen wie einseitig erhöhte Pachtzinsen.[155]

			Die Jasen-Seite reagierte mit einer mehr als 30-seitigen Klageerwiderung und beantragte beim Landgericht München die Niederlegung des Verfahrens.[156] Zugleich beauftragte die Beklagte den angesehenen Münchner Rechtsanwalt Rudolf Noerr, sie gemeinsam mit ihrem Mann in der Auseinandersetzung mit Hertie zu vertreten. Ein erster kleiner Erfolg stellte sich im Juli 1961 ein. Offenbar lag es letztlich im Interesse beider Parteien, es nicht zum gerichtlichen Äußersten kommen zu lassen. Daher vereinbarte man für den 4. Juli 1961, in persönliche Verhandlungen mit der Hertie-Direktion zu treten. Der für den Folgetag avisierte Gerichtstermin wurde in den September vertagt, um die komplexen Fragestellungen rund um Vertretungsberechtigung, die Bauprojekte und die Abrechnungsmodi der Restitutionsleistungen möglichst geschlossen zu diskutieren. Es müsse nun allen Beteiligten darum gehen, die dauernden Gefahren für Einwendungen in Restitutionsangelegenheiten endgültig auszuräumen, betonte Guido Schell,[157] während Kurt Jasen in einem Schreiben an seinen Rechtsvertreter vermerkte, er sei vor allem »deswegen zu einem Vergleich bereit, weil ich das Verhaeltnis innerhalb der Familie nicht weiter verschlechtern moechte«.[158]

			In den drei Folgemonaten entwickelte sich ein wahrer Konferenzmarathon zwischen den beiden Verhandlungsführern Jasen und Schell, in dessen Verlauf immer wieder auch Edith und Martin Tietz sowie Georg und Hans-Georg Karg persönlich konsultiert wurden. An seinem Ende standen mehrere Zusatzvereinbarungen zum Restitutionsvergleich: zum einen zwei Vergleichsvereinbarungen zur innerfamiliären Erbauseinandersetzung, zum anderen ein Grundstückskaufvertrag zwischen Rösli Jasen und Hertie. Alle Papiere wurden taggleich am 26. Oktober 1961 unterzeichnet – ein Umstand, der die enge Verknüpfung der Problemkreise noch mal darlegt.

			In die Frage der Regelung des Georg-Tietz-Nachlasses war schon zuvor Bewegung gekommen. Herman Tietz ließ sich auszahlen. Er akzeptierte die ihm zwei Jahre zuvor angebotene Abfindung für die noch offenen Pachtzahlungen und verkaufte seine Eigentumsanteile an den Warenhausgrundstücken für 3,925 Mio. DM an Hertie. Ausgenommen blieb davon lediglich die als Lagerhaus genutzte Liegenschaft in der Steiermärker Straße, Stuttgart-Feuerbach.[159]

			In einem ersten Kontrakt vom Oktober sicherte Rösli Jasen Hertie zu, dass auf der Basis einer neuen Erbauseinandersetzung ab jetzt alleinig ihre Mutter berechtigt war, Erklärungen im Kontext des Restitutionsvertrags von 1949 abzugeben. Zugleich wurde die Höhe ihrer laufenden Umsatzbeteiligung durch diesen Vergleich modifiziert. In Bezug auf den schwebenden Rechtsstreit wurde im Vereinbarungsprozess aussöhnend verzeichnet, dass sich ihre Konflikte primär aus der bisherigen Form der Abrechnung der Restitutionsleistungen begründet hätten.[160] Daher sei man in beiderseitigem Einvernehmen zu dem Schluss gekommen, die Leistungserbringung strikt zu vereinfachen. Rückwirkend zum 1. Oktober 1961 erhielt Rösli Jasen nun pauschal fünf Prozent sämtlicher Zahlungen, welche Hertie an die weiteren Beteiligten des Vertrages als Pachtzinsen ausgab. Dieser Satz lag rund 0,6 Prozent höher als bisher. Dies diente dazu, zukünftige Leistungserhöhungen etwa im Zuge von zusätzlichen Baugenehmigungen abzudecken und eine gerechte Verteilung innerhalb der Tietz-Familie zu garantieren. Niemand dürfe »schlechter, aber auch nicht besser gestellt sein als er es nach dem Wiedergutmachungsvergleich war«, lautete das Credo.[161] Die fälligen Zahlungen sollten nun nicht mehr über die Gemeinschaftskonten abgewickelt, sondern direkt an die Tietz-Erbin ausgezahlt werden, um auch auf diesem Weg ihre Lösung aus der Erbengemeinschaft zu dokumentieren.[162] Im Gegenzug zu dieser Vereinbarung zog Hertie die Klage beim Landgericht zurück.

			Die einseitige Fokussierung des Vergleichs auf diese Abrechnungspraktiken hatte den Vorzug, dass beide Vertragsparteien nicht in Verlegenheit kamen, das Verhalten der Gegenpartei in den vielfältigen Streitpunkten rechtlich oder moralisch zu bewerten. Dies war eine pragmatische Vorgehensweise, wie sie auch schon in den Verhandlungen von 1949 eingeübt war. Deutlich freundlicher wirkte sodann die Einleitung in die parallel geschlossene Vereinbarung zwischen Edith Tietz und der Hertie GmbH, in der Details der aktualisierten Erbauseinandersetzung der Nachlassgemeinschaft notariell festgeschrieben wurden. Es sei der Sinn dieser Übereinkunft, hieß es etwas euphemistisch, »dass das harmonische Zusammenwirken zwischen den am Restitutionsvergleich beteiligten Mitgliedern der Familie Tietz und der Hertie erhalten bleibt«. Dies war eine Willensbekundung, auf deren Basis die zukünftige Zusammenarbeit basieren sollte.[163]

			Den Kern des Übereinkommens bildete, dass Edith Tietz alle Rechte und Pflichten, die sich aus ihrem 35-prozentigen Anteil am Restitutionskomplex ergaben, künftig auf sich vereinigte. Sie verpflichtete sich, ihre Beteiligung bis zum Auslaufen der Vergleichsregel 1970 nicht zu veräußern. Falls sie frühzeitig verstarb oder nicht in der Lage war, diese Rechte auszuüben, waren sie in die Hand ihres New Yorker Rechtsanwalts Richard C. Flesch zu legen, der in Abstimmung mit Hertie und ihrer Tochter zum Treuhänder bestellt wurde.[164] Auf diese Weise wurde dokumentiert, dass Rösli Jasen in diesem Kontext vollständig aus der Erbengemeinschaft ausschied. Diesem Schritt diente auch, dass sie zusicherte, nach der erfolgten Auseinandersetzung die ihr übertragenen Grundstücksanteile an Hertie gegen Entgelt zu veräußern. Damit wurde die Zahl der legitimierten Ansprechpartner des Warenhauskonzerns wieder auf den bereits eingespielten Kreis von Hugo Zwillenberg sowie Edith und Martin Tietz reduziert.[165]

			Die letzte Komponente dieses Pakets an Zusatzkontrakten zum ursprünglichen Restitutionsvergleich bildete der Verkauf des anteiligen Grundstücksvermögens von Rösli Jasen an das Unternehmen. In diesem Fall handelte es sich nicht um ein Kaufangebot, sondern einen konkreten Übernahmevertrag mit Wirkung zum 1. Juli 1970. Nachdem Guido Schell bereits in der ersten Besprechung vom Sommer 1961 den Vorabkauf zur Grundvoraussetzung für eine Einigung erklärt hatte, präsentierte er der Familie Jasen einen Preis von fünf Mio. DM als obere Grenze, die Hertie zu zahlen bereit war. Die Grundlage bildete ein von der Treuhand AG für Handel und Industrie in München angefertigtes Gutachten, das den aktuellen Verkehrswert der betreffenden südwestdeutschen Liegenschaften auf insgesamt rund 46 Mio. DM schätzte. Bezogen auf den 8,75-prozentigen Anteil der Verkäuferin lag der vorgeschlagene Verkaufspreis somit um rund ein Viertel höher, um weitere Wertsteigerungen, aber auch Steuern, Lasten und die Inflation zu berücksichtigen.[166] Davon unberührt sollten, wie auch bei Herman Tietz, die Eigentumsrechte für das Anwesen in Stuttgart-Feuerbach und die Optionsrechte für den Ostbesitz bei Rösli Jasen bleiben.[167] Im Unterschied zu ihren Kindern entschied sich Edith Tietz somit 1961, die potenziellen Anrechte auf die in der DDR liegenden Berliner Grundstücke an Hertie abzugeben.[168]
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			Abb 39: Rösli (Roe) und Kurt Jasen, um 1970

		

	
		
			Den ersten Entwurf eines sich in diesem Rahmen bewegenden Kaufvertrages fertigte Kurt Jasen persönlich an. Gegenüber Hertie forderte er, die Steuerfrage stärker zu berücksichtigen, da für ihn die in Deutschland und in den USA potenziell anfallende Kapitalgewinnsteuer aus einer Einmalzahlung eine besondere Belastung bedeutete. In langwierigen Verhandlungen konnten sich die Kontrahenten schließlich auf eine beiderseits gütliche Regelung einigen. Hertie zahlte 4,15 Mio. DM und erklärte sich zudem bereit, die Steuerlasten in Höhe von zu erwartenden 25 bis 30 Prozent bis zu einer Summe von weiteren 1,5 Mio. DM zu übernehmen.[169] Der Kaufpreis wurde zudem in Raten überwiesen. Es kamen die als Grundschulden seit 1956 hinterlegten rund 1,4 Mio. DM aus dem Vorabangebot mit in die Rechnung, daneben zwei Einzelauszahlungen für die Jahre 1962 und 1963.[170] Im Gegenzug fand sich nun ein weiterer Passus im Kontrakt, mit dem die Jasens auf alle weiteren Forderungen und Einsprüche gegen die Realisierung der bilka- und KfA-Warenhäuser verzichteten. Folglich wurde somit auch das drängendste Problem der Konzernführung gelöst und die Interessen ausbalanciert.

			Mit der Unterzeichnung dieser Ergänzungskontrakte scheint sich das Hindernis auch im Hinblick für weitere Investitionspläne des Hertie-Konzerns gelöst zu haben. Binnen der nächsten rund 15 Monate bis Februar 1963 schlossen die Geschwister Tietz und die Eheleute Zwillenberg in schneller Folge nicht weniger als acht weitere Vereinbarungen ab, die es dem Unternehmen erlaubten, seine Geschäftsflächen zu erweitern oder neu entstehen zu lassen. Darunter befand sich die noch fehlende Zustimmung von Edith Tietz zur Verlegung des KfA in Stuttgart und des Neubaus der bilka in München. Nun durfte Hertie auch seine Flaggschiffe, das Hertie-Warenhaus in München und die Union-Geschäfte in Stuttgart und Karlsruhe, großzügig modernisieren und ausdehnen. Zugleich genehmigte die Tietz-Familie 1961 umgehend die Neueröffnung einer weiteren Hertie-Niederlassung in München-Schwabing.[171] Diese nun diversen Vorhaben handhabten die beiden Parteien bis dato immer auf dem Weg projektbasierter Zulassungen, die jeweils in drei Ausführungen angefertigt und überwiegend wortgleich formuliert waren. Um diese kostenintensive, für alle Beteiligten mit großem persönlichen und bürokratischen Aufwand verbundene Praktik zu ändern, baten Georg und Hans-Georg Karg schließlich zu überlegen, ob man nicht zu einer pauschalen Regelung kommen könne. Die Tietz-Familie stimmte in dieser neuen Konstellation umgehend zu. Ab Februar 1963 galten somit generelle Vereinbarungen »zum Erwerb, zur Errichtung und zum Betrieb neuer Häuser«, einerseits für die große Hertie-Union-Kette, andererseits für die kleineren bilka-Warenhäuser. Die Vergütungssätze für die Familie wurden darin nach einem neuen Muster auf die Umsatzentwicklung der jeweiligen Häuser zurückgebunden. Bei den Vollsortiment-Kaufhäusern erhielten die Familienmitglieder bis zu einem Jahresumsatz von 25 Mio. DM drei Viertel Prozent als Vergütung. Stiegen die Umsätze auf bis zu 35 Mio. DM, waren es ein, darüber 1,5 Prozent als Jahrespacht. Dabei konnten diese Stufensätze noch durch fest fixierte Mindestbeträge flankiert werden. Bei den Teil- oder Einzelsortimentgeschäften der bilka lagen die Sätze einen halben bis ganzen Prozentpunkt niedriger und verliefen entlang der Marken von 10 und 20 Mio. DM Jahresumsatz. Die Auszahlung erfolgte gemäß des bekannten Verteilerschlüssels aus dem Jahr 1949 per vierteljährlicher Abrechnung, abzüglich einer freien Investitionspauschale je nach Höhe der angefallenen Baukosten.[172]

			Auf der Grundlage dieser gemeinsamen Regeln verlief die Umsetzung des Restitutionsvergleichs in den Folgejahren reibungslos. Hierfür sorgte auch, dass Edith Tietz ihre langjährige Vertraute Charlotte Kücher-Eigner zur Bevollmächtigten über ihre Besitzrechte ernannte. Dementsprechend eingespielt erfolgte die Abrechnung der einzelnen Leistungen und liefen die Informationsflüsse innerhalb der Familie und im Kontakt mit Hertie.

			Mit dem 1. Juli 1970 lief der Restitutionsvergleich aus. Der Warenhauskonzern nahm die bereits hinterlegten Kaufoptionen für die Liegenschaften in Süddeutschland wahr. Allein die Pachtbeteiligung von Martin Tietz blieb bis 1985 bestehen. Sie wurde nach seinem Ableben in ebendiesem Jahr von seinen Erben übernommen, die auf diesem Weg weiter mit Hertie zusammenarbeiteten. Wenige Jahre später öffnete sich mit der deutschen Wiedervereinigung der Eiserne Vorgang, wodurch gerade im Immobilienbereich neue Herausforderungen der Restitution und Wiedergutmachung entstanden – und oft bis heute nicht gänzlich geklärt sind. Diese Aufgaben stellten sich nun aber nicht nur einer neuen Generation der Tietz-Erben, sondern 1993 nach der Hertie-Übernahme durch Karstadt auch neuen Akteuren auf der Unternehmensseite.

			Pflicht oder Almosen: Der Restitutionsfall Paul Held Nachf. 1953/54

			Ab Mai 1953 bahnte sich für Georg Karg und die Hertie GmbH ein zweiter Restitutionsfall an. Zwar hatte er hinsichtlich seiner potenziellen rechtlichen und finanziellen Konsequenzen eine deutlich geringere Dimension als die Causa Tietz. Dass man aber überhaupt mit ihm konfrontiert werden würde, überraschte die Hertie-Verantwortlichen zu diesem Zeitpunkt und unter den politischen Bedingungen des geteilten Deutschland. Es handelte sich um Ansprüche aus dem Kontext der Übernahme der Paul Held Nachf. OHG in den Jahren 1934 bis 1938. Der Vorgang hatte ohne Zweifel den Charakter einer »Arisierung«. Allerdings befand sich das Geschäftshaus des bekannten Textilhändlers in der Berliner Invalidenstraße und damit im nun sowjetisch besetzten Sektor der Stadt. Damit waren die Vermögenswerte derzeit weder physisch greifbar, noch lag eine Restitutionsmeldung in den Meldestellen der Alliierten vor.[173]

			Georg Karg hatte das Unternehmen wie geschildert ab 1934 aus den Händen des jüdischen Seniorchefs Hugo Aufrichtig sowie der stillen Gesellschafter Richard Ladeburg und Rosa Joel geb. Gumpertz übernommen. Dabei war die schrittweise »Arisierung« nach einem ähnlichen Muster wie im Fall Tietz vollzogen worden: Die unter starkem Druck des antijüdischen Boykotts stehende Paul Held Nachf. OHG wurde in eine namensgleiche GmbH überführt. In einem ersten Schritt hatte sich Georg Karg 51 Prozent der Gesellschaftsanteile gesichert. Der Rest des Kapitals blieb zunächst in den Händen von Rosa Joel (37 Prozent) und Richard Ladeburg (12 Prozent), während die Betriebs- und Wohngrundstücke des Unternehmens je zur Hälfte weiterhin im Besitz von Aufrichtig und der Witwe seines 1930 verstorbenen Geschäftspartners Max Joel lagen. 1937 waren schließlich Anteile und Grundbesitz vollständig in den privaten Besitz von Georg Karg gelangt. Auch noch 1945 leitete sein Bruder Walter die Geschäfte des nun in den Hertie-Konzern integrierten Textilkaufhauses.[174]

			Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges existierte das Unternehmen zunächst an seinem ursprünglichen Sitz in der Invalidenstraße weiter. Als es jedoch 1951 vom Magistrat der SBZ beschlagnahmt und unter Treuhänderschaft gestellt wurde, wurde sein Sitz nach West-Berlin in die Lehrter Straße 18–19 verlegt. Hier firmierte es unter dem Namen »Kaufhaus Paul Held Nachf. Vermögensverwaltungs-Gesellschaft mbH«.[175] Die Wohn- und Geschäftshäuser im Ostteil schienen bis auf Weiteres verloren und damit auch nicht restitutionsfähig. Daher begann das Unternehmen, in Steglitz und Gesundbrunnen erste westdeutsche Niederlassungen zu bauen.

			Die ehemaligen Held-Eigentümer Aufrichtig und Joel lebten seit ihrer Emigration 1935 bzw. 1939 mittlerweile in New York. Insbesondere Hugo Aufrichtig hatte große Probleme, sich in den USA persönlich und beruflich zurechtzufinden. Der sich inzwischen im Rentenalter befindliche Kaufmann fand über Jahre keine Beschäftigung. Ohne festes Einkommen lebten er und seine Frau Hedwig (1893–1955) von dem wenigen Ersparten und wohnten in einer kleinen Wohnung zur Miete.[176] Da ihnen bewusst war, dass ihr ehemaliger Besitz nun unter der Kontrolle der sowjetischen Besatzungsbehörden stand, sahen sie ebenso wie Rosa Joel zunächst keine Chance, ihr Eigentum in Deutschland nach den bestehenden Rückerstattungsgesetzen in natura zurückzufordern. Kurz nachdem in Berlin im Januar 1951 die erste Entschädigungsverordnung verabschiedet worden war, reichten sie einen Antrag wegen ihrer erlittenen Einschränkungen im wirtschaftlichen Fortkommen ein. Die auf Wiedergutmachungsverfahren spezialisierte Anwaltskanzlei Herbert Wendler und der Rechtsanwalt Hartmut Ruge übernahmen es, ihre Ansprüche gegen die öffentliche Hand zu richten – auch dies mit nur mäßigen Erfolgsaussichten.[177]

			An der Held Nachf. GmbH und damit Hertie schien der Fall vorerst vorüberzuziehen. Dies sollte sich im Frühjahr 1953 jedoch ändern. Über die Funk- und Pressewerbung wurde die Kanzlei Wendler auf die Neueröffnung eines Kaufhauses Held in West-Berlin aufmerksam. Die Juristen wandten sich an Joel und das Ehepaar Aufrichtig und rieten ihnen, ihre Ansprüche aufgrund dieser veränderten Sachlage doch noch zu verfolgen. Kurze Zeit später, im Mai, nahmen sie Kontakt zu Guido Schell in der Hertie-Zentrale auf.[178]

			Im Warenhauskonzern war man sich einer passenden Antwort auf die Anfrage der beiden Rechtanwälte sicher. Ein interner Bericht des Berliner Hertie-Rechtsvertreters Bruno Köhler verwies darauf, dass die Anmeldefrist für Rückerstattungsansprüche Ende 1950 längst abgelaufen war. Zudem erschien eine Naturalrestitution schlichtweg unmöglich, da sich die Vermögenswerte der Held GmbH sämtlich im Ostsektor und damit außerhalb der alliierten Wiedergutmachungsgesetzgebung befanden. In einer Mitteilung an die Hertie-Geschäftsführung hieß es: »Die Frage der […] vorgetragenen Restitutionsansprüche darf als erledigt gelten.«[179]

			Die Rechtsvertreter der Gegenseite bestritten diese Fakten nicht. Dennoch gelang es ihnen, Argumente zu finden, die Hertie an den Verhandlungstisch brachten. Sie berichteten von ausgearbeiteten Plänen der Alliierten Kommandantur, die bisherigen Anordnungen dahingehend zu ergänzen, dass Rückerstattungsansprüche binnen sechs Monaten ab dem Bekanntwerden einer Betriebsverlagerung in den Westen auch noch nachträglich angemeldet werden könnten. Man selbst habe bewusst zunächst den privaten Austausch mit dem Konzern gesucht. Auf diesem Weg würde man Hertie bewusst die Chance geben zu verhindern, dass nach einer offiziellen Meldung an die Behörden ein Treuhänder in das gerade eröffnete Kaufhaus Held eingesetzt würde. Zu klären war aber aus Sicht der Juristen, ob nicht auch rechtliche Bedenken gegen die Namensgebung bestanden und man daher nicht besser auf dem Weg eines gütlichen Vergleichs eine Lösung für die Frage des Held-Eigentums in der SBZ finden sollte, die sich möglicherweise bald oder auch noch in ferner Zukunft stellen würde.[180] Gegenüber Hertie signalisierte diese Vorgehensweise Bestimmtheit, zugleich aber die Bereitschaft auf eine vertrauensvolle Zusammenarbeit in beiderseitigem Interesse.

			Diese Botschaft zeigte Wirkung, weil sich nun auch auf Seiten der Hertie-Geschäftsführung Zweifel einstellten, wie wasserdicht ihre rechtliche Position tatsächlich war. Zum einen war deutlich, dass nach den Buchstaben der alliierten Restitutionsgesetze die Wegnahme und das Verbringen der Geschäftsanteile der Kaufhausgesellschaft und ihres Grundstückseigentums separat voneinander zu betrachten waren. Während sich die Liegenschaften dauerhaft im Ostteil der Stadt befunden hatten, waren die Anteile mit der Verlegung des Hauptsitzes der GmbH aber bereits 1948 und damit vor dem Inkrafttreten der Berliner Rückerstattungsverordnung in den Westteil gelangt. Hieraus konnte sich unter Umständen der Vorwurf ergeben, dass Hertie ihrer Anmeldepflicht für entzogene Unternehmenswerte nicht nachgekommen sei, mahnten mehrere hausinterne Schreiben.[181] Zum anderen reflektierten Guido Schell und Georg Karg intensiv eine in diesen Kontext passende Entscheidung des Bundesgerichtshofs. Der BGH hatte im Frühjahr 1953 der Klage eines Restitutionsberechtigten auf Entschädigung wegen überlanger Gerichtsverfahren stattgegeben und die Restitutionspflichtigen auf ihre Anmeldepflicht von entzogenen Vermögenswerten hingewiesen. Dabei hatte die oberste Wiedergutmachungskammer ausdrücklich festgehalten, dass auch außerhalb des Geltungsbereichs der derzeitigen Gesetze liegende Firmenwerte zu registrieren waren, um eine spätere, potenzielle Behandlung der Restitutionsansprüche auch in der SBZ zu ermöglichen. Karg folgerte, dass man unabhängig »zur Vermeidung der Geltendmachung von Ansprüchen seitens des Herrn Hugo Aufrichtig« einen proaktiven Weg des Ausgleichs etwaiger Ansprüche aus der Schadensersatzpflicht des BGB und der Berliner Wiedergutmachungsgesetze finden müsse.[182]

			An dieser Stelle wird deutlich, dass die gesetzlichen Vorgaben zumindest in der Hinsicht griffen, dass sie den Erwerbern jüdischen Eigentums nur wenig rechtlichen Spielraum gaben, die Konfrontation mit Wiedergutmachungsansprüchen gänzlich zu umgehen. Wie sie ihren Pflichten allerdings in materieller und moralischer Hinsicht nachkamen, blieb davon unbenommen. Während sich Georg Karg und Hertie im Fall Tietz nach einer anfänglichen Verweigerungshaltung dazu entschlossen, »auf Augenhöhe« mit der Gründerfamilie zu agieren, ließen sie die Familien Aufrichtig und Joel trotz einer kooperativen Verhandlungsführung deutlich spüren, sie eher als Bittsteller anzusehen. Dabei war es insbesondere die keineswegs rechtliche, aber persönlich schwache Position des ehemaligen Held-Inhabers Hugo Aufrichtig, die sie hierzu verleitete. Wie so viele vormals angesehene und gut situierte jüdische Emigranten war Aufrichtig zu Beginn der 1950er-Jahre durch sein hohes Alter sowie finanzielle und gesundheitliche Probleme gebeutelt. Daher bat er im September 1953 seinen Freund Martin Nachmann, ihn »in der Regelung seiner Angelegenheiten mit Herrn Karg« zu vertreten. Nachmann, der ebenfalls in New York lebte, war Kaufmann und kein Jurist, wobei Aufrichtig seine Wahl offen damit begründete, dass er schlicht nicht die Möglichkeit habe, teure Anwälte in Berlin und New York zu bezahlen und durch ihr Honorar eine mögliche Ausgleichssumme noch weiter zu reduzieren. Entsprechend ließ er über seinen Freund an die Hertie-Geschäftsführung vermelden, dass er »unter allen Umstaenden es vermeiden will mit Herrn Karg durch die Anwaelte vors Gericht zu gehen und in einen Prozess verwickelt zu werden. Im Gegenteil er legt den allergroessten Wert darauf diesen Ausgleich in freundschaftlichster Weise durch eine private Verstaendigung herbeizufuehren.«[183]

			In der Folge richtete sich die Leitung des Warenhauskonzerns auf die Verhandlungsposition ein, dass es in der Beurteilung der Sache selbst bei der schlichten Ablehnung aller Ansprüche bleiben werde. Man sei sich unabhängig von der Fristenfrage sicher, dass »damals eine durchaus faire Abwicklung des Kaufgeschäftes erfolgte«. Zugleich signalisierte Guido Schell in seinem Antwortschreiben an Nachmann, dass man dennoch gerne zu persönlichen Gesprächen bereit sei; dies aber nicht aus Gründen einer juristischen Notwendigkeit, sondern allein aus alter Verbundenheit mit dem Held-Unternehmen: »Andererseits könnte ich mir vorstellen, daß wenn heute die Vermögensverhältnisse des Herrn Aufrichtig derart sein sollten, dass er Schwierigkeiten hat, seinen Lebensunterhalt zu decken, Herr Karg bereit wäre, Herrn Aufrichtig zu helfen.«[184] In dieser Haltung zeigte sich ein gewisses Verständnis für die Lage der Eheleute Aufrichtig, zugleich aber wurden mögliche Restitutionsleistungen zu Almosen degradiert. Hertie hatte nun die Chance, die Wiedergutmachungsansprüche, die dem Ehepaar Aufrichtig und Joel in Zukunft in West und auch Ost erwachsen konnten, vorsorglich zu klären, indem man »durch ein massvolles Opfer eine Verständigung sucht«,[185] wie ein Hertie-Rechtsanwalt formulierte.

			Die Verhandlungen mit den Eheleuten Aufrichtig setzten auf dieser Basis schnell ein. Sie wurden im Dezember 1953 durch den Tod von Hugo Aufrichtig überschattet und letztlich auch zusätzlich beschleunigt, da seine kinderlose Erbin Hedwig nun umso mehr auf einen schnellen Vollzug drängte. Am Ende des Prozesses standen zwei Verträge, die bei näherer historischer Betrachtung nur das Urteil zulassen, dass Hertie ihre Möglichkeiten voll ausschöpfte und ihre Gegenüber schlechtweg »über den Tisch zog«. 

			In dem ersten Vertrag vom 29. Januar 1954 verglichen sich die Parteien über etwaige und zukünftige Restitutionsansprüche. Unterzeichnet wurde er von Martin Nachmann als Bevollmächtigtem und von Willy Karg, einem weiteren Bruder Georgs, der die Kaufhaus Paul Held Nachf. GmbH als alleiniger Geschäftsführer vertrat. Hedwig Aufrichtig erhielt ausdrücklich »in Würdigung ihrer derzeitigen finanziellen Notlage« eine Einmalzahlung in Höhe von 50.000 DM sowie eine lebenslange monatliche Rente von 1.000 DM. Im Gegenzug musste sie sich bereit erklären, auf alle weiteren gegenwärtigen oder zukünftigen Ansprüche gegen die Held GmbH zu verzichten. Dies galt für alle Ansprüche aus Geschäftsanteilen und -grundstücken im Gebiet Gesamt-Berlins und auch für den Fall, dass sich die Restitutionsgesetzgebung zu ihren Gunsten verändern würde.[186]

			Bei der zweiten, einen Tag später notariell bestätigten Vereinbarung handelte es sich um einen Kaufvertrag für ein Grundstück. Hedwig Aufrichtig veräußerte ihre Liegenschaft in Ost-Berlin, Invalidenstraße 1, an die Charlottenburger Grundstücksverkehr GmbH, eine Immobilientochter des Hertie-Konzerns, die nun auch die Grundstücke für das Kaufhaus Held verwalten sollte. Bei diesem Erbteil handelte es sich um ein Grundstück aus dem privaten Eigentum ihres Mannes, das er 1938 unter Zwang ebenfalls hatte verkaufen müssen.[187] Es lag in Rufweite gegenüber dem alten Warenhaus Jandorf. Da derzeit auch auf diese Liegenschaft kein rechtlicher Zugriff möglich war, reichte Hedwig Aufrichtig ihre Anrechte auf eine aufschiebende, zukünftige Restitution an Hertie, in diesem Fall an Walter Karg als Geschäftsführer der Charlottenburger Grundstücksverkehr weiter. Ein Kaufpreis wurde nicht vereinbart. So leistete Hertie keinerlei weitere Zahlungen an die Erbin, sondern verpflichtete sich lediglich, die auf dem Grundstück liegenden öffentlichen Lasten zu tragen, die im Falle einer Restitution auf die Verkäuferin zurückgefallen wären. Auf diesem billigen Wege sicherte sich der Warenhauskonzern sowohl die Option auf die alten drei Firmengrundstücke als auch auf eine weitere wertvolle Immobilie im Ostteil der Stadt.[188] Als Grundlage für beide Verträge lag keine ernsthafte Wertfeststellung des Eigentums vor, da die gegenwärtigen Einheitswerte als nicht ermittelbar galten. Es handelt sich somit in doppeltem Sinne um eine fiktive Restitution auf vertragsrechtlich einwandfreier Basis.[189]

			Die große Diskrepanz zwischen der Vergleichssumme und dem eigentlichen Wert ihrer Ansprüche erkannte Hedwig Aufrichtig nicht – oder wollte sie sich vielleicht auch nicht bewusst machen. Ihre Motive, diesen Verträgen zuzustimmen, lagen auf der Hand und waren den Hertie-Vertretern auch bekannt. Sie zog es vor, dass das Vertragswerk ihren Lebensabend unmittelbar absicherte, statt unter Unsicherheit auf eine Chance zu warten, später einmal mehr für den Restitutionskomplex zu erhalten. Offen berichtete ihr Bevollmächtigter Nachmann über Gespräche mit seiner Klientin, in denen sie stets betonte, ihr sei, so wörtlich, »der Sperling auf der Hand lieber als die Taube auf dem Dach«.[190] Nur kaum mehr ein Jahr nach Vertragsabschluss sollte sich Hedwig Aufrichtig leider bestätigt sehen. Im Januar 1955 berichtete sie in einem sehr persönlich gehaltenen Schreiben an Walter Karg über nun eigene gesundheitliche Probleme und hohe Kosten, die sich in den USA damit verbanden. Da sie die Vergleichssumme mehrheitlich in längerfristigen Wertanlagen investiert hatte, bat sie Karg um einen Vorschuss aus den laufenden Rentenzahlungen. Der Held-Geschäftsführer und Hertie entsprachen diesem Wunsch umgehend.[191] Wenige Wochen später, am 10. Mai 1955, verstarb Hedwig Aufrichtig. In seiner Trauernachricht an Walter Karg schrieb ihr Nachlassverwalter: »During the last years of her life Mrs. Aufrichtig repeatedly expressed her satisfaction and happiness about the amicable manner in which the relations between her late husband and you were settled.«[192] Offenbar war trotz der geschäftlichen Aushandlungen von »Arisierung« und Wiedergutmachung ein gutes persönliches Verhältnis bestehen geblieben.

			Rosa Joel stand nicht unter so starken Zwängen ihrer Lebenssituation. Sie war damit in einer stärkeren Position und wählte eine selbstbewusstere Strategie, um ihre Ansprüche durchzusetzen. Auch ihr gegenüber bestritten Held und Hertie, dass es restitutionsfähige Vermögensgegenstände in West-Berlin gebe, wodurch im Augenblick auch keine Rechtsansprüche geltend gemacht werden könnten.[193] Dennoch wolle man die juristischen Kautelen außer Acht und sich auf eine Verständigung einlassen, »weil mit Rücksicht auf die schlechten wirtschaftlichen Verhältnisse des Herrn Aufrichtig eine Lösung mit diesem gefunden werden mußte und eine differenzierte Behandlung der beiden Vertragspartner nicht opportun erscheint«.[194]

			Diese vorgeschobene Begründung nutzte bei Joel nichts. Ihre Anwälte forderten nicht nur einen aufschiebenden Restitutionsausgleich für die »arisierten« Grundstücke, sondern auch eine Kompensation für entgangene Nutzungs- und Namensrechte an dem Unternehmen Held.[195] Vor diesem Hintergrund galt es, detailliert aufzuschlüsseln, inwieweit Joel bei der Abgabe ihrer Gesellschaftsanteile angemessen entschädigt worden war und welche Verdienstmöglichkeiten ihr nach ihrem Ausscheiden entgangen waren. In diesem Punkt kombinierten sich in den privaten, sozusagen nebenamtlichen Einigungsgesprächen Elemente aus der Entschädigungs- und der Restitutionsgesetzgebung, welche beide den Nutzungsausfall für entzogenes Vermögen als anspruchsbegründend bewerteten.[196] Die Joel-Rechtsanwälte bezifferten die Gewinne der Held-GmbH für die Jahre von 1937 bis 1944 auf rund 4,34 Mio. RM und legten als Basis ihrer Angaben die entsprechenden Steuerunterlagen für den Zeitraum vor. Da Rosa Joel bis zu ihrem Ausscheiden 37 Prozent der Gesellschaftsanteile in Händen gehalten hatte, berechneten sie einen Nutzungsschaden von 1,6 Mio. RM. Davon wiederum zogen sie den seinerzeit von Georg Karg gezahlten Kaufpreis in Höhe von 330.000 RM ab und verrechneten ihn zugleich mit den noch nicht näher zu bemessenen Gewinnen für die Jahre von 1945 bis zur Währungsreform. Nach dieser, gerade im letzten Punkt optimistischen Aufstellung ergab sich im vorgeschriebenen Verhältnis von 10:1 eine Summe von 1,5 Mio. RM bzw. 150.000 DM. In der Rechnung offen blieb noch Joels Anspruch, jetzig wieder in ihr altes Gesellschafterverhältnis der GmbH eingesetzt zu werden. Sie bot gegen eine Zahlung von weiteren 100.000 DM an, auf diesen Schritt zu verzichten, sodass sich ihre Gesamtforderung gegenüber Hertie auf 250.000 DM belief.[197]

			Die Vertreter der Hertie GmbH zeigten wenig Verständnis für diese aus ihrer Sicht zu hohen Forderungen. Sie kritisierten, dass bei der Berechnung von Nutzungsentschädigungen für Kapitalgesellschaften und GmbHs nach ständiger Rechtsprechung nicht der Gewinn, sondern der Reinertrag, also die ausgeschütteten Dividenden als Maßstab genommen werden müssten. Da kein Held-Gesellschafter, weder Georg noch Walter Karg, bis 1945 eine Gewinnentnahme vorgenommen habe, sei vielmehr Rosa Joel ihnen gegenüber verpflichtet, Zinsen auf ihren Geschäftsanteil und eine angemessene Aufwandsentschädigung für die Geschäftsführung zu vergüten. Mit dieser Argumentationslinie verließ Hertie nun selbst den Boden des Wiedergutmachungsrechts.[198] Zugleich zog man sich auf eine Opferrolle zurück: lamentierte über das neue Unrecht, das einem selbst mit der Restitutionspflicht unter schwersten wirtschaftlichen Bedingungen für einen Neuaufbau wiederfahre, und mutmaßte, dass Joel, wenn sie Gesellschafterin geblieben wäre, heute mit großer Wahrscheinlichkeit das Schicksal der Entrechtung in Ost-Berlin hinnehmen müsste wie alle großen Unternehmen des Einzelhandels.[199]

			Die Gespräche stockten, die Positionen der Rechtsanwälte auf beiden Seiten schienen verfahren, woraufhin nun auch Rosa Joel Martin Nachmann bat, in der Auseinandersetzung zu schlichten. Letztlich bleibt unklar, ob die immer weiter steigenden Honorare der beauftragten Kanzleien oder der Vermittlungserfolg in Sachen Aufrichtig für diese Entscheidung verantwortlich waren. Es ist aber festzustellen, dass die Verhandlungen in der bereits eingeübten Personenkonstellation wieder Fortschritte machten. Im März 1954 unterbreitete Bruno Köhler ein erstes Vergleichsangebot der Hertie GmbH »von 30.000 DM als endgültige Abfindung«, was aber noch zu weit von der ursprünglichen Forderung von 250.000 DM entfernt lag. Nach weiteren fünf Monaten traf man sich etwa in der Mitte des Betrags.[200]

			Per Vergleich vom 7. Juli 1954 zahlte das Kaufhaus Held in vier Raten eine Summe von 125.000 DM zur Abgeltung aller Joel gegenwärtig und zukünftig zustehenden Wiedergutmachungsleistungen, die den Firmenkomplex betrafen. Dem Tochterunternehmen war es dabei wichtig, wie im Aufrichtig-Vertrag auch hier zwei deskriptive Klauseln mit in den Vertrag zu übernehmen, in der ihre Bereitschaft zu einem privaten Vergleich erklärt wurde. So wurden zum einen die Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Ansprüche in Hinsicht auf das derzeit politisch blockierte Betriebsvermögen verdeutlicht. Zum anderen brachte man zum Ausdruck, dass man die private Einigung einzig und allein gesucht habe, um sich nach der aktuellen Rechtsprechung des BGH keiner Verletzung der Anmeldepflicht für entzogenes Vermögen schuldig zu machen.[201] Gleichwohl bleibt zu berücksichtigen, dass am Ende der Restitutionsverhandlungen stand, dass sich das Unternehmen selbst die Ansprüche der Altinhaber auf eine potenzielle Rückgewähr der Liegenschaften im Ostteil der Stadt sicherte. Indem man die Vergangenheit mehr schlecht als recht »wiedergutmachte«, erstand man im Gegenzug eine Zukunftsoption auf Vermögenswerte, die sich aus langer Sicht kaufmännisch auszahlen sollte.[202] Mehr als 50 Jahre später beantragten nun nicht die Alteigentümer, sondern die Erben der Familie Karg die Rückübertragung des Held-Grundstücksbesitzes in der Brunnenstraße 178/9 und in der Invalidenstraße 162–164. Während der Immobilienbesitz Brunnenstraße schließlich 1998 erfolgreich transferiert wurde, verweigerte das Landesamt zur Regelung offener Vermögenswerte (LAROV) eine Rückerstattung des zweiten Grundstückes, da es durch die Kriegsfolgen und zahlreiche öffentliche Umnutzungen nicht mehr erkennbar naturalrestituierbar war.[203] Man mag es dabei als fernen Wink aus einer nun rechtlich längst geklärten Vergangenheit wähnen, dass das LAROV im Zuge des Rücküberstellungsprozesses nun endlich feststellte, dass der 1935 zum Ansatz gebrachte Kaufpreis sogar um rund 50 Prozent unter dem Einheitswert lag.[204]

			Insgesamt zeigt sich bei der Betrachtung der Rückerstattungsfälle von Hertie, dass die Wiedergutmachungsgesetzgebung einen verbindlichen, aber doch sehr losen Rahmen für die Auseinandersetzungen der Anspruchspflichtigen und -berechtigten bildete. Sie sorgte dafür, dass die Weggabe geschäftlichen Eigentums angezeigt und verhandelt werden musste. In den hier unter Ausschluss der gerichtlichen Instanzenwege direkt und persönlich geführten Verhandlungen entschied aber nicht nur die eigene Rechtsposition über Erfolg und Misserfolg. Die nachhaltigen Folgen der »Arisierung« wirkten bei vielen Verfolgten auch noch weit in die Emigration hinein. So entschieden letztlich die Lebensumstände mit darüber, wie sich die Interessen in den Restitutionsverfahren der unmittelbaren Nachkriegszeit gestalteten. Augenscheinlich wird dies im Fall der Aufrichtigs, die in einer persönlichen Zwangslage waren und zudem von ihrem Freund, einem juristischen Laien, ganz offenbar schlecht beraten wurden. Das deutsche Wiedergutmachungsrecht ließ diese Antragsteller allein bei ihrer Aufgabe, die komplexen Sachverhalte des Rückerstattungsrechts zu durchschauen und trotz Alter oder persönlichen Schicksalen die Kraft zu haben, sie auch in den Verhandlungen durchzusetzen. 

			Die Familie Tietz befand sich zumindest in dieser Hinsicht in einer besseren Lage. Sie konnte sich gut beraten und vertreten lassen und besaß selbst Kompetenz in den eigenen Reihen. Im Vergleichsverfahren delegierten die Familie Tietz und Karg die Verhandlungen zuvorderst an spezialisierte Anwälte, suchten aber durchaus auch den persönlichen Kontakt, um in kritischen Verhandlungsphasen zu Lösungen zu kommen. Trotz aller Dissonanzen, die die Begegnungsgeschichte zwischen »Tätern« und Opfern prägten und oft etwa in die Familie Tietz hineinwirkten, kam man überwiegend zu einem pragmatischen Umgang mit der gemeinsamen Vergangenheit. Dies gilt insbesondere für den im Fall Tietz ungewöhnlich langen Wirkungszeitraum des Vergleichsvertrages, in dem es über ganz erhebliche Zukunftsfragen des Konzerns zu entscheiden galt. Es blieb eine Grundskepsis der Verfolgten, die eher von einem respektvollen und zielgerichteten als von einem wirklich vertrauensvollen Miteinander zeugt. Zu oft suchte Hertie nach Um- und Auswegen aus ihren Verpflichtungen, um ihre geschäftlichen Ziele mit ihren Wiedergutmachungspflichten auszubalancieren. Die Grenzen des Rechts und Anstands übertrat man zumindest im Restitutionsprozess Tietz aber nicht. Wohl aber wäre eine mehr zugewandte, verantwortungsvolle und sensible Auseinandersetzung auch mit den Verfolgungserfahrungen ihrer Gegenüber wünschenswert gewesen.

			Rückerstattung von Immobilien und Grundstücken

			Nach einer Aufstellung des Wiedergutmachungsamtes Berlin aus der Mitte der 1950er-Jahre folgten auf den Rückerstattungsvergleich in Sachen Tietz gegen Hertie weitere 29 Restitutionsverfahren. Sie bezogen sich auf das Immobilien- und Grundstückseigentum der Familie, das seit 1934 einzeln oder auch aus dem Verbund der Grundstücksgesellschaften stammend in die Hände verschiedener Erwerber gelangt war.[205] Die Restitutionsfälle sind in höchst unterschiedlicher Dichte und Qualität historisch überliefert, sodass nur eine Auswahl tiefergehend behandelt werden kann. Gleichwohl wird in der Zusammenstellung sichtbar, dass der Rechtsrahmen für die Rückerstattung in den 1950er-Jahren keineswegs frei von Regelungslücken und Interpretationsspielräumen war, die in der praktischen Umsetzung zu Kontroversen zwischen Anspruchsberechtigten und -pflichtigen führten. Während einzelne Liegenschaften zügig rücküberführt wurden, musste die Familie auch Fälle erleben, in denen sie ihre Ansprüche gegen Widerstände der Behörden und Erwerber erstreiten musste. Ein Beispiel hierfür bildet das Rückerstattungsverfahren gegen die Victoria Versicherung.

			Restitution von Grundstücken aus Konzerngesellschaften

			Im Frühjahr 1950 meldeten Georg und Martin Tietz sowie das Ehepaar Zwillenberg Ansprüche auf die Rückgabe von insgesamt zehn Grundstücken an, die als »Kurfürstendamm-Block« von dem Versicherungskonzern erworben worden waren.[206] Das zuständige Berliner Wiedergutmachungsamt empfahl beiden Parteien eine gütliche Einigung und bot sich entsprechend seines gesetzlichen Auftrages an, die Aushandlung eines Vergleiches zu moderieren.[207]

			Es zeichnete sich jedoch frühzeitig ab, dass dies ein schwieriges Unterfangen werden sollte. Die Victoria zu Berlin Allgemeine Versicherungs-Actien-Gesellschaft legte am 15. April 1950 Widerspruch gegen die geltend gemachten Rückerstattungsansprüche ein.[208] Schon seit November 1949, als der Antrag der Familie Tietz noch nicht vorlag, hatte sich das Unternehmen intern damit auseinandergesetzt, wie man auf mögliche Forderungen reagieren könnte. Man rechnete also mit einem Vorgehen der Familie Tietz und sammelte im Hintergrund Unterlagen, um sich dagegen zu verteidigen.[209] Entsprechend zielgerichtet zog sich die Victoria in ihrem Einspruch auf die Position zurück, dass man die Grundstücke nicht von der Familie Tietz, sondern von der Deutsche Boden AG erworben habe, die sich zum Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung bereits in den Händen der Hertie GmbH befand.[210] Zudem sei die Transaktion ausschließlich im Kontext der Sanierung des Warenhauskonzerns erfolgt und somit als rein wirtschaftlicher, nicht aber verfolgungsbedingter Akt anzusehen.[211]

			In der Folge entbrannten Auseinandersetzungen zwischen den Rechtsvertretern beider Seiten an der Frage, wie die Eigentumskonstellation, vor allem aber der Unrechtscharakter der Weggabe zu bewerten sei. Tatsächlich hatte die Victoria Versicherung den »Kurfürstendamm-Block« am 11. Oktober 1934 rund acht Wochen nach der Unterzeichnung des Auseinandersetzungsvertrages zwischen der Familie Tietz und Hertie am 13. August 1934 erworben. Der Verkauf hatte dazu gedient, den angeschlagenen Warenhauskonzern mit liquiden Mitteln zu versorgen. Als Verkäuferin war die Deutsche Boden AG aufgetreten, die die Liegenschaften als Dachgesellschaft bündelte und deren Aktienkapital sich noch bis zur »Arisierung« im August nahezu vollständig in der Hand von Betty Tietz befunden hatte.[212] In einer Replik zum Einspruch der Antragsgegnerin zweifelte der Rechtsvertreter der Familie Tietz, Dr. Walter Schmidt, diese Umstände keineswegs an, sondern machte deutlich, dass die Victoria Versicherung auch in ihrer Rolle als sogenannte Zweiterwerberin des »arisierten« Familienvermögens als rückerstattungspflichtig in Anspruch zu nehmen sei.[213]

			Seine Argumentation verwies auf ein Grundprinzip der alliierten Restitutionsgesetze, das die angestrebte Naturalrestitution garantierte: Zur Rückgewähr entzogener Vermögenswerte waren nicht nur die direkten »Ariseure« verpflichtet, sondern vielmehr, »wer bei Inkrafttreten dieser Anordnung oder bei Erlaß einer Rückerstattungsanordnung Verfügungsrechte über das entzogene Vermögen hat […]«, wie die Berliner REAO musterhaft festhielt.[214] Für mittelbare Erwerber, die den Besitz aus einer Weiterveräußerung übernommen hatten, bedeutete dies, dass sie haftbar blieben. Da nach gängiger Rechtsauffassung alle unrechtmäßig entzogenen Rechte an den Vermögenswerten stets bei den Verfolgten verblieben waren, hatten Zweit- oder Dritterwerber einen Besitz erworben, der sich formal niemals im Eigentum der Erstkäufer, hier Hertie, befunden hatte. Lediglich wenn Nacherwerber, ohne es zu wissen, Kaufgeschäfte über jüdisches Eigentum abgeschlossen hatten, sahen die Restitutionsverordnungen Ausnahmen vor, um unbillige Härten abzufedern. In diesen Fällen bestand für sie die Möglichkeit, nach der Rückübertragung Schadenersatz von den Vorerwerbern zu verlangen.[215] Allerdings war die Vorstellung, dass die Victoria bei der Grundstücksübernahme in gutem Glauben gehandelt haben könnte, abwegig. So verwies die Tietz-Seite zu Recht darauf, »dass der Victoria zu Berlin die gesamten Vorgänge, die zu der Arisierung der Firma Hermann Tietz und zur Hingabe fast sämtlicher auch der nicht zum Firmenvermögen gehörigen Vermögenswerte der Familie Tietz […] bekannt waren […]«.[216] Allein der Umstand, dass Direktor Kurt Hamann im Beirat der Hertie GmbH vertreten und somit über alle Schritte informiert war, machte es für die Victoria aussichtslos, ihre Rückerstattungspflichten abzuwälzen.

			Konfrontiert mit den Forderungen der Familie Tietz, sah sich der Versicherungskonzern zu Beginn der 1950er-Jahre aufgrund seiner schwachen Rechtsposition, aber auch aufgrund seiner angespannten Geschäftslage unter Druck. Dies veranlasste ihn zu dem Versuch, mögliche Belastungen aus der Rückerstattung vehement abzuwehren. Die Verteidigungsstrategie der Victoria fokussierte auf drei zentrale Argumente:

			Erstens behauptete die Antragsgegnerin, dass die Transaktion ausschließlich im Kontext der Sanierung des Warenhauskonzerns erfolgt und somit als notwendiger wirtschaftlicher, nicht aber als verfolgungsbedingter Akt anzusehen sei.[217] Ursächlich sei die Schräglage der Firma Hermann Tietz einzig auf ein übermäßiges Expansionsbestreben zurückzuführen gewesen. Unabhängig von den politischen Bedingungen hätte die Familie ohnehin ihre Grundstücke abgeben müssen, um ihren Verpflichtungen nachkommen zu können.[218] Kurt Hamann, der weiterhin den Vorstandsvorsitz der Victoria innehatte, verstieg sich zu der Behauptung, dass die Brüder Tietz 1934 freiwillig aus dem Unternehmen ausgeschieden seien. Als Gläubiger habe er es seinerzeit als seine Aufgabe angesehen, »eine Lösung zu finden, um den Wunsch der Herren Tietz erfüllen zu können, die gerne aus dem Unternehmen ausscheiden wollten, aber nur unter der Bedingung, dass sie von sämtlichen Schulden, die sich auf etwa 150.000.000 RM beliefen, freigestellt würden […]«. In der gleichen Notiz meinte er sich an eine Mitteilung zu erinnern, »dass die Familie Tietz in vollem Umfange einverstanden und uns für unsere Bereitwilligkeit dankbar sein würde«.[219] 

			Zweitens machten die Anwälte der Victoria geltend, einen angemessenen Kaufpreis gezahlt zu haben. Allein deshalb sei dem Verdacht einer ungerechtfertigten Entziehung aus ihrer Überzeugung jede Grundlage genommen. Dies gelte insbesondere, da die Veräußerung vor dem 15. September 1935 stattgefunden habe – dem Stichtag, ab dem der Gesetzgeber grundsätzlich für alle Rechtsgeschäfte mit jüdischen Eigentümern von einer unrechtmäßigen Entziehung ausging. Für Übernahmen vor diesem Datum reiche es, so die Victoria-Vertreter, dass ein lauterer Kaufpreis vereinbart und an die Familie überwiesen worden sei.[220] Stillschweigend ließen sie allerdings außen vor, dass die alliierten Rückerstattungsgesetze für West-Berlin eine solche Beweisentlastung nur vorsahen, wenn keine anderen Tatsachen oder Beweise für eine verfolgungsbedingte Weggabe sprachen.[221] Stattdessen bemühte sich die Antragsgegnerin vor allem darum, den relativ geringen Verkaufspreis zu begründen. Dabei führte sie ins Feld, dass seinerzeit zwei Wertgutachten angefertigt worden seien, die sich am Einheitswert, dem Feuerversicherungswert und den zu erwartenden Mieteinnahmen orientiert hätten. Diese hätten keinen anderen Schluss zugelassen, als dass sich die maroden Gebäude kaum als »sichere Rententräger«[222] eigneten. Man habe sich nur zu einem Kauf durchgerungen, um das eigene Unternehmen aus der schicksalhaften Verbindung mit dem Warenhaus zu lösen.[223] Die Versicherung erwähne nicht, dass der Verkehrswert für das Grundstücksensemble in erstklassiger Berliner Innenstadtlage zwischen Joachimsthaler Straße, Kantstraße und Kurfürstendamm deutlich höher zu bemessen gewesen sei, kritisierten die Antragsteller. Die Argumentation ihrer Gegenpartei, dass bei der Beurteilung des seinerzeit gezahlten Kaufpreises erhebliche Preisschwankungen zu berücksichtigen gewesen seien, die den Immobilienmarkt 1934 gedämpft hätten, wollten die Tietz-Anwälte bei einer solchen Vorzugslage nicht gelten lassen. Sie verwiesen stattdessen darauf, dass der Familie Tietz von dritter Seite noch 1932 ein Kaufangebot in Höhe von 20 Mio. RM vorgelegen habe. Zudem habe die Versicherung das Grundstück nach dem Erwerb lediglich mit fünf Mio. RM hypothekarisch belastet. Auch dies sprach aus ihrer Sicht für stille Profite aus dem Transfer.[224] 

			Drittens schließlich beharrte die Versicherung hartnäckig darauf, dass sich die Grundstücke im Eigentum der Deutsche Boden AG befanden. Bei der vorgelagerten »Arisierung« seien lediglich die Aktienanteile der Dachgesellschaft aus der Hand der Familie an Hertie übergegangen, nicht aber die Grundstücke selbst. Da man aber eben nur die Liegenschaften und nicht die Anteilsmehrheit der Deutsche Boden AG erworben habe, seien die Vermögensobjekte in keiner Weise identisch und formell somit auch kein Fall eines Zweiterwerbs eingetreten. Vor diesem Hintergrund zweifelte die Antragsgegnerin die Aktivlegitimierung der Antragsteller grundsätzlich an.[225] Sie verwies Letztere darauf, etwaige Rückerstattungsansprüche, wenn überhaupt, dann an die noch als Mantelgesellschaft existierende Rechtsnachfolgerin der Deutsche Boden AG, die Deutsche Boden- und Kaufhausverwaltungs-GmbH, zu richten. In dieser Lesart ignorierte die Versicherung weiterhin das Basiskonzept der Naturalrestitution und umging mit hintergründiger juristischer Raffinesse den Umstand, dass es zum Zeitpunkt der Weggabe die einzige Funktion der Deutsche Boden AG gewesen war, die privaten Grundstücke der Familie zu verwalten.[226]

			Für die ehemaligen jüdischen Eigentümer des »Kurfürstendamm-Blocks« musste jedes der drei vorgebrachten Argumente als Affront wirken. Aus der Sicht der Verfolgten war es ungeheuerlich, dass die Victoria Versicherung mit ihrem Direktor Hamann, der schon in den Jahren 1933/34 bei ihrer Ausschaltung involviert gewesen war, nun die »Arisierung« abstritt und stattdessen über einen freiwilligen Rückzug aus einer selbst verschuldeten wirtschaftlichen Schieflage räsonierte. Anders als mit der Beweislastumkehr vom Gesetzgeber geplant, fanden sich die Verfolgten somit dem Druck ausgesetzt, sich rechtfertigen zu müssen und Nachweise für das ihnen widerfahrene Unrecht vorzulegen. Entsprechend scharf, aber durchweg sachlich, wehrten sich die Rechtsanwälte der Familie Tietz gegen die Einlassungen der Antragsgegnerin. Sie machten in umfangreichen Erklärungen deutlich, dass die Krisenlage und die »Arisierung« der Hermann Tietz GmbH »ausschließlich auf die Verfolgung und den Boykott jüdischer Warenhäuser beruhten« und der Vertragsschluss nur durch »[…] unmittelbar gegen die Inhaber der Firma Hermann Tietz ausgeübten persönlichen Zwang […]« zustande gekommen sei.[227] Die Diskriminierungs- und Verfolgungsmaßnahmen unterlegte die Familie mit zahlreichen Beweisdokumenten und eidesstattlichen Zeugenaussagen.[228]

			Die Positionen der beiden Parteien lagen weit auseinander und schienen unvereinbar. Nachdem das Wiedergutmachungsamt seine Vermittlungsversuche mutmaßlich bereits im Mai/Juni 1950 eingestellt hatte, nahm der Rückerstattungsfall seinen Weg vor die nächste, nun richterliche Instanz. Die 42. Wiedergutmachungskammer des Landgerichts Berlin bat die Vertreter zunächst um Stellungnahmen und beraumte für den 30. Oktober einen Verhandlungstermin an, den die Brüder Tietz sowie der Generaldirektor Hamann und sein Syndikus Franke persönlich wahrnahmen. Auch diese Gespräche führten zu keiner gütlichen Einigung.[229] Damit überließen die Parteien die Entscheidung über die Rückerstattungsansprüche einem Gerichtsbeschluss, der schließlich am 1. Dezember 1950 erging. Für die Familie Tietz überraschend, wies die Wiedergutmachungskammer sämtliche Restitutionsanträge ab.[230] Die mit deutschen Richtern besetzte Zivilkammer folgte der Argumentation der Antragsgegnerin, dass eine formaljuristische Unterscheidung zwischen dem Aktienbesitz und dem Immobilienbesitz getroffen werden müsse. Unter Verweis auf Artikel 8 der REAO[231] stellten die Richter heraus, dass die Erben von Betty Tietz nicht in persona berechtigt seien, einen Anspruch zu erheben, der nur der Rechtsperson des Unternehmens vorbehalten bleiben müsse. Da die Deutsche Boden AG unter dem Namen Deutsche Boden- und Kaufhausverwaltungs-GmbH noch existiere, müsse eine Sachlegitimation der Antragsteller verneint werden. Dies gelte unabhängig von der Frage, in wessen Eigentum sich die Grundstücke vor der »Arisierung« der Dachgesellschaft befunden hätten. Selbst eine kurz vor dem Gerichtsentscheid vorgelegte Erklärung, mit der die Deutsche Boden- und Kaufhausverwaltung ihre Rückerstattungsansprüche an die Familie Tietz abtrat, ließ das Gericht nicht gelten.[232]

			Die Tietz-Anwälte legten umgehend Beschwerde gegen den Beschluss ein. Ihren Einwand begründeten sie am 25. Januar 1951 damit, das Gericht habe in seinem Urteil verkannt, dass der Verkauf der Berliner Grundstücke in einem untrennbaren Zusammenhang mit der »Arisierung« des gesamten Tietz-Konzerns gestanden habe, bei dem letztlich kein Unterschied gemacht worden sei, ob die entzogenen Vermögenswerte aus dem gewerblichen Eigentum der OHG oder dem privaten Besitz der Familienmitglieder stammten. Die Grundstücke seien zugunsten der Victoria »aus der Entziehungsmasse, zu der das Vermögen der Deutsche Boden-AG gehört habe, für die Antragsgegnerin herausgeschält worden, während die Hertie-G.m.b.H. den Rest erhalten habe«. Wenn mehrere »Ariseure« das jüdische Familienvermögen unter sich aufgeteilt hätten, so müsse auch jeder Profiteur unabhängig davon, unter welchem rechtsformalen Deckmantel der Entzug stattgefunden habe, zur Rückerstattung verpflichtet werden können.[233] Zugleich rügten die Rechtsvertreter der Familie Tietz, dass die Wiedergutmachungskammer in der Herbeiführung ihres Beschlusses gegen maßgebliche Verfahrensgrundsätze verstoßen habe. Zum einen habe sie einige von den Antragstellern spät eingereichte, aber zentrale Dokumente, wie den Motiv-Bericht von 1934, nicht in ihre Abwägung einbezogen, zum anderen nicht in Frage gestellt, ob die Grundstücke tatsächlich, wie von der Victoria behauptet, zu ihrem wahren Wert veräußert worden seien.[234] Nach einer nochmaligen eingängigen Prüfung sämtlicher Beweisstücke hob der 3. Zivilsenat des Kammergerichts als nächsthöhere Revisionsinstanz den Beschluss der Wiedergutmachungskammer Ende August 1951 auf. Der Wiedergutmachungssenat wies das Verfahren zugleich »zur weiteren Verhandlung und Entscheidung« an das Landgericht zurück. Offenbar hatte sich der Senat bei der Bearbeitung des Rückerstattungsfalls zuvor auch mit dem obersten alliierten Board of Review abgestimmt.[235] 

			Im Herbst und Winter 1951/52 setzten neue Vergleichsgespräche zwischen den Parteien ein, die gemeinsam von der 42. und der 44. Berliner Wiedergutmachungskammer moderiert wurden. Auf der Grundlage von neuen Vergleichsvorschlägen, die die Gerichte erarbeiteten, kam es noch 1952 zur Einigung in dem Streitfall. Der private Vergleich sah vor, dass die Victoria nunmehr eine Mio. DM bezahlte, wenn die Antragsteller im Gegenzug von einer physischen Rückgewähr der Grundstücke absahen.[236] Da die DM-Vermögenswerte der Victoria Versicherung nicht ausreichten, um dieser Verpflichtung nachzukommen, musste das Land Berlin eingeschaltet werden, um dem Unternehmen aus der DM-Umstellungsrechnung entsprechende Ausgleichsforderungen in ausreichender Höhe zuzuteilen. Letztlich teilte der Berliner Senator für Finanzen dem Entschädigungsamt Berlin am 30. März 1953 mit, dass die Stadt Berlin 740.000 DM für die Restitutionsverbindlichkeiten zur Verfügung stelle. Der anspruchspflichtige Versicherungskonzern übernahm die restlichen 260.000 DM aus seinen schmalen Geschäftsgewinnen.[237]

			Der Rückerstattungsfall »Kurfürstendamm-Block« verdeutlicht, wie schwer es für die Wiedergutmachungsbehörden nach 1945 war, die komplexen Vermögens- und Transferstrukturen aus der »Arisierung« zu durchschauen und adäquat zu beurteilen. Vor diesem Hintergrund war es ein probates Mittel, die Anspruchspflichtigen und -berechtigten möglichst zu einem moderierten Vergleich zu bewegen, um zu pragmatischen Lösungen zu kommen. Als sich die Wiedergutmachungskammer aufgrund der anhaltenden Differenzen zwischen den Parteien jedoch gezwungen sah, eigene Bewertungen vorzunehmen, schien sie überfordert und zog sich auf eine strikt legalistische Betrachtungsweise zurück. Hierbei handelte es sich um ein typisches Verhalten der deutschen Wiedergutmachungsinstanzen, mit dem sie Gefahr liefen, die Gesamtsicht der ineinandergreifenden Verfolgungspraktiken der NS-Zeit aus den Augen zu verlieren. Für die betroffenen jüdischen Antragsteller, die zu Recht die Erwartung hegten, die Gerichte würden ihre Interessen schützen, war diese Erfahrung frustrierend. Noch schmerzlicher war es jedoch, sich in den privaten Vergleichsverhandlungen mit Erinnerungslücken und offenen Versuchen der Geschichtsklitterung von Seiten der Antragsgegner auseinandersetzen zu müssen. Die Victoria Versicherung gab in dieser Hinsicht – im Unterschied zu Hertie – ein sehr schlechtes Beispiel ab, gegen das die Rechtsvertreter der Familie Tietz mit langem Atem ankämpfen mussten. Bemerkenswert ist am Ende vor allem die Höhe der Ausgleichszahlung von einer Mio. DM. Bei einem gängigen Umstellungsmodus der Restitutionsverfahren von 1 DM : 10 RM entsprach diese Summe nicht weniger als zehn Millionen RM und damit einem stillen Eingeständnis der Erwerberin, sich die Tietz-Grundstücke 1934 noch unter der Hälfte ihres realistischen Wertes angeeignet zu haben.

			Zieht man weitere Beispiele vergleichend hinzu, zeigt sich grundsätzlich, dass die Familie Tietz gerade bei der Rückerstattung von Grundstücken, die ursprünglich von Dachgesellschaften der Hermann Tietz OHG oder dann der Hertie GmbH verwaltet worden waren, mit Problemen zu kämpfen hatte. Vieles kam darauf an, ob, zu welchem Zeitpunkt und in welcher Art die Liegenschaften nach 1934 den Besitzer gewechselt hatten. Bei Fällen, die erst mehrere Jahre nach dem Transfer auf Hertie weiterveräußert worden waren, verneinten die Wiedergutmachungsämter einen direkten Verfolgungszusammenhang. Sie ordneten solche »distanzierten« Zweiterwerbungen lediglich der Weggabe der Gesellschaftsanteile zu und sahen eine Rückerstattung einzelner Immobilienobjekte als nicht ausreichend legitimiert an.[238] Waren die Liegenschaften bis nach 1945 im Besitz der Hertie-Tochtergesellschaften verblieben, fielen sie ebenfalls unter den Vergleich von 1949.

			Anders gelagert waren Fälle, in denen Grundstücke im Kontext der »Arisierung« 1934 direkt aus den privaten Händen der Familienmitglieder in den Besitz einer der Hertie-Konzerngesellschaften gelangt waren. Beispielhaft hatten Georg und Martin Tietz im Herbst 1934 die Immobilien am Charlottenburger Kaiserdamm 73/79 zu einem Kaufpreis von 430.000 RM an die nun zu Hertie gehörige Grundwert AG Kaiserdamm veräußert – möglicherweise im Tausch zu dem Nachbargrundstück Kaiserdamm 77/79. 1937 hatte Hertie die Liegenschaft zu einem deutlich höheren Preis von 589.250 RM an den Nordwestdeutschen Rundfunk weiterverkauft. Dementsprechend stellten die Brüder Tietz 1952 einen Antrag auf Rückerstattung. Per Restitutionsvertrag vom 14. Mai 1955 einigte man sich mit dem Zweiterwerber auf einen Schadensersatz in Höhe von 120.000 DM. Zugleich blieb die Immobilie im Besitz und nun auch Eigentum des Nordwestdeutschen Rundfunks.[239]

			Gleichermaßen wie entzogenes Grundstückseigentum konnten auch entgangene Miet-, Anteils- oder Gewinnbeteiligungen auf der Basis des Rückerstattungsrechts behandelt werden. Dies zeigt ein Fall, in dem mit Kurt Jasen und der Hertie GmbH zwei bereits bekannte Protagonisten auftraten. Kurt Jasens Vater, Georg Jacobowitz, hatte mit seiner Baufirma 1928 ebenfalls am Kaiserdamm, Ecke Fredericia- und Königin-Elisabeth-Straße, umfangreiche Modernisierungs- und Umbaumaßnahmen durchgeführt. Auftraggeber war die Familie Tietz über die AG West für Textilhandel, eine Grundstücksgesellschaft des Hermann Tietz-Konzerns. Die Vertragspartner hatten sich darauf geeinigt, dass Jacobowicz für seine Leistungen in dem Gemeinschaftsprojekt mit einem 50-prozentigen Anteil an den Mietüberschüssen entlohnt werden sollte. Für diese Gewinnbeteiligung war eine Laufzeit von 20 Jahren vorgesehen, die aber zu festen Terminen zum 1. Oktober 1933 oder 1. Oktober 1935 gegen eine Einmalzahlung von 100.000 RM bzw. 87.500 RM abgelöst werden konnte.[240] Nach Darstellung von Kurt Jasen, der den Nachlass seines 1946 verstorbenen Vaters verwaltete, kam Hertie den Verpflichtungen aus dem Beteiligungsverhältnis nicht mehr nach, nachdem sie den Warenhauskonzern übernommen hatte. Statt einer fristgerechten Kündigung drängte das Unternehmen den jüdischen Bauunternehmer zum 12. September 1935 in einen Vergleich. Mittlerweile hatten sich bei Hertie Verpflichtungen für offene Mietzahlungen und die ausgebliebene Abfindung in Höhe von rund 150.000 RM angehäuft. Ausgezahlt wurden jedoch nur 45.000 RM. Entsprechend stellte Kurt Jasen den Antrag, die erzwungene Auflösung des Beteiligungsvertrages für nichtig zu erklären und Hertie zu einer Nachzahlung zu verurteilen.[241] Das eingeschaltete Wiedergutmachungsamt leitete den durchaus ungewöhnlichen Anspruch, der sich zwischen den Feldern der Restitution und Entschädigung bewegte, unbürokratisch an die Hertie-Zentralverwaltung weiter. Ebenso umgehend erklärte sich das Warenhausunternehmen binnen zwei Wochen bereit, den Antragsteller mit einer Summe von 20.000 DM zu entschädigen. Dabei betonten die Hertie-Vertreter zwar ausdrücklich, dass die Aufkündigung des Beteiligungsverhältnisses nicht durch antisemitisches Verhalten, sondern lediglich durch eine schwierige Sondierung der hohen Hypothekenschulden motiviert gewesen sei, die auf dem Grundstück 1934 gelastet hatten. Dennoch zögerte Hertie nicht, den Interessen von Kurt Jasen nachzukommen. Dies sicherlich auch, um das Verhältnis zu dem Ehemann Röslis in keiner Weise zu belasten.[242]

			Rückerstattung der privaten Wohnhäuser

			Eine ähnlich gemischte Bilanz lässt sich im Hinblick auf die versuchte Rückabwicklung der »arisierten« privaten Wohnhäuser der Familien Tietz und Zwillenberg ziehen. Auch hier hielten sich schnell und kooperativ durchgeführte Erstattungen mit komplexen und dementsprechend langwierigen Rückerstattungsprozessen in etwa die Waage. Besonders war allerdings, dass sich die Anspruchsberechtigten nicht mit finanziellen Abfindungen begnügten, sondern ihre ehemaligen Domizile auf dem Weg der Naturalrestitution wieder in Besitz nehmen wollten.

			Als wenig unkompliziert erwies sich für Georg und Edith Tietz die Rückerstattung ihres ehemaligen Wohngrundstücks Koenigsallee 69/71 sowie der verbundenen Liegenschaften Hundekehlsee und Gustav-Freytag-Str. 70. Ihren Anspruch machten sie am 27. Juli 1949 geltend.[243] Am 15. September 1951 erhielten sie ihr Eigentum zurück. Der Rückgewähr waren konstruktive Verhandlungen mit den Erben des Fabrikbesitzers Willy Vogel vorausgegangen, die schließlich in einen Vergleich mündeten. Die Eheleute Tietz übernahmen ihre unbeschadete Stadtvilla vollmöbliert und inklusive einiger Inventarstücke, die sie 1937 hatten zurücklassen müssen. Im Gegenzug zahlten sie 28.000 DM an die Familie Vogel, um deren zwischenzeitliche Ausgaben für werterhaltende Reparaturen, Modernisierungen und Zukäufe von Einrichtungsgegenständen auszugleichen. Die entgangenen Nutzungen der jüdischen Eigentümer wurden auf diesem Wege mit den Aufwendungen der Interimsbesitzer ausbalanciert.[244]

			Für Georg und Edith Tietz kam es jedoch nicht in Frage, nach Berlin zurückzukehren. Gemeinsam mit ihrer Bevollmächtigten Charlotte Kücher-Eigner erwog die Familie zunächst einen umgehenden Weiterverkauf. Da auf dem Berliner Immobilienmarkt zu dieser Zeit aber kein guter Kaufpreis zu erzielen war, sah man von diesem Plan zunächst wieder ab.[245] Stattdessen vermietete die Familie ab Juni 1954 an den Berliner Senat. In den Folgejahren blühte das Anwesen als Gästehaus der Stadt Berlin kurzzeitig auf. Neben anderen Prominenten beherbergte es u. a. den Bundespräsidenten Theodor Heuss. Er nahm in der Tietz-Villa seinen Wohnsitz, wenn er in Berlin weilte.[246]

			[image: ]

			Abb. 40: Villa in Berlin, Koenigsallee 71, 1954[247] 

			Seit Ende der 1950er-Jahre schien der Erhalt der mittlerweile renovierungsbedürftigen Immobilie jedoch zunehmend ungewiss. Der Mietvertrag mit der Stadt endete, und die Familie versuchte, das nun über Monate leer stehende Haus abermals zu veräußern. Nach der Erbauseinandersetzung nach Georg Tietz’ Tod war nun Kurt Jasen von seiner Frau und seiner Schwiegermutter federführend damit betraut, eine Verwertung herbeizuführen.[248] 1963 verhandelte er lange, aber erfolglos mit der Stadt Berlin über ein Tauschgeschäft mit einem Grundstück in der Kleiststraße, Ecke »An der Urania«.[249] Jasen war über die gescheiterten Gespräche enttäuscht, da er die Stadtregierung in vielen Belangen beim Wiederaufbau beraten und u. a. die Ansiedlung eines Hilton-Hotels ermöglicht hatte.[250] 1965 interessierte sich die Historische Kommission zu Berlin, die am Friedrich-Meinecke-Institut der Freien Universität angesiedelt war, für die Villa. Sie plante, mit Unterstützung der Volkswagen-Stiftung ein repräsentatives Domizil für Forschung, Lehre und Verwaltung entstehen zu lassen.[251] Auch dieser Verkaufsversuch scheiterte, insbesondere da sich der bauliche Zustand weiter verschlechterte und ein nun massiver Wertverlust einsetzte. Schließlich wurden Haus und Grund, die 1963 von Kurt Jasen noch auf einen Wert von rund 400.000 DM geschätzt worden waren, zum 1. Januar 1968 für rund 300.000 DM an den Immobilieninvestor Paul A. Strauss abgegeben. Wenig später wurde die Villa abgerissen und durch Wohnblöcke ersetzt.[252]

			Auch das von Oscar und Betty Tietz erbaute Elternhaus der Warenhausfamilie in der Kaiserallee, heute Bundesallee 184/185, überdauerte nicht. Schon während des Krieges waren einige Teile der Stadtvilla zerstört worden. Ein Wiederaufbau war aber deshalb unmöglich, da sich das 1949 von den Erben Betty Tietz’ – Georg und Martin sowie Elise Zwillenberg – eingeleitete Restitutionsverfahren unverhältnismäßig lange in einem Schwebezustand befand. Dies lag zum einen an dem Anspruchsgegner Bulgarien, das nun als Volksrepublik im Ostblock eingebunden war. Zum anderen aber an dem Umstand, dass die deutschen Wiedergutmachungsbehörden den zum 1. Januar 1936 erfolgten Verkauf zunächst nicht als verfolgungsbedingt einstuften, da das Kaufgeld dem Konto von Betty Tietz 1936 vollständig gutgeschrieben worden war.[253] Die Details des Verfahrens sind leider nicht überliefert. Fest steht aber, dass die 142. Wiedergutmachungskammer den Anspruch im Oktober 1953 nicht für zulässig erklärte. Mehr als ein Jahr später, am 12. November 1954, hob der 14. Wiedergutmachungssenat den Beschluss nach einer Beschwerde der Familie Tietz wieder auf und verwies das Verfahren zurück an das Landgericht. Noch im Juli 1957 beschwerte sich Hans Aldenhoff für die Familie Tietz offiziell beim Berliner Entschädigungsamt, dass das Rückerstattungsverfahren noch immer unerledigt war.[254] Mutmaßlich erst gegen Ende der 1950er-Jahre bekam die Familie ihr Eigentum zugesprochen.

			Das Tietz-Anwesen befand sich zu diesem Zeitpunkt in einem äußerst maroden Zustand, der sich bis zur Mitte der 1960er-Jahre noch verschlechtern sollte. Die Häuserruine war von Bäumen überwuchert und lag brach.[255] Dennoch verfügte das über 6.000 Quadratmeter große Grundstück in zentraler Innenstadtlage weiterhin über einen hohen Wert, da unablässig über Neubau- und Umgestaltungspläne diskutiert wurde. Wohl aus diesem Grund ließen sich Rösli Jasen und ihr Mann im Zuge der Erbauseinandersetzung mit ihrer Mutter und ihrem Bruder den Immobilienbesitz im November 1963 überschreiben. Zugleich zahlten sie die weiteren Erben Martin Tietz und Elise Zwillenberg aus. Für das mit einem Einheitswert von rund 313.000 DM bewertete Grundstück erhielten die beiden Angehörigen jeweils 191.800 DM. Daneben löste das Ehepaar eine eingetragene Sicherheitshypothek der Volksrepublik Bulgarien in Höhe von weiteren 28.650 DM ab.[256] Die Liegenschaft überführten die Alleineigentümer sodann vermutlich auf die Firma »HoWo« – Hohenzollerndamm Wohnungen GmbH, in der Kurt Jasen sein breites Engagement auf dem Berliner Immobilienmarkt bündelte. 1968 begann die Räumung des Geländes, nachdem das Grundstück zu einem unbekannten Preis weiterverkauft worden war. 1970 begann die Neubebauung.[257]

			Mit besonders zwiespältigen Erfahrungen sah sich das Ehepaar Zwillenberg in Bezug auf die Rückerstattung seines Wohneigentums konfrontiert. Der Gutsbesitz Dominium Linde lag auf dem Gebiet der DDR und war in der Bonner Republik daher nicht restitutionsfähig. Erst nach 1989 erhielt ihre Tochter das Anwesen zurück und errichtete dort eine Forschungsstation für den wissenschaftlichen Naturschutz, die seit 2011 von der gemeinnützigen Zwillenberg-Tietz-Stiftung getragen wird.[258] Die Dahlemer Wohnimmobilie am Hohenzollerndamm 100/101 wurde dagegen bereits am 14. März 1950 von der Bundesrepublik als Rechtsnachfolgerin des Reichsfiskus zurückerstattet, zu dessen Gunsten die Liegenschaft 1938 unter Zwang von der Familie abgepresst worden war.[259]

			Während das Rückerstattungsrecht lediglich die Wiedergabe der physisch noch vorhandenen Immobilien regelte, wurden alle weiteren Schäden, die mit der Konfiskation des privaten Vermögens entstanden waren, im Kontext der Entschädigung behandelt. Auch auf diesem Feld standen die Gesetzgeber nach 1945 vor der Herausforderung, die komplexen Verfolgungs- und Raubinstrumente des NS-Regimes in eine juristisch-bürokratische Struktur der Wiedergutmachung einzuordnen, die die Erfahrungen der Betroffenen lediglich in finanzielle Leistungen umzumünzen versuchte und ihnen daher nie genügen konnte.

			Bürokratische Entschädigungen

			Die Versuche zur Wiedergutmachung auf dem Weg der Entschädigung bilden ein Lehrstück der (bundes-)deutschen Vergangenheitspolitik der 1950er- und 1960er-Jahre.[260] Dabei war das Bemühen des Staates allenthalben sichtbar, sich für die zahlreichen Varianten von Diskriminierung, Verfolgung, Raub und Mord verantwortlich zu zeigen, die die Opfer der nationalsozialistischen Diktatur hatten erleiden müssen. In der Praxis aber litt die Umsetzung der Rechtsfigur der Entschädigung unter drei zentralen Mängeln: Erstens dauerte es quälend lange, bis der Gesetzgeber in mehreren Schritten einen verbindlichen Rechtsrahmen schuf – von den frühen alliierten Regelungen 1949 über das erste Berliner Entschädigungsgesetz 1951/52, das Bundesergänzungsgesetz von 1953 bis schließlich zum einheitlichen Bundesentschädigungsgesetz 1956.[261] Wie viele Antragsteller suchte die Familie Tietz ihre Ansprüche möglichst frühzeitig geltend zu machen. Dies bedeutete aber, dass sich die Regelungsgrundlagen während der laufenden Verfahren mehrfach änderten, immer wieder neue Teilansprüche beantragt, Nachforderungen gestellt, Formulare und Nachweise vorgebracht werden mussten. Zweitens litt die Verfahrensabwicklung unter einem hohen bürokratischen Ballast. Dieser entstand aus der juristisch sicher notwendigen Vorgehensweise, die komplexen Verfolgungserfahrungen in grobschnittige Schadenskategorien zu typisieren, um sie strukturiert abarbeiten zu können. Die Konsequenz aber war, dass ein Dickicht von Klauseln, Anspruchskategorien und komplizierten Berechnungen materieller Leistungen entstand, das ohne die Hilfe von spezialisierten Rechtsanwälten für die eigentlichen Betroffenen kaum mehr zu durchschauen war. Drittens mündete das hohe Maß an Formalität und Bürokratie häufig in jahrelangen Bearbeitungszeiträumen, die die oft bereits betagten Antragsteller an der Ernsthaftigkeit der Wiedergutmachungsbemühungen der Behörden zweifeln ließen.

			Die einzelnen Mitglieder der Familie Tietz und Zwillenberg machten auf der Grundlage des Berliner Entschädigungsgesetzes zunächst Ansprüche wegen des Entzugs ihrer privaten Vermögen im Zuge der staatlichen Konfiskation geltend. Taggleich am 11. Januar 1951 reichten Georg und Edith sowie Martin und Anni Tietz Anträge auf Ausgleichszahlungen für Abgaben und Sondersteuern sowie für die Plünderung und Verschleuderung ihrer Kunstsammlungen und ihres Umzugsguts ein.[262] Rund ein Jahr später, am 5. und 8. Februar 1952, ging die Anmeldung der Vermögensschäden für die 1947 verstorbene Betty Tietz und für Hugo Zwillenberg beim Entschädigungsamt Berlin ein.[263] Als Rechtsvertreter für die gesamte Familie agierte Hans Aldenhoff. Nachdem die Behörde bis zum Februar 1953 benötigte, um die vorliegenden Anträge zu prüfen und einen ersten Besprechungstermin anzuberaumen, stellte Aldenhoff klar, dass »meine Mandanten den Wunsch [haben], auch die Entschädigungsverfahren möglichst schnell zu Ende zu führen und sind ebenso wie in den […] Rückerstattungsverfahren zu einer vergleichsweisen Regelung auch der Entschädigungsansprüche bereit«.[264]

			Die Hoffnung auf eine schnelle Bearbeitung erfüllte sich jedoch nicht. Die Entschädigungsbehörde agierte unter der Last der allgemeinen Antragsflut nur langsam und nahm sich zunächst des vermeintlich einfach händelbaren Teilaspekts der antijüdischen Zwangsabgaben an. Gemäß einer einheitlichen Regelung waren die entzogenen Gelder im Entschädigungskontext in einem Verhältnis von 10:2 von RM auf DM umzurechnen und auszuzahlen. Damit lag der Umtauschsatz besser als bei gewerblichen Restitutionsleistungen, die per se 10:1 umgestellt wurden. Hintergrund dieser ursprünglich alliierten Vorgabe war, dass der tiefgreifende Verlust von Leib, Leben und Freiheit auch materiell bessergestellt werden sollte.[265] Mustergültig erhielt Martin Tietz daher im Sommer 1953 einen Schadenersatz von 50.660 DM für die ihm 1938 abverlangte Reichsfluchtsteuer von rund 253.300 RM zugesprochen.[266]

			Es sollte sich im weiteren Verlauf allerdings zeigen, dass solche standardmäßigen Abläufe bei den Entschädigungsverfahren Tietz/Zwillenberg eher die Ausnahme als die Regel darstellten. Auch dies war typisch für die Abwicklung von Entschädigungen im Allgemeinen. Zahlreiche Ausnahmeregeln, Sonderberechnungen sowie Quer- und Rückverweise zu den Restitutionsverfahren verkomplizierten den Bearbeitungsprozess. So mahnte die Entschädigungsbehörde im Falle von Georg Tietz etwa an, dass nur die Reichsfluchtsteuerzahlungen, die 1938 aus dem privaten Barvermögen getätigt worden waren, im Verhältnis 10:2 beglichen werden konnten. Der Anteil, den der jüdische Unternehmer aus dem Verkaufserlös seiner Immobilie abgeleistet hatte, sei dagegen lediglich nach der Restitutionsregel mit 10:1 erstattungsfähig.[267] Der Anwalt der Familie verwehrte sich gegen diese behördlichen Winkelzüge, indem er betonte: Da »das Entschädigungsgesetz eine Ausnahmeregelung darstellt, die die berechtigten Ansprüche […] nach unten begrenzt und zwar auf Beträge, die – wie im vorliegenden Fall – in einem ganz offensichtlichen Missverhältnis zu dem in Wirklichkeit entstandenen Schaden stehen, besteht kein Anlass […] diese schon auf das geringste bemessenen Entschädigungsbeträge nochmals herabzusetzen«.[268] 

			Es wird deutlich, welche Spannungsfelder sich zwischen der legalistischen Verwaltungspraxis der deutschen Sachbearbeiter und den Verfolgungserfahrungen der Antragsteller ergaben. Das Konfliktpotenzial potenzierte sich durch massive Verzögerungen, die die wenig pragmatische Vorgehensweise provozierte. Beispielhaft sah sich Aldenhoff in der Entschädigungssache nach Betty Tietz dazu veranlasst, dem Berliner Amt Ende 1956 offen mit einer Klage wegen verzögerter Erledigung zu drohen. Der Grund war, dass der mittlerweile vier Jahre zuvor beantragte Vermögensschaden von insgesamt rund 863.000 RM bis auf einen Teilbescheid zur Judenvermögensabgabe immer noch nicht zur Entscheidung gebracht worden war.[269] Offensichtlich wartete die Entschädigungsbehörde den Ausgang eines noch schwebenden Rückerstattungsverfahrens ab. Man sah sich daher nicht in der Lage, notwendige Aufrechnungen für entzogene oder weiterverwendete Gelder vorzunehmen. Wann genau ein entsprechender Bescheid an die Erben erging, ist aus den vorliegenden Quellen nicht mehr ersichtlich.

			Fast schon skurrile Züge nahm die verwaltungstechnische Abstimmung zwischen Entschädigungs- und Rückerstattungsansprüchen im Fall Hugo Zwillenberg an. Er hatte nach dem Berliner Entschädigungsgesetz seine Vermögensverluste in Höhe von insgesamt rund 815.000 RM eingereicht, darunter Zahlungen für die Reichsfluchtsteuer in Höhe von etwa 202.000 RM, für die Judenvermögensabgabe von rund 247.900 RM sowie die im Kontext von Haft und Flucht abgepressten Zusatzabgaben von rund 125.000 RM.[270] Das Entschädigungsamt ermittelte in der Folge aufwendig, welche Teilbeträge Zwillenberg 1938 aus dem Verkauf seines Berliner Wohnhauses beglichen hatte. Da die Immobilie Hohenzollerndamm bereits 1950 von der Bundesrepublik in natura zurückerstattet worden war, galten auch die aus dem Kaufgeld gezahlten Sonderabgaben in Höhe von 218.250 RM bereits als beglichen. Entsprechend wurde Zwillenberg aufgefordert, den Entschädigungsanspruch über diese Summe als Zedent an den Berliner Senator für Finanzen abzutreten.[271] In der Konsequenz übernahm 1953 damit die öffentliche Landesbehörde, deren Vorgängerin das jüdische Vermögen konfisziert hatte, Entschädigungsansprüche gegenüber dem deutschen Staat, der vormals als »Ariseur« aufgetreten war. Die Grundidee hinter diesem formaljuristischen Schritt war, doppelte Wiedergutmachungsleistungen zu verhindern und den Primat der Restitution in natura umzusetzen. Ebenso wurde im Hinblick auf rückerstattungsfähige Wertpapiere vorgegangen, die Zwillenberg an das Berliner Oberfinanzpräsidium abgegeben hatte, um seine Steuerschulden zu begleichen.[272] Für den Betroffenen verband sich diese Regelung jedoch nicht nur mit einer enorm verlängerten Bearbeitungszeit, sondern auch mit einem hohen bürokratischen Aufwand, um der Behörde detaillierte Beweise über jede Geldtransaktion der Jahre 1938/39 vorzulegen und alle Formalia der geforderten Abtretung seiner Ansprüche zu erfüllen. Erst mit dem 4. Juli 1961 erging ein abschließender Entschädigungsbescheid, der Zwillenberg rund 119.500 DM für die Restsumme der Zwangsabgaben von 597.500 RM zusprach. Die Bearbeitung allein der Entschädigung für seine Vermögensverluste hatte damit mehr als neun Jahre gedauert, bevor sie rechtskräftig wurde.[273]

			Während diese langwierigen bürokratischen Prozesse zur Entschädigung der antijüdischen Abgaben bereits bestenfalls auf Unverständnis der Familie stießen, löste die Abarbeitung der weiteren Schadenskategorien an vielen Punkten zusätzlich frustrierende Konflikte aus. Dies galt zum Beispiel für die Entschädigung der Transferverluste, die die Familien von Georg und Martin Tietz erlitten hatten. Beiden Familienzweigen lagen in den 1950er-Jahren keine stichhaltigen Dokumente vor, mit denen sich die genaue Verlustsumme hätte beziffern lassen. Dies lag zum einen daran, dass ihnen die Kontrolle über das eigene Vermögen seit Ende der 1930er-Jahre durch Kontosperren und treuhänderische Feindvermögensverwaltung längst entzogen worden war. Hinzu trat, dass Georg Tietz 1953 verstarb und Martin Tietz im gleichen Jahr durch einen Schlaganfall zu sehr gesundheitlich angeschlagen war, um entsprechende Angaben aus der Erinnerung machen zu können. Hans Aldenhoff konnte die Behörden daher lediglich bitten, die Entziehungssumme zu schätzen.[274] Diese Bitte wiederholte er mehrfach. 1963 musste die Familie den Transferschaden wegen mangelnder Belegbarkeit schließlich zurückziehen.[275]

			Die umfassende Dokumentationspflicht nötigte der Familie auch bei der Begründung von sogenannten Schäden im beruflichen Fortkommen[276] und bei der Beweisführung von sogenannten Boykottschäden seitenweise Erklärungen über die eigene Verfolgungslage seit Beginn des NS-Regimes ab. Die Formulierung der entsprechenden Schreiben übernahm der Familienanwalt Aldenhoff, der ein detailliertes Bild über die Geschäfts- und Lebenssituation der Betroffenen entwarf.[277] Trotz der stichhaltigen Beschreibung der eigentlich allenthalben bekannten Verfolgungslage, in der sich jüdische Warenhäuser durch die massiven Übergriffe der NS-Parteibasis befunden hatten, verstrickten die Behörden die Familie in beckmesserische Diskussionen darüber, ob tatsächlich jedem der Inhaber des größten familiengeführten Kaufhauskonzerns der Zeit eine individuelle Auszahlung der maximalen Entschädigungssumme von 75.000 DM zustehen könne. Letztlich willigten die Anspruchsberechtigten nach mehr als zweijährigen Verhandlungen ein, dass der Höchstbetrag für Boykottschäden nur einmalig für das Gesamtunternehmen ausgezahlt und in gleichen Teilen unter den ehemaligen Inhabern und Erben von Hugo Zwillenberg sowie Georg und Martin Tietz verteilt wurden.[278]

			Letztlich ist es aus der historischen Rückschau bedrückend zu sehen, wie wenig es den behördlichen Entschädigungspraktiken in vielen Punkten gelang, die Realität der antijüdischen Konfiskationsmaßnahmen adäquat abzubilden. Dies dokumentiert sich exemplarisch im Umgang mit der Verschleuderung von geschäftlichem und privatem Eigentum, die laut Gesetzeslage per Entschädigung abgewickelt werden konnte, wenn der Verbleib der Güter unbekannt und eine Restitution somit nicht realisierbar war.[279] Vor diesem Hintergrund war es verständlich, dass Georg und Martin Tietz Ansprüche wegen der Verschleuderung des Lagers der Mefa GmbH stellten.[280] Der Abverkauf war 1938 durch den staatlich bestellten Abwickler Freimuth erfolgt, der das Lager um rund 150.000 RM unter Wert angesetzt hatte. Der Vorstellung, hierin einen konfiskatorischen Akt des NS-Regimes zu sehen, folgten die Entschädigungsbehörden nicht. Stattdessen pochten sie auf die Unterscheidung, dass sich die Brüder 1938 lediglich im Eigentum der Mefa-Gesellschaftsanteile befunden hatten. Dies sei aber nicht mit dem operativen Geschäftsbesitz gleichzusetzen. Der Antrag auf Entschädigung wurde 1965 abgewiesen, da das geschädigte Unternehmen als juristische Person keine Aktivlegitimierung nach BEG besaß. Dies galt insbesondere, da die Mefa ihren Firmensitz nicht im Geltungsbereich der BRD oder West-Berlins gehabt hatte.[281]

			Ein weiteres Beispiel stellt der Umgang der Behörden mit Schadensersatzansprüchen betreffend des privaten Umzugsguts sowie der Kunst- und Büchersammlungen dar, deren Verbleib kaum mehr feststellbar war. Hierzu sah das BEG ab 1956 vor, dass ohne Zustimmung verkaufte, versteigerte oder verschleuderte Güter unter Abwägung zwischen dem Sachwert zum Zeitpunkt der Schädigung und dem aktuellen Wiederbeschaffungswert entschädigt werden sollten. Die Bemessung hatte auf der Basis von Sachgutachten in einem Wertverhältnis 1:1 von RM zu DM zu erfolgen.[282] Im Februar 1963, fünfeinhalb Jahre nachdem der Entschädigungsantrag im Juli 1957 von den Erben Georg Tietz’ eingereicht worden war, schrieben die Wiedergutmachungsämter von Berlin an Aldenhoff, dass »die notwendigen Schritte bereits unternommen« seien und man nun lediglich auf das Ergebnis des Sachverständigengutachtens über die historische Tietz-Bibliothek warte.[283] Die Überraschung für die Familie Tietz und ihren Anwalt Aldenhoff muss groß gewesen sein, als sie feststellten, wer von der Behörde zum Gutachter bestellt worden war: Es handelte sich abermals um Max Niederlechner, der die Sammlung bereits 1943 für die NS-Finanzbehörden geschätzt hatte und maßgeblich an der teilweisen Zerschlagung des Konvoluts beteiligt gewesen war. Während er die Sammlung damals auf 20.000 RM taxiert hatte, empfahl er dem Amt eine Entschädigungssumme von lediglich 16–18.000 DM.[284] Aldenhoff insistierte gegen die niedrige Bewertung und bemerkte spürbar verärgert: »Wenn Herr Niederlechner in seinem Gutachten erklärt, dass seine Arbeit durch sehr ungenaue und oberflächliche Angaben erschwert wurde, so hat Herr Niederlechner – was angesichts der inzwischen vergangenen Zeit verständlich ist – offenbar nicht mehr daran gedacht, dass er schon früher als Sachverständiger der Reichsschriftumskammer bezüglich der in Betracht kommenden Büchersammlung tätig gewesen ist.« Man sei gerne zu persönlichen Verhandlungen mit dem Gutachter bereit, damit anhand »[… ] gegebenenfalls zu stellender Fragen Herrn Niederlechner geholfen wird, die damaligen Vorgänge wieder in seine Erinnerung zu rufen, um alsdann das bereits erstattete Gutachten zu überprüfen«.[285] Direkter als in diesem Fall ist die mangelnde Sensibilität und Moralität im Umgang mit den Ansprüchen der Verfolgten durch deutsche Behördenvertreter kaum nachzuweisen.

			Parallel zu den Verhandlungen um den Bücherbesitz ließen die Berliner Wiedergutmachungsämter ein zweites Gutachten über das entzogene Wohnungsinventar und die Kunstsammlung von Georg Tietz erstellen. Der Kunstsachverständige Kurt Wittkowski taxierte den Gesamtwert der wertvollen Bilder, Grafiken und kunstgewerblichen Einrichtungsstücke auf eine Summe von rund 420.000 DM.[286] Aufgrund der immensen Höhe des Eigentumsschadens bat das Landesfinanzamt von Berlin den Anwalt der Anspruchsberechtigten über einen Vergleich zu verhandeln. Seine Mandanten Edith und Herman Tietz sowie Rösli (Roe) Jasen stimmten letztlich zu, um endlich »[…] im Interesse eines schnellen Abschlusses des nunmehr vor einem Vierteljahrhundert begangenen Unrechts […]« zu einer Entscheidung zu kommen.[287] Verständlicherweise war der Geduldsfaden der Familie aufgebraucht. Daher ging sie letztlich im Juni 1965 auf ein Vergleichsangebot in Höhe von 275.000 DM für alle Sammlungstücke ein.[288]

			Der Bearbeitungsprozess von Entschädigungen war in dieser Form längst zu einem langwierigen Ringen der Familie um Anerkennung ihrer berechtigten Ansprüche verkommen. Soweit es um die Abgeltung von materiellen Schäden ging, wirkte Hans Aldenhoff sicherlich als Filter, der die emotionalen Folgen dieser Behandlung abfederte. Umso persönlicher und herabwürdigender muss die Erfahrung für Hugo Zwillenberg gewirkt haben, als die Entschädigungsbehörde die Ansprüche seiner Familie auf Schadenersatz für die erlittene Freiheitsberaubung im Kontext ihrer Flucht anzweifelte.[289] Nachdem Zwillenberg den Leidensweg seiner Familie umfangreich dokumentiert hatte, wollte das Entschädigungsamt Berlin lediglich die Inhaftierung in Westerbork bis zum 9. März 1944 als Freiheitsentzug werten. Alle weiteren Lageraufenthalte im sogenannten Front-Stalag in Frankreich, Algerien und Marokko wurden als »fremden-polizeiliche bzw. ausländische und internationale Maßnahme«[290] eingestuft und nicht als verfolgungsbedingt gewertet. Obwohl Zwillenberg die schlimmen Aufenthaltsbedingungen hinter Stacheldraht auch in den Übergangslagern eindrücklich schilderte, wiesen die Behörden in ihrem Bescheid eine Entschädigung für diese Haftphase zunächst zurück. Für die Antragsteller war diese Vorgehensweise schlicht nicht hinnehmbar, wie der Rechtsvertreter von Hugo Zwillenberg, Hermann Götze, im Juli 1953 betonte. Sein Urteil über das Verhalten der Behörden lässt sich dabei von diesem Einzelfall auf den gesamten Entschädigungskontext übertragen: »Es wird deutlich, wie schnell im Lauf der Entwicklung der Kausalzusammenhang der Ereignisse vergessen worden ist, und wie die Glieder der unseligen Kette daher jetzt schon in ihrer untrennbaren Verknüpfung nicht mehr erkannt, ja völlig verkannt werden.«[291]

		

	
		
			Fazit 

			Es besteht kein Zweifel, dass die Übernahme des Warenhauskonzerns Hermann Tietz eine der ersten und spektakulärsten »Arisierungen« der NS-Zeit war. Bereits Ende 1934 wurde die Familie Tietz um ihren Firmenbesitz gebracht, zu dem Aushängeschilder der modernen Konsumkultur wie das KaDeWe oder die Warenhauskathedralen am Hamburger Jungfernstieg, in der Berliner Leipziger Straße und am Münchner Bahnhofplatz gehörten. Das Unternehmen ging zunächst in den Besitz der Gläubigerbanken über, wurde in Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH umbenannt und wenige Jahre später von dem 1933 eingesetzten Geschäftsführer Georg Karg erworben. Mit dem Kürzel »Hertie« knüpfte die neue Gesellschaft bewusst an den guten Namen des Vorgängerkonzerns an. Davon aber, dass man das Warenhausunternehmen von Weltruf nur unter den Bedingungen der nationalsozialistischen Judenverfolgung in Besitz hatte nehmen können, war keine Rede.

			Den über viele Jahrzehnte offengebliebenen Fragen zur »Arisierung« des Hermann Tietz-Konzerns wurde in der vorliegenden Studie erstmals auf der Grundlage umfangreicher Recherchen und unter Auswertung vieler bislang nicht genutzter Quellen nachgegangen: Wie wurde die Familie Tietz aus ihrem Unternehmen gedrängt, und wie wurde ihr Eigentum bewertet? Welche Rolle spielten dabei die Banken, die von ihnen gegründete Hertie und der Geschäftsführer Georg Karg, der den Konzern später übernahm? Wie gestaltete sich das weitere Schicksal der Familie Tietz unter dem Druck der sich verschärfenden Verfolgungsmaßnahmen und in der Emigration? Wie sind die Versuche zur »Wiedergutmachung« dieses geschehenen Unrechts in der Bundesrepublik zu bewerten? Die Studie spannt einen analytischen Bogen, der erstmals ein mehrdimensionales Bild über die Geschichte des Unternehmens sowie seiner Eigentümer und Besitzer liefert und von der Gründungs- und Vorgeschichte über die historischen Lasten aus der Zeit des Nationalsozialismus bis hin zu der Konfrontation mit der schwierigen Vergangenheit in den 1950er- bis 1970er-Jahren reicht.

			Durch innovative Geschäftsmethoden wurde aus dem 1882 von Oscar Tietz gegründeten, nach seinem Onkel Hermann benannten Weißwarengeschäft im ostthüringischen Gera ein Warenhauskonzern. Nach dem Tod des Unternehmensgründers blieb die Firma Hermann Tietz eine offene Handelsgesellschaft, geleitet von den beiden Söhnen und dem Schwiegersohn von Oscar Tietz, den persönlich haftenden Gesellschaftern Georg Tietz, Martin Tietz und Dr. Hugo Zwillenberg. Bis 1932 nahm die Zahl der Hermann Tietz-Warenhäuser auf 20 zu, davon entfiel die Hälfte auf Berlin. Zu dem Konzern gehörte darüber hinaus ein Netz von mehr als zwanzig Grundstücks-, Handels- und Fabrikationsgesellschaften. Allein die Grundstücksgesellschaften machten rund zwei Drittel des Konzernvermögens aus. Dabei lagen die wertvollsten Beteiligungen in der Hand von Betty Tietz, der Witwe des Firmengründers, deren große Bedeutung von außen kaum wahrgenommen wurde. 

			In einer Zeit raschen Wachstums der Warenhäuser und einer zunehmenden Konzentration innerhalb der Branche übernahm Hermann Tietz Ende 1926 den Berliner Konzern A. Jandorf. Durch diesen noch in guten Zeiten vollzogenen Expansionsschritt stiegen jedoch die Schulden des Unternehmens an. Wie viele Warenhausunternehmen geriet die Firma daher mit erheblichen finanziellen Belastungen in die im Herbst 1929 einsetzende Weltwirtschaftskrise. Im Rahmen des Restitutionsverfahrens wurde später seitens Hertie behauptet, die Familie Tietz habe ihren Konzern abgegeben, weil dieser in der Weltwirtschaftskrise durch die hohe Verschuldung in eine ausweglose Lage geraten sei. Tatsächlich befand sich die Hermann Tietz OHG 1932 in Zahlungsschwierigkeiten, doch der später als »Zahlungsschlappe« bezeichnete Einbruch konnte überwunden werden. Das Vermögen war durch den umfangreichen Immobilienbesitz immer noch größer als die Schulden, die somit weiterhin gedeckt werden konnten. Anders als die noch höher verschuldete Karstadt AG musste Hermann Tietz während der Weltwirtschaftskrise nicht gestützt werden.

			Die ausgewerteten Quellen zeigen eindeutig, dass der Hermann Tietz-Konzern erst durch die von den Nationalsozialisten im Frühjahr 1933 herbeigeführte Warenhauskrise an den Rand des Zusammenbruchs gebracht wurde. Die bereits in den 1920er-Jahren einsetzenden Übergriffe auf »jüdische« Geschäfte und insbesondere große Warenhäuser, die Antisemiten geradezu als Symbol eines vermeintlich negativen Einflusses des Judentums auf die Wirtschaft und Gesellschaft galten, schwollen nach der nationalsozialistischen Machtübernahme zu einem kontinuierlichen Terror an. Mit dem von der NSDAP-Führung zum 1. April 1933 ausgerufenen nationalen »Judenboykott« wurden sie zur erklärten Politik des Regimes. Noch härter als die kurzfristigen Folgen der Boykottaktion traf die Warenhausunternehmen, dass nun die Zukunft der gesamten Kaufhausbranche in Frage stand. Bei Hermann Tietz brach der Umsatz im April 1933 um mehr als 40 Prozent ein, in der gesamten Warenhausbranche 1933 um 20 Prozent. Durch diese politisch herbeigeführte Krise geriet der Hermann Tietz-Konzern in massive Zahlungsschwierigkeiten. 

			Der Boykott vom 1. April bildete zugleich den Auftakt zur »Arisierung« der Warenhausunternehmen. Bei der Leonhard Tietz AG musste schon an diesem Tag Alfred Leonhard Tietz, ein Vetter von Georg und Martin Tietz, auf Druck der Partei und der Banken zurücktreten. Es war jetzt nur noch eine Frage der Zeit, bis die Politik mit Unterstützung der Banken auch beim Hermann Tietz-Konzern auf eine »Arisierung« drängen würde. Die Inhaber lehnten es ab, darüber zu verhandeln, doch die zunehmenden Liquiditätsprobleme, in die ihr Unternehmen von den nationalsozialistischen Kampagnen getrieben worden war, machten sie erpressbar. Die Banken waren nicht bereit, Hermann Tietz mit dringend benötigten Millionenkrediten zu stützen. Ihnen ist vorzuwerfen, dass sie sich mit dieser Verweigerungshaltung bewusst und vorauseilend den Erwartungen des Regimes anpassten. Doch ist das nunmehr beginnende Kesseltreiben gegen Hermann Tietz den Machthabern anzulasten. Aus der Sicht der Kreditgeber konnte der Konzern keine verlässlichen Sicherheiten mehr bieten, weil die Weiterexistenz eines »jüdischen« Warenhausunternehmens politisch gefährdet war.

			Obwohl sich die Liquiditätskrise im Juni 1933 dramatisch zuspitzte, Lieferanten nicht mehr bezahlt werden konnten, widersetzte sich die Familie Tietz zunächst dem Druck zur »Gleichschaltung« ihres Unternehmens. Erklärungen aus der Nachkriegszeit zufolge wurden die persönlich haftenden Gesellschafter Georg Tietz, Martin Tietz und Hugo Zwillenberg daraufhin am 22. Juni 1933 unter einem Vorwand ins Berliner Nobelhotel Adlon gelockt und dort so lange in einem Zimmer eingesperrt, bis sie »einwilligten«. Das Reichswirtschaftsministerium und die mit dem Reich verbundene Akzeptbank waren unter dieser Voraussetzung bereit, den rettenden Millionenkredit zu bewilligen. Doch bedurfte es dafür der Zustimmung Hitlers – so sehr war ein Kredit für Hermann Tietz zum Politikum geworden. Hitler weigerte sich zunächst, lenkte aber am 4. Juli 1933 im Zuge eines Schwenks zu einer wirtschaftsnäheren Politik, wie sie der neue Reichswirtschaftsminister Kurt Schmitt vertrat, ein. Erst jetzt waren die Banken am Zug.

			Die Inhaber der Firma Hermann Tietz konnten als persönlich haftende Gesellschafter einer offenen Handelsgesellschaft nicht wie Vorstandsmitglieder einer Aktiengesellschaft zum Rücktritt gezwungen werden. Da sie handelsrechtlich mit ihrem persönlichen Vermögen für die Schulden des Unternehmens hafteten, konnten sie erst nach einer aufwendigen Verrechnung der Verbindlichkeiten verdrängt werden und waren nach dem Ausscheiden aus der Haftung für die Schulden des Unternehmens zu entlassen. In längeren Besprechungen einigten sich die Banken des Gläubigerkonsortiums unter Führung der Dresdner Bank und dem ihr nahestehenden Bankhaus Hardy & Co. darauf, die »Arisierung« der Hermann Tietz OHG daher mittels einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) zu betreiben, die als persönlich haftender Gesellschafter unter Verdrängung eines Mitglieds der Familie Tietz in das Unternehmen eintreten würde. Diese Strategie wurde am 24. Juli 1933 mit der Gründung der Hertie Kaufhaus-Beteiligungs GmbH durch das Bankenkonsortium umgesetzt – ein Name, der in Anlehnung an die bereits seit Langem bei Hermann Tietz vertriebene Eigenmarke »Hertie« gewählt wurde. Der Konzernprokurist Georg Karg wurde im Auftrag der Banken zu einem der beiden Gesellschafter und gemeinsam mit dem als Vertrauensmann der Banken ausgewiesenen Trabart von der Tann auch zum Geschäftsführer bestellt. Bestimmend war bei der Hertie GmbH jedoch der vom Bankenkonsortium gestellte Verwaltungsbeirat, der über weitreichende Befugnisse gegenüber der Geschäftsführung verfügte. Die Zusammensetzung des Beirats vermittelt ein anschauliches Bild davon, wie breit der Kreis der Beteiligten war. Drei der sieben Mitglieder des ersten Hertie-Beirats, darunter auch der Vorsitzende Charly Hartung (Hardy & Co.), wurden später selbst als »Nichtarier« verfolgt. Kein Mitglied des Beirats gehörte der NSDAP an, die beiden Geschäftsführer Karg und von der Tann waren ebenfalls nicht in der Partei und traten auch später nicht ein. 

			Die Gläubigerbanken hatten sich in Abstimmung mit dem Reichswirtschaftsministerium darauf geeinigt, bei der »Arisierung« der Hermann Tietz OHG in zwei Schritten vorzugehen. Nur fünf Tage nach der Hertie-Gründung mussten die Firmeninhaber am 29. Juli 1933 eine Änderung des Gesellschaftsvertrags unterschreiben, mit der Hugo Zwillenberg als persönlich haftender Gesellschafter durch die Hertie GmbH ersetzt wurde. Das Unternehmen firmierte nun als Hermann Tietz & Co., die Geschäftsführer von Hertie rückten in die Geschäftsführung von Hermann Tietz ein, wo sie die beiden verbleibenden Geschäftsführer Georg und Martin Tietz jederzeit überstimmen konnten. Erst nach Unterzeichnung dieses »Gleichschaltungsvertrags« erhielt Hermann Tietz den rettenden Großkredit über rund 14,4 Mio. RM, verbunden mit einem Moratorium für den Schuldendienst. Die Akzeptbank beteiligte sich mit rund 5,7 Mio. RM an dem Kredit, das Konsortium der Gläubigerbanken mit rund 8,7 Mio. RM. In dem von zehn Banken, darunter fünf Privatbanken, unter Führung von Hardy & Co. gebildeten Konsortium dominierten wie im Hertie-Verwaltungsbeirat die Dresdner Bank-Gruppe und die Deutsche Bank. 

			Die »Gleichschaltung« bekamen die jüdischen Mitarbeitenden der Hermann Tietz & Co. sofort hart zu spüren. Nach Angaben Kargs waren rund 1.000 der 14.000 Beschäftigten jüdischer Herkunft. 500 von ihnen wurden bereits im August 1933 entlassen. Die Geschäftsführung war dazu nicht durch gesetzliche Vorschriften gezwungen, sondern kam mit der Kündigungswelle den Nationalsozialistischen Betriebszellen und der Berliner SA entgegen. Als das Geschäft darunter zu leiden drohte, dass kein gleichwertiger Ersatz für das fehlende Personal gefunden werden konnte, hielt Karg vor allem in leitenden Positionen noch eine Zeit lang an jüdischen Angestellten fest. 

			Ein Jahr nach ihrer Entmachtung in der Geschäftsführung wurde die Familie Tietz gezwungen, in einem Auseinandersetzungsvertrag ihr Firmenvermögen aus der Hand zu geben. In der Präambel des am 13. August 1934 unterzeichneten Vertrags wurde festgehalten, dass das »Ausscheiden« der Familie »als im öffentlichen Interesse notwendig bezeichnet worden ist«. Deutlicher konnte nicht festgestellt werden, dass die Familie ihren Konzern nicht wegen wirtschaftlicher Probleme verlor – wie später behauptet wurde –, sondern im Zuge der Verfolgung und Ausraubung jüdischer Unternehmer. Es wäre ihr nicht anders ergangen, wenn die Firma Hermann Tietz keine Schulden gehabt hätte.

			Dass die Verdrängung der Familie durch einen Auseinandersetzungsvertrag erfolgte, ergab sich aus der Rechtsform des Unternehmens als offene Handelsgesellschaft und folgte zugleich der Strategie, die die Gläubigerbanken in Abstimmung mit dem Reichswirtschaftsministerium eingeschlagen hatten. Die Inhaber hätten auch durch Kündigung der Bankkredite ihres Konzerns beraubt werden können, wodurch jedoch das gesamte Unternehmen in die Zwangsvollstreckung getrieben worden wäre. Dies wollten die Regierung und die Banken wegen der unübersehbaren wirtschaftlichen Folgen vermeiden. Die »Arisierung« des Firmenvermögens konnte auch nicht mit einem einfachen Kauf durchgeführt werden, da die übernehmende Firma, die Hertie GmbH, bereits als persönlich haftende Gesellschafterin in die Hermann Tietz & Co. eingetreten war. Die zwangsweise Verdrängung der Familie Tietz hatte in dem gegebenen Rahmen daher handelsrechtlich als Ausscheiden der persönlich haftenden Gesellschafter Georg und Martin Tietz durch einen Auseinandersetzungsvertrag unter neuer Zuordnung des »Teilungsvermögens« zu erfolgen. 

			Die Hertie-Geschäftsführung hatte keine Bedenken, in einem wenige Monate später verfassten Bericht offenzulegen, wie das Firmenvermögen bei der Auseinandersetzung zum Nachteil der Familie Tietz bewertet worden war. In Abweichung von den zuvor von den Treuhandgesellschaften der Banken erstellten Bilanzen wurde durch Nichtberücksichtigung des Firmenwerts, hohe Rückstellungen für Schulden der Konzerngesellschaften, »Sonderabschreibungen« auf Immobilien und auch aufgrund der gestiegenen Bankschulden ein Kapitalfehlbetrag von rund 29 Mio. RM ausgewiesen. Um der Familie die Enthaftung von Schulden des Unternehmens zu sichern, glich Betty Tietz als vermögendstes Familienmitglied diesen Fehlbetrag durch Einbringung ihres privaten Beteiligungsbesitzes aus. Wichtig ist festzuhalten, dass sich aus der Abgabe der privaten Vermögensteile nun ein Überschuss von 15,5 Mio. RM ergab. Diesen Betrag hätte Hertie ausgleichen müssen, vereinnahmte ihn aber ohne Gegenwert. Den Verpflichtungen aus dem Auseinandersetzungsvertrag standen Zusagen an die Familie Tietz/Zwillenberg gegenüber, die sich nach Berechnungen von Hertie auf einen materiellen Wert von rund 2,5 Mio. RM summierten. Schwerer wog für die Familie freilich die erreichte Enthaftung und dass ihr eine Möglichkeit zu einer weiteren kaufmännischen Betätigung belassen wurde.

			In der Gesamtbilanz verlor die Familie Tietz/Zwillenberg den größten Teil des Firmenvermögens durch die hohe Verschuldung des Konzerns, die Mitte 1933 schätzungsweise bei rund 130 Mio. RM lag. Sie wurde damit nicht nur für die Kosten der Expansion vor 1929 und für die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise in Haftung genommen, sondern auch für die verfolgungsbedingte Schädigung der Firmensubstanz durch die nationalsozialistische Terrorisierung. Hinzu kamen die Verluste durch den beschriebenen „Arisierungsgewinn“ von Hertie in der Auseinandersetzungsbilanz.

			Nach der zwangsweisen Verdrängung der Familie Ende 1934 wurde die Firma Hermann Tietz von Hertie übernommen und ging damit in den Besitz der Gläubigerbanken über. Wer geglaubt hatte, dass die Banken darangehen würden, dem nun als Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH firmierenden Unternehmen eine nachhaltige neue Perspektive zu eröffnen, wurde bald eines Besseren belehrt. Das Konsortium verstand sich Hertie gegenüber weiterhin als Gläubiger, erhöhte das Stammkapital lediglich auf 2,5 Mio. RM, was in keiner Weise den Anforderungen eines Warenhauskonzerns dieser Größe entsprach. Spätere Erklärungen, es habe sich bei der Verdrängung der Familie Tietz um eine wirtschaftlich erforderliche Sanierung gehandelt, erweisen sich bei näherer Betrachtung somit als reine Schutzbehauptung.

			Hertie-Geschäftsführer Georg Karg nutzte die verfahrene Situation im Sommer 1936, um den Banken einen Plan vorzuschlagen, der ihm die Übernahme einer Mehrheitsbeteiligung am Unternehmen ermöglichte. Sein Vorschlag lief darauf hinaus, dass er mit Unterstützung durch einen Kredit der Dresdner Bank eine Majorität der Anteile zu einem Kurs von 50 Prozent des Nominalwerts erwarb und den Kredit anschließend mit einer zehnprozentigen Gewinnbeteiligung abbezahlte. Karg machte sich zunutze, dass Hertie ein viel zu niedrig angesetztes Stammkapital hatte. Der Dresdner Bank, Hardy & Co. und den anderen Gläubigerbanken kam Kargs Vorschlag gelegen, da das Stammkapital nahezu vollständig aus umgewandelten Bankschulden bestand. Die Gläubiger wollten dieses Geld wiedersehen und mussten angesichts der ungünstigen Geschäftsentwicklung des Warenhauskonzerns befürchten, dass diese Beteiligung für sie noch teurer kommen würde.

			Unter Beteiligung des Reichskommissars für das Kreditgewerbe einigten sich die Gläubiger vor diesem Hintergrund auf ein Paket, das eine Aufstockung des Stammkapitals durch Umwandlung der Bankschulden auf 7,5 Mio. RM, ein auf vier Jahre befristetes Stillhalteabkommen und den Verkauf einer 51-prozentigen Beteiligung an Karg vorsah. Bereits im September 1937 hielt Karg dann die Hertie-Mehrheit in seinen Händen. Da die Warenhäuser nun einen kräftigen Aufschwung erfuhren, konnte er seine Beteiligung in der Folgezeit aus den Gewinnen sukzessive weiter aufstocken. Im Juni 1940 hatte er schließlich sein Ziel erreicht, Hertie vollständig in seinen Besitz zu bringen. 

			Anders als mitunter behauptet wird, hat Karg den Warenhauskonzern also nicht als »Ariseur« übernommen, doch profitierte er von dieser »Arisierung« wie kein anderer und übernahm nebenbei Kauf- und Warenhäuser jüdischer Eigentümer in Guben, Ostpreußen und Berlin in privaten Besitz. Das »arisierte« Berliner Warenhaus Paul Held Nachf. baute er parallel zu seinem Aufstieg als Hertie-Geschäftsführer zu einer privaten unternehmerischen Basis aus.

			Die Familie Tietz/Zwillenberg blieb nach dem Verlust ihres Konzerns in Deutschland und versuchte, mit den ihr verbliebenen Werten zu wirtschaften. Sie konnte sich dabei auf Zusagen stützen, die für eine »Arisierung« ungewöhnlich waren und für deren Aushandlung es in den Anfangsjahren des Regimes noch Spielräume gegeben hatte. Der Auseinandersetzungsvertrag hatte noch auf den handelsrechtlichen Bestimmungen beruht, die Verhandlungen zwischen den Gesellschaftern vorsahen und von der Vorstellung einer Aufteilung des Vermögens ausgingen. Gestützt auf diese Zusagen gründeten Georg und Martin Tietz in Berlin und London Handelsgesellschaften, die der Einkaufsgemeinschaft des Hertie-Konzerns angehörten, sie wurden dabei mit einem Zuschuss aus ihrem abgegebenen Firmenvermögen unterstützt. Ferner wurden sie – zumindest zwischenzeitlich – von der Reichsfluchtsteuer befreit, und mit einer behördlichen Genehmigung wurde ihnen die Möglichkeit eröffnet, mit Krediten in Höhe von bis zu neun Mio. RM Außenhandelsgeschäfte zur Erwirtschaftung von Devisen zu finanzieren. 

			Vor diesem Hintergrund kam später im Rahmen des Restitutionsverfahrens die Legende auf, die Familie Tietz habe Deutschland mit einer Abfindung zwischen sechs und zwölf Millionen RM verlassen. In Wirklichkeit handelte es sich bei der Sondergenehmigung in Millionenhöhe um einen Kreditrahmen für Exportgeschäfte, die dann in viel geringerem Umfang realisiert werden konnten als ursprünglich erhofft. Wenn man bedenkt, dass der Familie im Auseinandersetzungsvertrag weniger als zwei Prozent des Firmenvermögens belassen wurde und sie auch privat gehaltene Anteile in großem Umfang verlor, dann kann von einer »Abfindung« aber nicht die Rede sein und schon gar nicht von einer »fairen Behandlung«. 

			Die erhaltenen Zusagen erwiesen sich gleichwohl als nützlich. Sie erleichterten es der Familie Tietz, Vermögenswerte vor der Emigration ins Ausland zu transferieren. Da sie Teile ihres Vermögens schon lange bei Banken in der Schweiz und in den Niederlanden angelegt hatten, waren Georg und Martin Tietz in der Lage, nach der Emigration in die Schweiz 1937 für sich und ihre Angehörigen die Staatsbürgerschaft des Fürstentums Liechtenstein zu erwerben. Geschützt durch diesen Status gelang es Georg und Edith Tietz, mit ihren Kindern über England und Kuba schließlich in die USA zu emigrieren. Martin und Anni blieben in Kuba. Betty Tietz folgte ihren Söhnen in die Schweiz, um von dort aus in ihr Heimatland USA zu emigrieren.

			Einen wesentlich steinigeren Weg der Flucht musste die Familie von Hugo und Elise Zwillenberg durchschreiten. Sie wurde in den Sog der mitleidslosen Novemberpogrome 1938 gezogen und ihr Oberhaupt in das Konzentrationslager Sachsenhausen verbracht. Wie viele vermögende jüdische Wirtschaftsbürger wurde Zwillenberg unter dem Druck von Gewaltandrohungen genötigt, seinen gesamten Immobilienbesitz zu veräußern. Mit seiner Auswanderung in die Niederlande und einer erneuten Festnahme durch NS-Besatzungstruppen begann eine wahre Odyssee, die durch zahlreiche Lager führte. Die Torturen von Verfolgung und Flucht ließen die Familien Tietz und Zwillenberg zerrissen, beraubt und über die Welt verstreut zurück.

			Für das NS-Regime bot die Emigration nun den formalen Anlass, um sich auch über das noch in Deutschland verbliebene Vermögen der Familie herzumachen. Obwohl die Bandbreite der auch hier eingesetzten Instrumente der Konfiskation seit Langem bekannt ist, bleibt es doch erschütternd, wie systematisch und fintenreich sich der Staat an der Unternehmerfamilie bereicherte. Noch bestürzender ist allerdings der Befund, wie viele verschiedene private Profiteure sich im Windschatten des Regimes rücksichtslos einen persönlichen Vorteil verschafften. Es zeigt sich deutlich, dass der Wille zu »Arisierung« und Raub ein ganzheitliches Phänomen einer Gesellschaft darstellte, die ihren Wertekompass verloren hatte. Nachweise hierfür finden sich in der »Arisierung« der Immobilien, an der sich Fabrikanten, Kleinhändler, Versicherungskonzerne oder auch die Wehrmacht selbst beteiligten. Ein wahrer Bereicherungswettlauf entstand aber um die wertvollen Kunst- und Büchersammlungen der Familie. Nachdem diese konfisziert bzw. als Feindvermögen beschlagnahmt worden waren, machten sich die Finanzbehörden daran, die wertvollsten Stücke zu vereinnahmen, auf Auktionen zu versteigern oder schlicht an einzelne Interessenten zu verschleudern. Der Verlust der Familie verband sich so mit einem unwiederbringlichen Schaden für die deutsche Kulturlandschaft.

			Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs standen die Versuche, das nationalsozialistische Unrecht durch private Rückerstattung und staatliche Entschädigungen »wiedergutzumachen«, vor der schwierigen Aufgabe, die komplexen Verfolgungserfahrungen in rechtsnormativen Strukturen abzubilden, um sie überhaupt juristisch aufarbeiten zu können. Ein besonders unrühmliches Kapitel der westdeutschen Vergangenheitspolitik bildete das Verhalten, das die deutschen Behörden im Umgang mit den Entschädigungsansprüchen an den Tag legten. Als es um den finanziellen Ausgleich für eingezogenes und konfisziertes Privatvermögen ging, verschanzten sich die deutschen Sachbearbeiter hinter Paragrafen. In äußerst bürokratischer Manier überzogen sie die Antragsteller mit Dokumentationspflichten, konfrontierten sie mit unverständlichen Berechnungen und zögerten die Verfahren damit nicht selten über Jahre hinaus. Geradezu beschämend musste es wirken, als der zwischenzeitliche Aufenthalt der Familie Zwillenberg in militärischen Internierungslagern nicht als verfolgungsbedingt eingestuft werden sollte. Solche revisionistischen Winkelzüge mussten die Betroffenen an der Unvoreingenommenheit und Aufrichtigkeit der Entschädigungsämter zweifeln lassen.

			Eine besondere Bedeutung für die Familie besaß die Restitution ihres ehemaligen Warenhauses und damit des Erbes ihrer Elterngeneration. Die Begegnungsgeschichte zwischen der Familie Tietz und Georg Karg bzw. Hertie fand unter anderen Vorzeichen statt. Die alliierten Besatzungsmächte hatten die Betriebsvermögen der deutschen Unternehmen unter Aufsicht gestellt. Zudem bewerteten die Restitutionsverordnungen alle seit dem 30. Januar 1933 abgeschlossenen Rechtsgeschäfte mit jüdischen Firmeninhabern als widerrechtliche Entziehung. Diese Vorannahme kehrte die Beweislast um und setzte die Erwerber unter Zugzwang. Für Georg Karg war es kaum möglich, die »Arisierung« beweiskräftig zu leugnen. Ebenso wenig konnte er sich Verzögerungstaktiken erlauben, um Rechtssicherheit für den Weiterbetrieb der Warenhäuser zu erlangen. Diese Rückbindung zwischen Rückerstattung und Freigabe der unternehmerischen Tätigkeit zeigte im Fall Hertie besondere Wirkung, da der Konzern seine im Ostsektor Berlins und in der SBZ verorteten Niederlassungen verlor. Wollte das Unternehmen in Westdeutschland gegen stark aufgestellte Konkurrenten reüssieren, durfte der Neustart nicht durch schwebende Rückerstattungsverfahren blockiert werden. Diese Umstände motivierten Georg Karg, eine schnelle Klärung anzustreben, die natürlich ebenso im Interesse der Anspruchsberechtigten lag 

			Die Familie Tietz reichte ab Sommer 1948 nahezu ein Dutzend Restitutionsanträge gegen Hertie ein. Beiden Parteien war bewusst, dass eine Klärung der komplexen Forderungen auf dem Weg von Einzelverfahren zeitraubend und wenig zielführend wäre. Daher einigte man sich darauf, die Verfahren zusammenzulegen und einen universellen Vergleich anzustreben. Dies war ein erstes starkes Signal, dass Georg Karg und die Familie Tietz auf eine pragmatische Linie einschwenkten, denn diese Entscheidung bedeutete zugleich, dass sie beiderseits darauf verzichteten, die entzogenen Vermögensobjekte – jedes Grundstück oder jede Immobilie, jedes Warenlager oder jeden Gesellschaftsanteil – einzeln zu bewerten und aufzurechnen. Stattdessen strebten sie einen materiellen Ausgleich an, der sich vor allem an der monetären Tragfähigkeit für beide Parteien orientierte. Vor diesem Hintergrund gab es keine mit spitzem Bleistift durchgeführten Berechnungen des »arisierten« Vermögens, sodass auch die berechtigten Fragen nach der Höhe des »Arisierungsprofits« von Hertie aus historischer Sicht kaum mehr zu beantworten sind. Die Studie zeigt jedoch anschaulich, wo der Punkt in den Restitutionsverhandlungen lag, an dem beide Seiten ihre Rechte und Pflichten als in angemessener Weise ausgeglichen ansahen. 

			Der gesamte Verlauf des Restitutionsverfahrens zeigt ein in der Forschung bereits bekanntes Bild. Hertie sah sich in einer materiellen, aber keineswegs in einer moralischen Schuld, da man die Verantwortung für die Diskriminierung und Verfolgung jüdischer Betroffener gänzlich auf den NS-Staat abwälzte. Der einzige Weg, um trotz dieser Haltung Verhandlungen führen zu können, war, sich beiderseits stillschweigend zu einigen, die Schuldfragen der Vergangenheit nicht mehr zu thematisieren und sich stattdessen ganz auf die Ausbalancierung von gegenwärtigen und zukünftigen wirtschaftlichen Interessen zu konzentrieren. Eine wichtige und in den Quellen ablesbare Voraussetzung für diese Linie bildete, dass Georg Karg den persönlichen Austausch mit der Familie Tietz suchte. Man kannte sich über Jahre, schon aus der Zusammenarbeit vor 1933, und diese Bekanntschaft ermöglichte offenbar eine sachliche und konstruktive Atmosphäre.

			Ähnlich wie die »Arisierung« unter speziellen Bedingungen ablief, trug auch der Rückerstattungsvergleich einen besonderen Charakter. Im Unterschied zu allen bislang bekannten Fällen einigten sich die Parteien nicht auf eine einmalige Rückgabe oder Ausgleichszahlung. Sie gingen eine längerfristige, geschäftsmäßige Beziehung ein. Die Familie Tietz erhielt Haus und Grund der Warenhäuser in Karlsruhe, Stuttgart und München zurück, verpachtete sie aber für 20 Jahre sofort wieder an Hertie. Als Pachtzins wurde eine feste Beteiligung von bis zu 2,5 Prozent an den Umsätzen der Kaufhäuser festgelegt.

			Für Hertie bedeutete dies, dass das Unternehmen nicht in die Pflicht einer millionenschweren Einmalzahlung kam, die es zu diesem Zeitpunkt kaum hätte schultern können. Stattdessen wurden die Leistungen in moderaten vierteljährlichen Pachtraten erbracht, die der Konzern aus seinen Gewinnen finanzieren konnte. Die Familie Tietz sicherte sich demgegenüber einen gewichtigen Teil ihres noch greifbaren Eigentums sowie eine kontinuierliche Einnahmequelle, um sich und ihre Erben langfristig versorgt zu sehen. Sicherlich barg dieser Vergleich ein gewisses geschäftliches Risiko, ob die zukünftigen Hertie-Umsätze tatsächlich die Restitutionszahlungen abdecken könnten. Dieser Wechsel auf die Zukunft sollte sich angesichts der einsetzenden Konsumwelle des »Wirtschaftswunders« aber für beide Vergleichsparteien auszahlen. Da die Jahresumsätze seit Mitte der 1950er-Jahre weit über das vorab geschätzte Maß hinausgingen, lagen auch die Restitutionszahlungen deutlich über den ursprünglichen Erwartungen. 

			Kurz nachdem der Restitutionsvergleich abgeschlossen war und Hertie u. a. durch die Übernahme der ehedem ebenfalls »arisierten« Warenhausunternehmen Wertheim und Hansa wieder wuchs, passte Georg Karg die Organisations- und Eigentumsstrukturen des Konzerns an. Er verschlankte die komplexen Kapitalverschränkungen der zahlreichen Konzerngesellschaften und stellte die Hertie GmbH schließlich unter das Dach einer unternehmensverbundenen Stiftung, der Karg’schen Familienstiftung. Dieses hybride Governance-Modell ermöglichte es ihm, seinen Konzernbesitz im Stile eines Familienunternehmens nach außen abzuschirmen und sich und seiner Familie nach innen die Kontrollrechte über das nun erbimmune Firmeneigentum langfristig zu sichern.

			Trotz der für alle Seiten finanziell günstigen Marktentwicklung blieb das Verhältnis zwischen Hertie und der Familie Tietz in den Folgejahren nicht konfliktfrei. Auch hierfür war die schnelle Expansion von Hertie verantwortlich, die aus Sicht von Georg Karg durch die im Vergleich verankerte Wettbewerbsklausel ausgebremst wurde. Abermals folgte der Warenhauspatriarch seit Mitte der 1950er-Jahre einzig seinen kaufmännischen Zielen, aber er versuchte, diesen Paragrafen des Vertrages auszuhebeln. Als sich die Debatten um das örtliche Verbot, weitere Niederlassungen zu eröffnen, mit Diskussionen um Rückkaufangebote verbanden, kam es zu tiefgehenden Spannungen, die auch in die Familie hineinwirkten. Hertie verhielt sich zunehmend unsensibel, drohte einzelnen Familienmitgliedern gar mit Klagen und setzte sich durch einige Winkelzüge dem Verdacht aus, ihre Interessen auch über die Köpfe der Unternehmenserben hinweg durchzusetzen zu versuchen.

			Spannend ist der Befund, dass es offenbar auch bei diesen Konflikten stets bei zwei Ebenen der Verhandlungsführung blieb. Während sich die jeweiligen Rechtsvertreter beider Parteien mit harten Bandagen stritten, riss der persönliche Faden zwischen Georg Karg und den Alteigentümern nicht ab. Nur so wurden die Auseinandersetzungen Anfang der 1960er-Jahre beigelegt. Als der Restitutionsvergleich schließlich am 1. Juli 1970 auslief, konnte Hertie auf einige bereits hinterlegte Kaufoptionen für die Grundstücke in Karlsruhe, Stuttgart und München zurückgreifen. Martin Tietz und seine Erben verlängerten sogar ihre Pachtbeteiligung für weitere 15 Jahre und arbeiteten somit weiterhin mit dem Warenhausunternehmen zusammen. Am Ende der langen Restitutionsphase gelangte jedoch nahezu das gesamte ehemals entzogene Eigentum wieder in die Hände von Hertie. Zugleich galten alle weiteren Ansprüche aus der »Arisierung« als rechtlich abgegolten.

			Zieht man ein Resümee der Begegnungsgeschichte zwischen dem ehemaligen »Ariseur« und den Opfern der antijüdischen Verfolgung, die sich nun in veränderten Rollen als Anspruchsberechtigte und -pflichtige gegenüberstanden, bleibt zu konstatieren, dass sie einen Umgang auf Augenhöhe fanden, wohl aber nicht zuletzt aufgrund des Umstandes, dass Hertie wirtschaftlich von einem guten Umgang abhängig war. Die Familie Tietz war in der glücklichen Lage, sich in den äußerst komplexen Detailfragen der Restitution kompetent durch erfahrene Rechtsanwälte, mit Kurt Jasen sogar aus den eigenen Reihen, vertreten lassen zu können. Daher gelang es ihr, ihre Ansprüche zufriedenstellend zu verwirklichen. Mit ihrem Verhalten im Rückerstattungsverfahren um die Paul Held Nachf. lieferten Hertie und Karg aber zugleich auch ein Gegenbeispiel, wie kalt und berechnend sie ihre geschäftlichen Interessen gegenüber Ausgleichsberechtigten durchsetzten. Hier nutzten sie die wirtschaftliche Notlage und gesundheitliche Schwäche der Eheleute Aufrichtig aus, um die ehemaligen Kaufhausbesitzer zwar schnell, aber mit einer viel zu geringen Abfindung abzuspeisen.

			Damit bestätigt sich nochmals das doppelte Gesicht der Hertie-Vertreter im Umgang mit der eigenen Vergangenheit. Ihr größtes Manko war die mangelnde Einsicht, unabhängig von jeder materiellen und rechtlichen Ebene auch moralisch in die Verantwortung für die eigene Verstrickung mit dem Unrechtsregime des Nationalsozialismus einzutreten. Dies war ein Versäumnis, das sich weit über das Ende der Restitutionsphase und die Auflösung von Hertie hinaus bis in unsere jüngste Vergangenheit gezogen hat.
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			Joel, Karl Amson

			Joel, Max

			Joske (Kaufmannsfamilie)

			Kaliski, Heinz

			Karding, Ernst

			Karg, Brigitte – siehe Norman, Brigitte Gräfin von)

			Karg, Hans-Georg

			Karg, Walter

			Karg, Willy

			Keppler, Wilhelm

			Knobloch, Charlotte geb. Neuland

			Knopf (Kaufmannsfamilie)

			Köhler, Bruno

			Kraus, Hans

			Kröger, Hans

			Kücher-Eigner, Charlotte

			Lachmann-Mosse (Familie)

			Ladeburg, Richard

			Ladwig-Winters, Simone

			Larlam (Filialleiter)

			Laupenmühlen, Erich

			Lenz, Otto

			Levy, Franz

			Lewecke, August

			Liebermann, Max

			Lindgens, Arthur

			Lindgens, Joachim

			Lindgens, Ursula (ehemals Wertheim, Ursula)

			Lippert, Heinrich

			Löb, Rudolf

			Löwenberger, David

			Manasse, Georg

			Mendel, Samuel

			Merton, Alfred

			Meyerheim, Paul

			Michel, Elmar

			Moses, Fritz

			Mosler, Alfred

			Mosse, Fritz

			Mosse, Rudolf

			Müller, Nathan

			Nachmann, Martin

			Neckermann, Josef

			Neuland, Fritz

			Niederlechner, Max

			Norman, Brigitte Gräfin von geb. Karg

			Norman, Roger Graf von

			Nowomiejski, Kurt

			Nünnike, Kurt

			Oliven (Filialleiter)

			Osborn, Max

			Ossmann, Olaf

			Overbeck, Gustav

			Papen, Franz von

			Paschke, Hans

			Petzall (Mitarbeiter der Firma Hermann Tietz)

			Pilder, Hans

			Pohl, Richard

			Posse, Hans

			Praser (Mitarbeiter der Firma Hermann Tietz)

			Priester, Hans Erich

			Pünder, Hermann

			Quaatz, Reinhold

			Rachelmann, Auguste

			Rachelmann, Hermann

			Rasche, Karl

			Rathenau, Walter

			Ratzmann, Hugo

			Reichardt, Wolfgang

			Reuter, Karl

			Ritter, Alois

			Rosenkötter, Hans

			Rosenthal (Filialleiter)

			Rosenthal (Unternehmerfamilie)

			Rossi (Wirtschaftssachverständiger)

			Ruge, Hartmut

			Sack, Walter

			Sauckel, Fritz

			Schaar, Björnsen

			Schacht, Hjalmar

			Schaeffler, Wilhelm

			Schell, Guido

			Schmidt, Walter

			Schmidt-Bangel, Ludwig

			Schmitt, Kurt

			Schocken, Salman

			Schocken (Unternehmerfamilie)

			Schöndorff, Hermann

			Schröder, Käthe

			Seemann, Wilhelm

			Seyß-Inquart, Arthur

			Sichler (Oberstleutnant)

			Silverberg, Paul

			Simon, Arnold

			Sklow, Hermann

			Solmssen, Georg

			Spethmann, Paul

			Spiegelberg, Ernst

			Stauss, Emil Georg von

			Steffani, Hans-Heinz

			Tann-Rathsamhausen, Trabart Reichsfreiherr von und zu der

			Tengelmann, Herbert

			Tietz, Alfred Leonhard

			Tietz, Anni – siehe Tietz, Rosa Anna (Anni) geb. Böning

			Tietz, Betty – siehe Tietz, Rebecca (Betty)

			Tietz, Chaskel

			Tietz, Edith geb. Grünfeld

			Tietz, Elise – siehe Zwillenberg, Elise geb. Tietz

			Tietz, Hans Hermann – siehe Tietz, Herman

			Tietz, Herman (ehemals Tietz, Hans Hermann)

			Tietz, Hermann

			Tietz, Julius

			Tietz, Karl

			Tietz, Leonhard

			Tietz, Markus

			Tietz, Oscar

			Tietz, Rebecca (Betty) geb. Graupe (Meyer)

			Tietz, Rösli – siehe Jasen, Roe (Rösli)

			Tietz, Rosa Anna (Anni) geb. Böning

			Uhlfelder, Max

			Uhlig, Heinrich

			Ury (Kaufmannsfamilie)

			Vandyk, Arthur

			Völker, Gottfried Wilhelm

			Vogel (Familie)

			Vogel, Willy

			Wagener, Otto

			Weinstein, Sally

			Wertheim/Wertheim-Froeb (Familie)

			Wendler, Herbert

			Wertheim, Albrecht

			Wertheim, Franz

			Wertheim, Georg

			Wertheim, Günther

			Wertheim, Klaus

			Wertheim, Ursula – siehe Lindgens, Ursula

			Wertheim, Wilhelm

			Wieland, Hermann

			Winkler, Friedrich

			Wintermantel, Fritz

			Witte, Irene

			Wittkowski, Kurt

			Wolff, Richard Carl

			Wronker (Kaufmannsfamilie)

			Wronker, Hermann

			Wronker, Max 

			Wronker, Simon

			Zinsser, Hugo

			Zirpel, Elisabeth

			Zola, Émile

			Zwillenberg, Elise

			Zwillenberg, Helga Henriette

			Zwillenberg, Lutz Oscar
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Cingelhandler, Handtverker, Getwerbetreibonde, mmemﬁnomz
Cs ijt 5 Minuten vor 12 fiir Cudh! Die Die_Fundamente Eurer Erijtengen wanken bereits!
Wollt Jhr kampflos hinabgleiten in das graue Elend blttenter Not?
Ober wollt Jhr mit uns kampfen fiir- Schuf und fiir die Crbhaltung
der Criftenzen des Mitteljtandes?

Und menn Jhr das wollt, dann kRann die Parole jest nur lauten:

— & e
Aampf dem Warenhaus, dem Konsumuerein, den Groffilialbetrieben!
Dies find dic wirtidaftlichen Jotengraber des Mittclftandes!
Seit Jabhren fagt Ihr nun fdon: ,,S0 Gann ¢s widht weiter gehen!*
S : oder: ,,Da muf dodh) ittons gefchehen!
Wunder gefdjehen aber nid)t mebr durd) Worte, fondern mur durd) die Tat, du
3 Stiinden alle Mittelftindler in trogigem Criftengwillen jujammen, dann kdnnte
ftarke Gront bilden, mie die anderen grofen Verufsjtinde aud).
&in

¢ ftarke Mittelftandsfront su {d)a on

und gwar {dynelljtens, das hat fich gur Aufgabe gemad)t die

_Kamplgemeinschalt gegen Warennaus und Honsumuerein” der M. S. D. A. P.
die Cudy bierduedh aufeuft sum fofortigen Beitritt als mugmm
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oajs Gerr De. Higo willenberg -u- unferer Flema als peridniidy; hojlender GefeNfdnfter. aum{
geldleden ifl. Hn felner Stefle ift bl i
Beiciigung von 60°) eingeteeten. Diele G 1eOID ¢ elivecnehmlicy mil dem Reidysi ajts- |
miniffecium von unferen Grofgldubigern geatlindet, in deren Hiinden fidy ihre Untelle Gefinden,
Berkcaglifie Desginbarungen fidecten diejer Gefellidyail eimen entfdieidenden Einflufs in unferer
@eftydfisleitung ahb damit elnen Hoeemiegenden avifdien Einfiuk In-unfecee Fema.,

tafgnahmen_ 3ue DAngleidung unfever BelvicbsHibrung an die Grundfage nationaler Mictichaits
fihrung fid in Dorbeveifung.

Um diefec grundlegenden Berdnberung fufjeren Husbrud 3u verleifen, wicd die bisherige ofiene
Handelogelell[@aft Hermann Tieh in Futuafl als o

__ Hermann Tieh & Go.

ie bitfen, die Firma Germann Tleg & Co. in dem Befieoben ju unteritiiGen, das Unfernehimen forts
3ufiihren und damit unfeven ca. 12500 Angefielifen uad ihren Famillen !‘rlmll und Brot 3u ecfalten.

A

Lvats BT

AT R HIS T 0

6emanu Tieh 2. hon B Hevmayn Tieh & Co.
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Ginansamt Zehlendorf @Berlin . ~Lichterfelde,3.Nov.1938
3a/2014  — Gimmer . 13 Drakestr. Gtrafe ...358
ik, s angebent
Femipredyer: ‘Dausanfibluf
Dos Finanzamt (Finangtaffe) hat folgende Sonten: Sordert den unbaren Bablungsverkebr, er
Poftidyedtonto Berlin RW7 Nr. erfpart liingeres Warten in der Finanzkaffe?
Reidssbantgizoonto SBublifumsoertefr bei ber Finangfafie wodentiglity von
£ 9 bis 13 1hr; am legten Werttage tm Monat ift die Finans
ingltngen uf e Sonts nefmen ffeSeidtantonfte Eoenfe ) Tale s b Gomabends b 12,30 1t aeicblofion:
Bredmer=Bonk-Hruptoant-Sramdfiide-SteafrtT=3y Die Ramen wund Unterjdriftsproben der jur Quittungserteilung
(Rux fiie Werroeifungen) beredytigten Beamten find im Kafiencaum angeidylagen.

on Herrn u,Frau Martin u.Anni Tietz Bln.-Dahlem,Gelfertstr.2o

z.Hd.Herrn Rechtsanw.Dr.-Kurt Jacobsohn
Bln.- Wilmersdorf

Gieselerstr. 12

Berichtigung gem. %eidjsﬂud)ﬁteuerbefd)eib

§ 218 Abs.4 AO. A. Gteuerfeftieung und Filligkeit

Tad) ven Fefitellungen des Finanzamts haben Sie Joren inlandifen Wobniiy — gemibnlihen
Stafentbat-im-Snkent- aufgegeben. Sie Baben baber gemd§ § 1 bes Reichsluctfteucrgejehes” eine
Reichsflucbtftener 3u entridten. — Oie gleiche Verplictung Haben die mit Jfnen ausgemandecten
Sngefbrigen (Ehefran, Rinder), foroeit fie mit Jhnen qur Ginfommenfiener ober jur Vermbgenfiever
sufammen bevanlagt worden find ober jufanmmen ju veranlagen find.

Tacy dem lehten Jhrien vor ber UuSwanberung jugegangenen Vermibgenfieueebefcyeid vom

- Nov. 1938 betrug das Jhnen und Forer Chefran forwie-Jose—tinbs

qgebrige GefamtbeTmBgen .. .. .. ..o.oii s 909 151 RH
Dem Gefamtvermbgen find gemdfi § 3 Abjak 3 bes Reidysfluchtfieuer-
gejefies finguguedynen:

Diezu Inrem Ve ren=zum Vermog

| Jhefrau genorenden Stlcke der 88 6l

| anleihe 1931 mit

| D e = e e %

ansngesachacs iy e
B ="

o by ~_Summe 997 795 AH
$ieroon { det dncell Jorer Chejean wnd Jpre  Knde an dem
~aTER e Teren Beraqen it . — M
absw}\cbtn,t@berb[ﬂ[rma{ﬁﬂ:uerpﬂmﬂ\get‘Zlntulam(l)t[amlmtmugm 997795 AH

Die Reichsfluchtftener wird hiermit gemdf § 3 Abjag 1 bes Reichslucytftencrgeiebes auf ein Bietel

biefes Vetrages
~[T2s9 w9, — 44

feftgefett. Oie Reichsfluchtiteuer it gemdh § 5 des Reichsiluchfieuergefebes
am. 1. Januar 1938 fiillig geworden;

fie ift gemdf § 6 bes Reich&fludhifieuergejebes mit einem Sufchlag von Lvom Sundert fiir jeden auf dben

Seitpuntt der Falligheit folgenben angefangenen futben-Donat an die Fnansfaffe su entridjten.

) Reicysftenerdl. 1934 ©. 599; Reichonefeol [ 1931 S. 699, 1932 &. 571 ; 1934 S. 392, 941, 1935 S. 850.
Reichsfiucht 9. 2 Der Zuschlag betrigt mindestens 2 v.H. des Riickstands.
| reiaei s o) 4 57, 10000
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Firstentum Liechtenstein.

ZI.

T iet z Geérg

geboren zu ..G.e r a Firstentum R e u s @n. 10..Jénner 1889
sowie dessen Ehefrau .. Edith . geborene G r iinfeld

gcboren zn..B.e. vl i m am ....25...Juli 1898

endlich dessen eheliche Kinder:

T i e t z Hons Hermemp am 21.Jénner 1920 . Beeyeladin
T i e t z Rosli Margeb. am .. 8. Jénner 1924  zu ..Ber l in

geb. am z
geb. am zu
geb. am 1 zu
geb. am zu
Biirger der liechtensteinischen Gemeinde ... T. X i € 8 e n sind und jederzeit

in dieser ihrer ZuStindigkeitsgemeinde Aufnahme finden.

Ortsvorstehung . T.r i e s en I ; . 5 :
H Die Echtheit nebenstehender Unterschrift

am 14. M.a i 19.37 .| und des beigedrickten Amtssiegels wird hiemit
beglaubigt.

Z{&:ﬂ/ W Fiirstl. liechtenst.

Regierung.

Lirsont, oS>
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:
Vorl.Reichswirtschaftsrat

Igb.Nr. 524/32 _

Anlage VI
Verkaufsveranstaltungen des Waremhauses Heymann Tietz-Gora
1951
Lfd.Nr.  Veranstaltungen ________ Datum __  Anzeigen
o usverkoiios
1 Inventurausverkauf 10.1.-23.1. 11
2 Saisonausverkauf 10.7.-23+7« 12+3 Beila~
gen
\ Za
i Kindermittwoch (Inventurausv.) 13. l. aL
(grossen Nachmittag im Er-
frischungsraum)
2 Tebensmittel "Grossverkauf" 22.1. ik
55 " " 26.1. 1
4 oL &l 29e1.=242, 2
i #Sonnabend, Montag, Dienstag" 30.1. ik
: Reste
6 %30 Jahre Weisse Wochen! incl. 4.2.-21.2. 7
Vorverka
g Serientage 24.2.fF 9 + Beil.
"Billigc Hosentage" 12.3. 1
0] Volkstiimlicher Osterverkauf 20.3.2F 8
10 age onnerstag, Froitag,
Sonnabend Reste 25¢3 1
11 3.0sterfcicrtag Sonderverkauf  4.4.ff 4
Sommerstoffe
12 Donnerstag, Freitag, Sonnabend 8.4,
: 9 3 Tage alles filirs Kind 5
\ 13 Pfg.Tage Das grosste Ereignis 5
| e d.Jahtes 15.4.16.4.22 10
14 Donnerstag 5 - 6 Billige Stunde 22.4, 1
wahrend 95 Pfg.Tage)
U5 Volkstiuml,Pfingstverkauf 7e5.28 5
, 16 3 eéxtra billige Konserven Tage 12.5« ak
: (wdhrend Pfingstverkauf) 2
; 17 3.Feicrtag Waschstoff-Vorkauf z. 23.5.26.5. 3
| vo]fstdml.l’roisen 29.5.
: 18 Reste u.Abschnitte 2.volkstiiml. 27.5. 1
; Einheitspreise
: 19 Geschirrumarkt b.Tietz (4 Waggons) }3-2-§£ 10‘;*- Beil.
‘ 20 Volkstage «b. Y
‘ 21 3 Tago %urs Xind (wihrend d.Volks- 22.6. i
3 tage)
‘ 22 Grossverkauf Reste 26.6.£F 2
23 Rillige Stunde ca, 1 200 Paar Da-—
menstrimpfe a Rii 1.~ Froitag 5-6 3047 ik
24 Werbetage 6.8.fF 1242 ®

25.
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HERMANN TIETZ
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Herien

Georg Tietz, Lertin lieiz

Frau Bet.y Tietz,

z.Hd, des Reci:isen. el.s Dr, Wilhelm
Beutner,

Berlin W,
[l Harkgrafenstr. 46,II. =

Geniiss Erlass der Reichsstelle iii: Devisenbewirt-
schaftung vom 28, Septeuber 1934 -Dev. A. 38542/34-
erteile ich Ihnen die @enehmigung ‘zwei von Ihacn in
Auslande zu grindenden mmuel:: ﬁxf.len zun Vertrieb von
Varenhausartikeln Krelite zum Zwecke des zusitzlichen
Ankaufs von Weren in Deutschland ia Vierte bis zu

RM, 9,000,000,=- 5.24_ chem Neun uillionen)
zur Verfiigung zu stellen.

Der Nachweis der Zucitzlichkeit der Werenbezi e

der noch zu y'mdcnden'béiéen Firuen ist in der Veice zu
filhren, dess Sie Bescheinigungen deutscher Amslandisver-
tretungen (Konsulate, Botschaften und dergl.) dariber
vorlegen, dess die in Prage komaencen Abnehaer der
beiden neuen Hendelsfirmen hiuher nicht in de. beab-
sichtigten Umfang oder in letzter Zeit iberhoupt nicht
deutsche Woren unmittelbar oder ;u.,telbk,r gekaufs huven.
Diese Be.cheiniguugen niissen ruch sen-.ueAngsben iver
iie Art der zu bestellenden Urren enthalten, Die Ent-
scheidung dariber, welche Weren in R haen ciese: Re e~
lung eusgefihrt werden durfen, behaltc io!i wir vor.
tle
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Zwlschen der Hertie Waren-und Ksufnaus OmbH und der Pamilie
Tiets wird hierdurch folgendes versimbart:
Die Familie Tietz und swar

1. Prau Edith Tietz

2. Herr Martin

3. Herr Dr.Hugo Zwillembers und Preu Ellse
Zwillenbers

erteilt der Hertie die in Abschnitt P I des Restitutionsver—
&leiches von 10.0ktober 1949 erforderliche Genshmigung zum Bebs
eines ¥ bilka " Hauses auf dem Grundsttickskozplex Minchen,

otz

Erielmayer-,Bluntschli-, Schiltzenstrasse unter folgenden Sadin i
ent
1. Die Veriaufsfliche der " bilka® Ifinchen dar? die Verkaufa-

#liiche der "bilka' am Zoo , ndmlich g= 5.100 nicht Hberschrei-
ten.

2. Fir ate Brieiluns der Genehmigung wnd zum etwaizen Ausgleich
aus nachtelligen Folgen in den Umsdtzen des Waremheuses
Hertie, litichen erhilt die Familie Tiets vom Tags der Broff-
nung der " bilka",hiinchen an eine jihrliche Vergfitung von
1 % des Unsatzes der " bilka',lfinchen , mindestens aber
Dii 100.000.~ jahrlich.

Der Pamilie Tiets-stent das Recht zu die Umsitze der "bilka,
lilnohen durch eine Treuhandgesellachaft au? inre Richtiskeit
nachweisen zu lagsen.

Amsterdem, 9. April 1959 ERTI
“uh | GmbH

Tocarno,19.4.59 7
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Sie hrben zus den Devicenirl®.en, die rus

den Veriouf dicser en i1 Au.lcnie entstencn werden,

die in Spalte 2 der nuchfolgenden Litte .ngegebernen
Hundertsiitze der Einginge abzuliercrn, wihrend Sie
iber die in Spalte 3 t.nge‘;-ebenen Hundertsitze fir Ihre
eigen.n Zwecke verfiigen kinnen. Ifinde.tens in Hohe der
Betrige, die danach sbzuliefern sind, hcben die beiden
auslindischen Pirnen die Kredite en Sie in Devisen
zurickzuzahlen.

durchschfess.. 50%

. Betrag: ”gp‘.- Myght wbzulie- g, blgiben nicht cb-
R, 500.000 - 1008 R,  500,000,--
" 1,000,000 356 65% o 650,000, -~
" 1.000,000  20% 80% ) 800,000, =
" 1.000.000  35% 65% a 650,000, =
" 500,000  20% 80% J 400400C . ==
" 1,000,000  40% 607 L) 6004000~
* 1.000.000, 70! s 4 30% U 300000 -
" 1,000.000 208 - 200,000+==
" 2.0004000, Qz 20% . -400,000.—~

RN, 4.500,000,=-.

Zwecks Abwicklung des vorstehenden Warengeschiftes

erteile ich’ Ihnen die allgemeine Genchmigung, dass Sie

2) vor Threr Auswanderung nach Abliefcrung des fir dem
einzelnen Abschnitt geforderten Devisenunieils iber
den Ihnen belassenen Anteil der zu erwartenden Devisen-
arl§n sowie Uber von Ihnen im Auslande gegen Sicher—
stellung aufzunehmende Kredite frei ver.igen dirfen und

b) nach Ihrer Auswanderung, zuniichst euf sechs llonote.von
der Qganderung ab gerechnet, iber Ihre inlindis...en
Eonten und Porderungen in Reichsmmxxwihrung in cen
einea Inlinder gezogenen Grenzen ‘1ci ver: gen dirfen,

inso.eit
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